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Einleitung 


Nach dem Ende des Kalten Krieges wurde die Welt nicht 
plötzlich friedlich. Auch in den 1990er Jahren gab es zahlrei- 
che gewaltsame Konflikte. Es genügt, an den Irak, Jugosla- 
wien, Somalia oder Ruanda zu erinnern. Doch ein großer 
Krieg zwischen Atommächten war nach dem Fall des «Eiser- 
nen Vorhangs» so gut wie unmöglich geworden. Man ge- 
wöhnte sich daran, nicht mehr, wie noch in den 1980er Jahren, 
im Schatten eines großen Konfliktes zu leben. Der Frieden 
erschien zunehmend als Selbstverständlichkeit, und nicht we- 
nige haben heute offenbar vergessen, dass er es nicht ist. 

Am 7.April 2018 berichtete die Hilfsorganisation «Weiß- 
helme», die syrische Armee habe in Ost-Ghouta Giftgas ein- 
gesetzt. Ob es sich wirklich so verhielt, ist bis heute ungeklärt. 
Ein Zwischenbericht der Kontrollorganisation für Chemie- 
waffen, der OPCW, vom Juli 2018 schloss den Einsatz von 
Nervengift aus, lieferte aber Indizien für die Verwendung von 
Chlorgas. Trotz der völlig ungeklärten Faktenlage drängte 
US-Präsident Donald Trump sofort auf einen umfassenden 
Militärschlag gegen das Assad-Regime und das, obwohl Russ- 
land als dessen Verbündeter gedroht hatte, alle auf Syrien ab- 
gefeuerten Raketen abzuschießen und im Gegenzug die Basen 
anzugreifen, von denen sie gestartet würden. In der Konse- 
quenz hätte das bedeutet, dass amerikanische Schiffe im Mit- 
telmeer ins Visier russischer Marschflugkörper geraten wären 
- mit völlig unberechenbaren Folgen für den Weltfrieden. Do- 
nald Trump schien das nicht weiter zu bekümmern. Er kün- 
digte Moskau die Raketen sogar per Twitter an: «Mach dich 
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bereit, Russland, denn sie werden kommen, schön und neu 
und «smart.» Sein eigenes Militär hat ihm in letzter Minute 
den großen Enthauptungsschlag ausgeredet. Heraus kam am 
14. April eine Art Alibiangriff auf angeblich mit dem syri- 
schen Chemiewaffenprogramm in Zusammenhang stehende 
Orte, der nur sehr geringen Schaden anrichtete und vermut- 
lich mit Moskau abgestimmt war. Dennoch, die Welt war in 
diesen Tagen so nahe an einer Katastrophe, wie seit den frühen 
1980er Jahren nicht mehr. 

Etwas mehr als ein halbes Jahr später kam es an der Straße 
von Kertsch, der Meerenge zwischen dem Schwarzen und dem 
Asowschen Meer, zu einem ernsten Zwischenfall. Drei Schiffe 
der ukrainischen Marine, die in Richtung Asowsches Meer un- 
terwegs waren, wurden von der russischen Marine aufgebracht. 
Daraufhin verhängte das Parlament der Ukraine das Kriegs- 
recht und Präsident Poroschenko verkündete, er halte einen 
Krieg der beiden Länder für möglich. Der ukrainische Bot- 
schafter in Berlin forderte sogar ernsthaft die Entsendung der 
deutschen Marine zur Krim, um dort zu «deeskalieren». 

Es ist noch gar nicht so lange her, da sahen sich Russland 
und die NATO als Partner. Ungetrübt war das Verhältnis auch 
in den 1990er Jahren nicht, aber es existierte doch ein gegen- 
seitiges Grundvertrauen, und es kam auf vielen Ebenen, auch 
im sicherheitspolitischen Bereich, zu erfolgreicher Zusam- 
menarbeit. Inzwischen muss man konstatieren, dass die Feind- 
bilder zurückgekehrt sind. In Russland sehen viele «den Wes- 
ten» als rücksichtslosen Konkurrenten, der das eigene Land 
gedemütigt hat und seine Einflusszone immer weiter an die 
russischen Grenzen schieben will. Präsident Putin zieht einen 
gehörigen Teil seiner Popularität daraus, dass er «dem Wes- 
ten» Parolı bietet. Aber umgekehrt steht auch bei uns das 
Feindbild Russland wieder in voller Blüte. Positive Nachrich- 
ten aus Moskau sucht man derzeit vergebens, auch dann, wenn 
es einmal Anlass dazu gäbe. Stattdessen herrscht geradezu eine 
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Obsession mit «Putin», der auch in der deutschen Berichter- 
stattung zunehmend zu einer Art omnipotentem Bösewicht 
wird. Er scheint seine Finger in nahezu jeder üblen Machen- 
schaft der Weltpolitik zu haben, und es gibt keine Schandtat, 
die man ihm nicht zutraut. 

Die verzerrte Wahrnehmung des Kontrahenten auf beiden 
Seiten ist nicht ungefährlich, denn sie verkleinert die diploma- 
tischen Spielräume, steht einem Interessenausgleich im Wege 
und macht die rasche Eskalation von Konflikten wahrschein- 
licher. Die eigene Interpretation der westlichen Politik war 
sicher einer der Gründe für Russlands aggressive Haltung in 
der Ukrainekrise und die schnelle Annexion der Krim. Man 
vergleiche aber auch die Reaktion westlicher Politiker in den 
Fällen Skripal und Khashoggi. Den verantwortungslosen No- 
witschok-Anschlag auf den ehemaligen Doppelagenten Sergej 
Skripal beantworteten die westlichen Regierungen umgehend 
mit einer Ausweisung russischer Diplomaten, begleitet von ei- 
ner scharfen Rhetorik - und das bereits lange bevor die Be- 
weise vorlagen, mit denen die Urheberschaft des russischen 
Militärgeheimdienstes inzwischen nachgewiesen wurde. Auf 
den bestialischen Mord an dem Dissidenten Jamal Khashoggi 
im saudischen Konsulat in Istanbul reagierte der Westen dage- 
gen sehr viel abwartender. Die diplomatischen Rücksichtnah- 
men, die beim Verbündeten Saudi-Arabien greifen, sind bei 
Russland völlig ausgeschaltet. Das ist eine gefährliche Ent- 
wicklung. 

«Je näher uns jemand ist, desto schwerer fällt es, ihn zu has- 
sen», schrieb der Journalist Bastian Berbner kürzlich in der 
«Zeit», und er zitierte eine Anekdote George Orwells aus dem 
Spanischen Bürgerkrieg: «Ein Mann, wahrscheinlich ein Bote 
mit einer Nachricht, sprang aus dem Schützengraben und 
rannte in bester Sicht auf dem Wall entlang. Er war nur halb 
bekleidet und hielt mit beiden Händen seine Hose fest. Ich 
habe nicht auf ihn geschossen. Ich war gekommen, um Fa- 
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schisten zu töten, aber ein Mann, der seine Hose festhält, ist 
kein Faschist, er ist offenkundig ein Mensch, wie du selbst.» 
Feindbilder leben davon, dass wir unsere Gegner nicht wirk- 
lich kennen. Je weniger wir über sie wissen, desto leichter fällt 
es, unser Mitgefühl auszuschalten. Nur eine Minderheit der 
Soldaten, so zeigen Studien, feuerte in den Weltkriegen gezielt 
auf andere Menschen. Es braucht einiges, damit ein Mensch 
den Willen zum Töten entwickelt. Deswegen legt die Kriegs- 
propaganda so großen Wert darauf, den Gegner zu ent- 
menschlichen, ihn als das schlechthin «Böse» darzustellen und 
ihn zum unversöhnlichen Feind zu stilisieren. 

Je weniger Kontakte es zu denjenigen gibt, die nicht unse- 
rer Meinung sind, desto leichter werden sie in unserem Kopf 
zu Gegnern, auf die wir nicht mit Empathie reagieren, son- 
dern mit Wut und Aggression. Mit einem Gegner wollen wir 
nicht reden, wir wollen auch seinen Standpunkt nicht verste- 
hen, sondern wir wollen ihn bekämpfen oder zum Nachgeben 
zwingen. Umgekehrt zeigt die psychologische Forschung, 
dass Vorurteile und Hass schwinden, wenn Menschen ihr Ge- 
genüber erst einmal näher kennenlernen. Es ist im Grunde 
eine Binsenweisheit: Miteinander reden hilft. 

Was für einzelne Menschen und ihre Konflikte gilt, das gilt 
auch zwischen Staatsführern und auf der Ebene der internati- 
onalen Politik. Wenn ich etwas gelernt habe in den vielen Jah- 
ren, die ich politisch tätig war, darunter knapp zwei Jahr- 
zehnte als außenpolitischer Berater von Bundeskanzler 
Helmut Kohl in einer der gefährlichsten Phasen des Kalten 
Krieges, dann ist es dieses: Es braucht den persönlichen Draht 
der Spitzenpolitiker zueinander. Ohne Treffen und Gespräche 
entsteht kein Vertrauen, und ohne Vertrauen können aus Geg- 
nern keine Partner werden. Es war das persönliche Vertrau- 
ensverhältnis zwischen Michail Gorbatschow, George Bush 
dem Älteren und Helmut Kohl, durch das die Überwindung 
des Kalten Krieges überhaupt erst möglich wurde. Und damit 
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so ein Vertrauensverhältnis entstehen kann, muss man auch 
zuhören können und die Interessen seines Gegenübers zu- 
nächst einmal zur Kenntnis nehmen. Doch passiert das gegen- 
wärtig noch im Verhältnis zu Russland? 

Auch wenn etwa die Bundesregierung sich in den letzten 
Jahren sehr darum bemüht hat, den Gesprächsfaden nach 
Moskau nicht abreißen zu lassen, so gibt es in der internatio- 
nalen Politik heute doch einen Trend dahin, mit dem Gegner 
nicht mehr zu reden. Der Ausschluss von der internationalen 
Kommunikation wird als Strafe für Fehlverhalten genutzt und 
die Wiederaufnahme von Kontakten nicht selten an Vorbe- 
dingungen geknüpft. So gibt es viele, die es als eine Art Verrat 
an westlichen Werten empfinden, wenn jemand mit Assad 
oder dem Regime in Teheran reden möchte. Auch wer sich mit 
Wladimir Putin trifft, muss zumindest mit Misstrauen rech- 
nen, so als könnte ein Gespräch mit ihm den Dialogpartner 
kontaminieren. Es ist jedoch sehr wahrscheinlich, dass er über 
die jetzige Amtszeit hinaus Präsident Russlands bleiben wird. 
Entsprechende Überlegungen zu einer Verfassungsänderung 
sind im Kreml und in der Duma längst in Gange. Putin wird 
auf absehbare Zeit der Ansprechpartner im Kreml sein. 

In der Ukrainekrise und vorher schon infolge des Georgi- 
enkrieges von 2008 wurden als Reaktion Dialogforen wie der 
NATO-Russland-Rat ausgesetzt. Doch wie sinnvoll ist es, mit 
seinen Gegnern in einer Krise nicht mehr zu reden? «Mit wem 
wollen Sie sonst reden, um politische Konflikte zu lösen? Mit 
Ihren Freunden?», wurde Bastian Berbner von einem Psycho- 
logieprofessor der New Yorker Columbia-University gefragt, 
der dort ein «Difficult Conversations Lab» betreibt. «Außer- 
dem, älteste Regel: Am Ende gewinnt, wer seinen Gegner 
kennt. Dafür musst du mit ihm reden.» Oder, etwas salopper 
formuliert: Im Zweifel muss man sich auch mit dem Teufel 
treffen, wenn man ein Ergebnis haben will. 

Die NATO und Russland befinden sich gegenwärtig in einer 
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Eskalationsspirale, die nicht selten an Sandkastenspiele trotzi- 
ger Kinder erinnert: Bewirfst du mich mit Sand, dann werfe ich 
zurück. Truppen werden an die Grenze verlegt, die Militärs 
führen Manöver durch, die jeweils klar gegen den anderen ge- 
richtet sind, es wird aufgerüstet, und täglich steigt das Risiko, 
dass bei einem Patrouillenflug, einem Manöver oder eben in 
Syrien oder der Ukraine etwas schiefgeht. Wohin soll das füh- 
ren? Dringend nötig wären neue Gespräche über Abrüstung 
und Rüstungskontrolle sowie vertrauensbildende Maßnahmen 
auf militärischem Gebiet. Tatsächlich geschieht das Gegenteil, 
und Instrumente, die wie die OSZE (Organisation für Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa) die kollektive Sicherheit 
in Europa stärken könnten, werden kaum genutzt. 

Viele der Verträge, mit denen am Ende des Kalten Krieges 
die Abrüstung in Gang kam und mit denen eine gewisse 
Transparenz geschaffen wurde, sind nicht mehr in Kraft. Die 
Regierung von US-Präsident George W. Bush kündigte 2001 
den ABM-Vertrag zu Raketenabwehrsystemen, Russland 
setzte 2007 den KSE-Vertrag zur Kontrolle konventioneller 
Streitkräfte in Europa aus. Und im Herbst 2018 verkündete 
US-Präsident Donald Trump, aus dem INF-Vertrag austreten 
zu wollen, der den USA und Russland den Besitz landge- 
stützter nuklearer Mittelstreckenraketen und Marschflugkör- 
per verbietet und vor allem für Europa von Bedeutung ist. 

Russland wirft den USA vor, durch die Einrichtung von 
Raketenabwehrbasen in Polen und Rumänien den INF-Ver- 
trag zu verletzen, da diese auch zum Abschuss von nuklearen 
Marschflugkörpern geeignet seien. Auch seien die neuen An- 
griffsdrohnen der US-Streitkräfte in ihren Fähigkeiten Mit- 
telstreckenraketen vergleichbar. Die USA wiederum werfen 
Russland vor, falsche Angaben über die Reichweite neu entwi- 
ckelter Raketen zu machen und in Wahrheit bereits neue Mit- 
telstreckenraketen in Dienst gestellt zu haben. Am 4. Dezem- 
ber 2018 erklärten die NATO-Außenminister, Russland habe 
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mit der Entwicklung und Stationierung des Raketensystems 
9M729 den INF-Vertrag gebrochen. Noch am gleichen Tag 
kündigte US-Außenminister Mike Pompeo an, den Vertrag in 
60 Tagen auszusetzen. Die Antwort von Präsident Putin blieb 
nicht aus. Die russischen Systeme würden die zulässige Reich- 
weite nicht übersteigen. Die USA wollten den INF-Vertrag 
kündigen, um neue Waffensysteme zu entwickeln. «Wir wer- 
den das Gleiche tun», konterte er. Wie auch immer sich das 
tatsächlich verhalten mag: Wenn Verdachtsmomente gegen- 
über Russland «seit Jahren» vorliegen, wie NATO-Generalse- 
kretär Jens Stoltenberg behauptete und unter anderem auf den 
NATO-Russland-Rat als Dialogforum hinwies, dann stellt 
sich die Frage, warum solche Gespräche zwischen Russland 
und den USA dort nicht schon viel früher aufgenommen wur- 
den und nicht erst Ende Januar 2019 gewissermaßen in letzter 
Minute und dann auch nur auf der Ebene von Botschaftern, 
die keinerlei Entscheidungsbefugnis haben. Am ı. Februar 
2019 jedenfalls kündigten die USA den INF-Vertrag. Sollte 
bis dahin keine der Initiativen zu seiner Rettung erfolgreich 
sein, wird er ein halbes Jahr später auslaufen. 

Was in den aufgeheizten Debatten um die gegenseitigen 
Vorwürfe gerne übersehen wird, ist, dass an diesen Verträgen 
auch zahlreiche Überwachungsmissionen und Kontrollmaß- 
nahmen hingen, die bei allen Differenzen ein gewisses Grund- 
vertrauen erhalten konnten. Wer über das Militärpotential 
seines Gegenübers einigermaßen Bescheid weiß, ist weniger 
anfällig für wilde Spekulationen. Inzwischen befinden wir uns 
jedoch auf einem Weg, der Russland für die USA und die USA 
für Russland militärisch wieder zunehmend zu einer «black 
box» werden lässt - mit allen Folgen, die das für ins Kraut 
schießende Verdächtigungen und Überreaktionen auf beiden 
Seiten hat. Wir sind dabei, russisch Roulette zu spielen, und es 
könnte sein, dass die Patronenkammer irgendwann einmal 
nicht leer ist. 
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Wie konnte es so weit kommen? Es lohnt, daran zu erin- 
nern, dass wir schon einmal weiter waren. Nach dem Ende des 
Kalten Krieges sprach man vom Gemeinsamen Haus Europa, 
die im Rahmen der KSZE (Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa) beschlossene Charta von Paris sollte 
eine europäische Friedensordnung schaffen, und noch in sei- 
ner Rede vor dem Deutschen Bundestag 2001 bekannte sich 
Putin zur Partnerschaft mit dem Westen. Welche Chancen bo- 
ten sich 1989/90, um eine dauerhafte Friedensordnung in Eu- 
ropa zu errichten! Es war ein historischer Moment, wie er sich 
in der Geschichte nur selten einmal bietet. Er blieb ungenutzt, 
und ich frage mich manchmal, ob gerade uns Deutschen die 
Bedeutung jener revolutionären Umwälzungen in der UdSSR, 
in Europa und weltweit eigentlich jemals so richtig bewusst 
geworden ist. 

Schon im Dezember 1994 warnte der russische Präsident 
Boris Jelzin auf einem KSZE-Gipfel in Budapest, Russland 
werde es nicht tolerieren, von der neuen Sicherheitsordnung 
in Europa ausgeschlossen zu werden. Hintergrund waren da- 
mals die Differenzen zwischen Russland und dem Westen we- 
gen der Krise in Bosnien und insbesondere die amerikanische 
Unterstützung für den NATO-Beitritt Polens, Ungarns und 
Tschechiens. Europa habe sich noch nicht von dem Erbe des 
Kalten Krieges befreit und laufe Gefahr, in einen «kalten Frie- 
den» zurückzufallen, sagte Jelzin damals. Heute ist dieser Zu- 
stand definitiv erreicht, und es geht eher darum, eine weitere 
Eskalation zu vermeiden. 

Wie soll man mit Russland umgehen? In unseren Debatten 
gewinnt zunehmend eine Richtung an Gewicht, die das Land 
als neo-imperialistische Macht wahrnimmt, die danach strebt, 
den alten sowjetischen Einflussbereich wieder herzustellen. 
Verbreitet ist die Vorstellung, Moskau warte nur auf eine 
günstige Gelegenheit, um die baltischen Staaten anzugreifen 
und sich die ehemaligen Sowjetrepubliken wieder einzuverlei- 
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ben. Auch in Polen sorgt man sich vor einem russischen Über- 
fall, als ob Moskau nicht wüsste, dass er ein Angriff auf die 
NATO schlechthin wäre. Und mehr noch: Weil Russland mit 
dem Westen nicht mithalten könne, strebe es danach, ihn zu 
zerstören, so sieht es der amerikanische Historiker Timothy 
Snyder und verortet die Wurzeln für den weltweiten Aufstieg 
des Rechtspopulismus in Putins Russland. Wer mit der russi- 
schen Führung rede oder ihre Interessen ernst nehme, der för- 
dere bewusst oder unbewusst nur ihre Versuche, den Westen 
zu spalten. Alle Wege führen nach Moskau, wieder einmal. 

Wenn diese Sichtweise stimmen würde, dann gäbe es in der 
Tat nur eine mögliche Politik: Gegenüber zur Expansion ent- 
schlossenen Aggressoren hilft keine Nachgiebigkeit, sondern 
nur Stärke. Gerne wird in diesem Zusammenhang auch die 
Erfahrung der gescheiterten Appeasement-Politik gegenüber 
Hitler in der zweiten Hälfte der 1930er Jahre bemüht. Die 
Nachgiebigkeit des Westens führte damals nicht zum Abbau 
der Spannungen, sondern befeuerte nur den Expansionstrieb 
des nationalsozialistischen Deutschlands. 

Doch stimmt diese Analogie? Was wenn Moskaus Interes- 
sen im Kern defensiv sind, wenn es der russischen Führung 
tatsächlich darum geht, sich gegenüber einer wahrgenomme- 
nen Expansion des Westens zu behaupten und russische Inter- 
essen zu wahren? Dann würde eine Konfrontationsstrategie 
die Ängste und Vorannahmen nur bestätigen und in eine ver- 
meidbare Eskalationsspirale führen. Eine auf Interessenaus- 
gleich und Rüstungskontrolle setzende Politik hätte in diesem 
Fall sehr viel bessere Aussichten. 

Die Frage, wie die Chancen von 1989/90 verspielt wurden, 
ist daher alles andere als trivial. Es handelt sich auch nicht um 
ein rein historisches Problem. Denn je nachdem wie man die 
Geschichte der Beziehungen zwischen dem Westen und Russ- 
land in den letzten knapp drei Jahrzehnten erzählt, ergeben 
sich ganz andere Schlussfolgerungen für die aktuelle Politik. 
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Nach meiner Erfahrung auf dem internationalen Parkett 
gibt es in der Außenpolitik in der Regel weder Schwarz noch 
Weiß. Vielmehr dominieren verschiedene Schattierungen von 
Grautönen. Es wäre sicherlich falsch, Russland nur als un- 
schuldiges Opfer des Westens zu sehen. Beide Seiten hätten 
mehr tun können. Der Westen hatte keine Strategie, zeigte zu 
wenig Initiative und nahm Russland irgendwann als Macht- 
faktor nicht mehr wirklich ernst. Die russische Seite wiede- 
rum hätte mehr Mut aufbringen müssen, auf den Westen zu- 
zugehen. Doch genauso falsch wäre es zu behaupten, der 
Westen habe Russland Angebot um Angebot gemacht, aber 
Moskau habe an einer Partnerschaft schlicht kein Interesse ge- 
habt. Denn eines ist meines Erachtens klar: Die russische Poli- 
tik reagierte auch auf die Handlungen des Westens, und die 
NATO-Staaten hätten sehr viel mehr Grund zur Selbstkritik, 
als sie im Moment zugestehen wollen. 

Man sollte Russlands Aggression der letzten Jahre weder 
gutheißen noch verteidigen, doch die gegenwärtige Konfron- 
tationspolitik der NATO müsste dringend durch Kompro- 
missbereitschaft und Verhandlungsangebote ergänzt werden, 
wenn wir nicht Gefahr laufen wollen, vom kalten Frieden in 
einen heißen Konflikt zu schlittern. Wir brauchen Dialog statt 
Eskalation. Und aus welcher Epoche ließe sich besser lernen, 
wie ein festgefahrener Konflikt aufzulösen ist, als aus der Zeit 
der Systemkonfrontation? Der Kalte Krieg wurde am Ende 
überwunden. Es lohnt, sich heute die Lehren zu vergegenwär- 
tigen, die dieser historische Erfolg bereithält. 














«Die Welt so sehen, wie sie ist»: 
Die Lehren des Kalten Krieges 


Wer am Ende des Kalten Krieges geboren wurde, ist inzwi- 
schen um die 30 Jahre alt. Ein erheblicher Teil der heutigen 
Bevölkerung verfügt über keine bewusste Erinnerung an die 
Zeit der Systemkonfrontation, als die nukleare Vernichtung 
der Menschheit eine reale Möglichkeit war. Und für viele der 
heute politisch Handelnden oder medial prägenden Figuren 
ist die damalige Zeit eine ferne Vergangenheit, an die man sich 
nur noch verschwommen erinnert. Doch alle, die leichtfertig 
von einer Rückkehr des Kalten Krieges oder einem «neuen 
Kalten Krieg» sprechen, sollten sich bewusst machen, wie ge- 
fährlich die damalige weltpolitische Lage trotz des Gleichge- 
wichts des Schreckens war. Wir sollten alles daransetzen, dass 
der Ost-West-Konflikt nicht zurückkehrt und dass wir die 
Sicherheitssysteme bewahren oder wieder in Kraft setzen, die 
zu seiner Überwindung geschaffen wurden. 

Dass der Kalte Krieg friedlich beendet werden konnte, lag 
neben den ökonomischen Problemen der Sowjetunion vor 
allem an der Strategie der NATO, die seit der zweiten Hälfte 
der 1960er Jahre eine Politik der Stärke konsequent mit An- 
geboten zur Entspannung verband. Der Entspannungspolitik 
lag zuallererst die Einsicht zugrunde, dass ein Ausgleich nur 
dann möglich ist, wenn man die Interessen seines Gegenübers 
erst einmal zur Kenntnis nimmt und respektiert, ganz egal, ob 
man sie für berechtigt hält oder nicht. Ideologische Gräben 
werden nicht überwunden, indem man dem Gegner erklärt, 
dass er sich im Irrtum befindet, sondern indem man abgesehen 
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von allen Differenzen Felder sucht, auf denen man trotz allem 
kooperieren kann. So wird Vertrauen geschaffen, das Span- 
nungen abbaut und eine Basis für langfristige Veränderungen 
bietet. «Wandel durch Annäherung» hat Egon Bahr diese Stra- 
tegie genannt. 

Nun wird niemand der NATO vorwerfen, dass sie im Kal- 
ten Krieg eine Politik der Schwäche verfolgt hat. Während 
heute eindeutige Haltungen verlangt werden und in klaren Al- 
ternativen gedacht wird, war man sich damals aber bewusst, 
dass militärische Stärke und Dialog einander nicht ausschlie- 
ßen, sondern sich sogar gegenseitig verstärken können. Dieses 
Nebeneinander war für den Erfolg der Entspannungspolitik 
von großer Bedeutung. Die Hand blieb immer ausgestreckt. 

Und noch etwas war entscheidend: eine gewisse Hartnä- 
ckigkeit im Bemühen um Ausgleich trotz Provokationen der 
Gegenseite. Denn die Entspannungspolitik des Kalten Krieges 
ist keine geradlinige Erfolgsgeschichte. Es gab viele Rück- 
schläge und manches sieht im Rückblick eindeutiger und 
selbstverständlicher aus, als es damals war. Doch nach jeder 
empörenden Aktion der Sowjetunion hat man wieder an den 
Verhandlungstisch zurückgefunden, blieb das Bemühen um 
Abrüstung und Interessenausgleich bestehen. Das sollte doch 
auch heute möglich sein, denn bei aller Kritik an Putins Russ- 
land wird man schwerlich behaupten können, die sowjeti- 
schen Provokationen wären damals so viel harmloser gewe- 
sen. 

Vorausgegangen waren der Entspannungspolitik dramati- 
sche Krisen, die Europa und die Welt an den Rand eines neuen 
Weltkrieges und vor allem eines nuklearen Krieges geführt 
hatten. Hoffen wir, dass es heute nicht wieder derartiger hoch- 
gefährlicher Krisen bedarf, bis ihre Notwendigkeit wieder 
breiter gesehen wird. 
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Die Vorgeschichte der Entspannungspolitik 


Im November 1958 kündigte der sowjetische Generalsekretär 
Nikita Chruschtschow in einer Note an die drei Westmächte 
den Viermächtestatus für Berlin und Gesamtdeutschland auf. 
Ultimativ forderte er die Umwandlung West-Berlins in eine 
sogenannte Freie Stadt, den Abzug der alliierten Truppen und 
die Kontrolle über die Zugangswege. Es drohte eine Wieder- 
holung der Berlinblockade, wie sie die Stadt bereits 1948/49 
erlebt und nur durch die immense Hilfe der amerikanischen 
und britischen Luftwaffe überstanden hatte. 

Zwei Monate später forderte die Sowjetunion einen Frie- 
densvertrag mit Gesamtdeutschland. Die NATO müsse aufge- 
löst und durch ein gesamteuropäisches Sicherheitssystem er- 
setzt werden. Wieder zwei Monate später, im März 1959, 
folgte die nächste Drohung: Wenn die sowjetischen Forderun- 
gen nicht innerhalb von sechs Monaten erfüllt würden, werde 
Moskau einen separaten Friedensvertrag mit der DDR ab- 
schließen und ihr die staatliche Souveränität und damit auch 
die alleinige Kontrolle über die Zugangswege nach Berlin 
übertragen. Gleichzeitig drohte Chruschtschow mit Krieg. 
Das Ultimatum sollte folgenlos verstreichen. Doch Chruscht- 
schow erneuerte es, als er im Juni 1961 mit dem neuen US- 
Präsidenten John F Kennedy in Wien zusammentraf. 

Am 13. August begann die DDR, in Berlin eine Mauer zu 
errichten. Die Spannungen erreichten einen neuen Höhe- 
punkt, als sich am 27. Oktober 1961 sowjetische und amerika- 
nische Panzer am Checkpoint Charlie gefechtsbereit gegen- 
überstanden. Auch die Bundeswehr war im Winter 1961/62 
kriegsbereit. Es gab Ausgangsverbot für die Soldaten. Die 
Panzerverbände waren aufgetankt und aufmunitioniert und 
die Unterziehräume besichtigt. Amerikanische Kampfflug- 
zeuge wurden nach Europa verlegt. 

Doch damit hatte die Eskalation des Ost-West-Konfliktes 
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noch kein Ende gefunden. Im Herbst 1962 begann die Sowje- 
tunion, Raketenbasen auf Kuba zu errichten, nachdem Wa- 
shington zuvor Mittelstreckenraketen des Typs Jupiter in der 
Türkei stationiert hatte. Die USA verhängten eine Quarantäne 
über Kuba. Die Kubakrise brachte beide Weltmächte an den 
Rand eines Atomkrieges. Doch Chruschtschow lenkte ein, 
nachdem die USA in geheimer Absprache zugesagt hatten, 
nach einem Abbau der sowjetischen Basen auf Kuba ihrerseits 
die Raketen aus der Türkei abzuziehen. 

An die Dramatik dieser Ereignisse und die Höhepunkte des 
Kalten Krieges in den Jahren 1958 bis 1962 zu erinnern, ist 
wichtig. Denn sie zeigen, wohin wir zurückfallen können, 
wenn sich die heutige Eskalationsspirale ungehindert weiter- 
dreht und wir nicht aktiv gegensteuern. Niemals wieder sollte 
die Welt so nah an der atomaren Vernichtung vorbeischram- 
men wie in der Kubakrise. Doch wie hat man damals aus der 
Konfrontation herausgefunden? Wie hat der Westen, wie ha- 
ben allen voran die USA, die NATO und die Europäer auf 
diese Bedrohungen reagiert? Welche Politik verfolgte die Bun- 
desregierung? 

Am 10. Juni 1963, ein gutes halbes Jahr nach der gefähr- 
lichsten Krise des Kalten Krieges, hielt Präsident John F. Ken- 
nedy auf der Abschlussfeier der American University seine 
eindrucksvolle «Friedensrede». Er wolle «nicht nur von Frie- 
den für Amerikaner, sondern von Frieden für alle Männer und 
Frauen» und «für alle Zeiten» sprechen. Im Zeitalter von 
Atomwaffen sei ein totaler Krieg sinnlos. Er sprach die Sowjet- 
union direkt an und erinnerte daran, dass in der Kriegsge- 
schichte noch nie eine Nation dermaßen viel Leid ertragen 
musste wie dieses Land im Laufe des Zweiten Weltkrieges. 
Mindestens 27 Millionen Menschen kamen ums Leben. Un- 
zählige Wohnhäuser und Bauernhöfe wurden niedergebrannt 
oder geplündert. Ein Drittel des Staatsgebiets und fast zwei 
Drittel der industriellen Basis blieben verwüstet zurück. 
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Nach Kennedy hätten deshalb beide Staaten sowie ihre je- 
weiligen Alliierten ein tiefes, auf Gegenseitigkeit beruhendes 
Interesse daran, dass ein gerechter und ehrlicher Frieden herr- 
sche und dem Wettrüsten Einhalt geboten werde. Es gehe 
nicht darum, Schuldzuweisungen vorzunehmen oder jeman- 
den zu verurteilen. «Wir müssen die Welt so nehmen, wie sie 
ist ... und uns um Entspannung bemühen, ohne in unserer 
Wachsamkeit nachzulassen.» Notwendig dafür sei ein «höhe- 
res Maß an Kontakt und Kommunikation». Kennedys Worte 
sind heute so aktuell wie 1963. Eine Kopie dieser Rede würde 
man gerne den heute verantwortlichen Politikern in die Hand 
drücken. Der sowjetische Generalsekretär Nikita Chruscht- 
schow bezeichnete Kennedys Vortrag als «größte Rede eines 
amerikanischen Präsidenten seit Roosevelt». Sie wurde in den 
sowjetischen Medien ungekürzt und unzensiert veröffentlicht. 

Und Kennedys Initiative trug auch konkrete Früchte: Im 
Juli begannen in Moskau Verhandlungen über ein umfassendes 
Verbot von Atomtests. Bereits am 5. August unterzeichneten 
die Vertreter der Sowjetunion, der USA und Großbritanniens 
das sogenannte Begrenzte Teststoppabkommen, den Verzicht 
auf atomare Versuche in der Atmosphäre, im Weltraum und 
unter Wasser. Der Verzicht auf unterirdische Atomversuche 
blieb allerdings weiterhin ausgeklammert. Am 22. November 
1963 wurde Kennedy in Dallas, Texas, ermordet. Doch seine 
Strategie des Friedens sollte fortwirken. 

Im März 1966 übermittelte Bundeskanzler Ludwig Erhard 
in einer Note an alle Warschauer-Pakt-Staaten «Deutsche 
Vorschläge für eine konstruktive Friedenspolitik». Er schlug 
den Austausch förmlicher Gewaltverzichtserklärungen vor 
und Verhandlungen über Abrüstung und Entspannung. Die 
Schwäche seines Angebots lag darin, dass die DDR immer 
noch ausgeklammert blieb, da Bonn sich weigerte, sie anzuer- 
kennen. Dennoch war es ein wichtiger Versuch, die Bundesre- 
publik in die westliche Debatte über Entspannungspolitik mit 
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dem Osten mit eigenen Positionen einzubringen und die Be- 
ziehungen zu den Warschauer-Pakt-Staaten mitzugestalten. 
Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützte die Bemühungen 
Erhards um Rüstungsbeschränkungen und Sicherheit in Eu- 
ropa. Und auch die beiden Bundeskanzler, die Ludwig Erhard 
im Amt folgten, Kurt Georg Kiesinger und Willy Brandt, soll- 
ten sich auf seine Friedensnote von 1966 berufen. 

Im Juni 1966 reiste der französische Präsident Charles de 
Gaulle nach Moskau. Ohne Abstimmung mit der Bundes- 
regierung schlug er ein Verhandlungspaket vor, das die Wie- 
dervereinigung Deutschlands im Rahmen eines kollektiven 
europäischen Sicherheitssystems und den Abzug der amerika- 
nischen Truppen aus Europa vorsah. Den Schlusspunkt im 
Jahr 1966 setzte der amerikanische Präsident Lyndon B. John- 
son mit seiner bekannten «Brückenbau»-Rede vom Oktober, 
in der er für die Überwindung der Gräben zwischen West und 
Ost eintrat. 

Angesichts dieser Vielzahl an unkoordinierten Vorstößen 
war es überfällig, die Positionen innerhalb des Westens stärker 
abzustimmen. Die Initiative ergriff der belgische Außenminis- 
ter Pierre Harmel aus Sorge um Zusammenhalt und Stabilität 
der NATO. Im Dezember 1967 beschloss die Atlantische Al- 
lianz nach einjährigen Beratungen in vier Arbeitsgruppen den 
sogenannten Harmel-Bericht. Es wurde die wichtige Überein- 
stimmung erzielt, dass die NATO auf «zwei Säulen» ruhe: auf 
militärischer Sicherheit und Entspannung. So hieß es in dem 
Bericht wörtlich: «Militärische Sicherheit und eine Politik der 
Entspannung stellen keinen Widerspruch, sondern eine ge- 
genseitige Ergänzung dar ... Der Weg zu Frieden und Stabili- 
tät in Europa beruht vor allem auf dem konstruktiven Einsatz 
der Allianz im Interesse der Entspannung.» Als Schwerpunkte 
der künftigen Arbeit wurden vereinbart: Verbesserung der 
Ost-West-Beziehungen; das Selbstbestimmungsrecht der 
Deutschen und europäische Sicherheit; Abrüstung und Rüs- 














Die Lehren des Kalten Krieges 23 


tungskontrolle sowie Sicherheitsprobleme im Mittelmeer- 
raum. Diese Politik sollte in den folgenden Jahren auch zur 
Leitlinie der deutschen Außenpolitik werden. 

Doch bereits im August 1968 folgte ein schwerer Rück- 
schlag, als die Sowjetunion den «Prager Frühling» mit Pan- 
zern buchstäblich niederwalzte und die «Breschnew-Dok- 
trin» auf blutigem Wege durchsetzte. Mit ihr hatte sich die 
sowjetische Führung das Recht zur militärischen Intervention 
in den Staaten des Warschauer Paktes vorbehalten, in denen 
das kommunistische System gefährdet war. Leitbild des Prager 
Frühlings war ein «Sozialismus mit menschlichem Antlitz» 
gewesen. Auch die DDR-Führung hatte sich entschlossen, an 
der Grenze zur Tschechoslowakei Truppen der Nationalen 
Volksarmee (NVA) zur Unterstützung der sowjetischen Inter- 
vention bereitzustellen. 

Es war Willy Brandt, Außenminister in der Koalitionsre- 
gierung von CDU/CSU und SPD unter Bundeskanzler Kurt 
Georg Kiesinger, der dennoch als erster westlicher Politiker 
im Frühjahr 1969 erneut den Vorschlag einer Europäischen 
Sicherheitskonferenz (ESK) aufgriff, den bereits Generalse- 
kretär Chruschtschow Anfang der 1960er Jahre in die Diskus- 
sion eingeführt hatte. Brandt wollte diese Idee nicht der öst- 
lichen Seite überlassen. Im Oktober 1969 zum Bundeskanzler 
gewählt, wurde die Entspannungspolitik, die «Ostpolitik», 
zum Markenzeichen seiner Amtszeit. 

In Zusammenarbeit mit seinem engsten Berater Egon Bahr, 
Bundesminister für besondere Aufgaben, folgten im August 
1970 bilaterale Verträge mit der UdSSR, im Dezember 1970 
mit Warschau, im Dezember 1972 mit der DDR (Grundlagen- 
vertrag) und im Dezember 1973 mit Prag. Im September 1971 
war das Viermächteabkommen über Berlin unterzeichnet 
worden. Es kam zu mehreren persönlichen Gesprächen zwi- 
schen Bundeskanzler Willy Brandt und Generalsekretär Leo- 
nid Breschnew in Moskau und Bonn sowie, besonders spekta- 
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kulär, zur Begegnung im September 1971 in Oreanda auf der 
Krim. Sie endete mit einer gemeinsamen Bootsfahrt auf dem 
Schwarzen Meer. 1973 begannen die multilateralen Gespräche 
im Rahmen der KSZE, begleitet von Abrüstungs- und Rüs- 
tungskontrollverhandlungen, insbesondere zu Mutual and Ba- 
lanced Force Reductions (MBFR) und zu SALT II (Strategic 
Arms Limitation Talks), nachdem im Mai 1972 der SALT-I- 
Vertrag unterzeichnet worden war, dessen wichtigster Be- 
standteil der ABM-Vertrag zur Begrenzung von Raketenab- 
wehrsystemen war. 

Die Unterzeichnung der KSZE-Schlussakte in Helsinki im 
August 1975, mit der sich die teilnehmenden Staaten unter an- 
derem auf die friedliche Lösung von Konflikten und die Ach- 
tung der Menschenrechte verpflichteten, galt als Höhepunkt 
der Entspannungspolitik. Sie führte in West wie Ost zu Er- 
wartungen, die mit der Lebenswirklichkeit vor allem in den 
Warschauer-Pakt-Staaten oft sehr rasch in Widerspruch gerie- 
ten. Unter Berufung auf die KSZE-Vereinbarung haben Grup- 
pen wie Einzelne in Osteuropa versucht, demokratische 
Rechte einzufordern. Sie scheiterten in der Regel, wurden ver- 
folgt oder eingesperrt. Doch viele gaben nicht auf. Besonders 
eindrucksvoll dafür war das Schicksal des tschechischen Lite- 
raten und Regimekritikers Väclav Havel, Gründer der Charta 
77. Er saß fünf Jahre im Gefängnis, danach wurde er einer der 
Initiatoren der «samtenen Revolution» von 1989 und der erste 
demokratisch gewählte Präsident der Tschechoslowakei nach 
dem Ende der kommunistischen Herrschaft. 


Die Bewährungsprobe des Westens 
Die Entspannungspolitik sollte nach der Unterzeichnung der 


KSZE-Schlussakte sehr bald in einen neuen Höhepunkt des 
Kalten Krieges einmünden. Trotz aller neu geschlossenen Ab- 
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kommen und Verträge hatte der damalige Generalsekretär der 
KPdSU, Leonid Breschnew, begonnen, neue nukleare Mittel- 
streckenraketen (SS-20) entwickeln und stationieren zu lassen. 
Sie waren von ihrer Reichweite nicht gegen die USA gerichtet, 
sondern zielten ausgerechnet auf Europa, auf die Staaten und 
Regierungen, die wie Deutschland unter den Bundeskanzlern 
Willy Brandt, Helmut Schmidt und Helmut Kohl die Haupt- 
akteure der Entspannungspolitik waren. 

Schon 1977 hatte Bundeskanzler Helmut Schmidt als Erster 
in seiner Rede im International Institute for Strategic Studies 
(IISS) in London auf die Gefahr hingewiesen, dass durch die 
sowjetische Aufrüstung mit nuklearen Mittelstreckenraketen 
Europa von der amerikanischen Sicherheit abgekoppelt 
werde. Seine Rede führte im Dezember 1979 zum Doppelbe- 
schluss der NATO. Mit ihm kündigte die NATO an, ihrerseits 
in Europa neue nukleare Mittelstreckenraketen (Pershing II) 
und Marschflugkörper als Gegengewicht zu den sowjetischen 
nuklearen Mittelstreckenraketen aufzustellen. Gleichzeitig 
bot sie jedoch der Sowjetunion Verhandlungen über eine bei- 
derseitige Null-Lösung für alle Nuklearsysteme mit einer 
Reichweite zwischen 1000 und 5500 Kilometer Reichweite an. 
Alternativ sollten diese Systeme auf beiden Seiten auf eine ver- 
einbarte Zahl reduziert werden. Die Politik der Stärke und der 
Aufrüstung wurde also konsequent durch Verhandlungsange- 
bote und Kompromissvorschläge flankiert - eine Kombina- 
tion, die man heute vergeblich sucht, die sich aber letztlich als 
erfolgreich erweisen sollte. 

Trotz mehrerer Kompromissvorschläge scheiterten die 
amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen in Genf zunächst. 
Im November 1982 war der in den letzten Jahren von Krank- 
heit deutlich gezeichnete Generalsekretär Breschnew gestor- 
ben. Ihm folgte zwei Tage später trotz seines ebenfalls schlech- 
ten Gesundheitszustandes Juri Andropow, Chef des KGB seit 
1967. Einem persönlichen Mitarbeiter zufolge sei Andropow 
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im Herbst 1983 gesundheitlich nicht mehr in der Lage gewe- 
sen, die amerikanischen Kompromissvorschläge in den Gen- 
fer Abrüstungsverhandlungen im Politbüro zu diskutieren. 
Im letzten halben Jahr seines Lebens hatte er keine ausländi- 
schen Gesprächspartner mehr empfangen. 

Im Februar 1984 starb Andropow. Ihm folgte der 72-jäh- 
rige Konstantin Tschernenko. Auch seine Amtszeit war von 
schwerer Krankheit geprägt. Ein Jahr später war auch er ver- 
storben. Seit Ende der siebziger Jahre, als sich im Kalten Krieg 
ein neuer Höhepunkt der Konfrontation anbahnte, wurde die 
Sowjetunion von drei kranken bis schwerkranken Generalse- 
kretären geführt. 

Im Dezember 1984 war auch der sowjetische Verteidi- 
gungsminister Dmitri Ustinow gestorben. Er hatte im Juni 
1983 im Gespräch mit Bundeskanzler Helmut Kohl und Au- 
ßenminister Hans-Dietrich Genscher in Moskau auf die 
Frage, über wie viele SS-20-Raketen denn die Sowjetunion 
verfüge, mit listigem Gesicht nur geantwortet: «Viele». Die 
satte Genugtuung war ihm buchstäblich anzusehen, dass er 
mit einem Waffensystem prahlen konnte, vor dem sich vor al- 
lem die Europäer fürchteten. 

Dennoch hatte das Politbüro noch vor der Wiederwahl von 
Präsident Ronald Reagan im November 1984 beschlossen, 
die Genfer Verhandlungen mit den USA wiederaufzunehmen. 
Außenminister Andrej Gromyko war nach Washington ge- 
reist, um eine entsprechende Vereinbarung mit seinem ameri- 
kanischen Kollegen George Shultz zu treffen. Diese Entschei- 
dung der sowjetischen Führung kam damals überraschend. 
Die Beziehungen zwischen Ost und West hatten sich Anfang 
der 1980er Jahre dramatisch verschlechtert. Nach dem Ein- 
marsch der Sowjetunion in Afghanistan 1979 boykottierte der 
Westen 1980 die Olympischen Sommerspiele in Moskau und 
die UdSSR 1984 die Olympischen Spiele in Los Angeles. Prä- 
sident Reagan attackierte bei seinen öffentlichen Auftritten 
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schonungslos die Sowjetunion. In seiner bekannten Rede vom 
8. März 1983 hatte er die UdSSR als «Reich des Bösen» («evil 
empire») bezeichnet. Dissidentengruppen in den Warschauer- 
Pakt-Staaten nahmen diese öffentliche und schonungslose Kri- 
tik mit viel Zustimmung auf: Endlich wage es ein führender 
westlicher Politiker, den wahren Charakter der Sowjetunion 
öffentlich anzusprechen, so lautete in dieser Zeit der Kom- 
mentar der Gruppe Charta 77 bei einem Gespräch in Prag. 

Diese deutliche Reaktion war für viele im Westen beschä- 
mend, die in Reagan nur den Kalten Krieger zu erkennen 
glaubten. Und das vor allem deswegen, weil der amerikani- 
sche Präsident am 23. März 1983 völlig überraschend und im 
Alleingang seine «Strategische Verteidigungsinitiative» (SDI = 
Strategic Defense Initiative) angekündigt hatte. Der ungarisch- 
amerikanische Physiker und Vater der Wasserstoffbombe, Ed- 
ward Teller, war der Erfinder und stärkste Befürworter von 
SDI. Er hatte Reagan von seinem Projekt überzeugt. 

Die Abfolge dieser Ereignisse zerstörte die Illusionen und 
Hoffnungen vieler Menschen auf Frieden und Entspannung in 
Europa, die sie nach der Unterzeichnung der KSZE-Schluss- 
akte und der Ostverträge gehegt hatten. Der Doppelbeschluss 
der NATO wurde zum Ankerpunkt einer breiten Protestbe- 
wegung gegen nukleare Aufrüstung, vor allem in Deutsch- 
land. Vielfältige Bürgerinitiativen aus fast allen Schichten der 
Bevölkerung bis in die Kirchen hinein formierten sich zu ei- 
ner diffusen «Friedensbewegung», die sich interessanterweise 
nicht gegen die sowjetische Aufrüstung mit nuklearen Mittel- 
streckenraketen richtete, sondern ausschließlich gegen den 
Doppelbeschluss der NATO. Sie wollten nicht wahrhaben, 
dass dieser NATO-Beschluss das Ziel hatte, die sowjetische 
Führung zu veranlassen, ihre nuklearen Mittelstreckenraketen 
wieder zu vernichten. Das sollte die Voraussetzung dafür sein, 
dass keine amerikanischen nuklearen Mittelstreckenwaffen in 
Europa stationiert würden. 
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Die Protestbewegung weitete sich zu mehreren Massen- 
demonstrationen von einigen hunderttausend Teilnehmern 
aus. Im Oktober 1981 hatten sich 350000 Demonstranten im 
Bonner Hofgarten versammelt; einen Monat später 400000 in 
Amsterdam und im Juni 1982 ca. 500000 auf den Bonner 
Rheinwiesen. Großdemonstrationen gab es in New York, Den 
Haag, Lissabon, Kopenhagen, Wien und anderen Städten. 
Hinzu kamen Sitzblockaden an geplanten Raketenstandorten 
wie Mutlangen und Menschenketten. 

Große Teile der SPD, angefangen bei Erhard Eppler, über 
Oskar Lafontaine und Heinrich Albertz bis zum Vorsitzen- 
den, Willy Brandt, und der Gewerkschaften unterstützten 
die Demonstrationen. Auch Mitglieder der FDP schlossen 
sich der Kritik an. Einer der Wortführer war interessanter- 
weise William Borm, der — wie später bekannt wurde - einige 
Jahre Informant des DDR-Staatssicherheitsdienstes gewesen 
war. 

Die politisch einseitige Zielrichtung der Demonstranten aus- 
schließlich gegen Regierungen der NATO-Staaten und die or- 
ganisatorische Leistungskraft der «Friedensbewegung» legten 
die Vermutung nahe, dass östliche Geheimdienste mit im Spiel 
waren. Das sollte sich nach dem Ende der DDR bestätigen. 

Bundeskanzler Helmut Schmidt verlor zusehends den 
Rückhalt in seiner Partei und Bundestagsfraktion. Auch Au- 
ßenminister Hans-Dietrich Genscher musste 1981 in seiner 
Partei die Vertrauensfrage stellen. Die Mehrheit der FDP un- 
terstützte jedoch seine Entscheidung, am Doppelbeschluss 
der NATO festzuhalten. Doch im September 1982 kam es 
zum endgültigen Bruch der SPD/FDP-Regierung. Am 1. Ok- 
tober wurde Helmut Kohl im Rahmen eines Misstrauensvo- 
tums zum neuen Bundeskanzler einer CDU/CSU/FDP-Koa- 
litionsregierung gewählt. 

In seiner ersten Regierungserklärung erläuterte er seine au- 
ßen- und sicherheitspolitische Strategie. Priorität hatten die 
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Eine Partnerschaft über 19 Jahre: 1972 bis 1991 


engen Beziehungen zu den Vereinigten Staaten von Amerika 
und eine starke NATO sowie die freundschaftlichen Bezie- 
hungen zu Frankreich und die Integration der Europäischen 
Gemeinschaft (EG). Auf der Grundlage dieser beiden stabilen 
Fundamente war er entschlossen, die Entspannungspolitik 
mit der Sowjetunion und allen Warschauer-Pakt-Staaten auf 
der Grundlage der KSZE-Schlussakte sowie der Ostverträge 
von Willy Brandt weiterzuentwickeln. Er ließ keinen Zweifel 
daran, dass er am Doppelbeschluss der NATO trotz aller Vor- 
behalte, die er selbst im Präsidium seiner Partei antraf, festhal- 
ten werde. 

Als wertvolle Hilfe erwies sich der französische Präsident 
Frangois Mitterrand, erklärter Sozialist, der sich in seiner Rede 
am 20. Januar 1983 im Deutschen Bundestag anlässlich des 
20. Jahrestages des Deutsch-Französischen Freundschaftsver- 
trages unmissverständlich zum Doppelbeschluss der NATO 
bekannte. Er warnte, wie schon Helmut Schmidt in seiner 
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Londoner Rede, vor einer sicherheitspolitischen «Abkoppe- 
lung Europas von den USA». 

Trotz dieser Zuspitzung der Ost-West-Beziehungen war 
Helmut Kohl bestrebt, die Beziehungen zur Sowjetunion 
konstruktiv zu gestalten. Als Leonid Breschnew am 10o. No- 
vember 1982 starb, nahm der Bundeskanzler zu seinem Nach- 
folger Jurij Andropow sehr schnell Kontakt auf. In einem 
Brief erläuterte er die zukünftige Außen- und Sicherheitspoli- 
tik der neuen Bundesregierung und erklärte seine Bereitschaft, 
die Zusammenarbeit mit der UdSSR im beiderseitigen Inter- 
esse weiterentwickeln zu wollen. Im Juni des folgenden Jahres 
kam es zu einem ersten gemeinsamen Gespräch in Moskau. 
Dies zeigt eines ganz deutlich: dass der Westen und allen vo- 
ran die jeweiligen Bundesregierungen trotz des Kalten Krieges 
in den 1960er, 7oer und 8oer Jahren, der an Gefährlichkeit die 
heutigen Spannungen bei weitem übertroffen hat, persönliche 
Gespräche und Verhandlungen mit Moskau gezielt angestrebt 
und wichtige Erfolge errungen haben. Voraussetzung war ge- 
mäß der Harmel-Strategie die eigene Sicherheit. Auf ihrer 
Grundlage sollte und konnte eine kreative und am Ende sehr 
wirkungsvolle Entspannungspolitik verfolgt werden. 

Besonders Willy Brandt und Helmut Kohl haben diese Po- 
litik konsequent und im Ergebnis erfolgreich betrieben. Ihre 
sowjetischen Gegenspieler, die Generalsekretäre Breschnew, 
Andropow und Tschernenko, haben es ihnen nicht leicht ge- 
macht. Im Gegenteil! Es musste erst Michail Gorbatschow 
kommen, um schließlich sogar revolutionäre Veränderungen 
in den Ost-West-Beziehungen zu erreichen. Doch wäre er 
dazu bereit gewesen, wenn es nicht schon im Vorfeld die Ent- 
spannungsbemühungen seitens des Westens und der Bundes- 
regierungen gegeben hätte? 

Hinzukommen musste die westliche Entschlossenheit, die 
eigene Sicherheit nicht zu vernachlässigen und sie den vielfäl- 
tigen sowjetischen Herausforderungen anzupassen. Die «Frie- 
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Präsident Ronald Reagan, ein zuverlässiger Freund Deutschlands 


von Anbeginn an 


densbewegung» Anfang der 1980er Jahre gegen den Doppel- 
beschluss der NATO verdeutlicht, wie schwierig es war, die 
notwendigen sicherheitspolitischen Maßnahmen selbst im ei- 
genen Land durchzusetzen. Doch die Lehre aus jenen Jahren 
heißt, dass Politiker auch mit unpopulären Themen Wahlen 
gewinnen können, wenn sie dem Wähler die Sicherheit geben, 
zu wissen, was sie wollen; wenn sie klare Ziele haben; wenn 
sie bereit sind, dafür zu kämpfen, auch mit dem Risiko, Wah- 
len zu verlieren. Bundeskanzler Helmut Kohl, die CDU/CSU 
sowie die FDP haben die Bundestagswahlen im März 1983 
mit deutlicher Mehrheit gewonnen. 

Die Geschlossenheit und Entschlossenheit des Westens, am 
Doppelbeschluss der NATO festzuhalten und mit der Statio- 
nierung amerikanischer nuklearer Mittelstreckenraketen in der 
Bundesrepublik Deutschland und in anderen europäischen 
Staaten zu beginnen, sowie die amerikanische Ankündigung 
von SDI haben nach Aussage von Michail Gorbatschow das 
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Politbüro der KPdSU gezwungen, seine Politik zu überdenken 
und neu auszurichten. Doch kann man deshalb die Politik der 
Reagan-Jahre heranziehen, um eine Konfrontationspolitik ge- 
genüber Russland zu rechtfertigen, wie es gegenwärtig ge- 
schieht? Taugt sie als Beleg dafür, dass gegenüber Moskau nur 
Härte erfolgsversprechend ist? 


Der Neubeginn 


Nach dem Abbruch der amerikanisch-sowjetischen Verhand- 
lungen über strategische Waffen und nukleare Mittelstrecken- 
raketen im November 1983 in Genf hatte es bis in den Herbst 
1984 hinein zwischen den beiden Weltmächten keine Gipfel- 
gespräche oder Begegnungen mehr gegeben. Diese Eiszeit 
hatte sich wie ein bleierner Mantel über die Ost-West-Bezie- 
hungen gelegt. Der Generalsekretär der SED, Erich Hone- 
cker, sowie der bulgarische Staatschef Todor Schiwkow, von 
Bundeskanzler Helmut Kohl zu einem offiziellen Besuch 
nach Bonn eingeladen, sagten auf Druck der sowjetischen 
Führung ab. Nur der rumänische Staats- und Parteichef Nico- 
lae Ceausescu wagte es dennoch zu kommen. 

In seiner Rede vor der UN-Generalversammlung in New 
York im September 1984 griff der amerikanische Präsident 
Reagan den sowjetischen Vorschlag vom Sommer des Jahres 
auf, Verhandlungen über Weltraumwaffen zu führen. Es sollte 
ein «Schirm» geschaffen werden, unter dem eine «große 
Spannbreite» von Themen behandelt werden konnte. Das war 
ein deutliches Angebot an Moskau zur Zusammenarbeit. 

Am 28. September empfing Präsident Reagan zum ersten 
Mal den sowjetischen Außenminister Andrej Gromyko. Es 
kam zu keinen inhaltlichen Annäherungen, aber es war der 
Beginn vertraulicher bilateraler Kontakte zwischen beiden 
Großmächten. Zwei Monate später erklärten beide Seiten in 
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Ein herzliches Wiedersehen mit Präsident Reagan im Weißen Haus 


nach seiner Wiederwahl im November 1984 


einer offiziellen Vereinbarung, dass sie übereingekommen 
seien, in neue Verhandlungen über die Nuklear- und Welt- 
raumwaffen einzutreten. 

Am 6. November 1984 war Präsident Reagan wiederge- 
wählt worden. Drei Wochen später traf Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl in Washington ein, um mit ihm die zukünftige Ent- 
spannungs- und Sicherheitspolitik im Detail abzustimmen 
und in einer «Gemeinsamen Erklärung» festzuschreiben. Das 
war an sich schon ein ungewöhnlicher Schritt, aber er sollte 
der neuen Bundesregierung vor dem Hintergrund des neuen 
Kalten Krieges Sicherheit und Einvernehmen über die zu- 
künftige amerikanische Außen- und Abrüstungspolitik ge- 
genüber der Sowjetunion garantieren und sie vor weiteren 
spontanen und überraschenden Schritten der amerikanischen 
Administration schützen. 
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Welch ein Erfolg! Beide Seiten bekräftigten sowohl den 
KSZE-Prozess als auch die Harmel-Strategie über Sicherheit 
einerseits und Dialog, Zusammenarbeit und Verhandlungen 
mit den Warschauer-Pakt-Staaten andererseits. Darüber hin- 
aus erklärte Reagan seine Bereitschaft zu regelmäßigen Ge- 
sprächen und Zusammenkünften mit der sowjetischen Füh- 
rung. Er begrüßte eine analoge Politik der Bundesregierung 
mit allen Staaten des Warschauer Paktes. In Fragen der Abrüs- 
tung und Rüstungskontrolle wurden enge Konsultationen 
vereinbart. Das betraf die beiderseitigen und ausgewogenen 
Truppenverminderungen (MBFR), die Konferenz über Ver- 
trauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrüstung 
in Europa (KVAE) und die Genfer Abrüstungskonferenz 
(CD). Beide Seiten bekräftigten, dass im Falle eines nachprüf- 
baren Abkommens die nuklearen Mittelstreckenraketen in 
Europa wieder abgebaut würden. 

Wer hatte Präsident Reagan, dem «Schauspieler aus Kali- 
fornien», 1984 eine solche Politik zugetraut? Galt er nicht als 
sprunghaft, als partiell senil, als wenig kenntnisreich? Ent- 
sprechend war das Echo auf die Gemeinsame Erklärung in 
Deutschland. Sie erregte kaum Aufmerksamkeit, weder in der 
Politik noch in den Medien. Niemand nahm sie so recht ernst. 
Selbst die Regierungsparteien begriffen nicht, dass sie hier ein 
politisches Instrument geliefert bekommen hatten, um sich an 
die Spitze einer konstruktiven und aktiven Entspannungspoli- 
tik mit der Sowjetunion und den Warschauer-Pakt-Staaten zu 
setzen — mit Unterstützung der USA. Sie begriffen auch nicht, 
dass es ein persönliches Verdienst von Helmut Kohl war, ein 
enges Vertrauensverhältnis zu Präsident Reagan entwickelt zu 
haben, das die Voraussetzung dafür war, ein solches Ergebnis 
in Form einer schriftlichen Verpflichtung des Präsidenten zu 
erreichen. Wäre ein solches Ergebnis heute in den deutsch- 
amerikanischen Beziehungen möglich? 

Für Helmut Kohl hatte es sich ausgezahlt, dass er bereits als 
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Oppositionsführer das Gespräch mit Ronald Reagan gesucht 
hatte. Als dieser 1978 als republikanischer Bewerber für die 
Präsidentschaft nach Bonn gekommen war, wollte kein Mit- 
glied der SPD/FDP-Bundesregierung mit einem ehemaligen 
Schauspieler aus Kalifornien zusammentreffen. Die Presse 
hatte ihn als weitgehend inkompetenten und damit aussichts- 
losen Bewerber für das Präsidentenamt abgeschrieben. Doch 
Helmut Kohl hatte ihn empfangen. Als er noch als Oppositi- 
onsführer im Oktober 1981 nach Washington reiste, bekam er 
daher fast selbstverständlich einen Termin beim Präsidenten 
Reagan im Weißen Haus. Und nach seiner Wahl zum Bundes- 
kanzler sollte Reagan ihn bereits als «alten Freund» begrüßen. 

Helmut Kohl verstand es meisterhaft, persönliche Bezie- 
hungen zu anderen Staatschefs aufzubauen. Die Teilung 
Deutschlands und Berlins sowie ihre Auswirkungen auf die 
Menschen hatten den neuen amerikanischen Präsidenten von 
Anfang an persönlich interessiert. Darüber hinaus kam es dar- 
auf an, ihm nicht zahlreiche Details zu erläutern, sondern die 
drei bis vier wichtigsten Themen zu vermitteln und dafür die 
Unterstützung Reagans zu gewinnen. Und wenn dieser be- 
gann, am Ende des Gesprächs neue Anekdoten über die DDR 
oder die Sowjetunion zu erzählen, war der Erfolg für Helmut 
Kohl sichergestellt. Heute wird diese Art der persönlichen 
Einfühlung und Kontaktpflege zu ausländischen Staatschefs 
gerne belächelt oder aber, wenn es sich um politische Gegner 
handelt, gegenüber denen Haltung gezeigt werden soll, als 
Kumpanei kritisiert. Dies verkennt aber, was für ein eminent 
wichtiger Faktor persönliche Beziehungen in der internatio- 
nalen Politik sind. Was bringen einem eine klare moralische 
Position und eine eindeutige Haltung, wenn es darum geht, in 
konkreten Sachfragen Zugeständnisse des Gegenübers zu er- 
halten? Manchmal lohnt es sich, politische Probleme pragma- 
tisch vom Ende her zu denken. 
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Gipfeldiplomatie und Abrüstung 
nehmen Fahrt auf 


Am ıo. März 1985 starb der Generalsekretär der KPdSU, 
Konstantin Tschernenko. Einen Tag darauf wurde Michail 
Gorbatschow zu seinem Nachfolger gewählt. 54 Jahre jung 
und gesund beendete er die lange Periode der drei alten und 
am Ende schwer kranken Führer der Sowjetunion. 

Das erste Gespräch mit Bundeskanzler Helmut Kohl am 
14. März in Moskau verlief ernüchternd. Gorbatschow be- 
tonte, die Kontinuität in der Innen- und Außenpolitik der So- 
wjetunion bewahren zu wollen, und machte unmissverständ- 
lich klar, dass die zukünftigen gegenseitigen Beziehungen 
«von Fragen der Sicherheit» abhängig seien. Sie seien und blie- 
ben «bestimmend». Im Grundsatz gilt das bis heute. Sicher- 
heit, nach innen wie nach außen, bleibt das bestimmende Inte- 
resse der russischen Führungselite. 

Bereits einen Tag nach der Ernennung Gorbatschows zum 
neuen Generalsekretär wurden in Genf die amerikanisch-so- 
wjetischen Verhandlungen über Nuklearwaffen interkonti- 
nentaler und mittlerer Reichweite sowie über Defensiv- und 
Weltraumwaffen wieder aufgenommen. Ziel war die Reduzie- 
rung und Begrenzung sowohl der strategischen Nuklearwaf- 
fen als auch der nuklearen Mittelstreckenraketen sowie die 
Verhinderung eines Wettrüstens im Weltraum und auf der 
Erde. Die Eiszeit zwischen den beiden Weltmächten ging 
buchstäblich einen Tag nach der Wahl Gorbatschows zu Ende. 

Tauwetter setzte ein. Am 19./20. November 1985 wurde 
nach sechs Jahren die Gipfeldiplomatie wieder aufgenommen. 
Reagan und Gorbatschow trafen sich zu einem ersten Ge- 
spräch in Genf. Mitte Oktober 1986 folgte das nächste Gipfel- 
treffen in Reykjavik. Beide Gesprächspartner bekundeten ihre 
Bereitschaft, innerhalb von zehn Jahren alle Nuklearwaffen 
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abzuschaffen. Anfang 1987 schlug Generalsekretär Gorbat- 
schow vor, alle amerikanischen und sowjetischen Mittelstre- 
ckenraketen zu vernichten. Präsident Reagan stimmte zu. 
Und am 8. Dezember des gleichen Jahres unterzeichneten 
beide auf ihrer dritten Gipfelbegegnung in Washington den 
INF-Vertrag (INF = Intermediate Nuclear Forces) über die 
Vernichtung aller bodengestützten nuklearen Kurz- und Mit- 
telstreckenraketen der USA und der Sowjetunion innerhalb 
von drei Jahren. Im Juli 1991 folgte die Unterzeichnung des 
START-I-Vertrages (START = Strategic Arms Reduction Tre- 
aty) über die Begrenzung der strategischen Nuklearraketen. 
Vereinbart wurde ihre Reduzierung um ein Drittel gegenüber 
dem Stand bei Vertragsabschluss auf je 1600 Trägersysteme 
und 6000 Gefechtsköpfe. 

Der in Deutschland ständig als «Kalter Krieger» denunzierte 
amerikanische Präsident Ronald Reagan und sein Nachfolger 
George H.W. Bush haben die weitreichendsten Abrüstungser- 
gebnisse in der Geschichte erreicht: die doppelte Null-Lösung 
für alle Kernwaffensysteme der USA und der Sowjetunion mit 
einer Reichweite zwischen soo und 5s5oo Kilometer und die 
deutliche Reduzierung der strategischen Nuklearraketen über 
55oo Kilometer Reichweite. Verbunden damit war ein bis da- 
hin nicht gekanntes umfangreiches Verifikationssystem von 
Vorortinspektionen und Überwachungsverfahren. Anfang des 
Jahrzehnts waren vor allem in Deutschland und in Westeuropa 
noch hunderttausende Demonstranten gegen die Politik des 
NATO-Doppelbeschlusses auf die Straßen gegangen. Im Win- 
ter 1987/88 dagegen schwiegen sie, als die Null-Lösung verein- 
bart war, und sogar eine zweifache. 

Doch das war noch nicht alles: 1968 hatte die NATO den 
Warschauer-Pakt-Staaten Verhandlungen, bekannt als Signal 
von Reykjavik, über beiderseitige und ausgewogene Truppen- 
verminderungen (MBFR = Mutual and Balanced Force Re- 
ductions) vorgeschlagen. Es sollte darum gehen, das konventi- 
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onelle Ungleichgewicht in Europa in Grenzen zu halten. Sie 
mündeten nach jahrelangen Gesprächen im März 1989 in das 
größere Verhandlungsforum über konventionelle Streitkräfte 
in Europa (VKSE) ein. Ziel war es, ein stabiles und sicheres 
Gleichgewicht der konventionellen Streitkräfte auf niedrige- 
rem Niveau in ganz Europa zu erreichen. Die Fähigkeit zu 
Überraschungsangriffen und großangelegten offensiven Akti- 
onen sollte beseitigt werden. 

Im November 1990 wurde der KSE-Vertrag in Paris unter- 
zeichnet. Er half dabei, die sich nach der Auflösung des War- 
schauer Paktes und der UdSSR neu ergebenden militärischen 
Realitäten in eine kooperative Sicherheitsordnung einzubin- 
den, auch wenn seine konkreten Regelungen durch das Ende 
des östlichen Bündnissystems in großen Teilen überholt wa- 
ren. Die gleichzeitig stattfindenden Verhandlungen über Ver- 
trauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen (VSBM) trugen 
ebenfalls zur Entspannung bei. 

Und nicht zuletzt nahm im September 1992 die General- 
versammlung der Vereinten Nationen die Konvention zum 
Chemiewaffenverbot an. Auf Einladung des französischen 
Präsidenten fand im Januar 1993 in Paris eine Zeichnungskon- 
ferenz statt. 140 Staaten gehörten zu den Erstunterzeichnern. 
Inzwischen sind 181 Staaten der Konvention beigetreten. Sie 
trat im April 1997 in Kraft und verpflichtet die Unterzeich- 
nerstaaten, auf ihrem Territorium auf Entwicklung und Besitz 
sowie auf den Einsatz chemischer Waffen zu verzichten und 
vorhandene Bestände zu vernichten. 

Ende Mai/Anfang Juni 1988 setzte Reagan seine Gipfeldip- 
lomatie mit Generalsekretär Gorbatschow im Rahmen seines 
ersten Gegenbesuches in Moskau fort. Im November 1988 
traf er zum fünften und letzten Mal mit Gorbatschow in New 
York zusammen. Die wechselseitigen Beziehungen hatten ei- 
nen nie gekannten Höhepunkt erreicht. Die Eiszeit war ge- 
wissermaßen einem Frühling gewichen. Die von Bundeskanz- 
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Präsident Reagan hält Wort: Die Gipfelgespräche mit Präsident 


Gorbatschow haben - wie mit Bundeskanzler Helmut Kohl verabredet 


— begonnen. 


ler Helmut Kohl herbeigewünschte Gipfeldiplomatie hatte 
erste, gewichtige Erfolge gezeitigt und den Bewegungsspiel- 
raum in Europa zwischen West und Ost entscheidend vergrö- 
Bert. 

In diesen Jahren der Regierungen von Reagan und seines 
Nachfolgers George Bush sowie Gorbatschows und Jelzins 
sind für alle Rüstungsbereiche die weitreichendsten Abrüs- 
tungs- und Rüstungskontrollvereinbarungen zwischen West 
und Ost und global verhandelt und vereinbart worden. Heute 
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rüsten die USA und Russland vor allem im nuklearen Bereich 
wieder auf. Die Militärhaushalte werden dramatisch erhöht. 
Der amerikanische Kongress hat einen drastischen Anstieg 
der amerikanischen Militärausgaben auf über 700 Milliarden 
US-Dollar beschlossen. Nuklearraketen sollen schneller, da- 
durch unsichtbarer und durch geringere Sprengkraft einsatz- 
fähiger werden. 

Fast zeitgleich hat der chinesische Präsident Xi Jinping die 
Chance genutzt, die Erhöhung des chinesischen Militärhaus- 
halts um 8,1 Prozent bekannt zu geben. Präsident Putin kün- 
digte umgehend die Entwicklung neuer Nuklearraketen an. 
Auch die Militarisierung des Weltraums steht auf der Agenda 
dieser globalen Mächte. Raketenabwehrsysteme werden ins- 
talliert. Konventionelle Truppen werden wechselseitig an den 
Grenzen stationiert. Kampfflugzeuge fliegen zur Abschre- 
ckung entlang der Grenzgebiete. Kriegsschiffe kontrollieren 
Grenzgewässer. Die Gefahr unbeabsichtigter Zwischenfälle 
steigt ständig an. An die vorhandenen Abrüstungs- und Rüs- 
tungskontrollvereinbarungen scheint keiner zu denken oder 
gar anknüpfen zu wollen. Selbst der NATO-Generalsekretär 
tut sich schwer, sich daran zu erinnern, dass Bemühungen um 
Abrüstung und Rüstungskontrolle zu seinen Aufgaben zählen 
sollten. 

In der Endphase des Kalten Krieges waren Abrüstung und 
Entspannung dagegen der Kern der politischen Bemühungen. 
Auch die Politik der Stärke in den Reagan-Jahren war immer 
mit einer ausgestreckten Hand und Verhandlungsangeboten 
verbunden. Und diese schlossen eigenen Verzicht ein, wie die 
doppelte Null-Lösung zeigte. Heute dagegen scheint man zu 
erwarten, dass Russland seine eigenen, irregeleiteten Interes- 
sen aufgibt und auf die Positionen des Westens einschwenkt. 
Man muss aber etwas anbieten, wenn man Verhandlungslö- 
sungen erreichen will. 

Ronald Reagans Politik wird jedenfalls zu Unrecht als Be- 
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leg dafür angesehen, dass nur eine Politik unnachgiebiger 
Stärke gegenüber Russland zum Erfolg führen kann. Er hat 
die Sowjetunion nicht bloß totgerüstet. Vielmehr war es die 
Mischung aus entschlossenem Auftreten und aufrichtigen 
Verhandlungsangeboten, die schließlich zum Erfolg führte 
und die Chancen von 1989/90 ermöglichte. Der Bruch zwi- 
schen den Reagan-Jahren und der Entspannungspolitik der 
1970er Jahre war letztlich weniger tief, als viele meinen. 














«Das Eis ist gebrochen»: 
Die Chancen von 1989/90 


Die Wiederaufnahme der amerikanisch-sowjetischen Gipfel- 
diplomatie und der Abrüstungsverhandlungen sollte sich — 
wie erwartet — auch positiv auf die deutsch-sowjetischen Be- 
ziehungen auswirken. Nach einer Phase der Verstimmung, 
ausgelöst durch ein unglückliches Interview von Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl im Oktober 1986 im amerikanischen Nach- 
richtenmagazin «Newsweek», in dem er Gorbatschows Re- 
formankündigungen in eine missverständliche Analogie mit 
der Nazi-Propaganda von Joseph Goebbels gebracht hatte, 
kam es im Oktober 1988 in Moskau zu einem persönlichen 
Zusammentreffen zwischen Kohl und Gorbatschow. Es sollte 
für die weitere Entwicklung der deutsch-sowjetischen Bezie- 
hungen entscheidend werden. Das Eis sei gebrochen, erklärte 
Gorbatschow. Er habe damals gespürt, dass man diesem Mann 
vertrauen könne. 

1987/88 hatten sich die politischen Rahmenbedingungen 
dramatisch verbessert. Die CDU/CSU mit Helmut Kohl an 
der Spitze war 1987 mit 44,3 Prozent eindrucksvoll wieder- 
gewählt worden. Im Mai 1988 war es bereits zum vierten Gip- 
feltreffen zwischen Präsident Reagan und Generalsekretär 
Gorbatschow gekommen. Mit dem Austausch der Ratifika- 
tionsurkunden war im Mai der INF-Vertrag in Kraft getreten. 
Noch im gleichen Jahr sollten die ersten Mittelstreckenra- 
keten aus Deutschland abgezogen werden. Dem jahrelangen 
Wettrüsten sollte ein Wettabrüsten folgen. Generalsekretär 
Gorbatschow hatte seine Reformpolitik Glasnost und Perest- 
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roika eingeleitet. Er brauchte dringend starke Wirtschaftspart- 
ner. In Moskau trafen sich zudem zwei Politiker der gleichen 
Generation, die im persönlichen Gespräch zuallererst ihre ei- 
genen Kriegs- und Nachkriegserfahrungen austauschten und 
entschlossen waren, die Lehren daraus zu ziehen. Sichtlich be- 
wegt berichteten beide über das Schicksal, das ihre Eltern im 
Weltkrieg erleiden mussten. Helmut Kohls Bruder war in 
Frankreich gefallen. Gorbatschow musste seinen Vater, der im 
Krieg war, in der Feldarbeit ersetzen. Seine Mutter, 78 Jahre 
alt, lebe noch allein in Südrussland. Sie habe gerade Geburts- 
tag gehabt. Helmut Kohl veranlasste sofort, ein Geschenk für 
sie zu besorgen. Wichtig war für Gorbatschow zu erfahren, 
wie der Bundeskanzler George Bush einschätze. Kohl rühmte 
vor allem, wie schnell sich seine Frau Hannelore mit Barbara 
Bush verstanden habe. Das sollte auch mit Gorbatschows 
Frau Raissa nicht anders sein. Hannelore Kohl erwies sich mit 
ihrem Charme häufig als persönlicher Eisbrecher. 

Die Kontakte zwischen dem Bundeskanzleramt und dem 
Kreml nahmen an Intensität zu. Eine telefonische Direktver- 
bindung, eine Hotline, wurde eingerichtet. Eine Delegation 
sowjetischer Offiziere kam 1988 zu einem Geheimbesuch in 
die Bundesrepublik. Nur der Bundeskanzler, der Bundesmi- 
nister für Verteidigung und die zuständige Abteilung im Bun- 
deskanzleramt waren eingeweiht. 

Im Juni 1989 erfolgte der Gegenbesuch Gorbatschows in 
der Bundesrepublik. Es sollte in vielfältiger Weise ein Schlüs- 
selbesuch werden. Er vertiefte das persönliche Vertrauensver- 
hältnis zwischen Helmut Kohl und Michail Gorbatschow, 
symbolisiert durch ein nächtliches Gespräch am Rheinufer. 
Die Begegnung mündete in das Versprechen des Bundeskanz- 
lers, Gorbatschow bei seinem Reformprozess in der Sowjet- 
union so weit als möglich zu unterstützen. Der Generalsekre- 
tär sollte bald darauf zurückkommen. 

Bei seinen Gesprächen und Besichtigungen in Düsseldorf 
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und Stuttgart lernte Gorbatschow ein Deutschland kennen, 
dessen Infrastruktur und Industrie ihn tief beeindruckten. 
Nach seiner eigenen Aussage bestärkte diese persönliche Er- 
fahrung seine Hoffnung, mit der Bundesrepublik einen wich- 
tigen Partner zur Modernisierung der UdSSR gewinnen zu 
können. «Was hätten wir alles zusammen machen können», 
war Jahre später einer seiner Stoßseufzer. 

Als Höhepunkt des Besuches unterzeichneten Bundes- 
kanzler Helmut Kohl und Generalsekretär Michail Gorbat- 
schow am 13. Juni 1989 eine «Gemeinsame Erklärung». Darin 
enthalten waren sensationelle politische und sicherheitspoliti- 
sche Aussagen, die bis dahin noch in keinem deutsch-sowjeti- 
schen Dokument gestanden hatten. Sie bezogen sich auf «den 
Vorrang des Völkerrechts in der inneren und internationalen 
Politik», insbesondere auf «die Überwindung der Trennung 
Europas» sowie die «Achtung des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker». 

Nach den grundsätzlichen Festlegungen folgte ein umfas- 
sender Katalog von Möglichkeiten der politischen, wirtschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Zusammenarbeit sowohl im bila- 
teralen Bereich als auch in Europa insgesamt. Und nicht 
überraschend endete die Gemeinsame Erklärung mit klaren 
sicherheitspolitischen Aussagen und Forderungen im Bereich 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle. 

Mit dieser wichtigen deutsch-sowjetischen Vereinbarung 
hatte die Bundesregierung den Gleichklang mit der Entspan- 
nungs- und Abrüstungspolitik zwischen den beiden Welt- 
mächten USA und UdSSR hergestellt. Und beide Gesprächs- 
und Verhandlungsprozesse sowie der von Gorbatschow in der 
Sowjetunion eingeleitete innere Reformprozess von Glasnost 
und Perestroika sollten in Kürze historische, ja revolutionäre 
Veränderungen in den jeweiligen Beziehungen und weit darü- 
ber hinaus herbeiführen. 

Enttäuschend war aber wieder einmal, mit welch geringer 
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Ein Schlüsselmoment: Präsident Michail Gorbatschow bei seinem 


ersten Besuch in Bonn 


Aufmerksamkeit und Interesse die bedeutsamen Ergebnisse 
und Verpflichtungen beider Seiten in der deutschen Politik 
und in den Medien aufgenommen wurden. Das galt auch für 
die verschiedenen politischen Entwicklungen in den War- 
schauer-Pakt-Staaten, allen voran in Polen und in Ungarn. 

Bereits im Frühjahr 1989 hatte die ungarische Regierung 
unter Ministerpräsident Miklös Nemeth und Außenminister 
Gyula Horn beschlossen, die überalterten Grenzbefestigun- 
gen nicht zu erneuern, sondern schrittweise zu öffnen. Gor- 
batschow hatte in einem Gespräch mit Nemeth in Moskau 
sein Einverständnis gegeben. Gemeinsam mit seinem österrei- 
chischen Kollegen Alois Mock durchschnitt Horn am 27. Juni 
1989 in einem symbolischen Akt den Stacheldrahtzaun. Das 
sollte die dramatisch anwachsenden Fluchtbewegungen aus 
der DDR über Prag und Budapest noch weiter verstärken. 

In Polen war am 24. August 1989 Tadeusz Mazowiecki von 
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der Gewerkschaftsbewegung Solidarność zum ersten nicht- 
kommunistischen Premierminister gewählt worden. Der Weg 
zu einer freiheitlichen Demokratie war frei. Diese revolutio- 
nären Entwicklungen waren möglich geworden, weil Gorbat- 
schow auf einer Gipfelkonferenz des Warschauer Paktes 1988 
seinen Bündnispartnern erklärt hatte, dass sie für die Entwick- 
lung ihrer Länder zukünftig selbst verantwortlich seien, und 
er sich nicht mehr in ihre inneren Angelegenheiten einmischen 
werde. Damit war die sogenannte Breschnew-Doktrin außer 
Kraft gesetzt. Und Gorbatschow hielt Wort, zuerst in Polen, 
in Ungarn und am Ende auch in der DDR. 

Die Summe dieser Entwicklungen innerhalb der Sowjet- 
union, ihrer Bündnispartner und die voranschreitende Politik 
der Entspannung, der Abrüstung und Zusammenarbeit zwi- 
schen den beiden Weltmächten und den europäischen Staaten 
in Ost und West waren bereits seit dem Frühjahr 1989 un- 
übersehbare Signale, dass auch die «deutsche Frage», die Frage 
des Selbstbestimmungsrechts aller Deutschen und ihrer Ein- 
heit, wieder auf die Tagesordnung der internationalen Politik 
kommen würde. Doch viele, zu viele, hatten in Deutschland 
dieses Thema längst abgeschrieben oder waren sogar strikt da- 
gegen, es als politisches Kalkül in Angriff zu nehmen. 


Der revolutionäre Aufbruch 


Die überraschende Öffnung der Mauer in Berlin am 9. No- 
vember 1989, ausgelöst durch die in die Geschichte eingegan- 
gene Pressekonferenz des ZK-Mitglieds der SED Günter 
Schabowski sollte Deutschland, Europa und die Welt drama- 
tisch verändern. Doch anfänglich war die Sorge groß, wie die 
DDR-Führung, vor allem aber wie die Sowjetunion darauf 
reagieren würde. Die Menschen in Berlin erstürmten auf bei- 
den Seiten die Mauer, zehntausende DDR-Bürger überquer- 
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ten die Grenzbefestigungen. Doch glücklicherweise erfolgte 
kein einziger Schuss. 

Die in der DDR stationierten 380000 sowjetischen Solda- 
ten blieben in ihren Kasernen. Sie hätten die Grenzen mühelos 
wieder schließen können. Die Nationale Volksarmee (NVA) 
wäre im Zweifel noch mitmarschiert. Laut Eduard Scheward- 
nadse, dem damaligen sowjetischen Außenminister, hat es 
noch im Januar 1990 Diskussionen in der sowjetischen Füh- 
rung gegeben, die eigenen Truppen zur Sicherung der DDR 
einzusetzen. Es bleibt das große Verdienst von Michail Gor- 
batschow, das verhindert zu haben. Er forderte stattdessen in 
einem Telefonat mit Bundeskanzler Helmut Kohl, auf allen 
Seiten dafür zu sorgen, dass kein Chaos entstehe, die Ent- 
wicklung unter Kontrolle bleibe und nicht weiter eskaliere. 

In den folgenden Tagen erreichten den Bundeskanzler In- 
formationen, dass in der sowjetischen Führung erste Diskus- 
sionen über die Zukunft Gesamtdeutschlands und über den 
Abschluss eines Friedensvertrages begonnen hatten. Das war 
für ihn der Anlass, selbst die politische Initiative zu ergreifen. 
In seiner berühmten Rede anlässlich der jährlichen Haushalts- 
debatte am 28. November 1989 erklärte Helmut Kohl unmiss- 
verständlich seinen Willen, jetzt die deutsche Einheit anzu- 
streben, nicht vom «grünen Tisch» aus und auch nicht «mit 
dem Terminkalender in der Hand». In zehn Punkten erläu- 
terte er seine Strategie, wie er das Ziel der Wiedervereinigung 
erreichen wolle. 

Beides sollte in der Politik selbstverständlich sein: eine 
klare Zielsetzung und die Erläuterung der Strategie, wie das 
Ziel erreicht werden soll, auch wenn die Maßnahmen immer 
wieder angepasst werden müssen. Helmut Kohl und seine 
Mannschaft waren sich 1989/90 immer sicher: «Wir schaffen 
das.» Offen blieb, wie schnell das Ziel zu erreichen sein würde. 

In einem Gespräch mit Außenminister Hans-Dietrich Gen- 
scher am 5. Dezember in Moskau übten Gorbatschow und 
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Schewardnadse harte Kritik an der Zehn-Punkte-Rede von 
Helmut Kohl. Gorbatschow bezeichnete sie als «Diktat». 
Doch nur zwei Monate später, am ıo. Februar 1990, traf Hel- 
mut Kohl zu einem persönlichen Gespräch mit Michail Gor- 
batschow im Kreml zusammen. Nach wenigen einleitenden 
Sätzen sprach Gorbatschow die entscheidenden Worte aus: 
Die Sowjetunion werde die Entscheidung der Deutschen, in 
einem Staat zu leben, respektieren. Es sei Sache der Deut- 
schen, den Zeitpunkt und den Weg der Einigung selbst zu be- 
stimmen. Der Weg zur deutschen Einheit war frei. 

Am 3.Oktober 1990, 329 Tage nach der Öffnung der 
Mauer, feierte Deutschland in Berlin seine Wiedervereinigung. 
Alles war friedlich und am Ende mit allen vier Siegermächten 
einvernehmlich verlaufen. Alle Nachbarstaaten hatten zuge- 
stimmt. Der Bundeskanzler konnte am Tag danach feststellen, 
dass Deutschland zum ersten Mal in seiner Geschichte keine 
Feinde mehr habe. Von besonderer Bedeutung sollte jedoch 
die Ankündigung sein, dass dem vereinten Deutschland eine 
größere Verantwortung in der Völkergemeinschaft zuwachse, 
nicht zuletzt für die Wahrung des Weltfriedens. Und Kohl 
fuhr fort: «Wir werden dieser Verantwortung sowohl im Rah- 
men der Vereinten Nationen, der Europäischen Gemeinschaft 
und der Atlantischen Allianz als auch in unserem Verhältnis 
zu einzelnen Ländern gerecht werden.» 

Die deutsche Einheit hat die Lage, das Gewicht, den Ein- 
fluss und die Verantwortung Deutschlands verändert. Es liegt 
in Europa nicht länger in einer Randlage am Eisernen Vor- 
hang, sondern erneut in der Mitte. Territorial und bevölke- 
rungsmäßig ist Deutschland größer geworden und hat damit 
an Gewicht und Verantwortung zugenommen. Es war deshalb 
keine Überraschung, dass die Nachbarstaaten und vor allem 
auch Großbritannien die Frage diskutierten, welche Rolle die- 
ses größere Deutschland zukünftig spielen werde. Die briti- 
sche Premierministerin Margaret Thatcher wurde 1990 mit 
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Das unvergessliche Gespräch mit Präsident Gorbatschow am 


10. Februar 1990 im Kreml: grünes Licht für die Wiedervereinigung 


Deutschlands 


der Aussage zitiert, Deutschland sei gut für zwei Weltkriege 
gewesen; es könnte auch gut sein für einen dritten Weltkrieg. 
Ihre Sorge war, wie auch die anderer Europäer, dass die doch 
im Großen und Ganzen stabile Nachkriegsordnung zerstört 
werden könnte, ohne dass eine neue Ordnung in Sicht sei. 

Im politischen Raum stand unausgesprochen die Frage, ob 
Deutschland ein zuverlässiger und berechenbarer Partner des 
Westens bleiben werde. Oder würde es, wie in der Zeit Bis- 
marcks, zu einer Gleichgewichtspolitik, zu einer Schaukelpo- 
litik zwischen West und Ost zurückkehren? Würde es gar der 
Versuchung erliegen, sich stärker dem Osten zuzuwenden? 
Diese Sorge bewegte nicht nur den französischen Präsidenten 
François Mitterrand und die britische Premierministerin Mar- 
garet Thatcher, sondern beispielsweise auch den italienischen 
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Ministerpräsidenten Giulio Andreotti oder den niederländi- 
schen Premierminister Ruud Lubbers. Sie alle wollten, dass 
ein größer werdendes Deutschland sowohl in der NATO als 
auch in der Europäischen Gemeinschaft eingebunden bleibe. 

Daher war entscheidend, dass Helmut Kohl von Anfang an 
unmissverständlich daran festgehalten hat, dass auch ein ge- 
eintes Deutschland Mitglied der NATO bleiben müsse. Aus 
dem gleichen Grund hatte er Francois Mitterrand noch im 
Dezember 1989 in einem Brief vorgeschlagen, gemeinsam die 
Initiative für eine Politische Union der EG zu ergreifen. Mit- 
terrand griff diesen Vorschlag sofort auf, der dann auch auf 
dem EG-Gipfel im April 1990 in Dublin beschlossen wurde. 
Selbst die amerikanische Regierung hatte noch vor der Wie- 
dervereinigung klare Erwartungen ausgesprochen, als Präsi- 
dent George Bush in seiner Mainzer Rede Ende Mai 1989 der 
Bundesregierung anbot, «partner in leadership» zu sein, ge- 
meinsam als Partner internationale Verantwortung zu über- 
nehmen, ein Angebot, das heute mit einem Präsidenten Trump 
undenkbar wäre. 

Dennoch ist diese wichtige Aussage des Bundeskanzlers 
vom 4.Oktober 1990 über die größere Verantwortung eines 
geeinten Deutschlands in der deutschen Öffentlichkeit als we- 
nig bedeutsam, im besten Fall als selbstverständlich verstan- 
den worden. Sie fiel niemandem besonders auf. Ein öffentli- 
ches Echo darauf blieb aus. Doch die Zeit war vorbei, dass wir 
Deutsche mit der Aussage kokettieren konnten, wir seien ein 
ökonomischer Riese, aber ein politischer Zwerg. Das war zu 
keinem Zeitpunkt glaubwürdig. Darauf passte schon immer 
das jüdische Wort: «Mach’ dich nicht so klein, so groß bist du 
gar nicht», oder um den Kunsthistoriker Johann Winckel- 
mann zu zitieren, der einmal in einem anderen Zusammen- 
hang das Wort vom «Prinzip der stillen Größe, aber edlen 
Einfalt» geprägt hat. 

Sicherlich würden es nach wie vor viele Menschen in 
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Deutschland vorziehen, in einer Nische der Weltgeschichte 
verharren zu können, eine «große Schweiz» zu werden und so 
von allen Händeln dieser Welt unberührt zu bleiben. Sie wol- 
len nicht wahrhaben, in welchem Maße sich Entscheidungen 
Deutschlands, seien sie außen- und sicherheitspolitischer oder 
wirtschafts- und finanzpolitischer Art, oft unmittelbar auf un- 
sere Nachbarn und Partner in Europa oder sogar weltweit 
auswirken. 

Doch erst als Bundespräsident Joachim Gauck im Januar 
2014 in seiner Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz, 
24 Jahre nach Helmut Kohl, für eine «größere globale Verant- 
wortung Deutschlands» plädierte, fand diese überfällige Er- 
kenntnis ein breites und weitgehend zustimmendes Echo in 
der deutschen und internationalen Öffentlichkeit. Das war 
eine richtige, aber späte Einsicht. 


Die entscheidenden Meilensteine auf dem 
Weg zur Wiedervereinigung: Priorität Sicherheit 


Der friedliche und nach außen fast reibungslose sowie überra- 
schend schnelle Prozess der Wiedervereinigung war erfolg- 
reich, weil Bundeskanzler Kohl und die Bundesregierung eine 
Reihe von wichtigen politischen Bedingungen und Interessen 
der verantwortlichen Regierungen nicht nur berücksichtigten, 
sondern aktiv nutzten. Gegenüber den drei Westmächten ging 
es um die Zusicherung, dass ein geeintes Deutschland Mitglied 
der Atlantischen Allianz und der Europäischen Gemeinschaft 
(EG) bleiben werde. Die Sorge war groß, dass der Friede und 
die Stabilität der Nachkriegsordnung Europas gefährdet wer- 
den könnten. Doch das wollte die Bundesregierung verhin- 
dern. 

Entscheidend war die Frage, wie die Zustimmung von Prä- 














52 Die Chancen von 1989/90 


sident Gorbatschow und der sowjetischen Führung zu be- 
kommen sei. Es ging ja nicht allein darum, die Einheit 
Deutschlands zu erreichen. Ein geeintes Deutschland sollte, ja 
musste Mitglied der NATO bleiben. Das setzte auch voraus, 
den friedlichen Abzug aller sowjetischen Truppen aus Berlin 
und aus der DDR in einer vereinbarten Frist durchzusetzen. 

Dem Bundeskanzler war von Anfang an klar, dass es darauf 
keine einfache Antwort geben könne. Sein Ziel war es, ein Ge- 
samtpaket an Initiativen, Angeboten und Vorschlägen zu erar- 
beiten und ständig weiterzuentwickeln, um Gorbatschow zu 
gewinnen. Es sollte sich nicht um Vorleistungen handeln, son- 
dern um eine Politik des «do ut des», der Leistung und Ge- 
genleistung. 

Ein wichtiger Faktor war hier wie so oft das enge persönli- 
che Vertrauensverhältnis, das sich zwischen Präsident George 
Bush und Gorbatschow sowie zwischen Helmut Kohl und 
Gorbatschow entwickelte. Gorbatschow sagte einmal, dass 
ohne dieses wechselseitige Vertrauen vieles anders entschieden 
worden wäre. Ein vergleichbares Vertrauensverhältnis gab es 
zwischen den beiden Außenministern Genscher und Sche- 
wardnadse, den amerikanischen Außenminister Jim Baker 
eingeschlossen. Es gab keine leeren Versprechungen. Zusagen 
wurden eingehalten. Hilfen für die Linderung der Versor- 
gungsnotlage in der UdSSR wurden - wie versprochen - groß- 
zügig gewährt und Kredite garantiert. 

Für den Durchbruch in den Verhandlungen war am Ende 
nur ein Thema entscheidend — das Thema Sicherheit. Die Gip- 
felgespräche zwischen den USA und der UdSSR auf der Ebene 
der Präsidenten und Außenminister sowie die weitreichenden 
Ergebnisse in den Abrüstungs- und Rüstungskontrollver- 
handlungen trugen maßgeblich zur Verständigung nicht nur 
zwischen den beiden Weltmächten, sondern zwischen Ost 
und West generell bei. In seiner Rede am 31.Mai 1989 in 
Mainz hatte Präsident Bush nicht nur sein Interesse an Abrüs- 
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tung und Rüstungskontrolle bekräftigt, sondern den wichti- 
gen Satz hinzugefügt, dass die Sowjets wissen sollten, «dass 
unser Ziel nicht darin besteht, ihre legitimen Sicherheitsinter- 
essen zu untergraben». 

Gleichzeitig hatte er der Bundesregierung wie erwähnt eine 
gemeinsame Aufgabe als Partner in einer Führungsrolle ange- 
boten. Eingebettet in dieses tiefe und uneingeschränkte Ver- 
trauen der amerikanischen Administration bot der Bundes- 
kanzler Ende April 1990 der sowjetischen Führung an, noch 
vor der Vereinigung Deutschlands einen umfassenden bilate- 
ralen Vertrag über Gewaltverzicht und Zusammenarbeit zu 
verhandeln. Seit Chruschtschow hatte die Sowjetunion immer 
wieder ihr Interesse an Verträgen mit sicherheitspolitischen 
Zusicherungen bekundet. Ziel des Vertrages sollten klare Si- 
cherheitsgarantien für die Sowjetunion sein und die Zusage 
für eine enge Zusammenarbeit und Partnerschaft. 

Die Reaktion der sowjetischen Führung auf diesen Vor- 
schlag war fast euphorisch. Der sogenannte «Große Vertrag», 
der «Vertrag über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und 
Zusammenarbeit», zwischen der UdSSR und der Bundesrepu- 
blik Deutschland wurde im September unterschrieben und 
am 9.November 1990 nach der Wiedervereinigung ratifi- 
ziert. Er enthält klare sicherheitspolitische Verpflichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland. Darüber hinaus wurde eine 
umfassende Zusammenarbeit in allen Bereichen vereinbart. 
Innerhalb der beiden Jahre 1989/90 unterzeichnete die Bun- 
desregierung unter Helmut Kohl 27 Verträge und Abkommen 
mit der Sowjetunion. 

Die sicherheitspolitischen Interessen Moskaus dominierten 
das ganze erste Halbjahr 1990. Auf der Agenda stand die 
Schlüsselfrage der NATO-Mitgliedschaft eines geeinten 
Deutschlands. Auf Initiative der Bundesregierung richtete am 
8. Juni die NATO-Ministertagung eine Botschaft an die Sow- 
jetunion und an alle anderen Warschauer-Pakt-Staaten, in der 
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sie erklärte: Sie reiche allen «die Hand zur Freundschaft und 
Zusammenarbeit». Gleichzeitig kündigten die Minister an, die 
Militärstrategie der NATO sowie deren Strukturen und Aus- 
rüstung im Lichte der sich abzeichnenden neuen Gegebenhei- 
ten überprüfen zu wollen. 

Fast zeitgleich zum Parteitag der KPdSU im Juli 1990 fand 
ein NATO-Sondergipfel in London statt. Die abschließende 
gemeinsame «Londoner Erklärung - die Nordatlantische Alli- 
anz im Wandel» enthielt wichtige Botschaften an die Sowjet- 
union und an die anderen Mitgliedsstaaten des Warschauer 
Paktes. Besonders bedeutend war das Angebot der NATO, 
eine gemeinsame Erklärung zum Nichtangriff und Gewaltver- 
zicht zu beschließen. Gorbatschow sollte seine Genugtuung in 
den bald folgenden Gesprächen mit dem Bundeskanzler im 
Kaukasus zum Ausdruck bringen: Der NATO-Gipfel sei ein 
historischer Wendepunkt gewesen. Entsprechend sachlich fiel 
seine Antwort auf die Frage der NATO-Mitgliedschaft des ge- 
einten Deutschlands aus: Deutschland erhalte jetzt seine volle 
Souveränität, und es sei die Entscheidung eines souveränen 
Staates, ob es einem Bündnis und welchem es angehören wolle. 

Es blieb im Rahmen der VKSE-Verhandlungen das Thema 
der zukünftigen Stärke der Bundeswehr. Auch in dieser Frage 
kam es im Kaukasus zur Einigung. Die Bundeswehr sollte zu- 
künftig 370000 Mann umfassen. Zur Verständigung kam es 
auch über den Zeitraum des Abzugs der sowjetischen Trup- 
pen aus der DDR. Vier Jahre wurden vereinbart. Da die 
Sowjetunion für die zurückkehrenden Truppen keine ausrei- 
chenden Unterbringungsmöglichkeiten besaß, legte die Bun- 
desregierung zusätzlich ein Milliardenprogramm zum Bau 
von Unterkünften auf. Darüber hinaus verpflichtete sie sich, 
auf Herstellung und Besitz von sowie die Verfügung über 
ABC-Waffen zu verzichten und Mitglied des Nichtverbrei- 
tungsvertrages (NVV-Vertrages) zu bleiben. Die Summe aller 
dieser bilateralen und multilateralen sicherheitspolitischen 
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Vereinbarungen war am Ende der Schlüssel zur deutschen 
Einheit. 


Die Zugeständnisse der Sowjetunion 


Wenn Imperien zusammenbrechen, dann tun sie dies selten, 
ohne dass es zu heftigen Gewaltausbrüchen kommt. Ein un- 
tergehendes Imperium versucht in der Regel, sich militärisch 
gegen seinen Niedergang zu stemmen. Dass eine Supermacht, 
wie sie die Sowjetunion war, ihr Vorfeld und sogar Teile des 
eigenen Staatsgebietes friedlich aufgibt, ist ein historisch na- 
hezu einmaliger Akt. Wer Russland heute verstehen will, sollte 

sich in Erinnerung rufen, was Moskau in den Jahren 1989/90 

akzeptieren musste und friedlich akzeptiert hat und zu wel- 

chen Zugeständnissen die sowjetische Führung damals bereit 
gewesen ist: 

— Sie hat 1989 der Öffnung der Grenzen ihrer mitteleuropä- 
ischen Partnerstaaten zugestimmt und militärisch nicht 
eingegriffen. 

- Gorbatschow hat Wort gehalten und sich nicht mehr in 
die Liberalisierungs- und Demokratisierungsprozesse 
seiner Bündnispartner eingemischt, wie es seine Vorgänger 
1953 in der DDR, 1956 in Ungarn und 1968 in Prag noch 
mit brutaler militärischer Gewalt getan haben. 

-— Deutschland konnte friedlich wiedervereinigt werden. Die 
DDR, der wichtigste Teil von Stalins «Kriegsbeute», 
wurde zurückgegeben. Damit war der größte Kon- 
fliktherd in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg, die 
Teilung Deutschlands und Berlins, überwunden. 

— Das geeinte Deutschland blieb im Einverständnis mit der 
sowjetischen Führung Mitglied in der Europäischen 
Gemeinschaft und in der NATO. 

- 500000 sowjetisch-russische Truppen mit allen ihren 














56 Die Chancen von 1989/90 


Waffensystemen, einschließlich der Nuklearwaffen, 
wurden in der vereinbarten Zeit von vier Jahren friedlich 
und ohne Zwischenfälle aus Mitteleuropa, aus Ungarn, der 
Tschechoslowakei und Polen, nach Russland zurückge- 
führt, darunter 380000 Mann aus der DDR. Bei der 
Verabschiedung der letzten russischen Truppen auf dem 
Gendarmenmarkt in Berlin sang eine russische Einheit in 
Anwesenheit von Präsident Boris Jelzin und Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl ein Lied in deutscher Sprache, in dem es 
hieß: «Wir sind als Feinde gekommen; wir gehen als 
Freunde.» 

— Ende der achtziger, Anfang der neunziger Jahre wurden 
die weitreichendsten Abrüstungs- und Rüstungskontroll- 
vereinbarungen sowohl im Bereich der konventionellen 
Waffen als auch für die nuklearen und chemischen Sys- 
teme mit umfassenden Kontrollverfahren vereinbart. Laut 
Gorbatschow sind auf Grundlage dieser Vereinbarungen 
bis heute etwa 80 Prozent der Nuklearwaffen vernichtet 
worden. In einem Gespräch ım Juni 1992 erklärte der 
letzte aus der Sowjetarmee verbliebene Marschall, Boris 
Schaposchnikow: «Wir sind heute so weit, dass wir nicht 
mehr von einem Wettrüsten, sondern von einem Wettab- 
rüsten sprechen können.» 

—- Am ı.Juli 1991 löste sich der Warschauer Pakt offiziell 
auf, friedlich und fast lautlos. 


Diese weitreichenden und in der Tat sensationellen Entschei- 
dungen der sowjetischen Führung mit Präsident Michail Gor- 
batschow an der Spitze mögen heute für die meisten Men- 
schen im Westen als selbstverständlich gelten. Sie waren es zu 
keinem Zeitpunkt. Gorbatschow selbst musste große Wider- 
stände in der sowjetischen Führung überwinden. 

1990 war das Jahr dramatischer Umbrüche in der Sowjet- 
union. Gorbatschows Reformprogramm Glasnost und Peres- 
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troika löste heftige Auseinandersetzungen auf vielen Gebieten 
des politischen und gesellschaftlichen Lebens aus. Es ging 
nicht nur um eine tiefgreifende Wirtschaftsreform, sondern 
gleichzeitig um eine Neugestaltung des politischen Systems 
und um grundlegende Veränderungen im geistig-kulturellen 
Bereich. Dazu kamen eine dramatische Versorgungskrise und 
die drohende Zahlungsunfähigkeit. In beiden Fällen konnte 
die Bundesregierung mit Nahrungsmittellieferungen und 
Krediten in vielfacher Milliardenhöhe Hilfe leisten. 

Innerhalb der KPdSU brachen heftige Auseinandersetzun- 
gen zwischen den radikalen Erneuerern und den konservati- 
ven Bewahrern des alten Kommandosystems aus. Gleichzeitig 
kam es immer häufiger zu Massendemonstrationen und Mas- 
senstreiks. In den Republiken traten nationale Bewegungen 
auf. Schon im März 1990 hatte Litauen seine Unabhängigkeit 
erklärt. In Kaukasien brachen Bürgerkriege aus. 

Als am 2. Juli 1990 der 28. Parteitag der KPdSU zusammen- 
trat, griff das Mitglied des Politbüros Jegor Ligatschow die 
Reformpolitik Gorbatschows und seine Deutschlandpolitik 
frontal an. Er warf ihm die «vollständige Annullierung der 
Ergebnisse des Zweiten Weltkrieges» vor. Bei der Wahl in das 
Politbüro erhielt Gorbatschow ı116 Gegenstimmen (von 
4538), so viele wie noch nie ein Generalsekretär vor ihm. Doch 
es gelang ihm, seinen härtesten Gegenspieler, eben jenen Jegor 
Ligatschow, aus dem Politbüro zu werfen. Nach zwölf Tagen 
endete mit dem ZK-Plenum der Parteitag. Noch am gleichen 
Tag traf Bundeskanzler Helmut Kohl mit seiner Delegation in 
Moskau ein. Als er am nächsten Morgen mit Präsident Gor- 
batschow zu einem ersten Vieraugengespräch zusammenkam, 
erlebte er einen Gesprächspartner, der seine Erleichterung 
sichtlich zu erkennen gab, dass der Parteitag für ihn erfolg- 
reich verlaufen war. Die Erleichterung war auch Außenminis- 
ter Eduard Schewardnadse anzumerken. Der Parteitag hätte 
auch anders ausgehen können, und dann hätte die Zukunft der 
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Sowjetunion sowie Deutschlands und Europas anders ausge- 
sehen. 


Der Traum von einer gesamteuropäischen Friedens- 
und Sicherheitsordnung von Vancouver 
bis Wladiwostok 


Nach diesen revolutionären, aber dennoch friedlichen Verände- 
rungen folgte nicht das «Ende der Geschichte» (Francis Fuku- 
yama). International stellten sich unmittelbar zwei Aufgaben: 
Brauchen wir eine «neue Weltordnung» und wenn ja, wie sollte 
sie aussehen? Und wie muss zukünftig Gesamteuropa gestaltet 
werden? Die Antwort darauf erfolgte überraschend schnell. 

Vom 19. bis 21. November 1990 trafen sich alle 34 Staats- 
und Regierungschefs der KSZE-Staaten in Paris und unter- 
zeichneten die «Charta von Paris für ein neues Europa». Die 
Charta war kein völkerrechtlicher Vertrag, sondern eine poli- 
tische Absichtserklärung. Gemeinsam stellten die Unterzeich- 
ner fest, dass das Zeitalter der Konfrontation und der Teilung 
Europas zu Ende gegangen sei. Die «Beziehungen sollen 
künftig auf Achtung und Zusammenarbeit gründen». 

Die Charta beschreibt ausführlich die Prinzipien der Men- 
schenrechte, der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und 
einer marktwirtschaftlichen Ordnung, die zukünftig für 
alle Mitgliedsstaaten gelten sollten. Die Förderung der Demo- 
kratie sowie die Achtung der Menschenrechte seien unver- 
zichtbar. Diesem Prinzipienkatalog schließen sich ausführ- 
liche Aussagen an über die Gestaltung der freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen den Teilnehmerstaaten und - nicht 
überraschend - zum Thema Sicherheit: Sicherheit sei unteilbar 
und untrennbar mit der aller anderen verbunden. Alle Staaten 
sollten sich der Androhung oder Anwendung von Gewalt 
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enthalten. Streitfälle sollten friedlich beigelegt werden. Die 
Zusammenarbeit bei der Rüstungskontrolle und Abrüstung 
sollte gefördert werden. Deshalb habe man die Absicht, «den 
politischen Konsultationsprozess zu verstärken und die Zu- 
sammenarbeit zu erweitern». Das sollte dazu beitragen, «ein 
geeintes Europa aufzubauen». «Das nun ungeteilte und freie 
Europa fordert einen Neubeginn.» 

Im Bereich der Sicherheit sollte auf dem Vertrag über Kon- 
ventionelle Streitkräfte in Europa aufgebaut und die Verhand- 
lungen über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen 
(VSBM) fortgesetzt werden. Möglichst bald sollten die 
Verhandlungen über «ein wirksam verifizierbares, weltweites 
und umfassendes Verbot chemischer Waffen» abgeschlossen 
werden. Zusammenarbeiten wolle man bei der «Ausrottung» 
des Terrorismus und im Kampf gegen den illegalen Drogen- 
handel. Es folgen ausführliche Vereinbarungen über wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und in den Bereichen Energie, 
Transport und Tourismus, Umwelt und Kultur. Gefördert 
werden sollte «insbesondere bei der Jugend» der Kulturaus- 
tausch und die Zusammenarbeit in allen Bereichen der Bil- 
dung. Fast vorausschauend erklärten die Unterzeichner ihre 
Besorgnis über die anhaltenden Spannungen in der Mittel- 
meerregion und unterstrichen gemeinsam ihre Bereitschaft, 
ihre «Bemühungen zur Festigung von Sicherheit und Zusam- 
menarbeit im Mittelmeerraum» fortzusetzen. 

Zur Durchsetzung aller dieser Vereinbarungen und allge- 
meinen Absichtserklärungen verabredeten die Staats- und Re- 
gierungschefs eine Reihe neuer Strukturen und Institutionen 
des KSZE-Prozesses für die weitere Zusammenarbeit: 


— Regelmäßige Treffen der Außenminister, mindestens 
einmal jährlich. 

— Ein «Ausschuss Hoher Beamter» soll die Sitzungen 
vorbereiten und deren Beschlüsse durchführen. 
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— Treffen anderer Minister können vereinbart werden. 

- Alle zwei Jahre soll in der Regel ein Folgetreffen der 
Teilnehmerstaaten für eine Bestandsaufnahme stattfinden. 

- In Wien wird ein «Konfliktverhütungszentrum» (KVZ) 
eingerichtet. 


In einem Zusatzdokument wurde die Durchführung der Ver- 
einbarungen weiter konkretisiert. So sollte das Konfliktver- 
hütungszentrum «die Durchführung von vertrauens- und 
sicherheitsbildenden Maßnahmen unterstützen», u.a. «den 
Mechanismus für Konsultation und Zusammenarbeit in Be- 
zug auf ungewöhnliche Aktivitäten» und vor allem die «Zu- 
sammenarbeit bei gefährlichen Zwischenfällen militärischer 
Art». Im Bundeskanzleramt hatte man auf der Grundlage die- 
ser eindrucksvollen Ergebnisse sogar darüber nachgedacht, ob 
ein gemeinsamer gesamteuropäischer Sicherheitsrat angestrebt 
werden sollte. Doch diese Idee wurde nach 1990 nicht weiter- 
verfolgt. 

Die Pariser Charta - welch eine Vision! «I have a dream...», 
mit diesen Worten begann der amerikanische Bürgerrechtler 
Martin Luther King seine berühmteste Rede. Zum ersten Mal 
in der Geschichte des europäischen Kontinents eröffnete sich 
die Chance, dass die Werte, für die wir uns seit Jahrzehnten 
eingesetzt hatten: Freiheit, Menschenrechte, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Marktwirtschaft, ihren Siegeszug in 
ganz Europa antreten könnten. Und das am Ende eines Jahr- 
hunderts, das von zwei Weltkriegen mit fast hundert Millio- 
nen Toten geprägt wurde und durch die Unmenschlichkeit der 
faschistischen und kommunistischen Gewaltherrschaft so viel 
Elend, Tränen, Blut und Tod erleben musste. Eine solche 
Chance hatte es in der Geschichte des euro-asiatischen Konti- 
nents noch nie gegeben! 

Sollte ein gemeinsames, freies und demokratisches Europa 
von Vancouver bis Wladiwostok nicht unser Traum sein? Ein 
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ısraelisches Wort, das der früheren Premierministerin Golda 
Meir zugesprochen wird, lautet: «Wer nicht an Wunder glaubt, 
ist kein Realist.» 

Der bekannte Münchner Theologe Eugen Biser nannte das 
europäische Haus «auf dem blutgetränkten Boden Zentral- 
europas eine Zitadelle des Friedens inmitten einer instabilen 
und von Krisen erschütterten Welt». In seiner Aachener Rede 
am 9. Mai 1991 anlässlich der Verleihung des Karlspreises er- 
klärte der französische Präsident Francois Mitterrand: «Europa 
hatte lange nicht so viele Gründe zur Hoffnung.» Und für 
Michail Gorbatschow war die Pariser Akte die Blaupause für 
das «Gemeinsame Europäische Haus», in dem alle Bewohner, 
also auch die Russen, die gleiche Sicherheit garantiert bekä- 
men und Russland selbstverständlicher Bestandteil eines sich 
neu entwickelnden Europa über die Europäische Gemein- 
schaft hinaus sein sollte. Seine Aufgabe sei es jetzt, die Sowjet- 
union von der Diktatur zur Demokratie und von der zentra- 
len Kommandowirtschaft zur Marktwirtschaft zu führen. 

Wer von Visionen in der Politik spricht, wird häufig sehr 
schnell diskreditiert. In diesem Zusammenhang wird vor al- 
lem der frühere Bundeskanzler Helmut Schmidt mit seiner 
Aussage zitiert: «Wer Visionen hat, sollte zum Arzt gehen.» 
Er hat diesen Satz später deutlich relativiert. Doch wer Men- 
schen, ein ganzes Volk verantwortungsvoll führen will, muss 
auch die Phantasie und damit die Kreativität der Menschen 
anregen, wenn er Ziele erreichen will. Helmut Maucher, lang- 
jähriger Chef der Nestlé AG in der Schweiz, sagte dazu zu 
Recht: «Wer keine Vision hat, kann weder große Hoffnungen 
erfüllen noch große Vorhaben verwirklichen. Insofern sind 
Visionen eine Führungsaufgabe. Sie haben eine Wirkung in 
sich, weil sie Menschen begeistern können, Energie freisetzen 
und damit entscheidend dazu beitragen, dass eine Vision keine 
Illusion bleibt, sondern in der Zukunft zur Realität wird.» 

Doch der Rückblick nach fast dreißig Jahren ist bedrü- 
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ckend. Was haben wir aus der Pariser Charta für ein neues Eu- 
ropa gemacht? Wir standen wieder einmal am Anfang eines 
Weges, der Verheißung versprach; eine Verheißung aber, die 
sich nicht von alleine erfüllen konnte, sondern Arbeit, Kreati- 
vität, Mut und auch Opfer einforderte. Was könnte unseren 
Kontinent, der wie kein anderer über Jahrhunderte von Krie- 
gen überzogen wurde, von autoritären und totalitären Regi- 
men beherrscht war, der so unendlich viel Leid, Not und Trä- 
nen erlebt hat, was könnte diesen gepeinigten Kontinent 
Europa stärker befrieden als Freiheit, Demokratie, Rechts- 
staatlichkeit und wirtschaftlicher Wohlstand? 

Keine Generation vor uns hatte jemals die Chance, einen 
solchen Traum träumen zu können. Wir in ganz Europa, wir 
durften 1990 nicht nur träumen. Wir hatten die Chance, die- 
sen Traum, dieses großartige Ziel einer gesamteuropäischen 
Friedens- und Sicherheitsordnung in Angriff zu nehmen; ein 
gemeinsames europäisches Haus zu bauen, in dem alle Be- 
wohner in gleicher Weise sicher leben sollten. 














Der Mantel der Geschichte: 
Ein historischer Moment 
wird nicht genutzt 


Alle die sensationellen, historischen Veränderungen zwischen 
West und Ost waren einvernehmlich und friedlich verlaufen 
und das in kürzester Zeit. Es war ein «window of opportu- 
nity», wie die Amerikaner sagen, ein Fenster, das nur für einen 
kurzen Zeitraum geöffnet war. In dieser kurzen Zeitspanne 
galt es, wie Otto von Bismarck einmal sagte, einen entschei- 
denden Zug zu machen: «Politik ist, dass man Gottes Schritt 
durch die Weltgeschichte hört, dann zuspringt und versucht, 
einen Zipfel seines Mantels zu fassen.» Helmut Kohl hat 1989 
diesen «Zipfel» ergriffen und ihn nicht mehr losgelassen. Da- 
durch wurde die deutsche Einheit möglich. Doch im Falle der 
gesamteuropäischen Sicherheitsordnung, wie sie die Charta 
von Paris entworfen hatte, wurde dieses Fenster der Möglich- 
keiten verpasst. 

Wer trägt die Schuld an diesem historischen Versäumnis? 
Wie so oft in der Politik klingen auch hier die einfachen Ant- 
worten zunächst überzeugend, verfehlen aber die Realität. 
Eine beliebte Erklärung besteht darin, dass der Westen die 
Sowjetunion als eine Art Konkursmasse betrachtete und sich 
lediglich möglichst viel von dem Kuchen sichern wollte, bevor 
der «russische Bär» wieder zu alter Stärke zurückfinden 
würde. Zudem habe die NATO das Feindbild Russland benö- 
tigt, um die eigene Existenz zu rechtfertigen, die durch eine 
gesamteuropäische Sicherheitsordnung in Frage gestellt wor- 
den wäre. 
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Tatsächlich sind diese Vermutungen auch nicht vollkom- 
men falsch. Es gab solche Stimmen, denen es schwerfiel, das 
Denken des Kalten Krieges abzulegen. Doch gab es auch 
starke Kräfte, die eine stabile gesamteuropäische Sicherheits- 
ordnung ernsthaft anstrebten und zu ihnen gehörten nicht zu- 
letzt die Regierungschefs der USA, Frankreichs und Deutsch- 
lands. 

Die Realität wird nicht vollständig erfasst, wenn man alle 
Ergebnisse politischen Handelns nur mit der zielgerichteten 
Verfolgung von Interessen erklären will. Denn damit wird un- 
terstellt, dass die Akteure das Geschehen jederzeit beherr- 
schen, während tatsächlich auch im politischen Bereich oft 
etwas zutiefst Menschliches herrscht: die schlichte Überforde- 
rung durch das enorme Tempo, mit dem die Weltgeschichte 
voranschreitet. Es gehört zu den Grunderfahrungen der Poli- 
tik, dass sich Regierungen, Administrationen und Parlamente 
sehr schnell überfordert fühlen und tatsächlich auch sind, je 
größer die Anzahl der Probleme ist, mit denen sie sich mehr 
oder weniger zur gleichen Zeit befassen müssen und die sie 
gar lösen sollen. 


Zu viele Aufgaben zur gleichen Zeit 


Die Pariser Charta für ein neues Europa vom November 1990 
hatte die Gestaltungsprinzipien und erste Instrumente für eine 
gesamteuropäische Friedens- und Sicherheitsordnung be- 
nannt. Der Fahrplan war vereinbart. Doch wer sollte, viel- 
mehr wer konnte 1991 den Zugführer, wer die Begleitmann- 
schaft stellen? Der polnische Außenminister Krzysztof 
Skubiszewski kritisierte bereits 1991 in einem internen Ge- 
spräch, dass der Westen keine Strategie habe. Die Pariser 
Charta für ein neues Europa schien bereits vergessen zu sein. 
Wie kam es dazu? Wer verstehen will, warum die Chancen 
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von 1989/90 ungenutzt blieben, der muss sich zuallererst ver- 
gegenwärtigen, mit welcher Vielzahl von politischen Proble- 
men die beteiligten Regierungen schon im Jahr nach dem Voll- 
zug der deutschen Einheit konfrontiert waren. 

Vorrang für die Bundesregierung hatte die volle Integration 
der neuen Bundesländer und die rasche Angleichung der Le- 
bensverhältnisse zwischen West- und Ostdeutschland. Diese 
Aufgabe allein musste die volle Aufmerksamkeit und das 
ganze Leistungsvermögen der politisch Verantwortlichen in 
Anspruch nehmen. Sie konnten sich auf keinen vergleichbaren 
Präzedenzfall berufen. Für fast alle Beteiligte auf beiden Seiten 
war es ein Lernprozess - learning by doing. 

Gleichzeitig hatte der europäische Integrationsprozess eine 
neue Dynamik erhalten. Die Mitgliedsstaaten der EG mussten 
sich mit weitreichenden politischen Entscheidungen befassen, 
die nicht zuletzt auf Betreiben der Bundesregierung zustande 
gekommen waren. Auf der gemeinsamen Agenda standen 
schwierige Themen wie die Vollendung des Binnenmarktes, 
die Wirtschafts- und Währungsunion mit der Schaffung ei- 
ner gemeinsamen europäischen Währung, die Vollendung des 
Schengen-Abkommens, eine gemeinsame europäische Asyl- 
und Einwanderungspolitik, die Politische Union sowie eine 
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. 

Am 7.Februar 1992 unterzeichneten die Staats- und Regie- 
rungschefs den Vertrag über die Europäische Union mit dem 
Ziel, die Wirtschafts- und Währungsunion zu vollenden und 
zum ı.Januar 1999 den Euro als gemeinsame europäische 
Währung einzuführen. Das war der Beginn eines europäischen 
Marathonlaufes, der bis heute noch andauert. 

Es war das strategische Ziel von Helmut Kohl, nach der 
Vollendung der deutschen Einheit die europäische Integration 
unumkehrbar zu machen. Jedes Thema auf der Tagesordnung 
erforderte für sich das uneingeschränkte Engagement der be- 
teiligten Regierungen. Und die Tatsache, dass fast alle Themen 
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noch heute auf der europäischen Agenda stehen, beweist die 
politische Überforderung der beteiligten Regierungen. 

Beschlossen und mit der sowjetischen Führung abgestimmt 
war die Fortdauer der Atlantischen Allianz. Was sollte ihr zu- 
künftiges Aufgabenfeld sein? Aufgrund der Gespräche und 
Verhandlungen mit der sowjetischen Führung standen die 
Neuordnung der konventionellen Streitkräfte und die Abrüs- 
tung der nuklearen und chemischen Waffensysteme an. Und 
fast unmittelbar sollte sich die NATO mit der Anfrage neuer 
Mitgliedschaften konfrontiert sehen. 

Im August 1990 annektierte der Irak unter Saddam Hussein 
seinen Nachbarn Kuwait. Die USA konzentrierten sich von 
nun an auf den Nahen und Mittleren Osten. Die amerikani- 
sche Regierung forderte die Unterstützung der Europäer ein 
und erwartete insbesondere die Solidarität der Bundesrepub- 
lik Deutschland gewissermaßen als Gegenleistung für die 
amerikanische Hilfe bei der Wiedervereinigung. Als Außen- 
minister Jim Baker im September 1990 den Bundeskanzler in 
seinem Haus in Ludwigshafen aufsuchte, ging es fast nur noch 
um den deutschen Beitrag zum Krieg gegen den Irak. 

Schon im Spätsommer 1990 zeichnete sich zudem bereits 
die Auflösung Jugoslawiens ab. Einzelne Republiken wie 
Kroatien dachten anfänglich noch über die Bildung einer 
Konföderation nach, aber die Unbeweglichkeit der Zentralre- 
gierung unter dem serbischen Präsidenten Slobodan Milošević 
führte rasch zu radikalen Auflösungstendenzen. Die Europäer 
waren sich uneinig, für wen und für was sie Unterstützung 
leisten sollten. Bundeskanzler Helmut Kohl und Außenminis- 
ter Hans-Dietrich Genscher traten unter Bezug auf das Selbst- 
bestimmungsrecht, das Deutschland gerade selbst in An- 
spruch genommen hatte, für die Unabhängigkeit Kroatiens 
und Sloweniens ein. Dagegen wollten Frankreich, Großbri- 
tannien und Spanien Jugoslawien als Vielvölkerstaat erhalten. 
Als im April 1992 in Bosnien-Herzegowina der Krieg aus- 
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brach, gab es noch immer keine gemeinsame europäische Po- 
sition. 

Bundeskanzler Helmut Kohl hatte zwar in seiner ersten 
Regierungserklärung nach seiner Wiederwahl am 30. Januar 
1991 einen besonderen Schwerpunkt auf die Sicherheit und 
Stabilität in Europa gelegt und darauf hingewiesen, dass die 
Charta von Paris mit Leben erfüllt und umgesetzt werden 
müsse. Im Mittelpunkt seiner Forderungen standen allerdings 
Themen der Abrüstung und Rüstungskontrolle. Er verlangte 
von Washington und Moskau nicht nur Verhandlungen über 
die nuklearen strategischen und Mittelstreckensysteme, son- 
dern auch über die Abschaffung der nuklearen Raketen mit 
weniger als 5oo Kilometer Reichweite und der nuklearen Ar- 
tilleriemunition. Er wollte eine neue Strategie, die sich nicht 
länger auf Atomwaffen stützen sollte. Im Ergebnis hätten 
seine damals sensationellen Vorschläge zu einer atomwaffen- 
freien Zone in Europa geführt. Doch die Unterstützung dafür 
sollte selbst in Deutschland und in Europa ausbleiben. Darü- 
ber hinaus forderte Helmut Kohl die Fortsetzung einer kon- 
trollierten Streitkräfteverminderung in Europa und vertrag- 
liche Regelungen über die konventionelle Rüstung, begleitet 
von vertrauensbildenden Maßnahmen zur Konfliktverhütung 
und Mechanismen zur friedlichen Streitbeilegung. 

Auf dem Pariser Gipfel im November 1990 hatten die Mit- 
gliedstaaten von Warschauer Pakt und NATO den Vertrag 
über Konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag) un- 
terzeichnet. Im November 1992 trat er in Kraft. Diese militär- 
strategischen Verhandlungen sollten politisch unterlegt wer- 
den. So schlug der Bundeskanzler vor, eine Parlamentarische 
Versammlung der KSZE zu konstituieren. Die gesamteuropä- 
ische Rechtsentwicklung und die Zusammenarbeit in den Be- 
reichen der Wirtschaft, des Umweltschutzes und des Kultur- 
austausches müssten verstärkt werden. 

Frankreich hatte zudem die Idee einer paneuropäischen 
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Konferenz in die Diskussion eingeführt, die bereits im De- 
zember 1990 in Prag stattfinden sollte. Gemeinsames Ziel 
musste es sein, alle europäischen Staaten auf möglichst vielen 
Gebieten immer stärker durch die Institutionalisierung des 
KSZE-Prozesses analog der Pariser Charta miteinander zu 
verflechten. Die Einbindung der USA wäre in allen Fragen der 
Sicherheit garantiert gewesen. 


Der Zerfall des sowjetischen Imperiums 


Mit großer Sorge behielt Helmut Kohl die Entwicklung in 
Moskau im Auge. Er wusste, dass die Chancen für einen dau- 
erhaften Frieden in Europa stark davon abhingen, wie der Re- 
formprozess in der Sowjetunion bzw. in Russland verlief. Vo- 
raussetzung für eine gesamteuropäische Sicherheitsordnung 
war und bleibt eine enge politische, wirtschaftliche und wis- 
senschaftlich-kulturelle Zusammenarbeit des Westens insge- 
samt mit Russland. Moskau muss so eng als möglich an und in 
Europa eingebunden werden. Um die Voraussetzungen dafür 
in Russland selbst zu schaffen, brauchte das Land Unterstüt- 
zung, und Helmut Kohl bot sich mit sicherem Gespür als trei- 
bende Kraft für eine Zusammenarbeit an - in der Europäi- 
schen Union, in der NATO, auf den Weltwirtschaftsgipfeln 
und gegenüber den USA. So war auf sein Drängen hin Präsi- 
dent Gorbatschow erstmals am letzten Tag des Weltwirt- 
schaftsgipfels im Juli 1991 nach London eingeladen worden. 
Es ging vorrangig darum, ihm wirtschaftliche Hilfe in Aus- 
sicht zu stellen. 

Der Bundeskanzler konnte dabei weiterhin mit der vollen 
Unterstützung von Präsident Bush rechnen. In seiner Rede zur 
«Neuen Weltordnung» im April 1991 in Alabama hatte dieser 
sehr detailliert und realistisch die Schwierigkeiten beschrieben, 
mit denen sich Gorbatschow bei den wirtschaftlichen und po- 
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Mit Präsident George Bush am 17. Mai 1990 im Weißen Haus: 


laut Helmut Kohl «ein Glücksfall für uns Deutsche» 


litischen Reformen konfrontiert sah: «Der vor der Sowjet- 
union liegende Weg wird schwierig und gelegentlich außeror- 
dentlich schmerzlich sein. Die Geschichte lastet schwer auf 
allen Völkern der Sowjetunion — die Befreiung von 70 Jahren 
kommunistischer Herrschaft, von tausend Jahren der Auto- 
kratie. Dieser Prozess wird sich langsam vollziehen. Es wird 
Rückschläge geben. Aber dieser Reformprozess, dieser Um- 
bruch von innen muss weitergehen. Wenn die Zusammenarbeit 
mit anderen Ländern und unsere Fortschritte zu echtem inter- 
nationalem Frieden von Dauer sein sollen, muss ihm Erfolg 
beschieden sein.» Und Präsident Bush beließ es nicht bei der 
Beschreibung des schwierigen sowjetischen Reformprozesses. 
Er sagte zu, diesen weiterhin zu unterstützen, und bekräftigte, 
den Aufbau kooperativer Beziehungen fortsetzen zu wollen. 
Doch zu all den bereits aufgezählten Problemen der inter- 
nationalen Politik in den Jahren 1990/91 gesellte sich noch ein 
weiteres: die Auflösung der Sowjetunion und des Warschauer 
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Paktes mit allen ihren Folgen. Ganz Osteuropa war in der 
Umbruchsphase 1990/91 gekennzeichnet von politischer In- 
stabilität, wirtschaftlichen Krisen, von sicherheitspolitischer 
Ambivalenz, von Nationalitätenkonflikten und vom Zerfall 
bisheriger Ordnungsstrukturen. Versuche der Neuordnung 
durch Moskau wie im Baltikum oder im Kaukasus erfolgten 
teilweise noch unter Einsatz von militärischen Mitteln. Dies 
nährte die Befürchtung der mitteleuropäischen Staaten, dass 
sie sich in einer sicherheitspolitischen Pufferzone zwischen 
der NATO und der UdSSR wiederfinden könnten. Der Ab- 
zug der russischen Truppen war noch im vollen Gange. Doch 
die USA hatten bereits die Reduzierung ihrer Truppen in Eu- 
ropa angekündigt. 

Die Bundesregierung führte daher Verhandlungen mit Po- 
len und der Tschechoslowakei mit dem Ziel einer engen 
freundschaftlichen Kooperation. Mit beiden Regierungen 
wurden in der Folge Verträge über gute Nachbarschaft und 
partnerschaftliche Zusammenarbeit abgeschlossen. Ungarn, 
Polen und die Tschechoslowakei wurden 1990/91 Mitglied 
des Europarates. Für die Staaten Osteuropas eröffneten sich 
eine europäische Perspektive und die Möglichkeit einer Mit- 
gliedschaft in EG und NATO. Damit stand die Frage einer 
zukünftigen gesicherten Stabilität in Mittel-, Ost- und Süd- 
osteuropa auf der europäischen Agenda. Hier entstand durch 
den Zusammenbruch des sowjetischen Imperiums ein Prob- 
lem, das nur durch die gesamteuropäische Perspektive des 
Gemeinsamen Europäischen Hauses gemäß der Pariser Charta 
hätte entschärft werden können. Da diese nicht vorankam, ge- 
schah das Gegenteil: Neue Konfliktherde zwischen Russland 
und dem Westen taten sich auf. 

Am 21. März 1991 besuchte der neue tschechoslowakische 
Präsident Väclav Havel das NATO-Hauptquartier in Brüssel. 
In seiner Rede vor dem NATO-Außenministerrat bezeichnete 
er wenig überraschend die NATO als denkbaren Stützpfeiler 
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einer zukünftigen gesamteuropäischen Sicherheitsunion und 
warnte vor einem sicherheitspolitischen Vakuum in Mittel- 
und Osteuropa. 

Die Assoziierung und Mitgliedschaft in der EG war fast 
unmittelbar nach dem Umbruch, zum Teil sogar schon Mitte 
der achtziger Jahre wie in Ungarn, ins Blickfeld der mitteleu- 
ropäischen RGW-Staaten geraten. Es konnte keine Überra- 
schung sein, dass die Atlantische Allianz das nächste Ziel sein 
würde. Sie allein garantierte die amerikanische Präsenz in Eu- 
ropa auch in der Zukunft. Väclav Havel war sich bewusst, dass 
«aus verschiedenen Gründen», wie er sagte, sein Land im Mo- 
ment nicht reguläres Mitglied der NATO werden könne. Er 
plädierte aber «für die baldige Einführung eines dauerhaften 
Systems der Kooperation und des Informationsaustausches» 
und dafür, Mitglieder des Parlamentes in die Arbeit der Nord- 
atlantischen Versammlung einzubeziehen. 

Väclav Havel wies vor dem Hintergrund seines persönli- 
chen Schicksals und seiner Erfahrungen in einem kommunis- 
tischen System die NATO-Außenminister zudem mit großer 
Weitsicht auf die aktuell drohenden Gefahren in den ehemals 
sozialistischen Staaten und vor allem in der Sowjetunion selbst 
hin: «Es ist offensichtlich geworden, dass der Aufbau demo- 
kratischer Systeme und der Übergang zu Marktwirtschaften 
in den Ländern Mittel- und Osteuropas von mehr Hindernis- 
sen betroffen sind, als ursprünglich erwartet wurde, und dass 
das unselige Vermächtnis, das diese Länder zu bewältigen ha- 
ben, tiefer geht und weiter verzweigt ist, als irgendjemand sich 
vorstellen konnte. Die allgemeine Demoralisierung, die das 
kommunistische Regime hinterlassen hat, ist tief verwurzelt, 
und der Schock für die Gesellschaft, ausgelöst durch die plötz- 
liche Invasion ihres Lebens durch die Freiheit, war unerwartet 
stark. Unsere Länder sehen sich der Bedrohung politischer 
und sozialer Unruhe, materieller Entbehrungen, krimineller 
Aktivitäten, zunehmend intensiver Gefühle der Hoffnungslo- 
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sigkeit in der Gesellschaft und folglich auch der Gefahr des 
Populismus gegenüber. Die dort errichteten Demokratien 
sind sehr zerbrechlich und deswegen leicht zu verletzen, da 
jedes ihrer Elemente eine fundamentale Veränderung durch- 
macht. Die Wirtschaften dieser Länder werden kaum fähig 
sein, sich in absehbarer Zukunft ohne massive ausländische 
Hilfe zu erholen.» 

Besonders beunruhigt zeigte sich Präsident Havel über die 
Entwicklung in der Sowjetunion. Fast seherisch sagte er vor- 
aus: «Der Fortschritt in Richtung Demokratie, Selbstbestim- 
mung der Völker und einer funktionierenden Wirtschaft in 
der Sowjetunion wird von ernsten Komplikationen behindert. 
Die konservativen Kräfte machen offensichtlich mobil in dem 
Bemühen, den Lauf der Geschichte umzukehren und - gegen 
den Willen von Bürgern und Völkern - ein zentralistisches, 
autoritäres Regime wiederzuerrichten. Spannung und Instabi- 
lität im Land wachsen und können eine nachteilige Wirkung 
auf die internationale Situation als Ganzes haben.» Väclav 
Havel sollte Recht behalten. 


Das Ende der Sowjetunion 


Mit seinem Reformprogramm von Glasnost und Perestroika 
hatte Gorbatschow innenpolitisch den Weg zu einer Demo- 
kratie westlichen Musters eingeschlagen. Doch wie entwickelt 
man nach siebzig Jahren kommunistischer Diktatur und jahr- 
hundertelangem autokratischen Zarentum eine Demokratie 
ohne Demokraten? Wie können sich demokratische Instituti- 
onen und Verfahren, rechtsstaatliche Strukturen und Ent- 
scheidungen manifestieren ohne ausgebildete Experten? Au- 
ßerdem mussten die politischen Reformen Hand in Hand 
gehen mit einer wirtschaftlichen Liberalisierung. Wie führt 
man aber eine Marktwirtschaft ein ohne ausgebildete Fach- 
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leute? Zwar war Ludwig Erhards bekanntestes Werk: «Wohl- 
stand für alle» seit Ende der achtziger Jahre ins Russische 
übersetzt und wohl verstanden, aber es fehlten die Fachleute, 
um die Theorie in die Praxis umzusetzen. So hatte beispiels- 
weise die dilettantische Ankündigung einer Preisreform 1989 
dazu geführt, dass die Nachfrage auf den Gütermärkten 
sprunghaft anstieg, die Menschen auf Wochen die Läden leer 
kauften und eine bedrückende Versorgungskrise eintrat, die 
die Popularität der sowjetischen Führung in fataler Weise be- 
einträchtigte. 

Der Versuch, das Beste von beiden Systemen, vom kapitalis- 
tischen und vom sozialistischen System, zu integrieren, führte 
zu teils dramatischen Verwerfungen. Das galt auch für den ver- 
geblichen Versuch Gorbatschows, mit der Ankündigung von 
Reformen die Popularität in der Bevölkerung zu sichern und 
gleichzeitig die noch immer starke Parteielite unter Kontrolle 
zu halten. Am Ende musste er scheitern, weil seiner Regie- 
rung einerseits die Erfahrung im Umgang mit demokratischen 
Institutionen fehlte sowie andererseits das Wissen um die 
Funktionsweise eines nichtsozialistischen Wirtschaftssystems. 

Rund siebzig Jahre lang hatte es die KPdSU als machtpoli- 
tische und gewissermaßen intellektuelle Institution gegeben, 
die für die «neue Gesellschaft» die kommunistischen «Werte», 
die Ideologie des Marxismus/Leninismus, auslegte, sie ver- 
kündete und die Menschen mobilisierte. Nach dem Ende des 
sozialistischen Systems und der Auflösung der KPdSU gab es 
keine vergleichbaren und vernehmbaren Institutionen, die die 
russische Bevölkerung für die demokratischen und markt- 
wirtschaftlichen Werte begeistert hätten. Wer sollte die neuen 
Maßstäbe für das individuelle Leben und das Zusammenleben 
in einer sich rasch verändernden Gesellschaft entwickeln und 
sie artikulieren? 

Es gab eine Reihe einzelner Intellektueller und den ein oder 
anderen Politiker, die sich für die demokratischen Rechte, für 
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Pressefreiheit und Menschenrechte einsetzten, vielfach kon- 
zentriert auf Moskau oder auf einzelne Städte. Doch das 
konnte nicht ausreichen. Mancher schien rasch die Hoffnung 
zu verlieren. Der russische Schriftsteller Boris Chasanow 
schrieb einmal fast resignativ: «In Europa hat es nie an großen 
Geistern gemangelt, die in Paradoxa denken konnten. In 
Russland müssen wir in Paradoxa leben. Im Grunde verstehen 
wir gar nicht anders zu leben als gegen den gesunden Men- 
schenverstand.» 

Demokratie und Privatisierung wurden bald zu Schimpf- 
wörtern. Anstelle von demokratija = Demokratie sprach man 
von dermokratija (dermo = Scheiße); an die Stelle von priwati- 
sazija = Privatisierung setzte man das Wort prichwatisazija, 
angelehnt an das Verb prichwatit = mitnehmen, sich verschaf- 
fen. Die Moskauer Ökonomin Larissa Pijaschewa schrieb 
1990: «Ich bin mir nicht sicher, ob die Gesellschaft mit ab- 
gehackten und bereits ausgetrockneten Wurzeln lebensfähig 
ist. Es fällt mir schwer zu sagen, wie tief die kulturelle und 
ethische Degradierung unserer Völker gegangen ist, wie hoff- 
nungslos die Fähigkeiten des bäuerlichen, handwerklichen 
und individuellen Könnens verlorengegangen sind, wie tief 
das Volk dequalifiziert und demoralisiert ist.» 

Die Folgen waren verheerend. Die Wirtschaftskrise ver- 
tiefte sich stetig. Immer mehr Menschen gingen auf die Straße. 
Es sollten bald Hunderttausende sein. An Moskauer U-Bahn- 
höfen konnte man alte russische Mütterchen, sogenannte Ba- 
buschkas, erleben, die gewaschene, aber sichtlich gebrauchte 
Wäschestücke zum Verkauf anboten. Wirtschaftsexperten aus 
verschiedenen westlichen Staaten, vor allem aus den USA, 
wurden von den sowjetischen Reformern zu Rate gezogen. Sie 
trugen oft mehr zur Verwirrung als zur Lösung der Probleme 
bei, weil sie unterschiedliche Akzente setzten und Ratschläge 
gaben. Außerdem galten auch unter Gorbatschow die riesigen 
und vielfältigen Ressourcen der Sowjetunion als strategische 
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Güter. Eine Zusammenarbeit mit ausländischen Partnern oder 
gar eine Übernahme blieb viele Jahre und ist teilweise bis 
heute ausgeschlossen. 

Die Zentralregierung handelte immer häufiger reaktiv. Der 
kurzfristige Erfolg zur Sicherung der Macht stand im Vorder- 
grund der politischen Entscheidungen. Er war aber zugleich 
Ausdruck der eigenen Schwäche. Auf die Frage, wie sich die 
Sowjetunion entwickle, lautete in dieser Zeit die Antwort vie- 
ler damaliger Akteure: «Wir gehen einen Weg, von dem wir 
nicht wissen, wohin er führt, aber wir gehen ihn bis ans Ende.» 
Eine beliebte Antwort war auch die bekannte Fabel des größ- 
ten russischen Fabeldichters Iwan Krylow (1768-1844) vom 
«Schwan, Krebs und Hecht». In dieser wird erzählt, wie ein 
Schwan, ein Krebs und ein Hecht versuchten, einen Wagen 
fortzubewegen, was natürlich misslang, weil der Schwan in 
die Lüfte, der Krebs rückwärts und der Hecht ins Wasser zog. 
Sprichwörtlich wurde der Schlusssatz der Erzählung: «Der 
Wagen steht noch heute da.» Er sollte sich aber sehr rasch in 
ungeahnter Weise in Bewegung setzen. 

In der politischen Machtzentrale wie auf der Ebene der Re- 
publiken setzte eine sich immer mehr beschleunigende Desin- 
tegration ein. Die ı5 Gliedstaaten der UdSSR verschafften sich 
einen hohen Grad an Autonomie, so dass Moskau für sie 
letztlich überflüssig wurde. Das deutete sich zuallererst in Li- 
tauen an. Bereits im Februar 1990 fanden dort erstmals freie 
Wahlen statt, die die Unabhängigkeitsbewegung Sajudis ein- 
deutig für sich entscheiden konnte. Am 11. März erklärte Li- 
tauen als erste Unionsrepublik der UdSSR seine Unabhängig- 
keit. Gorbatschow forderte ultimativ die Rücknahme dieses 
«rechtswidrigen Aktes» und verhängte eine Wirtschaftsblo- 
ckade. Im Januar 1991 unternahmen moskautreue Kräfte mit 
Hilfe sowjetischer Militärs und dem Einsatz von Panzerkräf- 
ten einen vergeblichen Putschversuch. In einem Anfang Feb- 
ruar folgenden Referendum sprachen sich 90,5 Prozent der 
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Litauer für die Unabhängigkeit aus. Doch Gorbatschow blieb 
bei seiner Ablehnung. Er hatte gehofft, die Union der Sowjet- 
republiken durch einen neu ausgehandelten Unionsvertrag zu 
retten. Sein Ziel war es, die unabhängigen Republiken in einer 
Föderation mit einem gemeinsamen Präsidenten, gemeinsa- 
mer Außenpolitik und gemeinsamen Streitkräften zusammen- 
zuhalten. Der Vertrag sollte am 20. August 1991 unterzeichnet 
werden. Doch der Auflösungsprozess war schon in vollem 
Gange. Alle drei baltischen Staaten hatten bereits ihre Unab- 
hängigkeit erklärt. 

Einen Tag vor der Unterzeichnung des Unionsvertrages 
unternahm ein selbsternanntes «Staatskomitee für den Aus- 
nahmezustand» einen Putschversuch gegen Gorbatschow, der 
sich zu diesem Zeitpunkt im Urlaub auf der Krim befand. 
Dort wurde er vier Tage lang festgehalten, weil er die Ausru- 
fung des Notstandes und die Übertragung seiner Vollmachten 
an den Vizepräsidenten abgelehnt hatte. Der Putsch verlief er- 
folglos. Die Streitkräfte lehnten eine Unterstützung der Put- 
schisten ab. Es wurde die Stunde von Boris Jelzin, Präsident 
der russischen Teilrepublik. Mit einem Megafon auf einem 
Panzer stehend mit Blick auf das Weiße Haus, das Gebäude 
des russischen Parlaments, verurteilte er die Putschisten und 
forderte die Rückkehr Gorbatschows nach Moskau. 

Die Auflösung der UdSSR hat Gorbatschow am Ende nicht 
verhindern können. Nach dem gescheiterten Putschversuch 
erklärten noch im August die Sowjetrepubliken Ukraine, 
Weißrussland, Moldau, Wien und Kirgistan ihre Unabhängig- 
keit. Die anderen zentralasiatischen Staaten Usbekistan, Tad- 
schikistan, Kasachstan und Turkmenistan folgten bald darauf. 

Jelzin war nun zu Gorbatschows Hauptwidersacher ge- 
worden. Am 8. Dezember 1991 unterzeichnete er als Präsi- 
dent der Russischen Föderation gemeinsam mit den Präsiden- 
ten der Ukraine, Leonid Krawtschuk, und Weißrusslands, 
Stanislau Schuschkewitsch, im weißrussischen Nationalpark 
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Beloweschskaja den Vertrag über die Auflösung der UdSSR 
und die Gründung der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 
(GUS). Gorbatschow wurde telefonisch von Schuschkewitsch 
unterrichtet. Am 25.Dezember 1991 trat er zurück. Jelzin 
wurde sein Nachfolger. Schon einen Tag später beschloss das 
sowjetische Parlament die Auflösung der Sowjetunion. Ende 
des Jahres 1991 war die UdSSR damit endgültig zerfallen. 

Präsident Putin sollte angesichts dieser Ereignisse im April 
2005 in seiner Rede zur Lage der Nation «von der größten 
geopolitischen Katastrophe des 20. Jahrhunderts» sprechen. 
Diese Einschätzung mag angesichts zweier Weltkriege mit fast 
hundert Millionen Toten übertrieben sein. Doch für eine der 
Siegermächte des Zweiten Weltkrieges und eine der beiden 
nuklearen Weltmächte, die als Widerpart zur Weltmacht USA 
fast fünfzig Jahre lang die bipolare Weltordnung maßgeblich 
mitbestimmt hat, muss die Auflösung der UdSSR und des 
Warschauer Paktes als eine bittere Lektion gelten. 

George F. Kennan, der große amerikanische Diplomat, 
schrieb am Ende des Zweiten Weltkrieges den fast seherischen 
Satz: «Einer der gefährlichsten Augenblicke für die inter- 
nationale Stabilität wird kommen, wenn eines Tages die 
Herrschaft Russlands anfängt zusammenzubrechen.» Und 
in der Tat führte das Ende der Sowjetunion in vielen der 
Nachfolgerepubliken zu ethnischen Konflikten und in 
Georgien oder Moldawien zum Bürgerkrieg. Doch auch für 
Russland zeichneten sich sofort neue Gefahren ab. 1991 hatte 
die autonome Republik Tschetschenien ihre Unabhängigkeit 
erklärt und damit die Gefahr signalisiert, dass sich auch die 
Russische Föderation auflösen könnte. Denn auch sie blieb 
ein Vielvölkerreich. 1994 begann Präsident Jelzin den ersten 
Tschetschenienkrieg. Nach der Niederschlagung der Revolte 
1996 brach drei Jahre später der zweite Tschetschenienkrieg 
aus, den Präsident Putin mit großer Brutalität führte und der 
erst 2009 beendet wurde. Er wollte das unmissverständliche 
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Signal setzen, dass er eine weitere Erosion der Russischen Fö- 
deration nicht akzeptieren werde. 

Diese dramatischen Ereignisse im Jahre 1991 in der Sowjet- 
union, die Auflösung der UdSSR, der Führungswechsel von 
Michail Gorbatschow als Präsident der Sowjetunion zu Boris 
Jelzin, dem Präsidenten der aus der Russischen Sowjetrepub- 
lik hervorgegangenen Russischen Föderation, veränderten die 
Rahmenbedingungen, die noch bei der Verabschiedung der 
Pariser Charta gegolten hatten. Unglaubliche Chancen für 
eine gesamteuropäische Friedensordnung, für die europäische 
Integration, für eine neue Weltordnung hatten sich aufgetan, 
und es hatte eine Politikergeneration gegeben, die diese Mög- 
lichkeiten erkannt hatte: Michail Gorbatschow, Helmut Kohl, 
Frangois Mitterrand und George Bush. Doch der Zusammen- 
bruch der Sowjetunion und ihres Imperiums, neue Krisen- 
herde in der Golfregion und auf dem Balkan und nicht zuletzt 
auch die innenpolitische Nabelschau in Deutschland überla- 
gerten die historischen Optionen, die sich eröffnet hatten. 

Und es kamen neue globale Entwicklungen hinzu, die erst 
allmählich in das öffentliche Bewusstsein traten. Anfang der 
neunziger Jahre begannen die Volksrepublik China und In- 
dien ihre Märkte zu öffnen. Mittel- und Osteuropa waren frei 
und die Märkte zugänglich. Über zwei Milliarden Menschen 
traten als Konsumenten, aber auch als Konkurrenten auf die 
Weltmärkte. Die Liberalisierung des Welthandels wurde for- 
ciert und mündete 1995 in die Gründung der Welthandelsor- 
ganisation (WTO) ein. Neue Technologien wie IT oder Con- 
tainerschiffe begannen die Welt zu verändern. Und die von 
Präsident Bush angesprochene neue Weltordnung war für das 
kommende Jahrzehnt vorgegeben: eine unipolare Weltord- 
nung, dominiert von einer Weltmacht, den USA. Und das alles 
vollzog sich in einem letztlich atemberaubenden Tempo. Kein 
Wunder, dass diese weltpolitischen Prozesse viele Verantwort- 
liche in Politik und Gesellschaft überfordert haben. 
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Vision und Realität 


Was wurde unter diesen Rahmenbedingungen aus der großen 
Vision einer gesamteuropäischen Sicherheitsordnung? Im Jahr 
1991 sollte die Institutionalisierung der Pariser Charta weiter 
vorangetrieben werden. Im Vordergrund stand die Entwick- 
lung eines Instrumentariums für Konfliktprävention und Kri- 
senmanagement. Das Sicherheitskonzept der KSZE/OSZE 
umfasst vier Dimensionen, die jede für sich in ihrer Vielfalt 
überwältigend sind: 


1. Die politisch-militärische Dimension: 
In diesem Bereich hat die OSZE das weltweit fortschritt- 
lichste Regelwerk für Rüstungskontrolle und vertrauens- 
bildende Maßnahmen geschaffen. Dazu gehören zusätz- 
lich Grenzmanagement und Grenzsicherheit zur 
Erleichterung legaler Reise- und Handelstätigkeit. Ein 
weiteres Aufgabenfeld sind Konfliktverhütung und 
Konfliktlösung, Vermittlung in Konflikten, Friedenskon- 
solidierung und Konfliktfolgenbeseitigung und Bekämp- 
fung des Terrorismus. Darüber hinaus baut die OSZE 
«moderne, demokratische, proaktive Polizeidienste auf». 
Hinzu kommt der Bereich der «Rechtsreformen, Trup- 
penverkleinerung und -umbau» sowie Ausbildung von 
Personal und Völkerrecht. 

2. Die Wirtschafts- und Umweltdimension: 
Die OSZE unterstützt die Mitglieder bei der Förderung 
einer verantwortungsvollen Regierungsführung, eines 
nachhaltigen Wirtschaftswachstums und des Umweltbe- 
wusstseins, der Eindämmung der Korruption, der gemein- 
samen Nutzung natürlicher Ressourcen und einer soliden, 
umweltverträglichen Abfallwirtschaft. 

3. Die menschliche Dimension: 
«Alle OSZE-Teilnehmerstaaten sind sich darin einig, dass 
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dauerhafte Sicherheit ohne die Achtung der Menschen- 
rechte und ohne funktionierende demokratische Instituti- 
onen nicht erreicht werden kann.» Deshalb unterstützt die 
OSZE beim Aufbau demokratischer Institutionen, bei der 
Durchführung demokratischer Wahlen und organisiert 
Wahlbeobachtung; sie fördert die Gleichstellung von 
Mann und Frau; Medienfreiheit und betreibt Journalisten- 
ausbildung. Minderheitenrechte (insbesondere für Roma 
und Sinti) und Rechtsstaatlichkeit, Toleranz und Nicht- 
Diskriminierung sind ebenso wichtige Anliegen wie die 
Arbeit gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. 

4. Einen dimensionenübergreifenden Ansatz: 
Die OSZE befasst sich mit Aufgaben im Sicherheitsbe- 
reich, die grenzüberschreitende Bedrohungen darstellen 
wie Klimawandel, Terrorismus, Radikalisierung und 
Extremismus, organisierte Kriminalität, Cyberkriminalität 
sowie Drogen-, Waffen- und Menschenhandel. Darüber 
hinaus will sie Regierungen zu mehr Bürgernähe, Verant- 
wortlichkeit und «Repräsentativität» verhelfen. Dazu 
kommen Bildungsprogramme über Konfliktverhütung 
und Konfliktfolgenbeseitigung sowie Programme zur 
Gleichstellung der Geschlechter, zur Migration und zum 
Schutz sowie zur Förderung der Jugend. 


Im Februar 1991 einigten sich die KSZE-Mitgliedsstaaten 
nach mehrwöchigen Verhandlungen in Valletta, der Haupt- 
stadt Maltas, auf einen neuen Mechanismus zur Streitschlich- 
tung. Und bereits am 18. März 1991 wurde in Wien das Kon- 
fliktverhütungszentrum seiner Bestimmung übergeben. Seine 
erste Aufgabe bestand darin, die Durchführung von Vertrau- 
ens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM) zu un- 
terstützen und die vereinbarten Streitschlichtungsverfahren 
durchzusetzen. Die erste Sitzung des geplanten Außenminis- 
terrates fand im Juni 1991 in Berlin statt. Bereits im Januar 
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1992 folgte das zweite Treffen in Prag. Inzwischen hatte sich 
die KSZE aufgrund der Auflösung der UdSSR auf 48 Mit- 
gliedsstaaten erweitert. Nur Georgien, das damals von einem 
blutigen Bürgerkrieg erschüttert wurde, den in Europa vor 
dem Hintergrund der Kämpfe in Jugoslawien kaum jemand 
wahrnahm, hatte keinen Beitrittswunsch geäußert. 

Im Abschlussdokument des Prager Außenministerrates 
über die weitere Entwicklung der KSZE-Institutionen und 
-Strukturen tauchte zum ersten Mal die Idee auf, die KSZE 
mit einem Mandat zur Friedenserhaltung auszustatten. Und 
es wurde für den Fall schwerer Verstöße gegen Prinzipien der 
KSZE das bisher geltende Konsensverfahren aufgegeben. Be- 
schlüsse bei «eindeutigen, groben und nicht behobenen Ver- 
letzungen» dieser Prinzipien können seitdem auch ohne Zu- 
stimmung des betroffenen Staates gefasst werden. Mit dieser 
Entscheidung war die Grundlage für die zukünftigen Streit- 
punkte zwischen Russland und den Mitgliedsstaaten der EU 
bzw. der NATO gelegt. Letztere sahen die Priorität in der 
Durchsetzung von Demokratie und Menschenrechten. Für 
Russland war das ein Instrument der Einmischung in die inne- 
ren Verhältnisse der Mitgliedsstaaten. 

Außerdem wurde ein «Ausschuss Hoher Beamter» gegrün- 
det, der alle drei Monate zusammentreten sollte und für Auf- 
sicht, Management und Koordinierung verantwortlich sein 
sollte. Seine Hauptaufgabe sollte allerdings in der «Über- 
wachung und Förderung von Fortschritten im Bereich der 
Menschlichen Dimension» liegen, dem Schutz von Menschen- 
rechten, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Analog wurde 
das Büro für freie Wahlen umbenannt in «Büro für demokra- 
tische Institutionen und Menschenrechte». Zuletzt wurde ein 
Wirtschaftsforum mit dem Ziel gegründet, die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zu fördern. 

Im Juli 1992 trafen sich die Staats- und Regierungschefs der 
Teilnehmerstaaten der KSZE in Helsinki, um dem «gemeinsa- 
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men Bemühen neue Impulse zu verleihen». Um selbständig 
friedensbewahrende Operationen mit militärischem und zivi- 
lem Personal durchführen zu können, wurde die KSZE im 
Sinne von Kapitel VIII der UN-Charta zu einer regionalen 
Organisation der Vereinten Nationen erklärt. 

Heute umfasst die OSZE 57 Teilnehmerstaaten aus Europa, 
Zentralasien und Nordamerika und reicht von den USA/Ka- 
nada bis nach Russland und in die Mongolei. Selbst der Hei- 
lige Stuhl und Liechtenstein sind dabei, inzwischen auch Ge- 
orgien. Damit verringerte sich allerdings naturgemäß die 
Chance, gemeinsame Positionen zu erarbeiten bzw. sie ge- 
meinsam durchzusetzen. Doch das ist nicht das einzige Prob- 
lem der OSZE. Allein die Gipfelerklärung von Helsinki um- 
fasste 47 Punkte. Sie bekräftigten die Leitprinzipien und 
gemeinsamen Werte der Pariser Charta und die Anpassung 
der europäischen und transatlantischen Institutionen und Or- 
ganisationen, seien es EG, NATO oder GUS. Die gemeinsa- 
men Aufgaben wurden im Detail aufgelistet, angefangen von 
der Konfliktverhütung über Abrüstung, Terrorismus bis zu 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit, von Umwelt bis zu Fragen 
der Mittelmeerregion. Es fehlte kein wichtiges Sachthema. 

Die Gipfelerklärung wurde ergänzt durch die «Beschlüsse 
von Helsinki». Es folgten: 31 Punkte zur Stärkung der KSZE- 
Institutionen und -Strukturen; 37 Punkte über die Aufgaben 
des Hohen Kommissars für nationale Minderheiten; 62 Punk- 
te zu den Themen der Frühwarnung, Konfliktverhütung und 
Krisenbewältigung und zur friedlichen Beilegung von Streit- 
fällen; 18 Punkte über die Beziehungen zu internationalen Or- 
ganisationen, zu nichtteilnehmenden Staaten und nichtstaat- 
lichen Organisationen. Doch auch damit war es noch nicht 
getan. 45 Ziffern erläuterten die Zielsetzungen, die Verfahren 
und das Sofortprogramm des KSZE-Forums für Sicherheits- 
kooperation. Selbst das Thema der Behandlung von «Ur- 
bevölkerungen» fehlte im Kapitel «Die menschliche Dimen- 
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sion» nicht, das 62 Punkte umfasste. Den Abschluss bildeten 
32 verschiedene Verabredungen über die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit. Angekündigt wurde das «Erste Treffen des 
Wirtschaftsforums» für den März 1993 in Prag, dem eine in- 
haltliche Empfehlung von 47 Themen vorgegeben wurde. 

Interessant wäre zu wissen, ob je ein Mitglied der beteilig- 
ten Regierungen und Politiker die Gipfelerklärung in ihrer 
Gesamtheit gelesen oder sich sogar bemüht hat, Prioritäten zu 
setzen und Inhalte umzusetzen? Welcher Parlamentarier, wel- 
cher Beamte hat sich je dieser Arbeit unterzogen? Welcher 
Journalist hat die Implementierung durch die Politik im De- 
tail verfolgt? 

Die Frage stellt sich unmittelbar: Haben die beteiligten Re- 
gierungen nicht zu viel auf einmal gewollt? Wäre es nicht 
sinnvoller gewesen, sich zuerst auf die Befriedung der aktuel- 
len oder sich abzeichnenden Krisen wie auf dem Balkan oder 
auf die Zusammenarbeit mit Russland zu konzentrieren? 
Wäre weniger am Ende nicht mehr gewesen? Oder handelten 
die beteiligten Regierungen nach dem Motto des französi- 
schen Finanzministers Jacques Necker in der Zeit von König 
Ludwig XVI., der auf die Frage von Marie Antoinette, was er 
gegen das Staatsdefizit unternehmen wolle, geantwortet haben 
soll: «Nichts, Madame. Die Angelegenheit ist zu ernst.» 

Die Probleme stellten sich rasch ein. Die Synchronisierung 
politischer und wirtschaftlicher Reformen in Osteuropa wur- 
de wegen des Fehlens belastbarer Institutionen und allgemein 
akzeptierter Spielregeln ein ständiger Balanceakt, der nur 
langsame Fortschritte ermöglichte. Die Gefahren der Polari- 
sierung in den ehemals sozialistischen Staaten wuchsen. Der 
neu erwachte Nationalismus, der einerseits als kulturelle Iden- 
titätssuche von unten ernst zu nehmen ist, konnte andererseits 
missbraucht werden und leicht in Chauvinismus entarten, ein 
Prozess, der bis heute vor allem in Polen und Ungarn zu be- 
obachten ist. Nationalistische Parolen wurden allzu leicht zur 
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Absicherung von Machtpositionen in einer innenpolitisch und 
wirtschaftspolitisch labilen Lage benutzt. Orientierungshilfe 
von außen war nur partiell möglich, zumal zunehmend Ge- 
walt als Mittel zur Durchsetzung von Gruppeninteressen ein- 
gesetzt wurde. 

Krisenmanagement wurde durch Aktionen von Freischär- 
lern immer wieder zur Wirkungslosigkeit verurteilt. Para- 
militärische Verbände und marodierende Soldaten machten 
diplomatische Bemühungen von KSZE und UN um Konflikt- 
begrenzung häufig zum Gespött. Die vereinbarten diplomati- 
schen Konsultations- und Verhandlungsmechanismen liefen 
oftmals ins Leere. Der Zerfall Jugoslawiens legte alle histori- 
schen, religiösen und ethnischen Bruchlinien wieder offen, die 
als längst überwunden galten. 

Als der KSZE-Außenministerrat im Dezember 1992 zum 
dritten Mal in Stockholm zusammentrat, sah er sich mit einer 
Vielzahl von Vorschlägen und Konstruktionen zur Konflikt- 
verhütung und Konfliktbeilegung konfrontiert. Offen blieb, 
in welcher Form, mit welchen Mitteln und in welchem Rah- 
men. Gefragt gewesen wären jedoch keine Patentrezepte, son- 
dern pragmatisches wie auch selektives Vorgehen für zwei 
sehr unterschiedliche politische Prozesse, die sich gleichzeitig 
abspielten. Auf der einen Seite war der Ministerrat konfron- 
tiert mit Desintegration wie in Jugoslawien und in der frühe- 
ren UdSSR, auf der anderen Seite mit Integration wie in EU 
und KSZE. 

Seit 1991 kamen die Außenminister der KSZE-Staaten fast 
jährlich in jeweils wechselnden Hauptstädten der Mitglieds- 
staaten zu ihrer Ministerratstagung zusammen. Auf dem fünf- 
ten Folgetreffen in Budapest 1994 wurde die KSZE mit Wir- 
kung zum ı. Januar 1995 in «Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa» (OSZE) umbenannt. Das bislang 
letzte Treffen der Außenminister fand im Dezember 2018 in 
Mailand statt. Es war die 25. Ministerratstagung. Dagegen tra- 
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fen sich die Staats- und Regierungschefs der OSZE-Mitglieds- 
staaten nicht - wie vereinbart - alle zwei Jahre. Das gelang nur 
1992 in Helsinki, 1994 in Budapest, 1996 ın Lissabon und 1999 
in Istanbul. Danach trat eine Pause von elf Jahren ein, bis der 
kasachische Präsident Nursultan Nasarbajew am 1. Dezember 
2010 das sechste Gipfeltreffen in Astana, nach seinen Worten 
«im Herzen Eurasiens ... über tausend Kilometer von den geo- 
graphischen Grenzen Europas entfernt», eröffnen konnte. Es 
ging auf dieser Überprüfungskonferenz um nichts anderes als 
um die Wiederbelebung des OSZE-Prozesses. 

Der Generalsekretär der OSZE, Marc Perrin de Bricham- 
baut, rief die Staats- und Regierungschefs dazu auf, die «histo- 
rische Chance zu ergreifen und frischen Wind in die Rüs- 
tungskontrollgespräche zu bringen, die Frühwarnung und 
vertrauensbildende Maßnahmen zu verbessern, sich verstärkt 
um die Lösung von Langzeitkonflikten zu bemühen, gemein- 
sam an die Bewältigung grenzüberschreitender Bedrohungen 
heranzugehen» — ein Appell, der bis heute nichts von seiner 
Aktualität verloren hat. 

Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel forderte eine «kriti- 
sche Bestandsaufnahme: Was haben wir geschafft? Welche Ar- 
beit liegt noch vor uns?» Doch enthielt ihre Rede wenig 
Grundsätzliches und viel Schlagwortartiges. Und obwohl sie 
wenig Gespür zeigte für die Größe der noch zu bewältigenden 
Aufgabe fügte sie am Ende die aufmunternde Aufforderung 
hinzu, den Kopf nicht in den Sand zu stecken. Es gebe noch 
eine Menge zu tun. Wie wahr! Doch auch in der Folge geschah 
wenig, um die Vision der Charta von Paris wiederzubeleben. 

Mit zahlreichen Programmen ist die OSZE heute in mehre- 
ren Mitgliedsstaaten tätig: Albanien, Bosnien-Herzegowina, 
Kosovo, Montenegro, Serbien, Mazedonien, Moldawien. Sie 
ist Projektkoordinator in der Ukraine, leitet die Sonderbeo- 
bachtermission in dem Land und die Beobachtermission bei 
den russischen Grenzkontrollposten Gukowo und Donezk. 
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Mit einer Vielzahl von Sicherheitsfragen befassen sich OSZE- 
Büros in Aschgabat (Turkmenistan), in Bischkek (Kirgistan), 
in Duschanbe (Tadschikistan) und in Usbekistan. Außerdem 
ist die OSZE in eine Reihe von Konfliktbeilegungsprozessen 
eingebunden. Im «Minsk-Prozess» geht es um eine friedliche 
Lösung des Berg-Karabach-Konfliktes zwischen Armenien 
und Aserbaidschan. Beteiligt ist die OSZE auch bei der Bei- 
legung des Transnistrien-Konfliktes in Moldawien und bei 
den internationalen Genfer Gesprächen zur Verhinderung von 
Zwischenfällen im Gefolge des Georgienkrieges von 2008. 

All dies ist hilfreich und trägt dazu bei, Konflikte zu ent- 
schärfen. Aber eine gesamteuropäische Sicherheitsordnung ist 
aus den Aktivitäten im Rahmen der OSZE nicht hervorgegan- 
gen. Wenn man weiß, welche zentrale Bedeutung das Thema 
Sicherheit für die sowjetische und später für die russische 
Führung besaß und besitzt, dann wird klar, wie schwer dieses 
Versäumnis wiegt. Russland konnte nun nicht Teil einer ge- 
meinsamen Sicherheitsordnung sein, in die es sich leichter als 
gleichberechtigter Partner hätte einreihen können, sondern es 
mussten Wege gefunden werden, es an die Sicherheitsstruktur 
des Westens anzudocken. Das sicherheitspolitische Vakuum 
in Ostmitteleuropa, das die betroffenen Staaten durch den 
Anschluss an die NATO zu beseitigen suchten, und die neuen 
weltpolitischen Herausforderungen sollten die Akteure 
schließlich vor Probleme stellen, die sich auf diese Weise nur 
schwer lösen ließen. 

Ende 1991 war die UdSSR zerfallen, der Golfkrieg hatte 
den Nahen und Mittleren Osten erschüttert und der Jugosla- 
wienkonflikt war ausgebrochen. Das Versagen der Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft wie der KSZE war offensichtlich 
geworden. Welch eine innen- und außenpolitische, welch eine 
europäische und globale Agenda, die es mehr oder weniger 
gleichzeitig zu bearbeiten und zu gestalten galt! Visionen hat- 
ten sich aufgetan: eine Friedens- und Sicherheitsordnung von 
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Vancouver bis Wladiwostok, dazu eine Welt ohne ABC-Waf- 
fen, eine Welt mit immer weniger Waffen, die Helmut Kohl 
immer angestrebt hat. Doch es blieben die Strategien aus, das 
Aufzeigen der möglichen Wege und Schritte, wie diese Visio- 
nen, diese Ziele hätten erreicht werden können. Dazu gehören 
Kreativität und Mut, der vielen Politikern fehlt, die sich gerne 
auf die tagespolitischen Notwendigkeiten konzentrieren und 
sich am Ende dahinter verstecken. 














Verpasste Chancen, enttäuschte Liebe: 
Die Entfremdung in der Ära Jelzin 


In den heutigen Russland-Debatten dominieren holzschnittar- 
tige Sichtweisen. Die einen können sich nicht von den Stereo- 
typen des Kalten Krieges befreien und sehen in Russland per 
se eine aggressive Macht, die nur durch die ungünstigen Um- 
stände Anfang der 1990er Jahre zu einem kurzfristigen Rück- 
zug gezwungen war, aber sofort damit begann, an der Wieder- 
herstellung der überkommenen Machtposition zu arbeiten. In 
dieser, von einem tiefsitzenden Misstrauen gegenüber Moskau 
geprägten Sichtweise hat Russland alle großzügigen Koopera- 
tionsangebote ins Leere laufen lassen, da es kein Interesse an 
friedlicher Zusammenarbeit gehabt, sondern den Westen als 
Konkurrenten und den postsowjetischen Raum weiter als 
seine imperiale Einflusssphäre betrachtet habe. Der Westen 
hat sich in dieser Interpretation im Umgang mit Russland 
nichts vorzuwerfen, außer vielleicht, dass er zu lange zu nach- 
giebig agiert habe. 

Die anderen sehen umgekehrt Russland als unschuldiges 
und anfänglich auch wehrloses Opfer einer skrupellosen, 
machtpolitischen Expansion des Westens. Dieser habe durch 
die NATO-Österweiterung seine 1990 gemachten Verspre- 
chen gebrochen und sich damit ins Unrecht gesetzt. Russische 
Handlungen erklären sich in dieser Sichtweise allein als Reak- 
tion auf westliche Aggressionen. Die Kooperationsangebote 
des Westens werden, so sie denn nicht ganz geleugnet werden, 
nur als Augenwischerei betrachtet. 

Beide Sichtweisen sind falsch und werden der komplexen 
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Realität nicht gerecht. Tatsache aber bleibt, dass es nach dem 
verpassten «window of opportunity» von 1990/91 nicht ge- 
lang, Russland in die westliche Sicherheitsordnung einzubin- 
den, und dass sich das Verhältnis zwischen Russland und dem 
Westen schon in den 1990er Jahren, in der Ära Jelzin, einzu- 
trüben begann. Hier wurden Hoffnungen enttäuscht und wei- 
tere Chancen verpasst. Teilweise lagen den Konflikten objek- 
tive Interessengegensätze zugrunde, für die es keine einfache 
Lösung gab, wie im Falle des sicherheitspolitischen Vakuums 
in Ostmitteleuropa, das letztlich durch die Osterweiterung 
von NATO und EU gefüllt wurde. Teilweise aber fehlte es 
auch schlicht an Rücksichtnahme und Verständnis im gegen- 
seitigen Umgang. In Russland wirkte der Phantomschmerz 
des verlorenen Imperiums nach und speiste den Anspruch, 
weiterhin als unabhängige Weltmacht zu agieren und wahrge- 
nommen zu werden. So reagierte man in Moskau bockig, 
wenn der Westen es an Respekt fehlen ließ, und wurde allzu 
oft vom eigenen Argwohn übermannt, statt geschmeidig und 
pragmatisch zu verhandeln. Im Westen, vor allem in Washing- 
ton, sonnte man sich dagegen in dem Gefühl, den Kalten Krieg 
gewonnen zu haben, und behandelte Russland nicht als gleich- 
berechtigten Partner, auch wenn man es auf dem Papier als ei- 
nen solchen bezeichnete. Man erwartete, dass Moskau sich in 
den vom Westen vorgegebenen Rahmen der internationalen 
Politik einreihte, und reagierte entrüstet, wenn es dies nicht 
tat. So wurden in diesen Jahren die strukturellen Grundlagen 
gelegt für eine Entfremdung, die in dem Jahrzehnt nach der 
Jahrtausendwende zunehmend an Fahrt gewann. 
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Die Mühen des russischen Reformprozesses 


Michail Gorbatschow hatte 1990 eine klare Entscheidung für 
eine enge Freundschaft und Zusammenarbeit mit Europa und 
Nordamerika getroffen. Die Pariser «Charta für ein neues Eu- 
ropa» zeugt davon. Boris Jelzin war entschlossen, diese Poli- 
tik fortzuführen. Im Januar 1991 bezeichnete er die Vereinig- 
ten Staaten und die westlichen Länder «nicht nur als Partner, 
sondern als Verbündete» und erklärte «die demokratischen 
Menschenrechte und Freiheiten, Gesetzlichkeit und Moral» 
zu den obersten Richtlinien für Russland. Er wolle «Russland 
nach Europa zurückbringen», verkündete er im Sommer 1991. 
Er schwärmte von einer vollen Mitgliedschaft Russlands in 
der Europäischen Union und erklärte die Mitgliedschaft in 
der NATO zum «langfristigen Ziel». 1992 unterzeichnete er in 
Washington die «Charta russisch-amerikanischer Partner- 
schaft» und damit verbunden 55 gemeinsame Dokumente. 
Doch der Frühling dieser Liebesbeziehung sollte nicht lange 
anhalten, auch wenn Präsident Jelzin im Westen fast bis zu- 
letzt ein Wohlwollen genoss, das seinem Nachfolger Wladimir 
Putin so nicht entgegengebracht wurde. 

Bundeskanzler Helmut Kohl gelang es rasch, eine sehr enge, 
am Ende freundschaftliche Beziehung zu Jelzin herzustellen. 
Ihre gemeinsamen Sauna-Besuche waren legendär. Jelzin er- 
klärte einmal bei einem privaten Abendessen in seiner Senio- 
renresidenz, «dass es für ihn drei große Deutsche gebe: Bis- 
marck, Kaiser Wilhelm und Helmut». Schon im August 1991 
hatte Kohl Kontakt zu Jelzin aufgenommen und ihn zu einem 
Arbeitsbesuch für den November nach Deutschland eingela- 
den. In der gemeinsamen Abschlusserklärung wurde eine enge 
politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit vereinbart. 
Der politische Reformprozess in Russland konnte nur gelin- 
gen, wenn die wirtschaftlichen Reformen erfolgreich waren 
und sich der Lebensstandard für die Bevölkerung spürbar ver- 
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besserte — diese Einsicht prägte neben sicherheitspolitischen 
Aspekten die Politik des Bundeskanzlers gegenüber Russland 
in den frühen 1990er Jahren. Der wirtschaftliche und soziale 
Niedergang damals war bedrückend. Die russische Industrie- 
produktion befand sich im freien Fall, 88 Prozent der Mono- 
polbetriebe waren defizitär. Dazu kam eine Hyperinflation. 
Es gab aber weder ein Lehrbuch für Abbrucharbeiten, um 
eine Kommandowirtschaft abzuschaffen, noch fertige Rezepte 
zur Einführung der Marktwirtschaft. Die Bundesregierung 
unterstützte Russland mit erheblichen Lieferungen von Ver- 
sorgungsgütern, mit großzügigen Zahlungen für die Rück- 
kehr der russischen Soldaten, mit hohen Krediten und Bürg- 
schaften, Investitionen und wirtschaftlichen Kooperationen. 
In dieser Phase ist durch die unbürokratische und unkompli- 
zierte Hilfe viel Vertrauen geschaffen worden, von dem die 
deutsche Politik teilweise bis heute zehrt. 

Schon im Januar 1990 kam der damalige sowjetische Bot- 
schafter Julij Kwizinski ins Bundeskanzleramt und erinnerte 
an das Versprechen des Bundeskanzlers gegenüber Gorbat- 
schow, ihn beim Reformprozess zu unterstützen. Die Frage, 
worum es gehe, beantwortete er nur mit einem Wort: Fleisch. 
Die Sowjetunion litt im Winter 1989 und im Jahr 1990 unter 
einer dramatischen Versorgungskrise. Helmut Kohl veran- 
lasste sofortige Hilfe. Für fast zwei Milliarden DM wurden 
1990 Lebensmittel und andere Versorgungsgüter in die Sowje- 
tunion geliefert. Im Bundeskanzleramt gehörte es von da an 
zur ständigen Übung, darüber nachzudenken, wie man helfen 
könne, die Reformpolitik in der Sowjetunion und später in 
Russland zum Erfolg zu führen. 

Gleichzeitig warben der Bundeskanzler und seine Regie- 
rungsmitglieder auf allen Gipfelbegegnungen der EG, der 
NATO, der G 7, beim Internationalen Währungsfonds (IWF) 
und in der Weltbank für die finanzielle und wirtschaftliche 
Unterstützung Russlands. 1992 lag der Beitrag Deutschlands 














92 Die Entfremdung in der Ära Jelzin 


bei insgesamt 52 Prozent der westlichen Hilfe; im Vergleich 
dazu betrug der Beitrag Frankreichs 1,79 Prozent, Großbri- 
tannıens 0,14 Prozent, der USA 6,15 Prozent und Japans 
4,05 Prozent. Was wäre möglich gewesen, wenn sich alle so 
engagiert hätten wie die Bundesrepublik? Bedenkenswert 
wäre die Einrichtung einer gesamteuropäischen oder westli- 
chen Aufbauorganisation nach dem Vorbild der Organisation 
für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) 
wie im Jahre 1948 gewesen, wie sie vom Bundeskanzler ange- 
regt worden war. Beide Seiten wären beteiligt gewesen. Damit 
hätte auch die Kontrolle auf beiden Seiten gelegen. Außerdem 
sorgte Helmut Kohl dafür, dass jeweils am letzten Tag der 
Weltwirtschaftsgipfel Jelzin als Gast eingeladen wurde. Auf 
dem Gipfel 1997 war er sogar von Anbeginn dabei. 

Die USA als Weltmacht blieben für Russland allerdings 
weiterhin der wichtigste Partner für alle Gespräche und Ver- 
handlungen, nicht zuletzt in allen Fragen der Nuklearrüstung 
und Rüstungskontrolle. Das war auch für Jelzins Selbstbe- 
wusstsein und Selbstachtung eine wichtige Voraussetzung. 
Und auch mit George Bushs Nachfolger, Bill Clinton, entwi- 
ckelte sich ein herzliches und vertrauensvolles Verhältnis, wie 
zuletzt wieder neu freigegebene Dokumente und Audiomit- 
schnitte aus Washington gezeigt haben. Nicht selten hegten 
diese persönlichen Beziehungen Konflikte ein, die heutzutage 
sehr viel schneller eskalieren. 

Die Pariser Charta für ein neues Europa gab für Russland 
einen klaren Weg vor: von der Diktatur zur Demokratie und 
von der Kommandowirtschaft zur Marktwirtschaft, wie es 
Präsident Gorbatschow so trefflich formuliert hatte. Jelzin 
und seine jeweiligen Regierungen standen vor der schwierigen 
Aufgabe, diesen Systemwechsel tatsächlich durchzusetzen, 
also Demokratie und Marktwirtschaft gleichzeitig einführen 
zu müssen, ohne eine klare Strategie zu haben. 

Vor dem Hintergrund seiner verschiedenen Rollen als ehe- 
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maliger Parteisekretär des Gebietes Swerdlowsk, Kandidat 
des Politbüros, Radikalreformer, Populist und Präsident war 
Jelzins Amtszeit von einer Politik geprägt, die aus einer Mi- 
schung von demokratischen und autokratischen Elementen 
bestand. Die 1993 verabschiedete und im Dezember in einer 
Volksabstimmung angenommene demokratische und rechts- 
staatliche Präsidialverfassung orientierte sich am französi- 
schen Vorbild, sah aber eine größere Machtfülle des Präsiden- 
ten vor. Am 25.Dezember 1993 trat sie in Kraft und ist es 
abgesehen von kleineren Änderungen bis heute geblieben. Sie 
gilt in Teilen als vorbildlich. So heißt es beispielsweise im Ar- 
tikel 1: «Russland ist ein demokratischer föderativer Rechts- 
staat mit republikanischer Regierungsform» und in Artikel 2: 
«Der Mensch, seine Rechte und Freiheiten bilden die höchs- 
ten Werte. Anerkennung, Wahrung und Schutz der Rechte 
und Freiheiten des Menschen und Bürgers sind Verpflichtung 
des Staates». 

Doch Theorie und Praxis sind eben nicht zwingend iden- 
tisch. Trotz aller Hilfe aus dem Westen - manchmal vielleicht 
sogar wegen ihr — gelang es nicht, die wirtschaftliche Lage zu 
stabilisieren. Im Gegenteil: Es ging immer weiter abwärts. 
Und trotz einer fortschrittlichen Verfassung und Jelzins Be- 
kenntnissen zu Rechtsstaat und Menschenrechten, erodierte 
die Autorität des Staates, es blühte die Korruption, und auf 
den Straßen herrschte vielfach die Macht des Stärkeren. Es 
waren die Jahre mächtiger Oligarchen, wechselnder Regierun- 
gen und teils bitterer Armut. Millionen von Russen kämpften 
in den 1990er Jahren um das schiere Überleben. Vielfach wur- 
den Löhne nicht ausgezahlt oder erst nach Monaten. Die In- 
dustrie lag am Boden. Die staatlichen Unterstützungssysteme 
brachen zusammen. Ein unaufhörlicher Abwanderungspro- 
zess von Spitzenkräften war in Gang gekommen. Der russi- 
sche Dichter Michail Jassnow beschrieb wie folgt, was es im 
20. Jahrhundert hieß, Russe zu sein: 
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Die Überlebenden der zwanziger Jahre, 

die Verdammten der dreißiger, 

die Zermalmten der vierziger, 

die Erstickten der fünfziger, 

die Hoffenden der sechziger, 

die Gestauchten der siebziger, 

die Entfremdeten der achtziger, 

die Bettler der neunziger - 

lauter Überlebende, Verdammte, Zermalmte, Erstickte, 
Hoffende, Gestauchte, Entfremdete und Bettler.» 


Ohne sich die verheerenden inneren Entwicklungen der 
1990er Jahre zu vergegenwärtigen, lässt sich das Russland von 
heute nicht verstehen. Demokratisierung, Marktwirtschaft 
und westliche Werte führten eben nicht, wie von vielen Rus- 
sen erwartet, zu besseren Lebensbedingungen. Im Gegenteil: 
Alles wurde schlechter. Die Demokratisierung übersetzte sich 
in das Recht des Stärkeren und führte zu chaotischen Zustän- 
den. Die Einführung der Marktwirtschaft brachte keinen 
Wohlstand, sondern stürzte die Mehrheit der Russen in 
furchtbare Armut und erlaubte einigen wenigen, unfassbare 
Reichtümer anzuhäufen. Und was war die Geltung der Men- 
schenrechte laut Verfassung wert, wenn auf den Straßen das 
Faustrecht herrschte? Was hatte dem Land seine Öffnung ge- 
genüber dem Westen gebracht? Die Euphorie der Wendezeit 
wich schnell einer großen Enttäuschung. Bis heute erklärt sich 
die Präferenz vieler Russen für Ordnung und Stabilität und 
nicht zuletzt für Präsident Putin mit den Erfahrungen dieser 
Zeit. Neben den außenpolitischen Differenzen sind diese in- 
neren Probleme ein wichtiger Grund für die Entfremdung 
großer Teile der russischen Gesellschaft vom Westen, auch 
wenn man die ganze Tragweite dieser Entwicklung bei uns 
vielfach nicht realisiert hat. 

Tatjana Saslawskaja, eine Professorin für Soziologie, die 
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von Präsident Gorbatschow aus Nowosibirsk nach Moskau 
geholt worden war, charakterisierte im März 1991 das Be- 
wusstsein des russischen Bürgers wie folgt. Es sei geprägt von: 


— sozialem Pessimismus, 

— Misstrauen und Antipathie gegenüber allen politischen 
Führern und Institutionen, 

— Frustration und fehlendem Vertrauen in die Zukunft, 

— Aggressivität, 

- einem tiefen Vakuum hinsichtlich der Werte und morali- 
scher Normen als Folge des Zusammenbruchs der Ideolo- 
gie und der Zerstörung der traditionellen sowjetischen 
Werte, 

- einer Rückkehr zu allen möglichen geheimnisvollen 
Erscheinungen und zur Mystik, 

- offenem und aggressivem Neid auf alle materiell besser 
versorgten und privilegierten Gruppen. 


Noch 2009, 17 Jahre nach der Auflösung der UdSSR, sprach 
der damalige russische Präsident Medwedew in einem «Spie- 
gel»-Interview davon, dass Russland erst dabei sei, eine mo- 
derne Zivilgesellschaft aufzubauen. In einem Artikel hatte er 
die wirtschaftliche Rückständigkeit, die tiefverwurzelte Kor- 
ruption, die Obrigkeitsgläubigkeit des Volkes und das Bestre- 
ben, alle Übel dem Ausland anzulasten, beklagt. Und er hatte 
hinzugefügt: «Die Überwindung der Korruption wird uns 
noch Jahre beschäftigen.» 

Für westliche Demokratien hätte dies bedeutet, Geduld 
aufzubringen und nicht jede Kooperationsvereinbarung von 
vornherein von Fortschritten in der Entwicklung der Zivilge- 
sellschaft und der Demokratie abhängig zu machen. Solche 
Fortschritte werden vielmehr die Folge von Dialog und Zu- 
sammenarbeit sein. Das Versagen des westlichen Modells in 
Russland sollte jedenfalls den westlich orientierten Kreisen im 














96 Die Entfremdung in der Ära Jelzin 


Land einen starken Dämpfer versetzen und ihre Anziehungs- 
kraft für die Bevölkerung beträchtlich reduzieren. Wie wenig 
man das im Westen realisierte, zeigt das letzte Telefonat zwi- 
schen Bill Clinton und Boris Jelzin am 31. Dezember 1999, 
kurz nachdem Letzterer angekündigt hatte, zugunsten Wladi- 
mir Putins zurückzutreten. Wie dem jüngst von der «William 
J. Clinton Presidential Library» freigegebenen Telefonmit- 
schnitt zu entnehmen ist, sagte Clinton: «Du hast dein Land 
durch eine historische Zeit geführt und du hinterlässt ein 
Erbe, von dessen Früchten die Russen noch in vielen Jahren 
zehren werden ... Boris, ich denke, die Historiker werden sa- 
gen, du warst der Vater der russischen Demokratie.» 


Gemeinsame Sicherheit oder 
Sicherheit voreinander? 


In Moskau rangen schon in den 1990er Jahren verschiedene 
Lager miteinander, die sich teilweise auf unterschiedliche his- 
torische Denkrichtungen zurückführen lassen und an die klas- 
sische Spaltung zwischen Westlern, Slawophilen und Eura- 
siern erinnerten. Die eine Seite wollte sich in den Außenbezie- 
hungen stärker an Europa und dem Westen ausrichten und 
deren Strukturen aktiv mitgestalten. Ihre Vertreter wollten 
Russland als integralen Bestandteil Europas verstanden wissen 
und als solcher behandelt werden. Für sie war Europa der wich- 
tigste Partner für die Umgestaltung und Modernisierung Russ- 
lands. Eine andere Richtung pochte auf das spezifisch Russische 
und lehnte jede Integration in eine Staatengemeinschaft ab, die 
sie nicht dominieren konnte. Nach 1991 setzte sich zunächst 
die westlich orientierte Richtung durch. Und auch Präsident 
Putin zählte zu Beginn seiner Amtszeit noch zu diesem Lager. 

Angesichts der heutigen Konfrontation gerät oftmals in 
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Vergessenheit, dass neben der Geschichte einer Entfremdung 
auch die einer Annäherung erzählt werden kann. Wir waren im 
Verhältnis zu Russland schon einmal weiter. Daher lohnt es, 
auch an das damals Erreichte und Vereinbarte zu erinnern und 
nicht bloß an das, was schieflief. Denn in dem Bestreben, Russ- 
land in die Sicherheitsarchitektur des Westens einzubinden, 
wurde Vieles geschaffen, das heute Hoffnung machen kann, an 
das sich anknüpfen und das sich weiterentwickeln ließe. 

Die Atlantische Allianz versuchte nach 1990 durchaus, den 
neuen politischen Gegebenheiten Rechnung zu tragen. Auf 
dem NATO-Gipfel im November 1991 in Rom wurde die bis 
dahin geltende Strategie der «Flexible Response» (flexible 
Antwort) abgelöst, die Ende der 1960er Jahre die bis dahin 
geltende Strategie der «Massive Retaliation» (massiver Gegen- 
schlag, atomare Antwort auf konventionellen Angriff) ersetzt 
hatte. Von nun an sollte die sogenannte Triade als Richtschnur 
des Handelns gelten: Dialog, Kooperation und Sicherung der 
Verteidigungsfähigkeit. Die NATO ging in ihren Überlegun- 
gen also nicht mehr von einer unmittelbaren Bedrohung aus. 

Im Dezember 1991 wurde der Nordatlantische Kooperati- 
onsrat (NAKR) gegründet, der im Januar 1994 in den Euro- 
Atlantischen Partnerschaftsrat (EAPR) überführt wurde. 
Russland war Gründungsmitglied des NAKR. Er umfasste 
alle NATO-Staaten, alle ehemaligen Mitgliedsstaaten des 
Warschauer Paktes sowie Mazedonien und Slowenien. Der 
Kooperationsrat sollte die Grundlage für «Dialog, Konsultati- 
onen und Zusammenarbeit in politischen und sicherheitspoli- 
tischen Fragen» bieten und damit die Stabilität des Bündnisses 
sichern. 

Es war das erklärte Ziel, die sicherheitspolitischen und mi- 
litärischen Beziehungen zwischen der NATO und den ehema- 
ligen Mitgliedern des Warschauer Paktes aktiv zu gestalten. Es 
sollten kooperative militärische Beziehungen für gemeinsames 
Planen, Ausbilden und Üben entwickelt werden, um Missio- 
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nen in den Bereichen Peacekeeping, Search and Rescue und 
humanitäre Operationen durchführen zu können. Zu diesem 
Zweck wurde von den USA 1994 die Initiative «Partnership 
for Peace» (PfP) ins Leben gerufen. 1994 gab es drei gemein- 
same Manöver. Doch die Zahl stieg an. 1997 kam es bereits zu 
24 Übungen. Es sollten gemeinsame Einsätze unter UN- oder 
OSZE-Mandat sowie vor allem die Herstellung von Interope- 
rabilität und die Entwicklung kooperativer militärischer Be- 
ziehungen eingeübt werden. Das schloss gemeinsame Übun- 
gen genauso ein wie gemeinsame militärische Planungen und 
die Ausbildung von Soldaten. Einschließlich Russlands nah- 
men 28 Staaten und die damaligen 16 NATO-Mitglieder teil. 

Die politische Dimension dieser amerikanischen Initiative 
kam bereits im Einladungsschreiben zum Ausdruck, in dem 
die Bereitschaft der NATO zugesagt wurde, mit jedem akti- 
ven Teilnehmer der Initiative in Konsultationen einzutreten, 
wenn dieser sich bedroht fühle. Auf jährlichen Sitzungen der 
Außen- und Verteidigungsminister sowie anlässlich regelmä- 
Biger Sitzungen auf Botschafterebene sollten die anstehenden 
Probleme diskutiert werden, einschließlich Themen der Ver- 
teidigungsplanung und der Friedenswahrung. 

Der Höhepunkt in dem politischen Annäherungsprozess 
zwischen der Atlantischen Allianz und Russland war die Un- 
terzeichnung der «Grundakte über gegenseitige Beziehungen, 
Zusammenarbeit und Sicherheit zwischen der NATO und der 
Russischen Föderation» am 27. Mai 1997 in Paris. Die zentrale 
Botschaft kam gleich am Anfang zum Ausdruck: «Die Nato 
und Russland betrachten einander nicht als Gegner. Sie verfol- 
gen gemeinsam das Ziel, die Spuren der früheren Konfronta- 
tion und Konkurrenz zu beseitigen und das gegenseitige Ver- 
trauen und die Zusammenarbeit zu stärken.» 

Auch nach über zwanzig Jahren ist es sinnvoll, die wechsel- 
seitigen Zusagen und Verpflichtungen ins Gedächtnis zu ru- 
fen, die so vielversprechend waren. Einleitend erinnerte die 
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Grundakte an das großartige Ziel der Pariser Charta, den «Bau 
eines stabilen, friedlichen und ungeteilten, geeinten und freien 
Europas zum Nutzen aller seiner Völker», zu dem sich alle 
Seiten «auf höchster politischer Ebene» verpflichtet hatten. In 
der Akte selbst wurden «die Ziele, der Mechanismus für Kon- 
sultation, für Zusammenarbeit, für die gemeinsame Entschei- 
dungsfindung und für das gemeinsame Handeln» festgelegt. 
Beide Seiten sagten zu, ihre Militärdoktrin zu überprüfen und 
sie den sicherheitspolitischen Realitäten anzupassen. Die Si- 
cherheit aller Staaten sei unteilbar. 

Die OSZE solle gestärkt werden und eines der «Hauptinst- 
rumente für präventive Diplomatie, Konfliktverhütung, Kri- 
senbewältigung, Normalisierungsmaßnahmen nach einem 
Konflikt und regionale Sicherheitszusammenarbeit» sein. Ihr 
komme «eine Schlüsselrolle für Frieden und Stabilität in Eu- 
ropa zu ... für einen gemeinsamen Sicherheits- und Stabilitäts- 
raum ohne Trennlinien oder Einflusssphären, die die Souverä- 
nität irgendeines Staates einschränken», entsprechend einer 
regionalen Abmachung nach Kapitel VIII der Charta der Ver- 
einten Nationen. 

Die NATO und Russland verpflichteten sich, die Bezie- 
hungen nach gemeinsamen Grundsätzen auszurichten. Ange- 
sichts der aktuellen Beziehungen, die durch Aufrüstung, Ag- 
gressionen, Sanktionen und tiefes Misstrauen geprägt sind, 
sollte man sich wieder auf sie besinnen und sie erneut einfor- 
dern. Beide Seiten hatten sich auf folgende gemeinsame 
Grundsätze verpflichtet: 


— Aufbau einer starken, stabilen, dauerhaften und gleichbe- 
rechtigten Partnerschaft und Zusammenarbeit auf der 
Grundlage der Transparenz mit dem Ziel, die Sicherheit 
und Stabilität im euro-atlantischen Raum zu stärken; 

— Anerkennung der Schlüsselrolle, die Demokratie, politi- 
scher Pluralismus, Rechtsstaatlichkeit und die Achtung 
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der Menschenrechte und bürgerlichen Freiheiten sowie die 
Entfaltung freier Marktwirtschaften für die Schaffung 
allgemeinen Wohlstands und umfassender Sicherheit 
spielen; 

- Verzicht auf die Androhung oder Anwendung von Gewalt 
gegeneinander oder gegen irgendeinen anderen Staat, seine 
Souveränität oder territoriale Unversehrtheit; 

— Achtung der Souveränität, Unabhängigkeit und territoria- 
len Unversehrtheit aller Staaten sowie ihres naturgegebe- 
nen Rechtes, die Mittel zur Gewährleistung ihrer eigenen 
Sicherheit sowie der Unverletzlichkeit von Grenzen und 
des Selbstbestimmungsrechts der Völker, wie es in der 
Schlussakte von Helsinki und anderen OSZE-Dokumen- 
ten verankert ist, selbst zu wählen; 

- gegenseitige Transparenz bei der Ausarbeitung und 
Umsetzung verteidigungspolitischer und militärischer 
Doktrinen; 

- Verhütung von Konflikten und Beilegung von Streitigkei- 
ten durch friedliche Mittel im Einklang mit den Prinzipien 
der UN und der OSZE; 

- Unterstützung friedenserhaltender Operationen von Fall 
zu Fall, die unter der Autorität des UN-Sicherheitsrats 
oder der Verantwortung der OSZE durchgeführt werden. 


Hehre Grundsätze, wer wollte ihnen nicht zustimmen? Es 
war der Versuch beider Seiten, die Beziehungen auf eine neue 
Ebene der Zusammenarbeit zu stellen. Entscheidend bleibt 
aber am Ende die Umsetzung in die politische Realität. Doch 
auch dafür versuchten die Verhandlungspartner Vorsorge zu 
treffen. Sie vereinbarten die Einrichtung eines «Ständigen Ge- 
meinsamen NATO-Russland-Rates», der eigentlich «ein Me- 
chanısmus für Konsultation, Koordination und, im größt- 
möglichen Umfang, wo dies angebracht ist, für gemeinsame 
Entscheidungen und gemeinsames Handeln in Bezug auf Si- 
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cherheitsfragen von beiderseitigem Interesse» hätte werden 
sollen. Zudem sollten in «Notsituationen» auch außerordent- 
liche Konsultationen möglich sein. Der NATO-Russland-Rat 
sollte «das wichtigste Forum für Konsultationen ... in Krisen- 
zeiten» sein. Man fragt sich angesichts dessen, warum er statt- 
dessen in «Notsituationen» als eine Art Bestrafung Russlands 
regelmäßig ausgesetzt wurde. 

Je nach Thema und Wünschen sollte der Ständige Gemein- 
same Rat zweimal jährlich auf der Ebene der Außenminister 
und der Verteidigungsminister sowie monatlich auf der Ebene 
der Botschafter/Ständigen Vertreter beim Nordatlantikrat zu- 
sammentreffen. «Wenn angebracht», wurde auch die Ebene 
der Staats- und Regierungschefs für möglich erklärt. Das galt 
auch für ständige oder Ad-hoc-Ausschüsse oder für die Ein- 
richtung von Arbeitsgruppen. Darüber hinaus sollten zwei- 
mal im Jahr die Stabschefs zusammenkommen und monatlich 
die militärischen Vertreter. Und letztlich wurde vereinbart, 
dass Russland eine Vertretung bei der NATO in Brüssel ein- 
richtet und die NATO in Moskau. Damit bekam Russland 
Sitz und Zutritt im NATO-Hauptquartier und richtete dort 
einen militärischen und diplomatischen Stab ein. 

Die Akte endet mit ausführlichen Regelungen zur «Anpas- 
sung des Vertrags über die konventionellen Streitkräfte in Eu- 
ropa (KSE-Vertrag)», die die «legitimen Sicherheitsinteressen 
aller OSZE-Teilnehmerstaaten berücksichtigen» sollten. Zu 
diesem A-KSE-Vertrag, auf den Moskau großen Wert legte, da 
der damals in Kraft befindliche KSE-Vertrag nicht mehr mit 
den inzwischen eingetretenen politischen Realitäten in Ein- 
klang stand, sollte es jedoch am Ende nicht kommen. Ab- 
schließend bekräftigten NATO und Russland noch einmal das 
Prinzip, «dass keine Partei die andere als Bedrohung betrach- 
tet oder deren Sicherheit zu beeinträchtigen sucht». 

Auch im Verhältnis zwischen der EG sowie später der EU 
und Russland kam es in der Ära Jelzin zu einer Reihe von Ini- 
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tiativen und Vereinbarungen. Noch 1991 gründete die EG das 
Finanzierungsinstrument TACIS (Technical Assistance to the 
Commonwealth of Independent States) für die GUS-Staaten, 
um den schwierigen Übergangsprozess zu Marktwirtschaft 
und Demokratie zu fördern. In den ersten acht Jahren flossen 
insgesamt 4,5 Milliarden Euro in die Partnerländer Osteuro- 
pas und Zentralasiens. Die Zusammenarbeit wurde in den Jah- 
ren 2000 bis 2006 mit einem Gesamtbetrag in Höhe von 
3,138 Milliarden Euro auf bestimmte Schlüsselgebiete kon- 
zentriert, wie institutionelle Gesetzes- und Verwaltungsre- 
formen, Unterstützung des privatwirtschaftlichen Sektors, 
Milderung sozialer Folgen des Umbruchs, Infrastruktur, 
kerntechnische Sicherheit, Umweltschutz, Umgang mit Bo- 
denschätzen, Landwirtschaft. Ständig gab es Hunderte von 
laufenden Projekten zu allen Gebieten und in allen Ländern. 
Einbezogen waren in immer stärkerem Maße auch die russi- 
schen Regionen. Die Zusammenarbeit konzentrierte sich auf 
den Wissenstransfer im Bereich der kommunalen Selbstver- 
waltung, die Entwicklung städtischer Infrastruktur, die För- 
derung privater Klein- und Mittelbetriebe, die Aus- und Wei- 
terbildung oder Initiativen im Sozialbereich und anderes mehr. 
2007 mündete das TACIS-Programm in das Europäische 
Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument (ENPT) ein. 
Ein entscheidender Schritt erfolgte am 9. Dezember 1993. 
Präsident Jelzin unterzeichnete gemeinsam mit dem damali- 
gen Präsidenten des Europäischen Rates, Jean-Luc Dehaene, 
sowie dem Präsidenten der Europäischen Kommission, Jac- 
ques Delors, eine Erklärung über den Ausbau der Bezie- 
hungen zwischen Russland und der EU, insbesondere im 
politischen Bereich. 1994 wurde dann nach zweijährigen Ver- 
handlungen das zentrale Partnerschafts- und Kooperations- 
abkommen (PKA) mit seinen Dimensionen Politik, Wirt- 
schaft und Kultur unterzeichnet. Damit wurde Russland die 
Perspektive eröffnet, am EU-Binnenmarkt teilnehmen zu 
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können, sollte es die demokratischen und rechtlichen Voraus- 
setzungen dafür schaffen - wozu es allerdings nie kam. Das 
Abkommen trat am 1. Dezember 1997 in Kraft. Es begründete 
ein mehrstufiges System gemeinsamer Entscheidungs- und 
Arbeitsgremien, unter anderem halbjährliche Spitzenbegeg- 
nungen, einen jährlich tagenden Kooperationsrat auf Minis- 
terebene, verantwortlich für die gemeinsamen Arbeitspro- 
gramme. Ein Komitee für parlamentarische Zusammenarbeit, 
bestehend aus Mitgliedern des Europaparlaments und der rus- 
sischen Föderationsversammlung, sollte Empfehlungen an 
den Kooperationsrat aussprechen können. 

Russland erhielt mit diesem Abkommen eine gute Chance 
für eine enge Anbindung an die EU, gewissermaßen ein Ver- 
hältnis sui generis, das in der Substanz über eine Assoziation 
hinausgeht. Eine Mitgliedschaft in der EU war für Russland 
jedoch nicht vorgesehen. Angesichts der politischen System- 
unterschiede und der wirtschaftlichen Probleme Russlands 
hätte ein Beitritt die EU überfordert. In der Praxis sollte die 
Kooperation allerdings weniger eng ausfallen als geplant. Eine 
Suspensionsklausel für den Fall von Menschenrechtsverlet- 
zungen führte mehrfach dazu, dass die Kontakte ausgesetzt 
wurden, oder es erfolgten Sanktionen wie im ersten Tschet- 
schenienkrieg 1995, 1999 anlässlich des Kosovokrieges und 
des zweiten Tschetschenienkrieges oder zuletzt im Juli 2014 
aufgrund des Konfliktes in der Ukraine. 

Im Februar 1996 wurde Russland vollwertiges Mitglied im 
Europarat, und im Juni 1999 verabschiedete die EU zudem 
eine «Gemeinsame Strategie der EU gegenüber Russland», 
unter deutscher Federführung erarbeitet, um eine Verschlech- 
terung der Beziehungen zu verhindern. Die EU schlug darın 
vor, die Partnerschaft mit Russland im Rahmen eines «perma- 
nenten Dialogs über Politik und Sicherheit» zu entwickeln 
und dafür einen «ständigen Mechanismus» zu schaffen. Der 
Strategie der EU lag damals die Einsicht zugrunde, dass «die 














104 Die Entfremdung in der Ära Jelzin 


Zukunft Russlands ein wichtiges Element für die Zukunft des 
Kontinents...und für die EU von strategischem Interesse» 
sei. Ein Beleg dafür war das Engagement Russlands als Ver- 
mittler und kritischer Partner des westlichen Bündnisses im 
Jugoslawienkrieg. Russland sollte deshalb in einen gemeinsa- 
men europäischen Wirtschafts- und Sozialraum eingegliedert 
werden. In allen internationalen Institutionen sollten gemein- 
same Initiativen erfolgen. Die EU und Deutschland sprachen 
von einer «Sicherheitspartnerschaft» mit Russland. 


Die Erweiterung der NATO - 
eine Demütigung Russlands? 


Wenn man sich diese rasche Abfolge von wechselseitigen Ver- 
sprechungen und Ankündigungen, aber auch gemeinsamen 
Aktionen vor Augen führt, fragt man sich, wie sich die Bezie- 
hungen trotz all dieser Absichtserklärungen dennoch ver- 
schlechtern konnten. Auch hier gibt es keine einfachen und 
eindeutigen Antworten. Die fehlende Rücksichtnahme des 
Westens traf auf eine verunsicherte und misstrauische Füh- 
rung in Moskau, die mit dem Erbe des untergegangenen Im- 
periums rang. Hinzu kamen die nur schwer aufzulösenden si- 
cherheitspolitischen Interessengegensätze zwischen Russland 
und den ostmitteleuropäischen Staaten, zwischen denen sich 
die USA und ihre europäischen Partner entscheiden mussten. 

Das Ende des Warschauer Paktes und der Sowjetunion so- 
wie der Abzug aller russischen Verbände aus den früheren 
Bündnisstaaten bedeuteten für Russland mehr als nur den 
Verlust des Imperiums. Aus der Sicht Moskaus hatte sich im 
Westen des Landes ein machtpolitisches Vakuum und damit 
eine sicherheitspolitische Instabilität ergeben, ohne dass das 
Projekt gesamteuropäischer Sicherheit, wie in der Pariser 














Die Entfremdung in der Ära Jelzin 105 


Charta vereinbart, sichtbar vorangekommen war. Gleichzeitig 
sah sich Moskau als politisches Zentrum mit dem Problem 
konfrontiert, den inneren Zusammenhalt der verbleibenden 
Russischen Föderation zu sichern, die immer noch ein Viel- 
völkerreich von beträchtlicher Größe und Vielfalt darstellte 
und in dem weitere Völker, wie die Tschetschenen, an Abspal- 
tung dachten. 

Dieses vage Gefühl wachsender Unsicherheit verstärkte 
sich in dem Augenblick, als vor allem in den baltischen Staaten 
fast unmittelbar nach ihrer Unabhängigkeit die ersten Bestre- 
bungen in Gang kamen, möglichst rasch Mitglied in der Euro- 
päischen Union und in der NATO zu werden. Angesichts der 
noch unter Gorbatschows Präsidentschaft erfolgten wirt- 
schaftlichen Sanktionen und der militärischen Aktionen sow- 
jetischer Truppen im Januar 1991 in Litauen suchten die balti- 
schen Staaten raschen Schutz vor Russland, den aus ihrer Sicht 
nur die EU und die NATO bieten konnten. Und es waren die 
gerade unabhängig gewordenen Staaten Ostmitteleuropas — 
Polen, Ungarn, die Tschechische Republik, die Slowakei, Ru- 
mänien und Bulgarien -, die ebenfalls in die NATO drängten. 

In Deutschland war es vor allem der damalige Bundesver- 
teidigungsminister Volker Rühe, der in der Bundesregierung, 
aber auch in Washington und in der NATO energisch für die 
Mitgliedschaft aller dieser Staaten eintrat. Im westlichen 
Bündnis sorgte man sich um die Stabilität Ostmitteleuropas 
und fragte sich, ob man den ehemaligen Staaten des War- 
schauer Paktes die europäisch-westliche Perspektive verweh- 
ren dürfe, von der diese sich Wohlstand, Sicherheit und ein 
besseres Leben versprachen. Dass diese Staaten Russland 
misstrauten, kann angesichts ihrer historischen Erfahrungen 
nicht ernsthaft verwundern. Aus der Sicht der westlichen Ak- 
teure ging es hier um das Selbstbestimmungsrecht der Völker, 
und Russland hatte kein Recht, sich dem freien Willen der 
betroffenen Staaten entgegenzustellen. Allerdings, darauf hat 
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der damalige Generalinspekteur der Bundeswehr und spätere 
Vorsitzende des NATO-Militärausschusses, Klaus Naumann, 
in einer Rückschau auf diese Zeit zu Recht hingewiesen, hatte 
die NATO sich vorgenommen, dabei «alles zu vermeiden, was 
Russland als Verletzung oder Demütigung verstehen könnte». 
Dementsprechend wurde der Prozess der NATO-Osterwei- 
terung von den oben bereits beschriebenen Kooperations- 
vereinbarungen begleitet. Sehr zu seinem Verdruss musste 
Naumann allerdings damals erleben, «wie sehr das russische 
Militär noch immer im konfrontativen Denken zweier Blöcke 
verwurzelt war». 

Es ist durchaus zutreffend, dass die russische Seite nicht ge- 
nügend Vertrauen aufbrachte, um in der Ausdehnung der 
NATO keine Bedrohung der eigenen Sicherheit zu sehen. 
Man muss aber gleichzeitig konstatieren, dass die westliche 
Seite unterschätzte, wie schwierig es für Moskau war, das 
Misstrauen gegenüber der NATO abzubauen und diese nicht 
mehr als konkurrierenden Machtblock wahrzunehmen. Wie 
jüngst freigegebene Geheimdokumente zeigen, beschwerte 
sich Jelzin bei einem Vieraugengespräch mit Präsident Clinton 
im Kreml am 10. Mai 1995, die Pläne für eine NATO-Oster- 
weiterung seien «nichts anderes als eine Demütigung Russ- 
lands» und eine «neue Form der Einkreisung». «Wie glaubst 
du, sieht es für uns aus, wenn ein Block weiterhin existiert, 
während der Warschauer Pakt abgeschafft wurde? ... Wenn ich 
dem Heranrücken der NATO an die Grenzen Russlands zu- 
stimmen würde - das würde einen Verrat meinerseits am rus- 
sischen Volk darstellen.» Stattdessen, so Jelzin, sei er bereit, 
jedem Staat, der der NATO beitreten wolle, eine Garantie zu 
geben, dass Russland seine Sicherheit nicht verletzen werde. 

Auch die Klage darüber, dass die russische Seite sich nicht 
von dem überholten Denken in Einflusszonen lösen konnte, 
ist etwas wohlfeil, denn es ist nur sehr schwer zu leugnen, dass 
dies auf viele Akteure in Washington ebenfalls zutraf. Es sei 
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nur an die sogenannte Wolfowitz-Doktrin erinnert, einen 
Entwurf für die Richtlinien zur amerikanischen Verteidi- 
gungsplanung der Jahre 1994 bis 1999, der 1992 in der Verant- 
wortung des damaligen Staatssekretärs im Verteidigungsmi- 
nisterium, Paul Wolfowitz, erarbeitet wurde und in den die 
Meinungen und Sichtweisen zahlreicher Pentagon-Experten 
einflossen. Nachdem das Dokument an die «New York Times» 
durchgestochen worden war, musste es aufgrund der öffentli- 
chen Kritik hastig entschärft werden. Es hieß dort, das wich- 
tigste Ziel der USA sei, das Entstehen eines neuen Rivalen zu 
verhindern, der eine ähnlich große Bedrohung wie die Sowjet- 
union darstelle. «Dies ist die grundlegende Überlegung, die 
der neuen regionalen Verteidigungsstrategie zugrunde liegt, 
und sie verlangt, dass wir danach streben, jede feindliche 
Macht davon abzuhalten, eine Region zu dominieren, deren 
Ressourcen unter vereinter Kontrolle groß genug wären, um 
eine globale Supermacht hervorzubringen.» Zudem gelte es, 
«mögliche Konkurrenten davon abzuhalten eine größere regi- 
onale oder globale Rolle auch nur anzustreben». In Bezug auf 
Russland warnte das Dokument daher davor, dass die demo- 
kratische Entwicklung nicht irreversibel sei, dass Russland die 
einzige Macht auf der Welt bleibe, die die USA zerstören 
könne, und dass eine Wiedereingliederung der Ukraine und 
Weißrusslands in die Russische Föderation die Stabilität in 
Europa gefährden würde. 

In Russland sind die 1990er Jahre als eine Zeit der außenpo- 
litischen Demütigung in das Gedächtnis eingegangen, eine 
Zeit, in der die Welt «sich an Russland den Hintern ab- 
wischte», wie es heute formuliert wird. Dass Russland damals 
einen so starken Einflussverlust hinnehmen musste, hatte viel 
mit eigener Schwäche zu tun, für die der Westen zunächst ein- 
mal nichts konnte. Präsident Clinton bemühte sich, das auf 
symbolischer Ebene auszugleichen, und ebnete Russland etwa 
den Weg in den Kreis der G7, die sich in seiner Zeit zur G8 
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erweiterte. Aber letztlich bestimmte er, wo es langging, und 
Jelzin gab ihm am Ende nahezu immer, wonach er gefragt 
hatte. Es war ein Verhältnis von Ungleichen, die nach außen 
so taten, als wären sie gleichberechtigte Partner. Ein Stück 
weit war das angesichts der realen Machtverhältnisse unver- 
meidbar, aber es gab einige neuralgische Punkte, bei denen der 
Westen keine Rücksicht auf starke russische Interessen nahm. 
Neben der Osterweiterung bildete etwa die westliche Politik 
gegenüber dem zerfallenden Jugoslawien einen solchen Punkt, 
der russische Hoffnungen enttäuschte und Moskau den eige- 
nen Einflussverlust besonders brutal vor Augen führte. 


Krieg gegen das russische 
«Brudervolk» der Serben 


Angesichts der Kriege auf dem Balkan Anfang der 1990er 
Jahre, vor allem nach Bekanntwerden der grauenhaften Ereig- 
nisse in Bosnien-Herzegowina, steigerte sich die Empörung in 
Europa. Bundeskanzler Kohl sprach von «Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit» und forderte im August 1992, dass die 
Völkergemeinschaft «mit äußerster Härte und mit äußerster 
Schärfe reagieren» und «die Schuldigen herausstellen müsse». 
Viele Politiker im Westen sprachen von «Völkermord» durch 
die Serben. Unzählige Menschen flüchteten in die Nachbar- 
länder. 

Die USA, die seit August 1990 die Verantwortung im Golf- 
konflikt übernommen hatten, sahen im Jugoslawienkonflikt 
ein europäisches Problem, das vorrangig von den Europäern 
selbst geregelt werden sollte. Es gab zahllose multilaterale 
Konsultationen und Vermittlungsbemühungen im Rahmen 
der EG, der damals noch existierenden Westeuropäischen 
Union (WEU), der KSZE, der NATO und am Ende auch im 
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UN-Sicherheitsrat. 49 Waffenstillstandsabkommen wurden 
vereinbart, die nie mehr als 24 Stunden überdauert haben. Am 
Ende hat sich die Atlantische Allianz 1992 erstmals entschlos- 
sen, militärische Einsätze auch außerhalb des eigenen Bünd- 
nisgebietes («Out-of-Area-Einsätze») auf der Grundlage eines 
Mandats des UN-Sicherheitsrates oder der OSZE durchzu- 
führen. Doch als sich die NATO entschied, während des Ko- 
sovokrieges im März 1999 Luftangriffe gegen Jugoslawien zu 
fliegen, verfügte sie weder über ein UN-Mandat, das Russland 
im Sicherheitsrat verhindert hatte, noch handelte es sich um 
den Schutz eines Mitgliedsstaates der NATO. Diese Tatsache 
kritisiert Russland nicht nur bis heute, sondern nutzt sie, um 
eigene militärische Maßnahmen damit zu begründen. 

Es besteht kein Zweifel, dass Präsident Jelzin fast ohn- 
mächtig den Prozess des Auseinanderbrechens Jugoslawiens 
verfolgt hat und mit Zähneknirschen die Bombardierung des 
«serbisch-slawischen Brudervolkes» in Belgrad durch Kampf- 
flugzeuge verschiedener NATO-Staaten hinnehmen musste. 
Bereits im Ruhestand hatte Altbundeskanzler Helmut Kohl 
noch mit ihm telefoniert, um eine unbedachte Reaktion Jel- 
zins zu verhindern. Im Gespräch mit Präsident Clinton hatte 
Jelzin geradezu gefleht, den Angriff zu unterlassen, wie die 
neu freigegebenen Dokumente der «William J. Clinton Presi- 
dential Library» zeigen. Und er hatte prophezeit: «Mein Volk 
wird von jetzt an Amerika und die Nato ablehnen. Ich erin- 
nere dich daran, wie schwierig es für mich war, die Menschen 
und Politiker in meinem Land davon zu überzeugen, nach 
Westen, zu den USA zu schauen. Das ist mir gelungen, und 
nun war alles umsonst.» 

Schon in der ersten Hälfte der 1990er Jahre machten sich in 
Russland vor dem Hintergrund westlicher Dominanz in welt- 
politischen Fragen Anzeichen einer Renationalisierung der 
Sicherheitspolitik bemerkbar. Einerseits hatte Moskau weiter- 
hin ein vitales Interesse an einem strategischen Bündnis mit 
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Europa und an einer uneingeschränkten Beteiligung an einem 
gemeinsamen europäischen kollektiven Sicherheitssystem. 
Andererseits wuchsen die Befürchtungen, in der europäischen 
wie globalen Politik zunehmend marginalisiert zu werden. 
Am 27. September 1994 beschwerte sich Präsident Jelzin in 
einem Telefongespräch mit Präsident Clinton, er habe den 
Eindruck, «dass die Einstellung der USA gegenüber Russland 
nicht angemessen» sei. «Es gibt einige Offizielle im Weißen 
Haus und im Kongress, die glauben, dass Russland seinen Su- 
permachtstatus verloren habe. Natürlich nicht du persönlich, 
Bill. Du verhältst dich so, wie du es musst. Aber einige deiner 
Versprechen sind nicht gehalten worden aufgrund von Wider- 
ständen in der Bürokratie. Wer, zum Beispiel, wirft Sand ins 
Getriebe unserer Friedensbemühungen in Ossetien, Berg-Ka- 
rabach, Georgien und Tadschikistan? Wir sind nicht in allen 
außenpolitischen Fragen einer Meinung. ... Es muss Fort- 
schritte geben, sonst wird die Partnerschaft abkühlen. ... Russ- 
land wird bei einigen Themen nicht konsultiert, aber Russland 
ist eine Großmacht.» 

Es kam damals in Russland zu ersten Diskussionen über die 
Idee, stärker in Richtung einer vertieften eurasischen Zusam- 
menarbeit zu gehen, womit die klare Westorientierung Jelzins 
in Frage gestellt wurde. Könnte Russland die Brücke nach 
China sein? Außenminister Eduard Schewardnadse hatte in 
seiner Amtszeit westlichen Gesprächspartnern immer mit 
Nachdruck gesagt, Russland könne dies nicht sein. Man solle 
nicht vergessen, dass die Sowjetunion bereits beides in sich 
verkörpere: Europa und Asien. Jelzin selber suchte nun zu- 
nehmend, den russischen Einfluss in den ehemaligen Sowjet- 
republiken wieder zu stärken, um eine weitere Erosion des 
russischen Einflusses zu verhindern. Das ohnehin vorhandene 
Misstrauen in Moskau hatte sich verstärkt, und der Glaube an 
die neue Weltordnung jenseits von Einflusszonen und Block- 
konfrontation war erschüttert. Das hatte allerdings nicht zu- 














Die Entfremdung in der Ära Jelzin 111 


letzt damit zu tun, wie der Westen und insbesondere Washing- 
ton mit dem Streben der ostmitteleuropäischen Staaten nach 
NATO-Mitgliedschaft umging. 


Russland - Mitglied der NATO? 


Um die NATO-Osterweiterung ranken sich zahlreiche Le- 
genden. Eine lautet, der Westen habe durch sie sein 1990 ge- 
gebenes Versprechen gebrochen, dass die NATO nicht nach 
Osten erweitert werde. Tatsächlich äußerten Hans-Dietrich 
Genscher und Jim Baker im Januar und Februar 1990 Sätze, 
die sich in diese Richtung interpretieren lassen. Aber hier han- 
delte es sich um frühe Gespräche über die Möglichkeit der 
deutschen Einheit und nicht um offizielle Festlegungen. Im 
weiteren Verlauf kam keine der beteiligten Seiten auf das 
Thema zurück, und das war auch kein Zufall. Ein offizielles 
Versprechen des Westens hat es nicht gegeben und konnte es 
nicht geben. Wer hätte im Sommer 1990 voraussehen können, 
dass sich im folgenden Jahr der Warschauer Pakt und sogar die 
UdSSR auflösen würden? Es gab nur die Vereinbarung, keine 
NATO-Kräfte bzw. NATO-Einrichtungen auf dem ehemali- 
gen Gebiet der DDR zu stationieren, solange noch russische 
Truppen in der DDR präsent waren. Ausgenommen war die 
Bundeswehr. Präsident Michail Gorbatschow hat inzwischen 
mehrfach bestätigt, dass es 1990 keine Gespräche über eine 
mögliche Osterweiterung der NATO gegeben habe. Seheri- 
sche Begabungen fehlten offensichtlich. 

Eine Legende ist auch, dass Washington von Anfang an ent- 
schlossen gewesen sei, Russlands geopolitische Schwäche zu 
nutzen, um so viel wie möglich des russischen Vorfelds in die 
NATO zu holen. Tatsächlich war man sich in Washington An- 
fang der 1990er Jahre in der Frage der NATO-Osterweiterung 
unschlüssig. Es gab neben entschiedenen Befürwortern auch 
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starke Kräfte, die sie für unklug hielten, da sie die Möglichkeit 
einer gesamteuropäischen Sicherheitsarchitektur, wie in der 
Charta von Paris vorgesehen, untergraben würde und Russ- 
land dem Westen zu entfremden drohte. Denn der Preis für die 
höhere Sicherheit der neuen NATO-Mitglieder musste ein ver- 
mindertes Sicherheitsgefühl derjenigen sein, die nicht Teil des 
Clubs wurden. Gerade angesichts der fragilen Transformati- 
onsphase, in der sich Russland befand, schien es besser zu sein, 
alles zu vermeiden, was Moskaus Weg nach Westen behindern 
könnte. Zu Beginn seiner Amtszeit war Präsident Clinton da- 
her nicht unbedingt begeistert über den starken Druck, den die 
ehemaligen Warschauer-Pakt-Staaten in Richtung NATO- 
Mitgliedschaft ausübten. Die Partnership-for-Peace-Initiative, 
die 1993/94 aufs Gleis gesetzt wurde, war auch ein Versuch, die 
Frage der NATO-Erweiterung aufzuschieben und zunächst 
mit Formaten voranzugehen, bei denen Russland und die ost- 
mitteleuropäischen Staaten gleichberechtigt eingebunden wer- 
den konnten. Erst im Laufe des Jahres 1994 setzten sich in Wa- 
shington die Kräfte durch, die in der NATO-Osterweiterung 
keine langfristige Perspektive sahen, sondern sie möglichst 
rasch in Angriff nehmen wollten. Es gab also Alternativen. Es 
wäre möglich gewesen, zunächst mit der Partnership-for 
Peace-Initiative an einer gesamteuropäischen Sicherheitsstruk- 
tur zu arbeiten und die NATO erst nach einer längeren Trans- 
formationsphase zu erweitern, wenn im Rahmen dieser Initia- 
tive auf allen Seiten Vertrauen gewachsen wäre und feste 
Strukturen der Kooperation sich etabliert hätten. 

Eine Legende ist ebenso die Behauptung, dass es Russland 
bei seinem Widerstand gegen die NATO-Osterweiterung gar 
nicht um die eigene Sicherheit gegangen sei, sondern lediglich 
darum, einen Keil in das westliche Bündnis zu treiben und 
sich den eigenen Einfluss auf sein ehemaliges Vorfeld zu erhal- 
ten. Dies war eine Sorge, die insbesondere die ostmitteleuro- 
päischen Staaten aus verständlichen Gründen umtrieb. Doch 
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sie traf und trifft nicht zu, zumindest nicht in dieser Aus- 
schließlichkeit. Sicherheit war und bleibt die zentrale Katego- 
rie sowjetischer bzw. russischer Außenpolitik. Kürzlich wur- 
den aufgrund des Freedom of Information Act in Washington 
Protokolle der Gespräche freigegeben, in denen Clintons Au- 
ßenminister, Warren Christopher, Boris Jelzin im Oktober 
1993 über die Entscheidung informierte, zunächst die Part- 
nership-for-Peace-Initiative zu verfolgen und die Frage der 
NATO-Osterweiterung zurückzustellen. Es lohnt, sich Jel- 
zins enthusiastische Reaktion vor Augen zu führen. Christo- 
pher versicherte Jelzin, dass nichts getan werde, das Russland 
von «vollständiger Teilhabe an der zukünftigen Sicherheit Eu- 
ropas» ausschließen würde. Die Partnership-for-Peace-Initia- 
tive sei offen für alle ehemaligen Staaten des Warschauer Pak- 
tes und der Sowjetunion, es werde «keine Versuche geben, 
jemanden auszuschließen, und es würden gegenwärtig keine 
Schritte unternommen, die einigen einen Vorsprung vor ande- 
ren» gäben. Die Frage einer NATO-Mitgliedschaft werde von 
den USA lediglich als eine langfristige Möglichkeit betrachtet. 
Jelzin hielt das für eine «brillante Idee, einen Geniestreich». 
Dies werde alle Sorgen beseitigen, die in Russland bezüglich 
des Strebens der ostmitteleuropäischen Staaten nach NATO- 
Mitgliedschaft bestünden. Die Idee Partnerschaft für alle statt 
Mitgliedschaft für einige sei großartig. «Tell Bill I am thrilled.» 

Aber schon im September 1994 teilte Clinton dem russi- 
schen Präsidenten mit, dass Washington nun doch die NATO- 
Osterweiterung in Angriff nehmen werde. Dabei dürfte auch 
eine Rolle gespielt haben, dass Clinton innenpolitisch unter 
Druck stand, weil die Republikaner das Thema in den Wahl- 
kampf zu den im November 1994 stattfindenden Kongress- 
wahlen hineinzogen und ihm in wichtigen «Swing States», in 
denen viele Bürger mit osteuropäischen Wurzeln wohnten, 
eine zu weiche Haltung gegenüber Moskau vorwarfen. Clin- 
ton sollte diese Wahlen verlieren und sich anschließend einer 
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republikanischen Mehrheit im Kongress gegenübersehen, die 
seine politischen Optionen massiv beschränkte. 

Präsident Clinton berichtete mir einmal in einem persönli- 
chen Gespräch, dass er damals auch seinem russischen Kolle- 
gen Jelzin mündlich wie in einem Brief angeboten habe, dass 
Russland Mitglied der Atlantischen Allianz werden solle. Jel- 
zin habe ihm geantwortet, dass der Zeitpunkt für eine solche 
Entscheidung für Russland noch zu früh sei. Freigegebene 
Geheimdokumente haben dies inzwischen bestätigt. Noch 
vor wenigen Jahren haben Experten im Kreml in persönlichen 
Gesprächen erklärt, dass sie die Mitgliedschaft Russlands in 
der politischen Organisation der Atlantischen Allianz nicht 
für grundsätzlich ausgeschlossen halten. Eine Mitgliedschaft 
in der militärischen Organisation hielten sie allerdings selbst 
für unrealistisch. Welches europäische Land würde Russland 
in Sibirien verteidigen wollen? 

Von der Partnership-for-Peace-Initiative hätte über die 
NATO-Russland-Grundakte und den NATO-Russland-Rat 
langfristig ein Weg zu einer NATO-Mitgliedschaft Russlands 
führen können, im Sinne eines Stufenplanes. Auch auf diese 
Weise wäre eine gesamteuropäische Sicherheitsordnung unter 
Einschluss Russlands entstanden. Aber in der Ära Jelzin, als 
zumindest Präsident Clinton dazu bereit war, wäre das in 
Russland vermutlich innenpolitisch nur schwer zu vermitteln 
gewesen. Insofern kam das Angebot für Jelzin, der eine 
NATO-Mitgliedschaft selber als mögliches langfristiges Ziel 
ansah, vermutlich tatsächlich zu früh. Und in den Jahren nach 
der Jahrtausendwende hatte sich das Verhältnis, zunächst ins- 
besondere infolge des zweiten Ischetschenienkrieges, mit dem 
Wladimir Putin seine Amtszeit als Präsident begann, bereits 
so weit abgekühlt, dass die Aufnahme Russlands vermutlich 
auch im Westen nicht mehr durchsetzbar gewesen wäre - zu- 
mal nun die neuen osteuropäischen NATO-Mitglieder diesem 
Schritt hätten zustimmen müssen. 
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Ukraine: Die rote Linie für Moskau 


Solange Jelzin davon ausging, dass die Frage der NATO-Ost- 
erweiterung lediglich eine langfristige Perspektive sein würde, 
konnte er sie relativ entspannt behandeln. Im August 1993 
stimmte er einem Beitritt Polens grundsätzlich zu, als er zu 
einem Besuch in Warschau weilte. Sein Außenminister Andrej 
Kosyrew äußerte sich im September ähnlich gegenüber seinem 
ungarischen Kollegen. Doch zur gleichen Zeit stellte Jelzin ın 
einem Schreiben an die Regierungen der USA, Frankreichs, 
Großbritanniens und Deutschlands klar, dass die Osterweite- 
rung der NATO in der russischen Bevölkerung «das Gefühl 
der Isolation» hervorrufen könne. Für ihn verbanden sich in 
der Frage der erweiterten NATO innen- und außenpolitische 
Motive. Außenpolitisch fürchtete die russische Führung den 
Verlust des Mitspracherechts bei der Neugestaltung Gesamt- 
europas und eine neue Spaltung des Kontinents. Innenpoli- 
tisch fürchtete Jelzin um den Erfolg seines Reformprogramms 
und sah eine Stärkung der antiwestlichen Kräfte in Russland 
voraus. Und nicht zuletzt sorgte er sich um seine Wieder- 
wahl bei den Präsidentschaftswahlen im Sommer 1996, da die 
NATO-Osterweiterung ihm als dem führenden Protagonisten 
eines westlichen Kurses auch ganz persönlich schaden musste. 
Als Jelzin den Eindruck gewann, der Prozess werde nun 
schnell voranschreiten, kam es zu dem eingangs bereits zitier- 
ten Ausbruch auf dem KSZE-Gipfel im Dezember 1994, bei 
dem er vor einem «kalten Frieden» warnte. Noch im Februar 
1995 erklärte er, dass Russland zwar kein Vetorecht gegen die 
NATO-Erweiterung beanspruche, aber einer «übereilten» 
Ausdehnung der NATO nicht zustimmen werde. Kompro- 
missloser trat allerdings Verteidigungsminister Pawel Grat- 
schow auf. Er drohte, ein neues Militärbündnis zu schaffen 
und die Ratifizierung des START-IU-Vertrages zu überden- 
ken. Auch mit der Verstärkung der Streitkräfte an der Grenze 
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zum Westen wurde gedroht. Der russische Sicherheitsexperte 
Sergej Karaganow sprach von einer Beeinträchtigung der geo- 
politischen Lage Russlands. 

Bill Clinton, der im November 1996 ebenfalls zur Wieder- 
wahl stand und deshalb in der Sache selbst hart blieb, sagte Jel- 
zin zu, den Erweiterungsprozess offiziell erst auf dem NATO- 
Gipfel in Madrid im Juli 1997 zu beginnen, da er selbst ein 
großes Interesse an dessen Wiederwahl hatte. Dort wurden 
Polen, der Tschechischen Republik und Ungarn nur sechs 
Jahre nach Auflösung des Warschauer Paktes Beitrittsverhand- 
lungen nach Artikel 10 des Nordatlantikvertrages angeboten. 
Die Absicht war, alle drei Staaten bis zum so. Jahrestag der 
NATO-Gründung im April 1999 in das Bündnis aufzuneh- 
men. Im März 1999 erfolgte der Beitritt. Präsident Clinton blo- 
ckierte zu diesem Zeitpunkt noch den französischen Wunsch, 
bereits jetzt Rumänien und Slowenien einzubeziehen. 

Vermutlich überschritt die NATO auf dem Gipfel in Mad- 
rid nicht nur dadurch eine für Moskau sehr sensible Schwelle. 
Zugleich wurde dort nämlich auch ein militärischer Partner- 
schaftsvertrag mit der Ukraine abgeschlossen. Diese NATO- 
Ukraine-Charta sah vor, dass ukrainische Streitkräfte im Rah- 
men einer NATO-geführten Combined Joint Task Force 
(CJTF) an Militäreinsätzen beteiligt werden können. Voraus- 
setzung dafür war ein Mandat der UN oder der OSZE. Au- 
ßerdem wurde der Ukraine die militärische Zusammenarbeit 
als Mitglied der Initiative «Partnership for Peace» ermöglicht. 

Geschichtliche Kenntnisse oder Kenntnisse generell über 
Staaten, mit denen man politische oder wirtschaftliche Bezie- 
hungen entwickeln will, sind nicht nur in der Öffentlichkeit, 
sondern auch in der Politik häufig nicht in hinreichendem 
Maße vorhanden. Zumindest die Europäer hätten wissen müs- 
sen, wie eng die historischen und emotionalen Bindungen 
zwischen Russland und der Ukraine sind und immer waren. 
Selbst Michail Gorbatschow erinnerte einmal in einem per- 
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sönlichen Gespräch daran, dass seine Mutter wie seine ver- 
storbene Frau Raissa Ukrainerinnen gewesen seien. Damit 
machte er deutlich, wohin die Ukraine seiner Ansicht nach 
eigentlich gehöre. 

Noch bei einem Treffen in Helsinki im März 1997, nicht 
einmal ein halbes Jahr vor dem Gipfel in Madrid hatte Jelzin 
erklärt, dass eine NATO-Perspektive der Ukraine eine rote 
Linie für Moskau sei. «Es bleibt ein Fehler der NATO, sich 
nach Osten zu erweitern», stellte er fest und ließ durchbli- 
cken, dass er nur darum die Kompensationsangebote annahm, 
weil er keine Alternative sah. «Ich muss versuchen, die negati- 
ven Konsequenzen für Russland abzumildern. Ich bin bereit, 
eine Vereinbarung mit der NATO einzugehen, nicht weil ich 
es will, sondern weil ich dazu gezwungen werde. Es gibt ge- 
genwärtig keine andere Lösung.» Doch eine Sache war ihm 
besonders wichtig: «Die Erweiterung sollte sich nicht auf ehe- 
malige Sowjetrepubliken erstrecken. Ich kann kein Dokument 
unterzeichnen, in dem das nicht klargestellt wird. Besonders 
die Ukraine.» Doch zu einer solchen Vereinbarung war Clin- 
ton nicht bereit. Aus seiner Sicht war Jelzins Vorschlag gleich- 
bedeutend damit, dass «Russland sagt: «Wir haben immer 
noch ein Imperium, es reicht nur nicht mehr ganz so weit nach 
Westen.» 

Präsident Jelzin kündigte nach dem Madrider Gipfel sei- 
nerseits an, die militärische Zusammenarbeit mit den GUS- 
Staaten auszuweiten. Und die USA ihrerseits schlossen im Ja- 
nuar 1998 bilaterale Abkommen mit Estland, Lettland und 
Litauen ab. Sie enthielten keine Sicherheitsgarantien, aber wa- 
ren mit dem Versprechen Clintons verbunden, dass ein Bei- 
tritt zur NATO bald möglich sein werde. 

Trotz der deutlichen russischen Kritik an der Osterweite- 
rung der NATO sahen sich die Staats- und Regierungschefs 
ermutigt, in ihrer Madrider Abschlusserklärung zu verkün- 
den: «Wir kommen der Verwirklichung unserer Vision einer 
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gerechten und dauerhaften Friedensordnung für das ganze 
Europa auf Grundlage von Menschenrechten, Freiheit und 
Demokratie näher ... Eine neue NATO ist im Entstehen be- 
griffen; eine neue NATO für ein neues ... Europa.» Gleichzei- 
tig kündigte der NATO-Generalsekretär Javier Solana in sei- 
ner abschließenden Presseerklärung in Anwesenheit der 
Staats- und Regierungschefs an, dass die Allianz weiterhin für 
neue Mitglieder offenbleibe und neue Mitglieder willkommen 
heiße. Sie werde auch weitere Einladungen zur Mitgliedschaft 
aussprechen. Kein europäischer demokratischer Staat werde 
ausgeschlossen bleiben. Namentlich nannte er als mögliche 
Kandidaten Rumänien und Slowenien sowie die baltischen 
Staaten. Und tatsächlich sollte auf dem NATO-Gipfel im No- 
vember 2002 in Prag den drei ehemaligen Sowjetrepubliken 
Estland, Lettland und Litauen sowie Bulgarien, Rumänien, 
der Slowakei und Slowenien die NATO-Mitgliedschaft ange- 
boten werden. Im März 2004 wurden sie Vollmitglieder. 
Schließlich erging im April 2008 auf dem NATO-Gipfel in 
Bukarest eine Einladung an Albanien und Kroatien. Am 
1. April 2009 wurden auch sie Mitglieder der Atlantischen Al- 
lianz, und am 5. Juni 2017 kam noch Montenegro hinzu. 

Für Russland bedeutete dies, dass die NATO bis an seine 
Grenzen vorrückte, während sich Russland nach 1990 zwi- 
schen 600 und r000 Kilometer zurückgezogen hatte. Eine ge- 
wisse Kompensation für Russland konnte darin gesehen wer- 
den, dass die NATO damals ihre Landstreitkräfte im Vergleich 
zu 1990 um 35 Prozent reduzierte, die Marine um 30 Prozent 
und die Luftwaffe um 40 Prozent. Die US-Truppen in Eu- 
ropa wurden von 300000 Mann auf rund 100000 verringert. 
Doch auch das trug wenig zur Beruhigung Russlands bei. Das 
galt auch für die Zusicherung der NATO noch vor der Auf- 
nahme Polens, Ungarns und der Tschechischen Republik, dass 
sie weder plane, Nuklearwaffen auf dem Territorium der 
neuen Mitglieder zu stationieren noch die Infrastruktur dafür 
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zu schaffen. Sie werde in den neuen Mitgliedsländern auch 
keine ausländischen Kampftruppen in substantiellem Umfang 
dauerhaft stationieren. 

Dieser fortlaufende Prozess der Österweiterung der 
NATO, insbesondere die Einbeziehung der ehemaligen balti- 
schen Sowjetrepubliken und die beginnende Diskussion über 
eine NATO-Mitgliedschaft Georgiens und der Ukraine, führ- 
te in Russland zu der Wiederbelebung einer alten Furcht - der 
Furcht vor der Einkreisung. Diese Furcht ist realpolitisch 
wohl letztlich unbegründet, auch wenn ein plakativer Blick 
auf US-Militärbasen in Russlands Umfeld etwas anderes na- 
hezulegen scheint. Die Westgrenze ist heute die sicherste 
Grenze Russlands. Im Osten grenzt das Land an die beiden 
Nuklearmächte Nordkorea und China. Wie groß der Respekt 
vor China nach dem sino-sowjetischen Konflikt vor allem in 
den 1960er Jahren und den militärischen Auseinandersetzun- 
gen am Ussuri-Fluss noch immer ist, spiegelte sich in einer 
Aussage von Präsident Putin wider, dass er kein Interesse 
habe, Erdgas an China zu liefern. Auch hier haben die westli- 
chen Angriffe gegen die Erdgaslieferungen nach Europa Putin 
zu einem Umdenken veranlasst. 

In der südlichen Nachbarschaft Russlands befinden sich 
der Nuklearstaat Pakistan und Iran, Teil des islamischen Gür- 
tels beginnend mit dem Unruheherd Afghanistan bis hin 
nach Zentralasien. Prognosen der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) besagen, dass angesichts der niedrigen Geburtenrate 
Russland im Jahre 2050 mit einer muslimischen Bevölke- 
rungsmehrheit rechnen müsse. Insofern stellen sich Russland 
von anderer als westlicher Seite sehr viel größere sicherheits- 
politische Herausforderungen. Doch die Erfahrung lehrt, dass 
in der Politik die Perzeption einer möglichen Gefahr oft mehr 
Gewicht hat als die Realität. Deshalb sollte sich der Westen 
über solche Einkreisungsbefürchtungen nicht leichtfertig hin- 
wegsetzen. Er könnte sie sonst nur verstärken. 
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Die Osterweiterung der EU 


Der NATO war es von Anfang an darum gegangen, die si- 
cherheitspolitischen und militärischen Beziehungen mit allen 
ehemaligen Mitgliedsstaaten des Warschauer Paktes, ein- 
schließlich Russlands, im gemeinsamen Interesse zu entwi- 
ckeln. Russland verfügte zu keinem Zeitpunkt über ein Veto- 
recht gegen Entscheidungen der NATO. Doch das Misstrauen 
der baltischen Staaten und der Staaten Ostmitteleuropas ge- 
genüber Russland übertrug sich in den Jahren nach 1993/94 
zunehmend auf die NATO. Einmal mehr wurde die Erfah- 
rung spürbar, dass Völker ihre Geschichte nicht vergessen. Für 
die Beziehungen zu Russland entwickelte sich dies zu einer 
schweren Hypothek. 

Einen ähnlichen Effekt hatte auch die Osterweiterung der 
EU. Der demokratische und wirtschaftliche Wiederaufbau 
Ost- und Mitteleuropas lag im Eigeninteresse der Europäi- 
schen Union. Ein riesiger Wachstumsmarkt mit einer Bevölke- 
rung von rund 370 Millionen Menschen mit einem erheblichen 
Nachholbedarf befand sich gewissermaßen vor der Haustür 
und wollte erschlossen werden. Das setzte jedoch eine poli- 
tisch und vor allem eine sicherheitspolitisch stabile Lage in 
Mittel- und Osteuropa voraus. 

Die ehemaligen Mitgliedsstaaten des östlichen Rates für 
Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) standen angesichts des 
Übergangs zu Demokratie und Marktwirtschaft vor riesigen 
Aufgaben, wie sie sich auch den Nachfolgestaaten der Sowjet- 
union stellten. Schon im Juli 1989 hatten die sieben weltgröß- 
ten Industriestaaten auf ihrem Gipfel in Paris die EG-Kom- 
mission beauftragt, die führende Rolle bei der Koordinierung 
der westlichen Hilfsmaßnahmen für die ehemaligen 24 RGW- 
Staaten zu übernehmen. Bundeskanzler Helmut Kohl und 
US-Präsident George Bush mobilisierten in der Folge immer 
wieder die Unterstützung und Zusammenarbeit mit der Welt- 
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bank, dem IWF sowie mit der OECD. Darüber hinaus wur- 
den auch auf bilateraler Ebene Kreditbürgschaften und Aus- 
fuhrkredite gewährt. 

Die EG schloss in rascher Folge Handels- und Kooperati- 
onsabkommen ab. Sie koppelte allerdings wirtschaftliche Zu- 
geständnisse an Fortschritte bei der Pluralisierung von Politik 
und Wirtschaft. Die Vorreiterrolle hatte schon 1988 Ungarn 
übernommen. Bereits 1990/91 hatte die EG mit allen ost- und 
mitteleuropäischen Staaten Handels- und Kooperationsab- 
kommen vereinbart. Da alle diese Staaten aber am Ende die 
Vollmitgliedschaft anstrebten, dienten die Assoziierungsver- 
träge als Übergangslösungen, bis die Antragsstaaten ihre volle 
EG-Kompatibilität erreicht hatten. Sie setzte eine Reihe von 
tiefgreifenden Reformen voraus: ein frei gewähltes Parlament; 
eine demokratisch legitimierte Regierung; die Wahrung der 
Menschen-, Bürger- und Freiheitsrechte; eine rechtsstaatliche 
Verfassungsordnung; eine unabhängige Gerichtsbarkeit; of- 
fene Grenzen und freien Handel; konvertible Währungen und 
die Anwendung marktwirtschaftlicher Regeln. 

Im Juni 1993 sicherte die Europäische Union allen assozi- 
ierten Staaten Mittel- und Osteuropas die Vollmitgliedschaft 
zu, wenn sie die politischen und wirtschaftlichen Vorausset- 
zungen erfüllten. Doch mit allen diesen Entscheidungen war 
letztlich die Frage nicht beantwortet, welchen Platz, welchen 
Status Russland generell in den Beziehungen zur EU und in 
Gesamteuropa einnehmen würde. 

1997 beschloss der Europäische Rat in Luxemburg, Bei- 
trittsverhandlungen mit zehn Staaten aufzunehmen, u.a. mit 
den drei baltischen Staaten. 2002 empfahl die Kommission die 
Aufnahme der Kandidaten. 2004 erfolgte der Beitritt. 2007 
sollten Bulgarien und Rumänien folgen. Die Osterweiterung 
der EU löste eine Dynamik aus, von der Russland praktisch 
ausgeschlossen war. Die schnelle und systematische Über- 
nahme der europäischen Normen und Bestimmungen durch 
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die neuen Mitgliedsstaaten hat effektiv zu einer raschen Ent- 
fernung der ost- und mitteleuropäischen Staaten von Russland 
geführt, nicht zuletzt durch das Gefälle zwischen den gelten- 
den EU-Normen und den noch häufig anzutreffenden RGW- 
Regeln bei den GUS-Staaten. Dennoch reagierte die russische 
Führung auf die Erweiterung der EU im Vergleich zur NATO- 
Osterweiterung verhalten. Ihre Sorge richtete sich auf mög- 
liche Rückgänge der russischen Exporte und auf die expo- 
nierte Lage Kaliningrads. Doch 2004 stimmte sie zu, dass die 
zehn neuen EU-Mitglieder auch dem Partnerschafts- und Ko- 
operationsabkommen von 1994 ohne Bedingungen beitreten 
konnten. 

Um neue Trennlinien zwischen Mitgliedern der EU und 
Nichtmitgliedern zu verhindern, hatte die EU-Kommission 
schon im Vorfeld der Erweiterung dem Europäischen Rat so- 
wie dem EU-Parlament Vorschläge über die künftigen Bezie- 
hungen zwischen den EU-Mitgliedsstaaten und den Nicht- 
mitgliedern übermittelt. Der Titel des Strategiepapiers lautete: 
«Größeres Europa - Nachbarschaft: Ein neuer Rahmen für die 
Beziehungen der EU zu ihren östlichen und südlichen Nach- 
barn». Angesprochen waren die Russische Föderation, die 
Ukraine, Moldawien und Weißrussland. Später folgten Geor- 
gien, Armenien und Aserbaidschan. Ihnen sollte im Rahmen 
der «Europäischen Nachbarschaftspolitik» (ENP) eine über 
die bereits bestehenden verschiedenen Kooperationsabkom- 
men hinausgehende enge politische und wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit angeboten werden. Doch Russland befürchtete, 
dass dadurch seine eigenen Bemühungen um eine weitere 
wirtschaftliche Integration der GUS-Staaten und die Bildung 
einer Eurasischen Union erschwert, wenn nicht sogar unter- 
laufen werden könnten. Die gutgemeinte Initiative sollte sich 
daher anders als beabsichtigt zu einer Belastung des Verhält- 
nisses zu Moskau entwickeln. 

Und noch eine andere gewichtige Sorge Russlands hat sich 
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partiell bestätigt. Mit dem Beitritt der ost- und mitteleuropäi- 
schen Staaten haben sich anti-russische Strömungen innerhalb 
der EU teilweise verstärkt. Historische Erfahrungen und ak- 
tuelles Misstrauen bestimmen nach wie vor das Verhalten vor 
allem der osteuropäischen EU- und NATO-Mitglieder und 
beeinflussen die Entscheidungsprozesse und das Verhalten 
beider Organisationen gegenüber Russland. Doch es liegt 
auch an Russland selbst. Je kooperativer sich Moskau verhält, 
desto schneller löst sich dieses Problem auf. 

Die Osterweiterung von NATO und EU ließ die Frage, wie 
Russland in die neue Sicherheitsarchitektur eingebunden wer- 
den sollte, letztlich offen. Man hoffte, Moskau trotzdem an 
Bord halten zu können, doch das hat nicht funktioniert. Die 
Kompensationsangebote wie der NATO-Russland-Rat waren 
am Ende eben bloß Kompensationen für etwas Fehlendes. 
Russland war nicht Teil des Clubs. Es war dabei, aber nicht 
wirklich. Zudem ließen sich diese Formate mehr oder weniger 
intensiv nutzen, sie ließen sich auch aussetzen, wenn Russland 
nicht gemäß den westlichen Interessen agierte. Sie enthielten 
das fragile Versprechen auf partnerschaftliches Miteinander, 
während die machtpolitischen und geostrategischen Verschie- 
bungen durch die Osterweiterung harte Tatsachen blieben. 
Durch sie wurde die Trennlinie innerhalb Europas einige hun- 
dert Kilometer nach Osten verschoben, aber sie wurde nicht 
überwunden. Umso dringender wäre es gewesen, neben dem 
Versuch, Russland in die NATO einzubinden, auch das Ver- 
sprechen der Charta von Paris am Leben zu halten. Denn 
Russlands Streben nach kollektiver Sicherheit für Gesamteu- 
ropa ist nicht nur eine andere Formel für den Willen, das ehe- 
malige Imperium als Einflusszone zu erhalten, sondern Aus- 
fluss historischer Erfahrungen und tiefsitzender Ängste. Es ist 
vielmehr der Punkt, an dem auch heute die Initiativen für eine 
neue Entspannungspolitik ansetzen müssen. 














«Wir haben noch nicht gelernt, 
einander zu vertrauen»: 
Der frühe Putin und der Westen 


Am 8.September 1999 charakterisierte Boris Jelzin in einem 
Gespräch mit Bill Clinton den Mann, den er kurz zuvor zum 
Ministerpräsidenten ernannt hatte: Wladimir Putin. «Er ist 
gründlich und stark zugleich und sehr gesellig. Und es fällt ihm 
leicht, gute Beziehungen und Kontakte zu seinen Partnern zu 
unterhalten. Ich bin sicher, dass du in ihm einen hochqualifi- 
zierten Partner finden wirst.» Und am Rande des OSZE-Gip- 
fels in Istanbul zwei Monate später stellte Jelzin fest: «Er ist ein 
Demokrat und er kennt den Westen. ... Er wird den Jelzin-Kurs 
in den Bereichen Demokratisierung und Wirtschaft fortsetzen.» 

Mitarbeiter und Berater von Präsident Putin erinnern in- 
zwischen immer häufiger daran, dass dieser zu Beginn seiner 
ersten Amtszeit ein überzeugter «Westler» im Sinne der russi- 
schen Tradition gewesen sei, vielleicht sogar einer der über- 
zeugtesten Europäer in Russland. Damals sprach man auch in 
Deutschland, der EU und selbst der NATO von einer Sicher- 
heitspartnerschaft mit Russland. Putin schloss anfänglich 
selbst eine Mitgliedschaft Russlands in der NATO nicht aus 
und war zu einer engen Zusammenarbeit mit der EU bereit. 
Dies mag inzwischen angesichts der Konflikte der letzten 
Jahre etwas in Vergessenheit geraten sein. Es wäre natürlich 
viel einfacher, wenn dem nicht so wäre. Wenn es sich bei Putin 
um einen eingefleischten Feind des Westens handelte, der von 
Anfang an auf Konfrontationskurs fuhr. Dann fiele es leicht, 
die aktuelle Lage zu erklären: Der Westen war bereit zur Zu- 
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sammenarbeit, aber ihm fehlte der Partner. Putin sah, dass 
Russland dem Westen wirtschaftlich und politisch nicht Paroli 
bieten konnte, und nahm sich daher vor, ihn zu zerstören. So 
etwa sieht es der amerikanische Historiker Timothy Snyder. 
Doch wie passt ein westlich orientierter Putin in dieses Bild, 
der Angebote zur Zusammenarbeit macht und für eine ver- 
tiefte Partnerschaft offen ist? Es stellt sich dann zwangsläufig 
die Frage, warum und wann er seine Meinung änderte und ob 
die westliche Politik etwas damit zu tun haben könnte. 

Die USA, die NATO und der Westen insgesamt haben 
mehr Grund zur Selbstkritik, als es viele heute wahrhaben 
wollen. Der Zerfall Jugoslawiens, das Eingreifen der NATO, 
die Bombardierung Belgrads, die Unabhängigkeitserklärung 
des Kosovo, die rasche Osterweiterung der NATO, die Euro- 
päische Nachbarschaftspolitik, die «Farbenrevolutionen» in 
Georgien (2003), der Ukraine (2004) und Kirgistan (2005) ha- 
ben die außen- und sicherheitspolitische Neuorientierung 
Russlands nach 1990 erheblich belastet, zunehmend erschwert 
und zu jähen Wendungen veranlasst. Die amerikanischen In- 
terventionen in Afghanistan und im Irak sowie das westliche 
Eingreifen in Libyen mit den erzwungenen Regimewechseln, 
offiziell begründet als Kampf gegen den internationalen Ter- 
rorismus oder humanitäre Intervention, haben die anfänglich 
gewollte Westorientierung Moskaus harten Belastungen und 
großen Schwankungen unterworfen. Denselben Effekt hatten 
die amerikanische Kündigung des ABM-Vertrages und die 
Pläne für ein Raketenabwehrsystem in Polen, zeitweise Tsche- 
chien und später Rumänien sowie die NATO-Beitritts- 
perspektive für die Ukraine und Georgien. Das konstruktive 
Mitwirken Russlands beim Zustandekommen des Nuklear- 
abkommens mit dem Iran oder bei der Vernichtung der syri- 
schen Giftgasbestände wurde demgegenüber mehr oder weni- 
ger als selbstverständlich registriert. 

Insbesondere die Frage der inneren Reformen in den post- 
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sowjetischen Gesellschaften wurde immer mehr zu einem 
strittigen Problem, das in der Ära Putin seine volle Wirkung 
entfalten sollte. Im Westen wollen viele bis heute nicht wahr- 
haben, dass in Russland die Voraussetzungen für die Einfüh- 
rung eines westlichen politischen Systems noch vielfach fehlen 
und dass sich diese nicht über Nacht herstellen lassen. Die 
Einhaltung von Prinzipien scheint manchem wichtiger als die 
Lebenssituation der Menschen. Im Glauben an den endgülti- 
gen Sieg der liberalen Ordnung, das «Ende der Geschichte», 
wie es Francis Fukuyama ausrief, fordern viele im Westen ge- 
teilte Werte als Voraussetzung einer engen politischen Koope- 
ration. So sehr diese Haltung moralisch richtig sein mag, so 
schuf sie doch Probleme im gegenseitigen Verhältnis, die im 
Grunde unnötig waren. 

Natürlich hat die russische Politik unter Putin einiges dazu 
beigetragen, das Verhältnis zum Westen zu verschlechtern und 
die Partner zu irritieren. So begann er seine Amtszeit mit dem 
zweiten Ischetschenienkrieg, der mit großer Härte und Bru- 
talität geführt wurde. Er war für die Stabilisierung seiner 
Herrschaft und den Zusammenhalt Russlands von großer Be- 
deutung, stellte aber in der Folge ein großes Hindernis dar für 
alle Bemühungen, die Zusammenarbeit zwischen Russland 
und der EU zu vertiefen. Auch der Georgienkrieg von 2008 
belastete die Beziehungen nachhaltig. Aber es wäre viel zu 
einfach, in Putin einen Aggressor zu sehen, der von vornher- 
ein nur danach trachtete, das verlorene russische Imperium 
zurückzugewinnen. Wäre das so, könnte man alle Versuche 
einer Entspannungspolitik heute zu Recht als aussichtsloses 
Appeasement bezeichnen. Tatsächlich aber ist Putin zwar ein 
Machtpolitiker, aber kein irrationaler Hasardeur. Er hat prin- 
zipiell ein Interesse an internationaler Zusammenarbeit und 
wollte zu Beginn seiner Präsidentschaft eine Annäherung an 
den Westen — vorausgesetzt dieser respektierte russische Inte- 
ressen. Dies macht Hoffnung, dass sich an die frühere Sicher- 
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heitspartnerschaft wieder anknüpfen lässt, wenn es gelingt, 
aus der Konfrontationsspirale durch konkrete Schritte der 
Entspannung wieder herauszukommen. 


Das wechselseitige Vertrauen fehlt 


Nachdem Putin im März 2000 zum Präsidenten der Russi- 
schen Föderation gewählt worden war, lud er in seiner ersten 
Amtsperiode gelegentlich einen kleinen Kreis von Vertrauten 
aus der deutschen Wirtschaft und Politik zu einem persönli- 
chen Gespräch in seine Residenz in Moskau, in St. Petersburg 
oder in Sotschi. Verschiedentlich nahmen an diesen Begeg- 
nungen auch einzelne Mitglieder seiner Regierung teil wie 
der Verteidigungsminister Sergej Iwanow, Alexej Kudrin, der 
Finanzminister, Dmitri Medwedew, anfangs stellvertreten- 
der Chef der Kreml-Administration, German Gref, der Wirt- 
schaftsminister, Elvira Nabiullina, die stellvertretende Fi- 
nanzministerin, Alexej Miller, der Chef von Gasprom, der 
Präsidentenberater und spätere Vorsitzende des Ölkonzerns 
Rosneft, Igor Setschin, u.a. Diese Gespräche endeten in der 
Regel mit einem gemeinsamen Essen. 

Gesprochen wurde intensiv über die jeweils aktuellen poli- 
tischen und wirtschaftlichen Probleme in den bilateralen Be- 
ziehungen wie international im Kontext der EU, der NATO 
und der USA, oft im Zusammenhang mit konkret bevorste- 
henden Ereignissen. Einer der ersten Anlässe sollte Präsident 
Putins Rede am 25.September 2001 im Deutschen Bundestag 
sein. Ihr wurde von allen Gesprächspartnern eine besondere 
Bedeutung beigemessen. 

Die Rede sollte eine Standortbestimmung Russlands in Eu- 
ropa und international sein. Versteht sich Russland in einer 
sich verändernden Weltordnung als Teil Europas oder als un- 
abhängiger Akteur in einer multipolaren Welt? Bleibt eine ge- 
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Am 11. November 2000: Das erste Gespräch mit 


Präsident Putin in Moskau: Russland ist ein «freundlich gesinntes 


europäisches Land». 


samteuropäische Friedens- und Sicherheitsordnung im Rah- 
men der OSZE auch zukünftig Ziel russischer Politik? Wie 
sollen zukünftig die deutsch-russischen Beziehungen gestaltet 
werden? Wie will Russland in diesem Zusammenhang die Be- 
ziehungen zu den USA und China entwickeln? Was sind die 
zukünftigen Schwerpunkte der russischen Reformpolitik? 

Putins Rede im Deutschen Bundestag, die er zum überwie- 
genden Teil in deutscher Sprache hielt, wurde für ihn zu einem 
großen persönlichen Erfolg. Das gesamte Parlament dankte 
ihm mit einem langanhaltenden, stehenden Applaus. Die Rede 
enthielt wichtige Kernaussagen, an die jede Bundesregierung 
zurückdenken und anknüpfen sollte: 


- Putin erinnerte daran, dass «Russland gegenüber Deutsch- 
land immer besondere Gefühle hegte ... als bedeutendes 
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Zentrum der europäischen und der Weltkultur ... Kultur 
hat nie Grenzen gekannt. Kultur war immer unser ge- 
meinsames Gut und hat die Völker verbunden.» 

Die totalitäre stalinistische Ideologie konnte in der 
Informationsgesellschaft «den Ideen der Demokratie und 
der Freiheit nicht mehr gerecht werden». 

«Was die europäische Integration betrifft, so unterstützen 
wir nicht einfach diese Prozesse, sondern sehen sie mit 
Hoffnung.» 

Europa wird «seinen Ruf als mächtiger und selbständiger 
Mittelpunkt der Weltpolitik langfristig nur festigen, wenn 
es seine eigenen Möglichkeiten mit den russischen 
menschlichen, territorialen und Naturressourcen sowie 
mit den Wirtschafts-, Kultur- und Verteidigungspotentia- 
len Russlands vereinigen wird». 

«Russland ist ein freundlich gesinntes europäisches 

Land ... der stabile Frieden auf dem Kontinent ist unser 
Hauptziel.» 

An der Katastrophe vom 11. September in den Vereinigten 
Staaten sind «wir alle ... Schuld, vor allem wir, die Politi- 
ker, denen einfache Bürger in unseren Staaten ihre Sicher- 
heit anvertraut haben». 

«Wir sprechen von Partnerschaft. In Wirklichkeit haben 
wir aber immer noch nicht gelernt, einander zu vertrauen 
... Mal verlangen wir Loyalität zur NATO, mal streiten 
wir uns über die Zweckmäßigkeit ihrer Ausbreitung. Wir 
können uns immer noch nicht über die Probleme im 
Zusammenhang mit dem Raketenabwehrsystem einigen.» 
«Was fehlt... zu einer effektiven Zusammenarbeit ...? ... 
Trotz allem ... haben wir es bisher nicht geschafft, einen 
effektiven Mechanismus der Zusammenarbeit auszuarbei- 
ten. Die bisher ausgebauten Koordinationsorgane geben 
Russland keine realen Möglichkeiten, bei der Vorbereitung 
der Beschlussfassung mitzuwirken. Entscheidungen 
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werden manchmal überhaupt ohne uns getroffen. Wir 
werden dann nachdrücklich gebeten, sie zu bestätigen. 
Dann spricht man wieder von der Loyalität gegenüber der 
NATO. ... Wir sollten uns fragen, ob das eine echte 
Partnerschaft ist.» 

- Noch vor kurzem sollte auf dem Kontinent «ein richtiges 
gemeinsames Haus entstehen. ... Trennungslinien bleiben 
aber erhalten, ... weil wir uns bis jetzt noch nicht endgül- 
tig von vielen Stereotypen und ideologischen Klischees 
des Kalten Krieges befreit haben. Heute müssen wir mit 
Bestimmtheit und endgültig erklären: «Der Kalte Krieg ist 
vorbei.» 

— «Ohne eine moderne, dauerhafte und standfeste internati- 
onale Sicherheitsarchitektur schaffen wir auf diesem 
Kontinent nie ein Vertrauensklima und ohne dieses 
Vertrauensklima ist kein einheitliches Großeuropa 
möglich.» 

- «Das Hauptziel der Innenpolitik Russlands ist vor allem 
die Gewährleistung der demokratischen Rechte und der 
Freiheit, die Verbesserung des Lebensstandards und der 
Sicherheit des Volkes ... Russland ist den schmerzhaften 
Weg der Reformen gegangen. Zu den Maßstäben und 
Aufgaben, die wir zu lösen hatten, gibt es in der Ge- 
schichte keine Analogien ... Wir sind natürlich am Anfang 
des Aufbaus einer demokratischen Gesellschaft und einer 
Marktwirtschaft. Auf diesem Wege haben wir viele 
Hürden und Hindernisse zu überwinden.» 


Putin schloss seine Rede mit dem Verweis auf «das starke und 
lebendige Herz Russlands, welches für eine vollwertige Zu- 
sammenarbeit und Partnerschaft geöffnet» sei. Er hat Russ- 
land unmissverständlich als europäisches Land definiert, das 
einen besonderen Bezug zu Deutschland hat. Dennoch hatte 
er über mangelndes Vertrauen geklagt, und er hatte sich mit 
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einbezogen, als er davon sprach: «In Wirklichkeit haben wir 
aber immer noch nicht gelernt, einander zu vertrauen». Das 
spiegelt sich leider bis heute im Verhalten beider Seiten wider. 


Putins russischer Weg 


Im Februar 1990 war Putin, zuletzt Oberstleutnant des KGB, 
mit seiner Familie von seinem Auslandseinsatz in Dresden in 
seine Geburtsstadt Leningrad zurückgekehrt. Sein ehemaliger 
Jura-Professor, Anatolij Sobtschak, wurde im Mai 1991 Bür- 
germeister von Leningrad und Putin sein Berater. Kurz darauf 
wurde er zum Leiter des «Komitees für Internationale Bezie- 
hungen» ernannt. In dieser Funktion war er Koordinator der 
außenwirtschaftlichen Aktivitäten der Stadt Leningrad, die 
seit September 1991 wieder St. Petersburg hieß, und für die 
Ansiedlung westlicher Firmen verantwortlich. 

Der deutschen Sprache fließend mächtig wurde er sehr 
schnell die zentrale Anlaufstelle für deutsche Unternehmer, 
die in der Stadt tätig werden wollten, wie auch für deutsche 
Politiker vor allem aus der Partnerstadt Hamburg, zumal er 
als kenntnisreich und effizient galt. So hatte beispielsweise die 
Dresdner Bank ihre erste russische Niederlassung in St. Pe- 
tersburg gegründet. Der ehemalige Hamburger Bürgermeister 
Henning Voscherau hat Putin einmal als den «eigentlichen 
Bürgermeister» der Stadt bezeichnet. 

Von Präsident Jelzin nach Moskau geholt, wurde Wladimir 
Putin im August 1999 zum Ministerpräsidenten ernannt und 
vom Parlament bestätigt. Zum Jahresende 1999 übertrug ihm 
Boris Jelzin die Geschäfte des Präsidenten der Russischen Fö- 
deration, und bei den Präsidentenwahlen im März 2000 wurde 
er in dem Amt bestätigt. Präsident Putin hat aus dem wirt- 
schaftlichen und politischen Chaos der Jelzin-Jahre klare Kon- 
sequenzen gezogen: 
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1. Herstellung und Sicherung der politischen Stabilität mit 
Hilfe eines autokratischen Systems; 

2. Orthodoxie als Ausdruck der spezifisch russischen 
Identität; 

3. Nationalismus als Faktor des Zusammenhalts der Russi- 
schen Föderation. 


Von Anfang an stand für Putin der Zusammenhalt der Födera- 
tion von 22 Republiken und 85 Föderationssubjekten mit 185 
verschiedenen ethnischen Gruppen im Vordergrund. Seine be- 
dingungslose Härte im Bestreben, diesen zu sichern, bewies er 
mit dem zweiten Tschetschenienkrieg. Aber er schuf deshalb 
nach eigener Aussage auch die Direktwahl der Gouverneure 
wieder ab, weil einzelne Oligarchen begonnen hatten, auf 
Wahlen finanziell Einfluss zu nehmen und sich von Moskau 
weitgehend unabhängig zu bewegen. Erst 2012 wurde die Di- 
rektwahl wieder eingeführt. 

Die Inhaftierung Michail Chodorkowskis war ein Signal 
an die Oligarchen, sich nicht in die Politik einzumischen 
und strategische Rohstoffvorkommen nicht an Ausländer 
zu verkaufen. Putins Kommentar: Im Grunde könnte er alle 
Oligarchen festnehmen lassen. Jedenfalls gelang es Jelzins 
Nachfolger, die politische und wirtschaftliche Lage wieder zu 
stabilisieren. Sicher kamen ihm steigende Rohstoffpreise ent- 
gegen, und Russland zählt abgesehen von einigen Vorzei- 
gebranchen bis heute nicht zu den Innovationszentren der 
Weltwirtschaft. Doch ist seine Bilanz deutlich besser, als 
mancher im Westen zu glauben scheint: Zwischen seinem 
Amtsantritt und 2013, also vor dem Beginn der Ukrainekrise 
mit den anschließenden westlichen Sanktionen, verzehnfach- 
ten sich Wirtschaftsleistung und Realeinkommen der Russen. 
Die Staatsschulden sanken auf unter zehn Prozent der Wirt- 
schaftsleistung, und die Lebenserwartung stieg von 65 auf 70 
Jahre. Die Zahl der als «arm» geltenden Menschen halbierte 
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Identität zu dokumentieren, die sich von der Dekadenz und 
gesellschaftlichen Beliebigkeit des Westens bewusst abheben 
soll. So ist er auch mit Bundeskanzler Gerhard Schröder nicht 
wie Helmut Kohl und Boris Jelzin in die Sauna gegangen. Sie 
haben gemeinsam orthodoxe Kirchen besucht und traditions- 
gemäß Kerzen angezündet. Ob es geholfen hat? 

Religiöse Intoleranz folgt aus dieser besonderen Rolle der 
Orthodoxie aber nicht. Im September 1997 hat die Duma in 
einem Gesetz über «Die Freiheit des Gewissens und die religi- 
ösen Gemeinschaften» festgelegt, dass Christentum, Islam, 
Judentum und Buddhismus untrennbare Teile der russischen 
Geschichte, der Spiritualität und der Kultur des Landes dar- 
stellen. Seit mehr als tausend Jahren leben Russen und Turk- 
völker zusammen. Spätestens seit der Eroberung Kasans, der 
Hauptstadt der Republik Tatarstan, durch Iwan IV. im Jahr 
1552 gehört der Islam endgültig zu Russland. Und in ihrer 
Einstellung zu einem Russland, das seinen eigenen Weg geht 
und dem damit verbundenen Gefühl nationaler Überlegen- 
heit, unterscheiden sich die muslimischen Russen kaum von 
den orthodoxen. 

Die Mehrheit der Muslime gehört Völkern an, die im heuti- 
gen Russland schon seit Jahrhunderten ansässig sind. Die Zah- 
len variieren sehr. Schätzungen gehen von bis zu zwanzig Mil- 
lionen aus. Dazu kommen ständig Immigranten aus den 
südlichen Nachbarstaaten. Angesichts der niedrigen Gebur- 
tenrate der russisch-orthodoxen Bevölkerung und der ver- 
gleichsweise hohen Rate bei den Muslimen gibt es Prognosen, 
dass der muslimische Bevölkerungsteil noch in diesem Jahr- 
hundert der größere sein könnte. Vielleicht erklären sich auch 
damit die wiederholten Aufrufe Putins an die russischen 
Frauen, mehr Kinder zu gebären. 

Die wachsende Radikalisierung des politischen Islams 
konnte der russischen Führung vor diesem Hintergrund nicht 
gleichgültig bleiben. Nach dem Ende des ersten Tschetscheni- 
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enkrieges 1996 hatte sich die Lage in der russischen Kaukasus- 
republik nicht beruhigt. Islamistische Kräfte übten zuneh- 
mend die Kontrolle aus. Die Scharia wurde eingeführt. 
Tschetschenische Dschihadisten spielten eine immer wichti- 
gere Rolle im internationalen Dschihad und unterhielten Be- 
ziehungen zu bekannten islamistischen Terrorgruppen. Bis 
heute sind tschetschenische Kämpfer an den Hotspots des 
Glaubenskrieges präsent, etwa in Syrien. Im August 1999 fie- 
len tschetschenische Dschihadisten in der Nachbarrepublik 
Dagestan ein, um auch dort einen Gottesstaat zu errichten. 
Die russische Armee vertrieb sie wieder, doch die tschetsche- 
nische Regierung weigerte sich, gegen die Islamisten vorzuge- 
hen. Im September 1999 wurden in Russland zudem mehrere 
Sprengstoffanschläge auf Wohnhäuser verübt mit 200 Toten. 
Ob sie tatsächlich von tschetschenischen Terroristen verübt 
wurden, wie der offizielle Untersuchungsbericht behauptete, 
ist bis heute unklar. Jedenfalls dienten sie dem damaligen Mi- 
nisterpräsidenten Putin als Anlass, um den zweiten Tschet- 
schenienkrieg zu beginnen. 

Am ı1.Oktober 1999 marschierte die russische Armee in 
Tschetschenien ein. Der Krieg und die schrecklichen Gräuel- 
taten auf beiden Seiten führten zu hohen Opferzahlen und 
Menschenrechtsverletzungen und sollten erst nach zehn Jah- 
ren ein Ende finden. Ob der Einsatz wie geplant zur Abschre- 
ckung des wachsenden islamistischen Terrorismus beitrug 
oder ihn nicht zumindest zeitweilig beförderte, muss offen- 
bleiben. Aber dieses Problem teilt Moskau mit Washington, 
dessen militärische Interventionen den Dschihadisten gera- 
dezu einen Massenzulauf bescherten. 
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Der mühsame Weg zu einer Partnerschaft 
zwischen der EU und Russland 


In einem BBC-Interview im März 2000 erklärte Putin einen 
Beitritt Russlands zur NATO für möglich, «solange Russ- 
lands Interessen Berücksichtigung finden und es ein gleichbe- 
rechtigter Partner ist». Isolationismus sei kein Weg für Russ- 
land. Doch angesichts des Einsatzes in Tschetschenien fand 
sich damals kein führender Politiker innerhalb der NATO- 
Staaten, der öffentlich bereit gewesen wäre, eine solche Chance 
zu nutzen und weiterzuverfolgen. Sie ist vermutlich nicht ein- 
mal intern diskutiert worden. Der Krieg in Georgien 2008, die 
Annexion der Krim 2014, der Ukrainekonflikt haben dann 
dieses Kapitel vorerst gänzlich geschlossen. 

Auch im Verhältnis zur EU sollte der Tschetschenienkrieg 
zu Irritationen führen. Bereits im Oktober 1999 hatte der 
frisch ernannte Ministerpräsident Wladimir Putin auf dem 
EU-Russland-Gipfel den Beschluss seiner Regierung über 
eine «Mittelfristige Strategie» Russlands gegenüber der EU 
präsentiert. Es war die erste umfassende Antwort Moskaus 
auf die «Gemeinsame Strategie» der EU für Russland, die die 
EU im Juni 1999 vorgelegt hatte. In dieser «Mittelfristigen 
Strategie für die Entwicklung der Beziehungen zwischen der 
Russischen Föderation und der Europäischen Union ım Zeit- 
raum von 2000 bis 2010» schloss die russische Regierung eine 
Assozierung oder Mitgliedschaft in der EU für die nächsten 
zehn Jahre aus. Als Begründung berief sie sich auf Russlands 
Status als «Weltmacht, die sich auf zwei Kontinente erstreckt». 
Russland sollte sich «die Freiheit bewahren, seine Innen- und 
Außenpolitik ebenso zu bestimmen und zu implementieren 
wie seinen Status und seine Vorteile eines euroasiatischen 
Staates und des größten GUS-Landes sowie die Unabhängig- 
keit seiner Position und seiner Aktivitäten in internationalen 
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Organisationen». Mit dieser Ankündigung machte Moskau 
unmissverständlich klar, dass es an seinem Status als unabhän- 
gige Großmacht festhalten wolle und dass europäische Werte 
und Ordnungsvorstellungen für das eigene Land nur begrenzt 
gelten sollten. 

Das war eine für das angeschlagene Selbstbewusstsein 
Russlands und seiner politischen Führung verständliche Ant- 
wort, doch ursprünglich soll nach Berichten des Leiters der 
russischen Vertretung bei der EU in Brüssel, Wassili Lichat- 
schow, Russland den Wunsch gehabt haben, ein gemeinsames 
Strategiepapier mit weitreichenden operativen Aufgaben aus- 
zuarbeiten. Das wurde jedoch von der EU abgelehnt. Ebenso 
der russische Vorschlag, auf der Grundlage der vorgelegten 
Strategiepapiere beider Seiten einen neuen «Vertrag über stra- 
tegische Partnerschaft und Zusammenarbeit im 21.Jahrhun- 
dert» in Angriff zu nehmen und als ersten Schritt eine «Erklä- 
rung über die grundsätzlichen Ziele und Prinzipien» der 
Zusammenarbeit zu unterschreiben. 

Der Tschetschenienkrieg wurde zu diesem Zeitpunkt zur 
entscheidenden Blockade. Putin als neu gewählter Minister- 
präsident hatte noch kühl darauf regiert. In einem Interview 
versuchte er zu beschwichtigen: «Die Geschichte kennt kei- 
nen einzigen Fall, wo Russlands innere Probleme Anlass oder 
Gelegenheit boten, die Beziehungen abzubrechen. Dies ge- 
schah nie, weil Russland für die Weltgemeinschaft zu wichtig 
ist.» Die EU selbst schwankte in ihrer Beurteilung Russlands 
zwischen dessen immer noch gewichtiger Rolle in Fragen des 
Multilateralismus als ständiges Mitglied des UN-Sicherheits- 
rates, beim Friedensprozess im Nahen und Mittleren Osten 
und im Kampf gegen den internationalen Terrorismus einer- 
seits und der inneren Entwicklung in Russland selbst an- 
dererseits. Bereits im Juni 2000 setzte sie ihre Sanktionen ge- 
genüber Russland wieder aus. Die ständige Kritik an dem 
militärischen Vorgehen in Tschetschenien führte aber tenden- 
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ziell zu einer Abkühlung der Beziehungen zwischen Brüssel 
und Moskau. 

Auf dem Gipfeltreffen der EU mit Russland im November 
2003 in St. Petersburg einigten sich beide Seiten darauf, eine 
«strategische Partnerschaft» zu bilden. Dazu sollten vier «ge- 
meinsame Räume» eingerichtet werden: Wirtschaft, äußere 
Sicherheit, innere Sicherheit, Bildung. Im Mai 2004 schlug die 
EU ergänzend vor, «Russland zusätzlich zu bestehenden 
Formen der Unterstützung für die entsprechenden Teile der 
strategischen Partnerschaft eine Unterstützung durch das vor- 
geschlagene Europäische Nachbarschaftsinstrument anzubie- 
ten». Damit erhielt Russland innerhalb der ENP eine Sonder- 
rolle. Die Verhandlungen zogen sich über zwei Jahre hin. Das 
Abkommen über die Bildung der vier Räume wurde schließ- 
lich auf einem Gipfel im Mai 2005 unterzeichnet. Ein Ständi- 
ger Partnerschaftsrat wurde beauftragt, für vereinbarte Pro- 
jekte eine Roadmap zu erarbeiten und die Durchführung der 
Projekte zu kontrollieren. 

Der Gemeinsame Wirtschaftsraum sollte die Voraussetzung 
für den freien Verkehr von Waren, Dienstleistungen, Kapital 
und Personen schaffen und die Zusammenarbeit im Bereich 
Energie und Umwelt ermöglichen. Doch Fortschritte in Rich- 
tung einer Freihandelszone gab es seitdem nicht. Besonders 
erfolgreich ist nach wie vor die Energiepartnerschaft. Um- 
stritten bleibt allerdings der Bau einer zweiten russischen Erd- 
gasleitung Nord Stream II. 

Die Ausgestaltung des Gemeinsamen Raumes der inneren 
Sicherheit blieb schwierig. Verhandelt wurden Kooperations- 
abkommen zwischen Russland und Europol, der europäischen 
Justizbehörde Eurojust und dem europäischen Grenzschutz 
Frontex. Das Thema Visafreiheit im Besucherverkehr blieb 
offen. 

Die Zusammenarbeit im Gemeinsamen Raum für äußere 
Sicherheit führte zur Übereinstimmung in Fragen der Nicht- 
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Der russische Verteidigungsminister Sergej Iwanow: 


ein überzeugter Befürworter einer engen Zusammenarbeit mit der 


NATO und vor allem mit Deutschland 


verbreitung von Massenvernichtungswaffen und der Terroris- 
musbekämpfung. Die eingefrorenen Konflikte in Moldawien 
(Transnistrien), Georgien (Abchasien und Südossetien) sowie 
Armenien (Berg-Karabach) sind jedoch bis heute ungelöst. 
Beim Gemeinsamen Raum für Bildung und Forschung ist 
das 2003 geschlossene Abkommen über Kooperation in Wis- 
senschaft und Technologie die Grundlage. 2006 kam ein wei- 
teres Abkommen über die Zusammenarbeit in der Raumfahrt, 
beim Zugang zum Weltraum und der Weltraumforschung 
hinzu. 2018 umkreiste trotz der westlichen Sanktionen die In- 
ternationale Raumstation ISS mit dem Deutschen Alexander 
Gerst, dem Russen Sergej Prokopjew und der US-Amerikane- 
rin Serena Aufön-Chancellor 195 Tage lang ganz selbstver- 
ständlich die Erde, auf der alle drei Staaten im politischen Streit 
liegen. Könnte diese Form der Kooperation im Weltraum 
nicht auch ihre Wiederholung in einer gemeinsamen Politik 


finden? 
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Die vier «gemeinsamen Räume» sind nicht leer geblieben. 
Aber sie sind doch recht karg möbliert. Die Rede von der «Si- 
cherheitspartnerschaft» mit Russland blieb eine bloße Formel. 
Es gab in den fast dreißig Jahren seit dem Ende des Kalten 
Krieges eine Vielzahl von Ideen, Strategien und Vorschlägen 
für eine Zusammenarbeit zwischen der EU und Russland, 
aber kaum Aktionen und Entscheidungen. Der russische Ver- 
teidigungsminister Sergej Iwanow beklagte sich einmal auf der 
Sicherheitskonferenz in München, dass er gerne einen engeren 
Kontakt mit seinem deutschen Kollegen hätte, aber keine Re- 
sonanz finde. Es wäre ihm sicherlich nicht darum gegangen, 
wie in der Weimarer Republik deutsche Waffensysteme in 
Russland zu testen. 


Der Weg zur Eurasischen Union 


Der Zerfall der UdSSR hatte Volkswirtschaften hinterlassen, 
die bis in die 1990er Jahre hinein stark miteinander verfloch- 
ten waren. Das galt für die gesamte Infrastruktur auf dem 
Energie- und Transportsektor, für die jeweilige Rohstoffver- 
sorgung und den Arbeitssektor. Die Arbeitsmigration war 
groß. Hinzu kamen die Nutzung derselben Technologie im 
verarbeitenden Gewerbe, die Arbeitsteilung bei Zulieferket- 
ten sowie die gemeinsame russische Sprache. Ein Problem war 
allerdings das enorme wirtschaftliche Ungleichgewicht zu- 
gunsten der Russischen Föderation. 

Im März 1994 hat der damalige und bis heute amtierende 
kasachische Präsident Nursultan Nasarbajew erstmals die 
Gründung einer eurasischen Wirtschaftsunion vorgeschlagen. 
Sein Interesse war es, nach dem Zerfall der UdSSR Zölle und 
andere Handelshemmnisse zu verhindern. Der erste Schritt 
erfolgte im Oktober 2000. Die fünf Staaten Russland, Kasach- 
stan, Weißrussland, Kirgistan und Tadschikistan unterzeich- 
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neten den Vertrag über die Eurasische Wirtschaftsgemeinschaft 
mit dem Ziel, eine einheitliche, zollfreie Wirtschaftsregion zu 
schaffen. 2007 wurde die Zollunion gegründet, an der sich je- 
doch nur Russland, Kasachstan und Weißrussland beteiligten. 
Sie trat 2010 in Kraft; 2012 folgte mit dem Einheitlichen Wirt- 
schaftsraum der nächste gemeinsame Schritt. 2015 hob Russ- 
land zusammen mit Kasachstan, Weißrussland, Armenien und 
Kirgistan die Eurasische Wirtschaftsunion (EAWU) aus der 
Taufe. Sie sollte sich laut Putin an der EU orientieren. 

Ein Vergleich der EU mit der EAWU macht die Unter- 
schiede deutlich. Bezogen auf die Bevölkerungszahl bringen 
die Mitgliedsstaaten der EAWU nur ein Drittel des Gewichts 
der EU auf die Waage; ökonomisch nach realen Wechselkur- 
sen etwa ein Zehntel, unter Berücksichtigung der Kaufkraft- 
parität weniger als ein Viertel; politisch gibt es nur eine Füh- 
rungsmacht: Russland. Der Arbeitsschwerpunkt liegt auf der 
Handelsintegration: 


- Abschaffung der internen Zölle und Handelsgrenzen, 

- Harmonisierung der Zölle gegenüber Drittstaaten, 

— Übertragung handelspolitischer Kompetenzen an die 
Eurasische Wirtschaftskommission, 

- Freizügigkeit für Personen und Kapital. 


Inzwischen sollen etwa 60 Prozent der Zollsätze harmonisiert 
sein. Große Defizite existieren nach wie vor bei der Beseitigung 
nichttarifärer Handelshemmnisse, z.B. bei den Gesundheits- 
standards oder bei der Zertifizierung von Gütern. Zwischen- 
zeitlich ist es gelungen, einen gemeinsamen Markt für Arznei- 
mittel zu schaffen sowie ein Zollgesetzbuch zu erarbeiten. 
Hinzu gekommen sind zwei weitere Institutionen, um die 
wirtschaftliche Integration zu fördern. Eine gemeinsame Eura- 
sische Entwicklungsbank wurde gegründet. Sie stellt Kredite 
für regionale Integrationsprojekte zur Verfügung. Ein Eurasi- 
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scher Stabilisierungs- und Entwicklungsfonds wurde einge- 
richtet. Er soll helfen, langfristige Strukturprojekte zu finanzie- 
ren und wirtschaftlich schwächere Regionen zu unterstützen. 

Inzwischen gibt es Berichte, die darauf hinweisen, dass das 
Interesse Russlands an der EAWU zunehmend nachlässt. Si- 
cher scheint zu sein, dass eine vertiefte Integration nicht zu 
erwarten ist. Zwar erfolgen die Entscheidungen auf Konsens- 
basis oder durch eine einfache Mehrheit der Mitglieder, aber 
alle scheuen eine zu große gegenseitige Abhängigkeit, vor al- 
lem von Russland. 

Nasarbajew wird auch nicht müde zu betonen, dass es sich 
um eine Wirtschaftsunion und nicht um eine Politische Union 
handele. So war er auch nicht bereit, die russische Annexion 
der Krim zu billigen. Er weiß sehr wohl, dass ein Viertel seiner 
Bevölkerung russisch ist. Auch der Präsident Weißrusslands 
erklärte den Anschluss der Krim an Russland für «nicht rech- 
tens». Es sei nicht akzeptabel, dass ein Staat einem anderen 
einen Teil seines Territoriums abnehme. «Dann müsste man 
praktisch das ganze russische Hoheitsgebiet Russlands an die 
Mongolei zurückgeben.» Deutliche Worte! Beide Präsidenten 
haben auch keine diplomatischen Beziehungen zu den ehe- 
mals georgischen Landesteilen Südossetien und Abchasien 
aufgenommen, die mit Unterstützung Russlands ihre Selb- 
ständigkeit erklärt haben. Bisher waren nur die Staaten Nica- 
ragua, Venezuela, Syrien und Nauru dazu bereit. 

Beim Aufbau der EAWU hat sich Moskau erklärtermaßen 
am EU-Binnenmarkt und an den WTO-Regelungen orien- 
tiert. Es wäre deshalb von Anfang an eine Alternative und je- 
der Mühe wert gewesen, wenn die EU mit Russland Verhand- 
lungen über eine Gesamteuropäische Freihandelszone von 
Lissabon bis Wladiwostok aufgenommen hätte, wie sie Putin 
bereits 2001 bei seinem Deutschlandbesuch ins Spiel gebracht 
hatte. 2010 erneuerte er diesen Vorschlag in einem Gastbeitrag 
für die «Süddeutsche Zeitung». Die Idee wurde mit dem Hin- 
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weis auf die lange Bank geschoben, Russland müsse erst Mit- 
glied der Welthandelsorganisation (WTO) werden. Seit Au- 
gust 2012 ist Russland Mitglied der WTO, doch nichts hat sich 
seitdem getan. 

Präsident Putin berichtete einmal in einem Gespräch, dass 
ihn im Februar 2003 der EU-Kommissionspräsident Romano 
Prodi in Moskau besucht habe. Bei dieser Gelegenheit habe 
ihm Prodi Verhandlungen über eine Gesamteuropäische Frei- 
handelszone von Lissabon bis Wladiwostok vorgeschlagen. 
Er, Putin, habe diesen Vorschlag begrüßt. Auf die Frage, wa- 
rum die Verhandlungen denn nicht in Gang gekommen seien, 
er hätte doch zu dieser Zeit einen guten Freund im Bundes- 
kanzleramt in Berlin gehabt: Gerhard Schröder, reagierte Pu- 
tin mit einem vielsagenden Schulterzucken. Es gab von keiner 
Seite Unterstützung. Prodi verfolgte diese Idee nicht weiter, 
und kein Mitgliedsland der EU griff sie auf. 

Für Präsident Putin wurde deshalb die EAWU nicht nur ein 
wirtschaftliches, sondern vor allem auch ein politisches Pro- 
jekt, um den Einfluss der EU zurückzudrängen. Denn in 
Moskau hatte man von Anfang an den Verdacht, dass die EU 
mit ihrer 2008 gestarteten Östlichen Partnerschaft mit sechs 
Nachbarländern Russlands und den damit verbundenen Asso- 
ziierungs- und Freihandelsabkommen in Wahrheit ein geopo- 
litisches Projekt verfolgt mit dem Ziel, Russland politisch so- 
wie wirtschaftlich zu schwächen und am Ende auch militärisch 
weiter einzukreisen. Die Alternative wäre damals ein wirt- 
schaftspolitischer Dialog zwischen der EU und der Eurasi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft gewesen und ist es auch noch 
heute. Er wäre für alle von Vorteil, weil er Konflikte abbauen 
und neues Vertrauen schaffen könnte. Und selbst die Ukraine 
könnte dadurch eine neue, eine bessere Beziehung zu Russ- 
land aufbauen. 

EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker hat im 
Herbst 2015 einen neuen Anlauf genommen und Präsident 
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Putin in einem Brief Gespräche über einen gemeinsamen Eu- 
ropäischen Wirtschaftsraum angeboten. Im März 2016 schrieb 
er einen zweiten Brief an den Vorsitzenden der EAWU, Tigran 
Sargsyan, und bekräftigte sein Angebot. Doch der Widerstand 
einiger EU-Mitgliedsstaaten scheint noch zu groß zu sein. Das 
im Februar 2015 unterzeichnete Minsker Abkommen zwi- 
schen der Ukraine, Russland, den «Volksrepubliken» Donetsk 
und Lugansk sowie der OSZE wäre ein wichtiger Türöffner, 
denn es verbindet politische Fortschritte in der Ostukraine 
mit dem Beginn von Verhandlungen über eine gesamteuropäi- 
sche Freihandelszone. Das sollte auch ein Anreiz für Präsident 
Putin sein. 


Die weltweite Allianz gegen den 
Terrorismus scheitert 


Doch die EU oder die europäischen Regierungen waren für 
Putin ebenso wie für seinen Vorgänger, Boris Jelzin, nicht die 
entscheidende Messlatte, sondern die Vereinigten Staaten von 
Amerika. In einem Gespräch mit der amerikanischen Außen- 
ministerin Madeleine Albright im Februar 2000 in Moskau 
erklärte Putin, dass Amerika für Russland der «wichtigste 
Partner» in der Weltpolitik sei. Und auch Präsident George W. 
Bush, der Nachfolger Clintons, fand wohlwollende Worte für 
seinen russischen Amtskollegen. Als er im Juni 2001 in 
Ljubljana mit Putin zusammentraf, charakterisierte er diesen 
in einer gemeinsamen Pressekonferenz folgendermaßen: «Ich 
sah dem Mann in die Augen. Ich fand ihn sehr unkompliziert 
und vertrauenswürdig ... Ich konnte seine Seele spüren, ein 
Mann, der sich seinem Land und den besten Interessen seines 
Landes verpflichtet fühlt.» Und Putin erklärte seinerseits, dass 
Russland und die Vereinigten Staaten «keine Feinde [seien]. 
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Sie bedrohen sich nicht gegenseitig und sie können vollwer- 
tige Verbündete sein ... Unterschiede in unseren Ansätzen ın 
den fundamentalen Bereichen [sind] viel geringer als das, was 
uns verbindet.» 

Wie sich die Beziehungen zwischen den USA und Russland 
entwickelt hätten, wenn sich die weltpolitischen Rahmenbe- 
dingungen nicht durch die furchtbaren Terroranschläge vom 
11. September 2001 grundlegend verändert hätten, muss of- 
fenbleiben. Die Anschläge verschoben die Prioritäten der ame- 
rikanischen Außenpolitik nachhaltig und leiteten den unilate- 
ralen Moment der USA im frühen 21. Jahrhundert ein. Der 
Schaden, den die Beziehungen zwischen Washington und 
Moskau in der Amtszeit George W. Bushs genommen haben, 
wirkt bis heute fort. 

George W. Bush hatte noch am Tag der Anschläge am 
11.September 2001 Amerikas «Freunde und Alliierten» und 
«all jene die Frieden und Sicherheit in der Welt wollen» dazu 
aufgerufen, «zusammenzustehen, um den Krieg gegen den 
Terrorismus zu gewinnen» (war against terrorism). Am Tag 
danach trat in Brüssel der NATO-Rat zusammen und erklärte 
die Terrorakte zum Angriff auf einen ihrer Mitgliedsstaaten. 
Damit war erstmals in der Geschichte der Allianz der Bünd- 
nisfall nach Art. 5 des NATO-Vertrages eingetreten. 

Am gleichen Tag tagte in New York der UN-Sicherheitsrat. 
In der Resolution 1368 bezeichnete er mit Zustimmung Russ- 
lands und Chinas die Anschläge als «Bedrohung des Weltfrie- 
dens und der internationalen Sicherheit» und stufte sie im 
Sinne der Artikel 39 und 5sı der UN-Charta als bewaffneten 
Angriff ein. Damit sprach die Resolution den Vereinigten 
Staaten von Amerika implizit das Recht auf Selbstverteidigung 
zu. Russland und China stimmten auch noch dem Votum des 
Sicherheitsrates zu, mit dem er die drei Wochen danach be- 
ginnenden amerikanischen Kampfhandlungen in Afghanistan 
(«Operation Enduring Freedom») als «Akt der Selbstverteidi- 
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gung der Vereinigten Staaten» gewertet und damit völker- 
rechtlich legitimiert hat. 

Präsident Putin erlaubte den USA zudem, für den Krieg 
in Afghanistan einen ehemaligen sowjetischen Luftwaffen- 
stützpunkt im Süden Usbekistans zu nutzen. Und als die 
Amerikaner ihn um Hilfe baten, weil sie die Zustimmung der 
kirgisischen Regierung brauchten, um für ein Jahr einen Luft- 
waffenstützpunkt in dem Land einzurichten, ließ Putin den 
russischen Einfluss aus Sowjetzeiten spielen. Die USA blieben 
dann aber nicht ein Jahr, sondern bis 2014 in Kirgistan. 

Dass Präsident Bush jun. die militärischen Operationen in 
Afghanistan ohne Konsultationen plante und begann, löste 
bei den NATO-Verbündeten, aber vor allem in Moskau und 
Peking Enttäuschung aus. Russland und China hatten sich ko- 
operativ gezeigt und damit die Erwartung verknüpft, dass die 
amerikanische Administration ihre legitimen Interessen im 
Kampf gegen den Terrorismus respektiert, Solidarität übt und 
sich dadurch auch ihr Stand im Westen verbessert. Ein ameri- 
kanischer Drei-Sterne-General versuchte in jener Zeit in ei- 
nem Gespräch, um Verständnis für das amerikanische Vorge- 
hen zu werben. Konsultationen innerhalb der NATO allein 
hätten bedeutet, dass sich die militärische Intervention in Af- 
ghanıstan um mehrere Monate hinausgezögert hätte. So habe 
man innerhalb weniger Wochen handeln können. Das war si- 
cher ein gewichtiger Vorteil, doch hatte er Folgekosten. Da 
Washington alle Schritte im Kampf gegen den Terror ohne 
Absprachen allein entschied, wurde eine große Chance zur 
Zusammenarbeit vertan, die auch Perspektiven für nachhaltig 
gefestigte Beziehungen zu Moskau eröffnet hätte. 

Denn es darf nicht vergessen werden, dass der Krieg in Af- 
ghanistan gewissermaßen vor Russlands Hintertür geführt 
wurde und wird. Moskau duldete es zunächst, dass die USA 
und ihre Partner Basen in ehemaligen Sowjetrepubliken un- 
terhielten, und drängte erst auf Abzug, als kein Ende des Ein- 
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satzes abzusehen war. Denn natürlich hatte schon die bloße 
Präsenz der Basen Einfluss auf das geopolitische Machtgefüge 
in dieser strategisch bedeutsamen Region. 

Das unilaterale militärische Vorgehen der USA und einiger 
ihrer Bündnispartner (die «Koalition der Willigen») sollte sich 
im Krieg gegen den Irak und Saddam Hussein wiederholen. 
Und hier konnte kein Zeitdruck als Entschuldigung herhal- 
ten. Zudem hatte das Regime in Bagdad erkennbar nichts mit 
den Terroranschlägen vom 11. September zu tun, und die 
Begründungen für den Krieg erwiesen sich am Ende als be- 
wusste Irreführung. Außenminister Colin Powell legte dem 
UN-Sicherheitsrat gefälschte Beweise vor, um die Existenz 
von Massenvernichtungswaffen im Irak zu belegen. Und als 
der Sicherheitsrat dem Einsatz von Gewalt seine Zustimmung 
verweigerte, überfiel Washington das Land ohne völkerrecht- 
liche Legitimation. Es handelte sich um einen völkerrechts- 
widrigen Angriffskrieg. In Moskau führte das zu dem Ein- 
druck, dass sich die USA nur dann an die internationalen 
Regeln hielten, wenn sie ihnen zupasskamen. Aber auf den 
Gedanken, Sanktionen gegen Washington zu verhängen, ver- 
fiel damals niemand. 

Das Ergebnis der amerikanischen Interventionen war de- 
saströs. In Afghanistan ist die Lage bis heute nicht unter Kon- 
trolle. Die Taliban stehen davor, das Land wieder zu überneh- 
men. Der Irak versank für viele Jahre im Chaos und bot nun 
den Nährboden für das Erstarken neuer dschihadistischer 
Gruppen wie dem Islamischen Staat. Und nicht zuletzt führte 
der Einsatz unbeabsichtigt, aber vorhersehbar zu einer Stär- 
kung des iranischen Einflusses in der Region, den Washington 
heute mühsam wieder einzudämmen versucht. 
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Die Farbenrevolutionen 


Im September 2002 stellte George W. Bush die neue Nationale 
Sicherheitsstrategie der USA vor. Sie ist seitdem viel diskutiert 
worden, weil sie den amerikanischen Willen zu völkerrechts- 
widrigen «preemptive strikes» betonte, für den Fall, dass sich 
die USA durch Massenvernichtungswaffen bedroht fühlten. 
Sie enthielt allerdings auch aufschlussreiche Passagen über 
Russland. Die Bush-Administration betonte ihren Willen zur 
Kooperation und zur Partnerschaft mit Moskau. Die Chancen 
dafür stünden angesichts der Allianz gegen den Terror so gut 
wie lange nicht. Gleichzeitig wurde aber herausgestellt, dass 
der Weg zu einer dauerhaften strategischen Partnerschaft noch 
lang und beschwerlich sein werde. In den russischen Eliten sei 
das Misstrauen gegenüber den Motiven und Zielen der US- 
Regierung noch weit verbreitet. Das russische Bekenntnis zu 
Marktwirtschaft und Demokratie sei noch halbherzig, und im 
Kampf gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
sei Moskau ein unsicherer Partner. Und wie wird Präsident 
Putin den folgenden Satz verstanden haben: «Russlands 
Schwäche begrenzt die Möglichkeiten der Zusammenarbeit.» 
Wie eine versteckte Drohung lassen sich auch die folgenden 
Ausführungen lesen: «Wir werden weiterhin die Unabhängig- 
keit und Stabilität der früheren Sowjetrepubliken stärken im 
Glauben, dass eine prosperierende und stabile Nachbarschaft 
Russlands wachsende Bereitschaft zur Integration in die trans- 
atlantische Gemeinschaft befördern wird.» 

Die Sicherheitsstrategie von 2002 bildete den Höhepunkt 
des neuen amerikanischen Unilateralismus, knüpfte aber auch 
an die missionarische Grundhaltung an, die seit den Zeiten 
Woodrow Wilsons und des Ersten Weltkriegs («make the 
world safe for democracy») ein fester Bestandteil amerikani- 
scher Außenpolitik ist. Das Ziel der neuen US-Strategie sei es, 
«die Welt nicht nur sicherer, sondern besser» zu machen, ver- 
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kündete die Bush-Administration. Die USA würden den his- 
torischen Moment ihrer einzigartigen Stärke nutzen, um die 
Segnungen der Freiheit global zu verbreiten. «Wir werden ak- 
tiv daran arbeiten, die Hoffnung von Demokratie, Entwick- 
lung, freien Märkten und freiem Handel in jeder Ecke der 
Welt zu verbreiten.» 

In Moskau löste nicht nur die Ankündigung Besorgnisse 
aus, die USA würden künftig auch «preemptiv» militärisch tä- 
tig werden, wenn sie das für nötig erachteten. Auch der offen- 
siv formulierte globale Führungsanspruch entsprach nicht 
dem Weltbild der russischen Führung, die von einer multipo- 
laren Ordnung ausging. Zudem gewann man zunehmend den 
Eindruck, die globale Verbreitung von Demokratie und Frei- 
heit sei nur eine positive Umschreibung von amerikanischem 
Imperialismus und liefere letztlich bloß einen Vorwand, um 
die geostrategischen Interessen der USA durchzusetzen und 
Konkurrenten in die Schranken zu weisen. 

Zu einem der Auslöser der russischen Befürchtungen zählt 
die «Rosenrevolution» im November 2003 in Georgien, ent- 
facht durch Unregelmäßigkeiten bei der Parlamentswahl. 
Zehntausende Demonstranten forderten in Tiflis die Korrek- 
tur des Wahlergebnisses und am Ende den Rücktritt von Prä- 
sident Eduard Schewardnadse. Einige der Demonstranten 
hatten in Erinnerung an den ersten georgischen Präsidenten, 
Swiad Gamsachurdia, rote Rosen mit sich getragen, der ange- 
sichts seiner Gegner einmal gesagt haben soll: «Wir werden 
Rosen statt Kugeln auf unsere Feinde werfen.» 

Nach der Erstürmung des Parlaments trat Schewardnadse 
im Anschluss an ein Treffen mit dem russischen Aufßenminis- 
ter Igor Iwanow, der aus Moskau eingeflogen war, zurück, um 
nach eigenen Worten ein Blutvergießen zu verhindern. Als 
ehemaliger sowjetischer Außenminister unter Michail Gorbat- 
schow hatte er seit 1992 Georgien regiert. Ihm war es jedoch 
nicht gelungen, die traditionelle Clanherrschaft zu beenden 














150 Der frühe Putin und der Westen 


und die autonomen Republiken Abchasien und Südossetien 
friedlich zu integrieren. Micheil Saakaschwili übernahm im Ja- 
nuar 2004 das Amt des Präsidenten. Er kündigte an, Georgien 
in eine Demokratie nach westlichem Muster umzuformen und 
das Land in die EU und in die NATO zu führen. 

In den USA und auch in Westeuropa gab es verschiedene 
Presseberichte, dass die «Rosenrevolution» durch die ameri- 
kanische Administration und mit Hilfe amerikanischer NGOs 
unterstützt, wenn nicht sogar durch sie organisiert worden 
sei. Schewardnadse selbst hat für seinen Sturz sowohl den 
amerikanischen Botschafter Richard Miles als auch den ameri- 
kanischen Multimilliardär George Soros verantwortlich ge- 
macht. Soros war mit dem von ihm gegründeten Open Society 
Institute in der Tat ein wichtiger Geldgeber für die Opposi- 
tion sowie für georgische Medien und eine Studentenorgani- 
sation. Zwischen 1992 und 2000 erhielt Georgien darüber hin- 
aus von den offiziellen Behörden der USA Unterstützung in 
Höhe von 778 Millionen US-Dollar und war gemessen an der 
Einwohnerzahl nach Israel der zweitgrößte Empfänger ameri- 
kanischer Hilfe. 

Damit verbunden war zudem militärische Unterstützung. 
Deshalb lag für Moskau der Verdacht nahe, dass die USA auch 
strategische Interessen verfolgten und sich einen Zugang nach 
Zentralasien und zum Kaspischen Meer sichern wollten. Wenn 
das Öl aus dem mit den USA verbündeten Aserbaidschan in 
die Türkei gepumpt werden soll, ohne das Territorium Russ- 
lands oder seines Verbündeten Armenien zu berühren, dann 
geht das nur über Georgien. Und genau so eine Pipeline war 
damals in Planung. Sie wurde 2005 eingeweiht. 

Für Moskau und vor allem für Präsident Putin sollte nach 
der «Orangenen Revolution» 2004 in Kiew der Begriff «Far- 
benrevolutionen» zum Synonym für einen von außen erzwun- 
genen Regimewechsel werden, initiiert, finanziert und ange- 
feuert weitgehend aus dem Ausland, vor allem von den USA 
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und der CIA. Damals gingen Hunderttausende gegen Wahl- 
fälschungen bei der Präsidentenwahl auf die Straße. Dadurch 
fiel das Amt nicht an Viktor Janukowitsch, sondern an den 
westlich orientierten Viktor Juschtschenko, dessen Wahl- 
kampf durch das US- Außenministerium mit mehreren Millio- 
nen US-Dollar unterstützt worden war und der prompt den 
Beitritt seines Landes zu EU und NATO zu beschleunigen 
suchte. 

Zu diesen «Farbenrevolutionen» zählen für die russische 
Führung auch die «Tulpenrevolution» in Kirgistan sowie die 
«Zedernrevolution» im Libanon, beide 2005, und die Ereig- 
nisse des «Arabischen Frühlings» 2o11. Auch den Massen- 
demonstrationen in Ägypten, Tunesien und Libyen folgten 
Regimewechsel. Den amerikanischen Geheimdiensten werden 
in diesem Zusammenhang von Russland fast uneingeschränkte 
Einfluss- und Handlungsmöglichkeiten und finanzielle Mittel 
zugeschrieben. Die CIA ist sich vermutlich nicht einmal be- 
wusst, welche überwältigende Machtfülle bei ihr vermutet 
wird. Jedenfalls gelangte Präsident Putin zu der Auffassung, 
dass die aktive Demokratisierungspolitik nicht bloß dazu 
diente, die Welt «besser» zu machen, sondern dass ihr eigent- 
liches Ziel darin lag, die geostrategischen Interessen der USA 
zu befördern. Dementsprechend agierte Putin in seiner zwei- 
ten Amtszeit ab 2004 schon sehr viel misstrauischer gegenüber 
dem Westen und schränkte den Bewegungsspielraum west- 
licher NGOs in Russland ein. 

Dem Ziel einer Demokratisierung Russlands hat die Bush- 
Administration damit einen Bärendienst erwiesen, da sich 
auch die innerrussische Opposition nun dem Verdacht ausge- 
setzt sah, vom Westen gesteuert zu werden. Als Putin nach 
vier Jahren als Ministerpräsident unter Präsident Medwedew 
im März 2012 erneut zum Präsidenten gewählt wurde, kam 
es landesweit zu Protesten wegen Wahlfälschungen. Dasselbe 
war bereits nach den Parlamentswahlen im Dezember 2011 
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passiert. Die damalige US-Außenministerin Hillary Clinton 
bezweifelte damals die Korrektheit der Ergebnisse, was Putin 
nicht nur als Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
Russlands wahrnahm, sondern ihn auch zu der Einschätzung 
brachte, der Westen versuche nun in Russland eine «Farben- 
revolution» zu initiieren. 


Russlands gesellschaftspolitischer 
Entwicklungsprozess 


Bundeskanzler Gerhard Schröder nannte Präsident Putin ein- 
mal einen «lupenreinen Demokraten». Das hat ihm viel Spott 
eingebracht. Putin etablierte in Russland nach den Erfahrun- 
gen der Jelzin-Zeit eine «gelenkte Demokratie», um die staat- 
liche Ordnung zu sichern, eine Auflösung der Föderation zu 
verhindern und nicht zuletzt sich selbst an der Macht zu hal- 
ten. Allerdings hatten die chaotischen Zustände der Jelzin- 
Zeit gezeigt, dass in Russland noch die inneren Voraussetzun- 
gen fehlten, damit eine Demokratie westlichen Zuschnitts 
funktionieren konnte. Es musste Putin zunächst darum gehen, 
überhaupt die Autorität des Staates wiederherzustellen, um 
eine stabile Entwicklung des Landes zu ermöglichen. Doch 
hat er darüber hinaus versucht, die Voraussetzungen für eine 
Demokratisierung des Landes zu schaffen? 

Kurz nachdem der heutige Ministerpräsident Dmitri Med- 
wedew von Präsident Putin 1999 von St. Petersburg nach 
Moskau geholt worden war, wurde er im Januar 2000 zum 
stellvertretenden Leiter der Präsidialverwaltung und zum Lei- 
ter des Wahlkampfstabes ernannt. Über seine Zuständigkeiten 
befragt, berichtete er, dass er den Auftrag habe, die Einsetzung 
der rechtsstaatlichen Organe und Verfahren in Russland zu 
begleiten. Er verwies auf ein entsprechendes Themenpapier 
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und versprach, es übersetzen zu lassen und mir zuzusenden. 
Das geschah dann auch. Medwedew hatte an der Staatlichen 
Universität in St. Petersburg Zivilrecht studiert und gelehrt. 

Seine Ausarbeitung befasste sich mit den Gesetzesentwür- 
fen über Schiedsgerichte, Rechtsanwaltschaft, über die Rechts- 
stellung von Richtern, über die Strafprozessordnung, über das 
Verfassungsgericht u.a. mit dem Ziel einer rechtsstaatlichen 
Ordnung in Russland. Als zweites Thema interessierten ihn 
angesichts bevorstehender Wahlen Methoden und Erfahrun- 
gen für die Öffentlichkeitsarbeit einer Regierung. Am Ende 
wurde eine amerikanische Agentur beratend tätig. Damit 
wurde wieder einmal deutlich, wer für Russland das Maß aller 
Dinge ist und wer am Ende zum Zuge kommt. 

Die Verfassungswirklichkeit in Russland heute ist eine an- 
dere als in der Verfassung vorgegeben, insbesondere in Bezug 
auf die Durchsetzung der Gewaltenteilung und der Men- 
schenrechte. Das werden vermutlich erst die Generationen 
leisten, die nach 1990 geboren wurden. Von den 144 Millionen 
Einwohnern Russlands werden das heute vermutlich etwa 
vierzig Millionen sein. Sie kennen die Sowjetunion und das 
kommunistische System nur noch vom Hörensagen. 

Im Westen fehlt leider nur allzu oft das Verständnis dafür, 
wie schwierig der Weg der Demokratisierung für Russland ist. 
Margareta Mommsen weist in ihrem Buch: «Wer herrscht in 
Russland?» von 2003 zu Recht darauf hin, dass sich das kol- 
lektive Gedächtnis und die in der politischen Kultur eines 
Landes tradierten Wertvorstellungen nur sehr langsam wan- 
deln. «Die Bestimmung des Standorts eines Landes in der Welt 
unterliegt in der Regel nicht einem sprunghaften Wandel.» 
Die innere, gesellschaftspolitische Standortbestimmung wur- 
de dazu noch durch die schwierige außenpolitische Standort- 
bestimmung zusätzlich erschwert. 

Und Sergej Karaganow, außenpolitischer Berater des 
Kremls, wird nicht müde, darauf hinzuweisen, dass die Kom- 
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munisten alles getan hätten, «um das historische Gedächtnis 
und die nationale Identität» Russlands auszulöschen. Das sei 
ihnen in vielerlei Hinsicht gelungen. Nach wie vor würde 
Russland «für den Wiederaufbau eines gemeinsamen Narrativs 
seiner tausendjährigen Geschichte kämpfen». Als «Optimist» 
gehe er aber davon aus, dass sich Russland «immer mehr zu ei- 
ner aufgeklärten und reifen Gesellschaft» entwickeln werde. 

Es war Grigorij Jawlinski, ehemals Vorsitzender der Re- 
formpartei Jabloko und 1996 als Präsidentschaftskandidat ge- 
gen Jelzin unterlegen, der 2001 anlässlich einer Feier in Mos- 
kau zum 70. Geburtstag von Michail Gorbatschow in seinem 
Trinkspruch präzise den Ausgangspunkt des notwendigen 
Reformprozesses in Russland ansprach: «Michail, Du hast uns 
die Freiheit gebracht. Jetzt liegt es an uns, was wir aus der 
Freiheit machen»! 

Diesen anhaltenden Prozess begleiten viele Beobachter im 
Westen leider nicht mit Verständnis, mit Dialog und enger Zu- 
sammenarbeit, sondern mit ständiger öffentlicher Kritik und 
Besserwisserei. Es tut ja so gut, sich moralisch mit erhobenem 
Zeigefinger entrüsten zu können und Russland ständig öffent- 
lich der Verletzung von Menschenrechten und demokratischer 
Verhaltensregeln anklagen und ihre Einhaltung einfordern zu 
können. 

Die Einseitigkeit ist dabei nicht zu übersehen. Ist die Volks- 
republik China demokratischer als Russland? Ist ihre Beset- 
zung vorgelagerter Inseln, die auch von Japan oder anderen 
asiatischen Staaten als Teil ihres Territoriums beansprucht 
werden, keine völkerrechtswidrige Okkupation? Die jährli- 
chen Zahlen über Hinrichtungen im Iran oder in Saudi-Ara- 
bien gehören zu den höchsten weltweit. Ihre militärischen In- 
terventionen in Syrien, im Irak oder im Jemen sind in ihrer 
Brutalität unbeschreiblich. Stört das die Beziehungen der Eu- 
ropäer zum Iran und zu Saudi-Arabien? 

Bundeskanzlerin Angela Merkel kam Ende August 2018 
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von ihrer Kurzreise nach Westafrika zurück. Sie will die Zu- 
sammenarbeit mit Nigeria verstärken, einem der ölreichsten 
Staaten der Erde. Das Land gehört dennoch zu den ärmsten 
und korruptesten weltweit. Trotzdem sind die Gespräche 
wichtig, wenn die Zahl der Immigranten aus Nigeria verrin- 
gert werden soll. 

Vor den Wahlen in Mexiko im März 2018 sind nach Aus- 
sage des mexikanischen Innenministers Alfonso Navarrete 
rund dreißig Kandidaten erschossen worden. Insgesamt sind 
2017 in Mexiko 25339 Menschen ermordet worden. Seit 
Amtsantritt des philippinischen Präsidenten Rodrigo Duterte 
im Juni 2016 sind in seinem Auftrag mehrere Tausend Drogen- 
händler und -konsumenten von Todeskommandos ermordet 
worden. In Chicago sind im Jahr 2017 650 Menschen erschos- 
sen worden, 2016 waren es 762 Todesopfer. In Deutschland 
oder gar im Bundestag gab es dazu keinen Aufschrei, keinen 
Kommentar, keine Anfrage. Was wäre geschehen, wenn das 
alles in Russland oder in Moskau passiert wäre? Aber nach 
jedem Gespräch der Bundeskanzlerin mit Präsident Putin 
wird sofort gefragt, ob sie auch die Menschenrechte in Russ- 
land angesprochen habe. Ein Kommentar dazu erübrigt sich. 

Öffentliche Kritik vor allem aus westlichen Ländern ist 
zumeist kontraproduktiv. Der russische Dichter Alexander 
Puschkin schrieb schon am 29. Mai 1826 an seinen Freund, 
Fürst Wjasemski: «Ich verachte natürlich mein Vaterland von 
Kopf bis Fuß, aber ich ärgere mich, wenn ein Ausländer dieses 
Gefühl mit mır teilt.» 


Russlands Weg in die Zukunft 
Im Jahr 2010 überreichte der Vorsitzende des Moskauer Insti- 


tuts für moderne Entwicklung (INSOR), Igor Jurgens, im 
Verlaufe eines Gesprächs über die Entwicklung Russlands 
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eine eindrucksvolle Studie über «Russland im 21. Jahrhundert: 
Modell einer wünschenswerten Zukunft». In diesem Strate- 
giepapier wird beklagt, dass sich Russland «fortbewegt hat, 
ohne bestimmt zu haben, wo es hinwill und wie das Leit- 
bild lautet». Russland stehe jetzt am Scheideweg. Es müsse 
«mit Beteiligung der gesamten Gesellschaft klar seine Ziele 
definieren». Fast revolutionär klingen die folgenden Feststel- 
lungen: «Eine vollwertige Modernisierung in der postindust- 
riellen Epoche unter den Bedingungen der Unfreiheit [lässt] 
sich im Grundsatz nicht durchführen. In der modernen Welt 
liegt das wichtigste Entwicklungspotential in den kreativen 
Fähigkeiten des Menschen, in seiner Energie und Initiative. In 
der modernen Welt kann eine Überbetonung der Rolle 
des Staates, der Zentralgewalt und der kommunitaristischen 
Werte a priori nicht produktiv sein. Die Entwicklung voll- 
zieht sich auf der Basis von Recht und Freiheit. Nur auf dieser 
Grundlage können auch geopolitische und andere Ambitio- 
nen befriedigt werden. Die Unfreiheit und Rechtlosigkeit der 
Bürger verdammen das Land im Gegenteil zum ewigen Zu- 
rückbleiben und zu geostrategischen Niederlagen.» 

Die Studie geht in der Folge auf die notwendigen Reformen 
in den verschiedenen politischen Bereichen ein, angefangen 
von der Wirtschaft, dem Sozialstaat über das Gesundheitssys- 
tem, die Rechtsordnung, das Bildungssystem, innere und äu- 
ßere Sicherheit u.a.m. und endet mit dem Kapitel: «Groß- 
macht des 21. Jahrhunderts». Russland wird dort als «einer der 
führenden Architekten der Weltordnung des 21. Jahrhunderts 
und ein vollberechtigter Teilnehmer an allen wichtigen globa- 
len Organisationen» bezeichnet. 

Fast apodiktisch wird festgestellt, dass «Russlands Status 
als strategischer Verbündeter der Europäischen Union ... sich 
in absehbarer Zeit in eine Mitgliedschaft umwandeln» könne. 
«Und mit der NATO, die sich wesentlich verändert hat, ver- 
handelt Russland erfolgreich über einen Beitritt, der die wei- 
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tere positive Transformation der Allianz stimulieren würde.» 
Für die zeitliche Perspektive dieses «Zukunftspanoramas» 
(«2020?, 2030? oder 2100?») wollen die Autoren verständli- 
cherweise keine konkreten Termine nennen. Sie warnen je- 
doch davor, «beispielsweise mit der wirtschaftlichen Moderni- 
sierung [zu] beginnen, wobei man die politischen Reformen 
aufschiebt». Es müsse «gleichzeitig losgehen». 

Natürlich stellt sich die Frage, welches Gewicht dieser Stu- 
die zugemessen werden kann. Interessant ist, dass der Vorsit- 
zende des Kuratoriums des INSOR-Instituts der ehemalige 
Präsident und jetzige Ministerpräsident Dmitri Medwedew 
ist. Auf die Frage, wie viele denn in Russland die beschriebe- 
nen Positionen unterstützen würden, erfolgte die Antwort: 
Viel mehr, als man unsererseits glauben würde. Und die 
jüngste Überraschung liegt in der Tatsache, dass diese jetzt 
acht Jahre alte Studie in diesen Tagen erneut kommentarlos 
übermittelt wurde. Was soll das aussagen? 

Interessanterweise hat Präsident Putin in seiner Rede zur 
Lage der Nation vom ı. März 2018 eine Vielzahl von Refor- 
men angekündigt, die in Richtung der INSOR-Studie weisen, 
wenn er sagt: «Um voranzukommen, müssen wir den Raum 
der Freiheit in allen Bereichen ausweiten.» Die demokrati- 
schen Institutionen, die Zivilgesellschaft und die Gerichte 
etwa müssten gestärkt werden. «Wir müssen ein Land sein, 
das offen ist für die Welt, für neue Ideen und Initiativen.» In 
den vergangenen Jahren habe sich laut Putin Russland als 
«demokratische Gesellschaft auf einem freien, eigenständigen 
Weg» präsentiert. Gleichzeitig kündigte er eine Reihe von So- 
zialmaßnahmen an im Bereich der Familien- und Kinderbe- 
treuung, des Gesundheitssystems und des Wohnungsbaus 
sowie Investitionen in Stadt- und Regionalentwicklung und 
Infrastruktur. Meint Putin ernst, was er in dieser Rede gesagt 
hat? Oder handelt es sich nur um Augenwischerei, um den 
oppressiven Charakter seines Regimes zu verschleiern? Diese 
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Frage lässt sich letztlich nicht beantworten, ohne in Putins 
Kopf hineinzusehen. Sicher ist aber, dass sich das Erbe seiner 
Regierungszeit genau an dieser Frage entscheiden wird. Denn 
ohne dass sein System der «gelenkten Demokratie» die Vor- 
aussetzungen für eine echte Demokratie schafft, hätte es keine 
Legitimation. Und ohne Modernisierung von Wirtschaft, 
Staat und Gesellschaft wird Russland im 21. Jahrhundert auch 
machtpolitisch zurückfallen. 

Die Veränderungen in Russland aber können nur von innen 
kommen. Das Land ist nach wie vor mit einer besorgniserre- 
genden Zahl von Problemen konfrontiert. Wer über die Jahre 
die Reden von Präsident Putin und Ministerpräsident Medwe- 
dew verfolgt hat, weiß, dass beide diese oft selbst sehr deutlich 
angesprochen haben. Die richtigen Maßnahmen sind jedoch 
häufig ausgeblieben oder nur halbherzig verfolgt worden. Die 
jüngsten fast flächendeckenden Demonstrationen gegen die 
Erhöhung des Rentenalters zeigen jedoch, dass die Sensibilität 
der Bevölkerung für politische Entscheidungen zunimmt. Sie 
haben Präsident Putin gezwungen, die Rentenreform in einer 
Fernsehansprache ausführlich zu begründen und Verbesse- 
rungen anzukündigen. 

Russland ist noch keine lebendige Demokratie, aber die 
Menschen erfreuen sich schon jetzt eines Ausmaßes an per- 
sönlicher Freiheit, das es in der Geschichte Russlands und der 
Sowjetunion noch nie gegeben hat. Es gibt keine Demokratie, 
aber Wahlen. Es gibt keine freie Presse, aber Redefreiheit, und 
immer mehr nutzen elektronische Kommunikationsmöglich- 
keiten. Auslandsreisen und Auslandsstudien sind unbe- 
schränkt möglich, wenn die finanziellen Voraussetzungen ge- 
geben sind. Es liegt vor allem auch an uns Europäern, wie wir 
mit unserem großen Nachbarn Russland zukünftig umgehen, 
damit die Reformbemühungen dort erfolgreich sein können. 














Die Spirale des Misstrauens: 
Auf dem Weg in die Konfrontation 


Es begann in Sotschi. Präsident Wladimir Putin hatte erneut 
eine kleine Gruppe Deutscher zu einem Abendessen in seine 
Residenz eingeladen. Er war bester Stimmung. Ein Mitarbei- 
ter bestätigte am nächsten Morgen, dass er seinen Chef schon 
lange nicht mehr so locker und gut gelaunt erlebt habe. Ge- 
sprochen wurde unter anderem über einen weiteren Vortrag in 
Deutschland. Putin berichtete, dass er zwei Einladungen er- 
halten habe, eine nach Davos, eine andere zur Münchner Si- 
cherheitskonferenz. Wenn er eine davon annehmen werde, so 
sagte er, dann werde es die nach München sein. Und er hielt 
Wort. Am Vormittag des 10. Februar 2007 nahm er an der 
43. Münchner Konferenz für Sicherheitspolitik im Hotel Bay- 
erischer Hof teil. Sie stand unter dem Motto: «Globale Krisen 
- globale Verantwortung - Frieden durch Dialog». 


Eine engere Partnerschaft der NATO 
mit Russland 


Putin saß in der ersten Reihe, rechts von ihm Bundeskanzlerin 
Angela Merkel, links von ihm der amerikanische Verteidigungs- 
minister Robert Gates. Ihm schloss sich die ganze Phalanx der 
amerikanischen Senatoren an, angefangen mit John McCain 
von den Republikanern und Joe Lieberman von den Demo- 
kraten, die traditionell die Kongressdelegation anführten. 














160 Auf dem Weg in die Konfrontation 





In der Residenz von Präsident Putin in Sotschi: Vorgespräch über 


seine Rede im Februar 2007 auf der Münchner Sicherheitskonferenz, 


eine Bilanz der Ost-West-Beziehungen aus russischer Sicht 
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Die Bundeskanzlerin sprach zuerst. Doch erst in der Mitte 
ihrer Rede wandte sie sich persönlich an Putin. Begonnen 
hatte sie mit dem Thema globale Bedrohungen: Erwärmung 
der Erde, Flüchtlingsströme, ein neues Verständnis von Sicher- 
heit. Sie erläuterte ausführlich ihre Position zum Nahostkon- 
flikt und zur Lage im Mittleren Osten, beginnend mit Syrien, 
dem Libanon und Iran. Dann folgte die Bekräftigung der 
«atlantischen Partnerschaft und europäischen Einigung» - die 
«Eckpfeiler deutscher Sicherheitspolitik» und die «zwei Seiten 
einer Medaille». Davon ausgehend begründete sie ausführlich 
die Afghanistan-Mission und die vielfältigen Verpflichtungen 
der EU auf dem Balkan. Sie kündigte an, «unter der deutschen 
EU-Präsidentschaft die Europäische Sicherheits- und Vertei- 
digungspolitik weiterzuentwickeln» und «die Beziehungen zu 
unseren Nachbarn im Osten und Südosten auszubauen». Und 
dann folgte der wichtige Satz, auf den viele schon gewartet 
hatten: «Ganz ohne Zweifel ist hierbei die Partnerschaft zu 
Russland von besonderer Bedeutung.» 

Erst jetzt wandte sie sich persönlich an Putin: Sie freue sich 
sehr, «dass Präsident Putin heute bei uns ist ... und zu uns 
sprechen wird». Und sie fügte hinzu, dass die Frage, «wie das 
zukünftige Verhältnis von Europäischer Union, NATO und 
Russland gestaltet wird, ... eine entscheidende Auswirkung 
auf die Stabilität des gemeinsamen Raumes der Sicherheit in 
Europa und eine ganz wesentliche Auswirkung auf das Ver- 
hältnis zu unseren Nachbarstaaten» hat. Mit Recht wies sie 
darauf hin, dass Russland «heute schon in vielen Fällen ge- 
meinsam mit uns Verantwortung trägt». Als Beispiele nannte 
sie den Nahostkonflikt, den Iran und den Balkan. Es folgte 
der bedeutsame Satz: «Deshalb ist unsere Erfahrung: Gemein- 
sam mit Russland können wir viel bewegen und können wir 
viel erreichen.» Und sie fügte hinzu, dass «gemeinsame Ver- 
antwortung zwischen Russland, der Europäischen Union und 
der NATO in unserem Interesse» liege. Und fast zögerlich 
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folgte die überraschende Ankündigung: «Ich glaube, wir 
brauchen auch eine engere Partnerschaft zwischen der NATO 
und Russland.» Sie sage das auch «im Hinblick auf neue mili- 
tärische Installationen». Sie kann zu diesem Zeitpunkt nur das 
geplante amerikanische Raketenabwehrsystem in Ostmittel- 
europa gemeint haben. 

Die Bundeskanzlerin fuhr mit weiteren Ausführungen zu 
China, Afrika, den Vereinten Nationen und Terrorismus fort. 
Doch als sie geendet hatte, fragte keiner der über soo teil- 
nehmenden Politiker aus dem In- und Ausland, keiner der 
deutschen Bundestagsabgeordneten oder im Saal anwesenden 
Fachjournalisten in der anschließenden Diskussion nach, wie 
denn eine «engere Partnerschaft zwischen NATO und Russ- 
land» aussehen könnte, und das, obwohl Präsident Putin einer 
der Zuhörer war. Kann es sein, dass dieses Thema schlicht nie- 
manden interessierte? 


Putins außen- und sicherheitspolitische Strategie 


Präsident Putin hatte während der Rede der Bundeskanzlerin 
sichtbar weiter an seinem Manuskript gearbeitet, Passagen ge- 
strichen, Anmerkungen hinzugefügt. Und er entschuldigte 
sich einleitend, dass er nicht mit «übertriebener Höflichkeit» 
und «diplomatischen Worthülsen» sprechen werde. Er werde 
vielmehr sagen, was er wirklich über die Probleme der inter- 
nationalen Sicherheit denke, und sollte er Kollegen gegenüber 
allzu polemisch oder ungenau sein, dann sollten sie sich nicht 
über ihn ärgern. 

Putin begann seine Rede, indem er einen umfassenden Si- 
cherheitsbegriff entwickelte, der nicht nur «militärische und 
politische Stabilität», sondern «die Stabilität der globalen 
Wirtschaft, die Armutsbekämpfung, wirtschaftliche Sicherheit 
und die Entwicklung eines Dialoges zwischen Zivilisationen» 
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umfassen müsse. Der universelle, unteilbare Charakter der Si- 
cherheit spiegele sich in dem Grundprinzip wider: «Die Si- 
cherheit des Einzelnen - das ist die Sicherheit aller.» In diesem 
Zusammenhang zitierte Putin den amerikanischen Präsiden- 
ten Franklin D. Roosevelt, der wenige Tage nach dem Beginn 
des Zweiten Weltkrieges sagte: «Wo auch immer der Friede 
gebrochen wird, ist er gleichzeitig überall bedroht und in Ge- 
fahr.» 

Nachdrücklich verwarf er an die Adresse der USA gerichtet 
die Vorstellung einer «unipolaren Welt», in der es nur ein 
«Zentrum der Macht, ein Zentrum der Stärke, ein Zentrum 
für Entscheidungen» gebe. Die Ergebnisse zeigten, dass «uni- 
laterale und häufig illegitime Aktionen nicht ein einziges Pro- 
blem gelöst» hätten. Sie hätten vielmehr zu «neuen menschli- 
chen Tragödien geführt und neue Spannungsherde geschaffen». 
Wenn man sich die Situation im Nahen und Mittleren Osten 
nach dem ohne Konsultationen mit den Verbündeten und 
Partnern in Washington beschlossenen, völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg gegen den Irak anschaut, so ist diese Aussage 
tatsächlich schwer zu bestreiten. 

Putin beklagte, dass «militärische Gewalt heute in den in- 
ternationalen Beziehungen fast unbegrenzt eingesetzt» werde, 
was «eine politische Lösung unmöglich mache». Vor allem die 
USA hätten ihre Grenzen in jeder Weise überschritten, in der 
Wirtschaft, in der Politik, in der Kultur- und Bildungspolitik, 
die sie anderen Nationen überstülpten. Niemand fühle sich 
mehr sicher. Die «Dominanz des Faktors Gewalt» löse in ei- 
ner Reihe von Ländern den Drang nach dem Besitz von Mas- 
senvernichtungswaffen aus. Neue Bedrohungen wie Terroris- 
mus nähmen heute globalen Charakter an. Er sei überzeugt, 
dass jetzt der Punkt gekommen sei, ernsthaft über die gesamte 
Architektur der globalen Sicherheit nachzudenken. 

Putin verwies auf das wirtschaftliche Wachstum Brasiliens, 
Russlands, Indiens, Chinas und Südafrikas, der BRICS-Staa- 
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ten, das seiner Meinung nach «unausweichlich auch in politi- 
schen Einfluss umschlagen und die Multipolarität stärken» 
werde. Daher werde die «multilaterale Diplomatie» an Bedeu- 
tung gewinnen. Gleichzeitig stellte er die Frage, ob das heiße, 
dass man sich «untätig und willenlos dem Treiben autoritärer 
Regimes, von Tyrannen und der Verbreitung von Massenver- 
nichtungsmitteln» aussetzen solle? Auf diese selbstgestellte 
Frage gab Putin eine klare Antwort. Ein UN-Beschluss auf 
der Grundlage der UN-Charta bleibe «der einzige Mechanis- 
mus zur Entscheidung über die Anwendung von Gewalt als 
letzte Maßnahme ... Man darf die UNO nicht durch die 
NATO oder die EU ersetzen.» 

Putin beklagte zudem einen «Abrüstungsstau», der eine 
«potentielle Gefahr der Destabilisierung der internationalen 
Beziehungen» darstelle. Er forderte deshalb, den Dialog wie- 
deraufzunehmen und den Prozess der Reduzierung der Kern- 
waffen fortzuführen. Russland werde sich weiterhin «streng 
an die Verträge und an die Kontrollregimes für Raketentech- 
nologie halten», die jedoch keinen universellen Charakter hät- 
ten. Staaten wie beide Koreas, Indien, Iran, Pakistan, Israel 
hätten schon solche Raketen, wie sie der INF-Vertrag verbie- 
tet, andere würden sie planen. Gleichzeitig warnte Putin vor 
einer «Militarisierung des Weltalls». Das würde für die Welt- 
gemeinschaft wie zu Beginn der Kernwaffenära zu unvorher- 
sehbaren Folgen führen. 

Beunruhigend für Russland seien auch die amerikanischen 
Pläne für ein Raketenabwehrsystem in Europa. Sie würden 
eine neue Runde eines unausweichlichen Wettrüstens einlei- 
ten. Keines der «Problemländer», die genannt würden, um die 
Notwendigkeit eines solchen Systems zu begründen, wie etwa 
der Iran, verfüge gegenwärtig über Raketenwaffen, die Eu- 
ropa gefährden könnten. Zusätzlich mahnte Putin die Ratifi- 
zierung des angepassten Vertrages über die konventionellen 
Streitkräfte in Europa (A-KSE) an. 
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Sehr deutliche Kritik äußerte Putin an der Erweiterung der 
NATO, die er als «provozierenden Faktor» kritisierte, «der 
das Niveau des gegenseitigen Vertrauens senkt». Insbesondere 
beklagte er, dass in Bulgarien und Rumänien «amerikanische 
Vorposten-Basen mit jeweils sooo Mann» entstehen würden 
und erinnerte an eine Aussage des früheren NATO-General- 
sekretärs Manfred Wörner vom 17. Mai 1990, «NATO-Streit- 
kräfte nicht hinter den Grenzen der BRD zu stationieren». 
Man dürfe nicht vergessen, dass der Fall der Mauer möglich 
wurde «dank der historischen Wahl, auch unseres Volkes, des 
Volkes Russlands, eine Wahl zugunsten der Demokratie und 
Freiheit, der Offenheit und echten Partnerschaft mit allen 
Mitgliedern der großen europäischen Familie». Tatsächlich 
bauten die USA damals im Rahmen der geplanten Task Force 
East Basen in Rumänien und Bulgarien aus und stationierten 
dort rotierend, also nicht dauerhaft, seit Sommer 2007 immer 
wieder Kampftruppen, die allerdings nie die von Präsident 
Putin genannte Größenordnung erreichten. 

In Bezug auf das iranische Atomprogramm und die Gefahr 
der Weiterverbreitung von Massenvernichtungsmitteln erläu- 
terte er die russische «Initiative zur Schaffung multinationaler 
Zentren zur Urananreicherung». Die jüngsten Initiativen von 
Präsident George W. Bush stünden damit im «Einklang». 
«Konsultationen mit unseren amerikanischen Freunden» 
würden stattfinden. Putin bekräftigte zudem, dass Russland 
für die Zusammenarbeit im Energiebereich offen sei und dar- 
auf hinarbeite, «für alle einheitliche Marktprinzipien und 
transparente Bedingungen» zu garantieren. 

Kurz, aber kritisch äußerte sich der Präsident zur OSZE 
und beklagte, dass versucht werde, «die OSZE in ein vulgäres 
Instrument der Absicherung außenpolitischer Interessen der 
einen oder anderen Staatengruppe gegenüber anderen Staaten 
zu verwandeln». Er kritisierte zudem die Rolle der NGOs. 
Die «Überwachung der Einhaltung internationaler Normen 
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auf dem Gebiet der Menschenrechte» sei eine «wichtige Auf- 
gabe, die wir unterstützen. Aber das bedeutet keine Einmi- 
schung in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten und 
erst recht nicht, diesen Staaten aufzudrängen, wie sie zu leben 
und sich zu entwickeln haben.» 

Abschließend bekräftigte Präsident Putin noch einmal mit 
Nachdruck, dass man Russland und ihn «kaum dazu ermun- 
tern oder drängen» müsse, eine aktivere Rolle in der Weltpoli- 
tik zu spielen. Russland sei «ein Land mit einer mehr als tau- 
sendjährigen Geschichte und fast immer hatte es das Privileg, 
eine unabhängige Außenpolitik führen zu können. Wir wer- 
den an dieser Tradition auch heute nichts ändern ... Und na- 
türlich möchten wir gerne mit verantwortungsvollen und 
ebenfalls selbständigen Partnern zusammenarbeiten am Auf- 
bau einer gerechten und demokratischen Welt, in der Sicher- 
heit und Aufblühen ... für alle gewährleistet ist.» 


Putins neuer Kalter Krieg? 


Noch heute gilt Putins Münchner Rede als ein Schlüsselmo- 
ment seiner Politik. An sie wird immer wieder im In- und 
Ausland erinnert. Die Reaktion der Konferenzteilnehmer war 
erstaunlich. Ein Mitglied des Auswärtigen Ausschusses des 
Deutschen Bundestages las beispielsweise während der Rede 
sichtbar eine Tageszeitung. War es Desinteresse oder Missach- 
tung? 

Kein Teilnehmer kam auf die Idee, Präsident Putin auf den 
Vorschlag der Bundeskanzlerin anzusprechen, eine «engere 
Partnerschaft zwischen der NATO und Russland» zu schaf- 
fen. Es gab ja bereits die NATO-Russland-Grundakte über 
die gegenseitigen Beziehungen vom Mai 1997 und den im Mai 
2002 ins Leben gerufenen NATO-Russland-Rat. Was darüber 
hinaus stellte sich die Bundeskanzlerin unter «engerer Part- 
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Februar 2007, Putins Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz: 


Versuch einer Verständigung oder Beginn eines neuen Kalten Krieges? 


nerschaft» vor? Und was würde Putin darauf antworten? Die 
Bundeskanzlerin kam in der Folge nie mehr auf ihren Vor- 
schlag zurück, den sie so unbestimmt in die Welt gesetzt hatte. 

Das öffentliche Echo auf die Rede Putins war außerordent- 
lich negativ und hält sich zum großen Teil bis heute. Bereits 
die erste spontane Wortmeldung aus dem Publikum, die - wie 
so oft - von Josef Joffe kam, Herausgeber der Wochenzeitung 
«Die Zeit», gab den Tenor vor. Er wollte provozieren und 
fragte den russischen Präsidenten, ob dessen Rede bedeute, 
dass wir vor einem «neuen Kalten Krieg» stünden. Diese pau- 
schale und zugespitzte Bewertung bestimmte in der Folge die 
Diskussion im Saal und am nächsten Morgen teilweise bis in 
den Wortlaut hinein die Schlagzeilen fast der gesamten Presse. 
Es war kein Wille spürbar, positive Aussagen des russischen 
Präsidenten hervorzuheben und zu unterstreichen. Genug 
Gelegenheit dazu hatte die Rede durchaus gegeben. Und kein 
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Politiker kündigte in der Diskussion die Bereitschaft an, sich 
über die strittigen Themen zusammensetzen zu wollen und 
gemeinsame Lösungen zu erarbeiten. Putin hatte sie ja alle an- 
gesprochen. 

Wie der Kreml-Sprecher Dmitri Peskow darlegte, ging es 
Putin mit der Rede nicht um Konfrontation, sondern um ei- 
nen «Alarmruf», um eine weitere Verschlechterung der Bezie- 
hungen zu vermeiden. Gehört wurde jedoch etwas anderes, 
nämlich eine empörende Konfrontationsrhetorik. Vielleicht 
lohnt es daran zu erinnern, dass der US-Senator John McCain 
auf der Münchner Sicherheitskonferenz des Vorjahres davon 
gesprochen hatte, dass Russland zu den «Gefährdern des Welt- 
friedens» zähle. Aber das hatte keine entrüsteten Kommentare 
ausgelöst, eine solche Sprache passe nicht zur «Partnerschaft 
zwischen Russland und der NATO», wie es der NATO-Gene- 
ralsekretär Jaap de Hoop Scheffer im Falle Putins formulierte. 

Am nächsten Morgen eröffnete der amerikanische Verteidi- 
gungsminister Robert Gates den Schlusstag der Konferenz. 
Einleitend bezog er sich kurz auf die Rede Putins, ohne ihn 
beim Namen zu nennen. Seine Rede habe ihn als «alten Kalten 
Krieger ... fast mit Sehnsucht nach einer weniger komplexen 
Zeit erfüllt». «Fast», fügte er hinzu und erinnerte daran, dass 
er wie Putin im «Spionagegeschäft» tätig gewesen sei. Er war 
einige Jahre Chef der CIA und Putin Chef des FSB, des russi- 
schen Inlandsgeheimdienstes. Und so fügte Bob Gates hinzu: 
«Und ich denke, ehemalige Spione haben die Angewohn- 
heit, offen zu sprechen.» Es gebe «viele gemeinsame Probleme 
und Herausforderungen, die wir partnerschaftlich mit ande- 
ren Ländern angehen, einschließlich Russlands». Aus diesem 
Grunde habe er diese Woche die Einladung von Präsident Pu- 
tin und Verteidigungsminister Iwanow angenommen, nach 
Russland zu kommen. «Ein Kalter Krieg ist wirklich genug.» 
Das waren kurze, aber konstruktive Aussagen zu Russland, 
die aber eine Ausnahme blieben. 
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US-Senator John McCain, ein großer Freund Deutschlands, 


ein überzeugter Kämpfer für die Atlantische Allianz, ein Veteran der 


Münchner Sicherheitskonferenz und Träger der Friedensmedaille 


Am gleichen Vormittag sprach Außenminister Frank-Wal- 
ter Steinmeier und erwähnte mit keinem Wort die Rede von 
Präsident Putin. Er kannte das Presseecho. Mitarbeiter seines 
Ministeriums waren am Tag vorher Ohrenzeugen. Sie hatten 
entweder versäumt, einige Stichworte für ihn vorzubereiten, 
oder er wollte sie nicht aufgreifen. Seine Rede über die globa- 
len Entwicklungen blieb im Allgemeinen, ohne einmal Russ- 
land anzusprechen. So verfestigte sich das vordergründige Ur- 
teil von einem «neuen Kalten Krieg». Das war für keine Seite 
hilfreich. Putins Rede auf der Sicherheitskonferenz 2007 zeigt 
jedenfalls wie in einem Brennglas, was in den Beziehungen 
zwischen Russland und dem Westen alles schieflief und wie 
sehr man bereits aneinander vorbeiredete. 

Bei Putin und seiner Umgebung habe sich der Eindruck 
verfestigt, dass «die USA Russland für ihre Zwecke «benutz- 
tem, aber anschließend keinerlei Gegenleistung erfolge», so 
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steht es in einem Bericht der Moskauer US-Botschaft aus dem 
Jahr 2007, der bei Wikileaks veröffentlicht wurde. Zudem 
hatte das alte Misstrauen gegenüber den Absichten des Wes- 
tens durch die jüngsten politischen Entwicklungen neue Nah- 
rung erhalten. Seit der zweiten Runde der NATO-Osterwei- 
terung 2004, mit der die NATO an die russischen Grenzen 
heranrückte, und seit den «Farbenrevolutionen» in Georgien 
(2003) und der Ukraine (2004), die in diesen Ländern zu ei- 
nem verstärkten Streben nach einem NATO-Beitritt führten, 
argwöhnte Moskau, die USA betrieben Russland gegenüber 
eine geopolitische Eindämmungsstrategie, wie sie 1992 die 
«Wolfowitz-Doktrin» dargelegt hatte. Paul Wolfowitz war 
von 2001 bis 2005 stellvertretender Verteidigungsminister im 
Kabinett von George W. Bush, danach war er bis 2007 Chef 
der Weltbank. In Moskau erwartete man also eine höhere 
Kompromissbereitschaft des Westens und eine Berücksichti- 
gung des Prinzips «do ut des». 

Im Westen dagegen redete man in völlig anderen Katego- 
rien. Wie könne man sich sorgen, «wenn Demokratie und 
Rechtsstaat näher an die Grenzen rücken», fragte NATO-Ge- 
neralsekretär de Hoop Scheffer mit Blick auf Putins Kritik an 
der NATO-Osterweiterung, so als handele es sich bei der 
NATO nicht um ein Militärbündnis. Russlands Denken in 
Einflusszonen und geostrategischen Kategorien bezeichnete 
man als vollkommen überholt. In Wahrheit gehe es Moskau 
darum, seine Einflusszone zu erhalten und das freie Selbstbe- 
stimmungsrecht seiner Nachbarn zu beschneiden. Zudem arg- 
wöhnte man, dass hinter der russischen Kritik letztlich die 
Absicht stecke, die eigenen Demokratiedefizite zu bemänteln. 
Russland fiel in dieser Sicht bei den demokratischen Refor- 
men zunehmend zurück. Man hatte es Putin übelgenommen, 
dass er 2005 ein Gesetz verabschieden ließ, das die Spielräume 
westlicher NGOs in Russland massiv beschränkte. Und die 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit sank in dem Maße, in dem 
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man ihn als einen zunehmend autokratisch regierenden Herr- 
scher wahrnahm. Auf das in Putins Worten zum Ausdruck 
kommende Misstrauen gegenüber den Absichten des Westens 
reagierte man verständnislos. Erklären konnte man es sich nur 
mit einem innenpolitischen Kalkül Putins: Er brauche die 
Konfrontation mit dem Westen, um seine Beliebtheitswerte 
bei der russischen Bevölkerung zu steigern. 

Im Westen erwartete man, dass Russland sich in das trans- 
atlantische Sicherheitssystem integrierte. Das bedeutete aber 
im Kern, dass es seine Eigenständigkeit als unabhängiges welt- 
politisches Machtzentrum aufgeben und sich die Ziele des 
westlichen Bündnisses zu eigen machen sollte. Funktionieren 
hätte dies nur können, wenn es keine grundlegenden weltpoli- 
tischen Interessengegensätze zwischen der NATO und Russ- 
land gegeben hätte oder wenn sich diese im Sinne eines Kom- 
promisses hätten überwinden lassen. Doch beides war nicht 
der Fall, und so drehte sich die Spirale aus Misstrauen und 
gegenseitigem Nichtverstehen immer weiter. 


Die sicherheitspolitischen Differenzen 
nehmen zu 


Um zu begreifen, warum Präsident Putin Anfang 2007 auf der 
Münchner Sicherheitskonferenz so deutliche Kritik an der 
Politik der USA und des Westens insgesamt übte, muss man 
sich die Konflikte vergegenwärtigen, die damals das Verhältnis 
belasteten. Vor allem vier Themen waren es, bei denen Mos- 
kau seine Interessen nicht genügend berücksichtigt fand: das 
Raketenabwehrsystem, der A-KSE-Vertrag, die Frage einer 
NATO-Mitgliedschaft Georgiens und der Ukraine sowie die 
Zukunft des Kosovo. 

Bereits Ende 2001 hatte George W. Bush den Ausstieg der 
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USA aus dem ABM-Vertrag angekündigt. Auch die Nationale 
Sicherheitsstrategie von September 2002 enthielt Pläne für ein 
Raketenabwehrsystem gegen die Bedrohung durch soge- 
nannte Schurkenstaaten. Gemeint waren damit konkret vor 
allem Nordkorea und der Iran. Um der Bedrohung aus Nord- 
korea zu begegnen, wurde ein Abwehrsystem in Alaska ge- 
plant. Zum Abfangen iranischer Raketen war Ostmitteleuropa 
als Stationierungsort vorgesehen. Doch erst im Frühjahr 2006 
begannen Sondierungen mit möglichen Stationierungsländern. 
Im November 2006 wurde Moskau darüber informiert, dass 
die Abfangraketen in Polen, eine Radaranlage in Tschechien 
installiert werden sollten. Geplant waren zehn sogenannte 
Ground Based Interceptors, die zum Abfangen von Interkon- 
tinentalraketen entwickelt worden waren. Trotz aller russi- 
schen Proteste begannen Ende Januar 2007, also unmittelbar 
vor der Münchner Sicherheitskonferenz, die offiziellen Ver- 
handlungen mit Polen und Tschechien. 

Washington und die NATO-Staaten betonten, das amerika- 
nische Raketenabwehrsystem in Osteuropa richte sich nicht 
gegen Russland. Doch Moskau stellte sich die nicht unberech- 
tigte Frage, vor wem sonst ein solches System schützen solle. 
Der Iran verfügte damals nicht über die Technologie, um In- 
terkontinentalraketen herzustellen. Washington behauptete, 
bis zum Jahr 2015 werde der Iran sie besitzen, eine Einschät- 
zung, die nicht nur Russland, sondern auch einige europäische 
Länder, darunter Deutschland, nicht teilten. Auch noch im 
Jahr 2018 gab es keine Anzeichen, dass der Iran die Fähig- 
keit besitzt, Interkontinentalraketen herzustellen. Wenn das 
zur Begründung herangezogene Bedrohungsszenario nicht 
stimmt, verlieren zwangsläufig auch die angegebenen Ziele an 
Glaubwürdigkeit. 

Moskau sorgte sich, dass durch das Raketenabwehrsystem 
seine Zweitschlagskapazität vermindert werde und damit das 
«Gleichgewicht des Schreckens» aus der Balance geriet, also 
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die gegenseitige Fähigkeit zur vollständigen Vernichtung. Das 
könne einen neuen Rüstungswettlauf im nuklearen Bereich 
auslösen, der inzwischen auch tatsächlich eingetreten ist. 
Ganz generell reagierte die russische Führung zudem emp- 
findlich auf die Pläne, strategische Infrastruktur in ehemalige 
Warschauer-Pakt-Staaten zu verlegen. Und schließlich fürch- 
tete sie, die Basen ließen sich auch zum Abschuss von nuklea- 
ren Angriffswaffen verwenden, was sie als Verletzung des 
INF-Vertrages interpretierte. Schon damals drohte Putin da- 
her unter anderem, den INF-Vertrag auszusetzen, sollte es zur 
Installierung des Raketenabwehrsystems kommen. Auch der 
heutige Streit um diesen Vertrag hat seine Wurzeln im Kon- 
flikt um das Raketenabwehrsystem. 

In der Folge unternahm Washington erhebliche Anstren- 
gungen, um Moskau «an Bord» zu holen. Es wurde sogar eine 
weitgehende Kooperation angeboten, auch bei der Entwick- 
lung der Abfangtechnologie. Nur an der Sache selbst, an der 
geplanten Installierung der Systeme in Polen und Tschechien, 
sollte sich nichts ändern. Und das, obwohl Putin die gemein- 
same Nutzung von russischen Radaranlagen anbot, wenn Wa- 
shington die Gespräche mit Warschau und Prag vorerst ruhen 
ließ. Damit wiederholte sich im Grunde ein Muster, das Putin 
schon in seiner Rede vor dem Deutschen Bundestag 2001 kri- 
tisiert hatte. Es werden Beschlüsse gefasst, ohne die Interessen 
Russlands zu berücksichtigen, und anschließend wird ver- 
sucht, Russland dazu zu bewegen, diese Beschlüsse zu akzep- 
tieren. 

Dennoch wäre Moskau gut beraten gewesen, die amerika- 
nischen Kooperationsangebote anzunehmen und die aggres- 
sive Rhetorik sowie die wilden Drohungen zu unterlassen, 
mit denen es ein Einlenken erzwingen wollte. Die amerikani- 
schen Angebote hätten die Basis für eine weitgehende Koope- 
ration geboten und die strategische Partnerschaft langfristig 
vertieft. Doch dafür war das Misstrauen gegenüber den Ab- 
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sichten des Westens in der russischen Führung bereits zu 
stark, und Vertrauen kann man nicht herbeizaubern, es muss 
mühsam geschaffen werden. Warum also war es unbedingt 
nötig, das Raketenabwehrsystem in Polen und Tschechien um 
jeden Preis unter Hochdruck weiterzuverfolgen, obgleich 
keine unmittelbare Bedrohung vorlag und die Bevölkerungen 
in den beiden Ländern mehrheitlich dagegen waren? 

Doch um auf Moskau zuzugehen, war umgekehrt das Miss- 
trauen in Washington und insbesondere in den neuen osteuro- 
päischen NATO-Mitgliedsstaaten zu groß. Dort erklärte man 
sich das russische Verhalten mit innenpolitischen Motiven 
und mit dem Versuch, die NATO zu spalten, da um den rich- 
tigen Kurs gegenüber Russland in der Allianz heftig gestritten 
wurde. In dieser Sichtweise erschien es notwendig, Einigkeit 
zu zeigen und im Kern nicht nachzugeben. Im Sommer 2008 
wurden daher die Stationierungsverträge mit Polen und 
Tschechien unterschrieben. Anschließend begann der ange- 
sichts der ablehnenden Haltung der Bevölkerungen schwie- 
rige Ratifizierungsprozess, der allerdings nicht mehr abge- 
schlossen wurde. Denn unter Barack Obama, der Anfang 2009 
die Nachfolge George W. Bushs antrat, änderten sich die ame- 
rikanischen Pläne für die Raketenabwehr in Osteuropa. 


Keine Einigung über die konventionelle Abrüstung 


Im April 2007 drohte Präsident Putin vor dem Hintergrund 
des heftigen Streits um das Raketenabwehrsystem, den KSE- 
Vertrag auszusetzen, wenn der Westen nicht endlich die Rati- 
fizierung des A-KSE-Vertrages in Aussicht stellen würde. Der 
KSE-Vertrag zur Begrenzung der konventionellen Waffen in 
Europa wurde wie erwähnt am 19. November 1990 auf einem 
KSZE-Gipfel in Paris unterzeichnet. Er führte zu umfangrei- 
chen Abrüstungsanstrengungen. Allerdings gab es ein Prob- 
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lem: Er war zu einem Zeitpunkt geschlossen worden, als es 
den Warschauer Pakt und die Sowjetunion noch gab. Der Ver- 
trag legte Höchstgrenzen bei konventionellen Waffensyste- 
men in Europa und auch innerhalb einzelner europäischer 
Regionen fest. Dabei sollte jedes Bündnissystem, die NATO 
und der Warschauer Pakt, in dem betreffenden Gebiet jeweils 
gleich viele Waffensysteme besitzen dürfen. Dieses sogenannte 
Gruppenprinzip war schon wenig später überholt, da sich der 
Warschauer Pakt und die Sowjetunion auflösten. Welche 
Höchstgrenzen galten jetzt? Welcher Gruppe waren die Pan- 
zer Polens zuzurechnen? Und welcher Gruppe diejenigen der 
Ukraine? Wie hoch lagen jetzt die Obergrenzen Russlands? 
Zudem waren die baltischen Staaten dem KSE-Vertrag nach 
ihrer Unabhängigkeit nicht beigetreten, wodurch sie auch au- 
ßerhalb der Kontroll- und Verifikationsmaßnahmen standen, 
mit denen beide Seiten Sicherheit über das Militärpotential ih- 
res Gegenübers gewinnen konnten. 

Dass der KSE-Vertrag einer Reform bedurfte, lag daher auf 
der Hand. Dementsprechend enthielt die NATO-Russland- 
Grundakte wie erwähnt das Versprechen seiner Anpassung. 
Dieser angepasste KSE-Vertrag (A-KSE) wurde im Novem- 
ber 1999 auf dem OSZE-Gipfel in Istanbul verhandelt. Er 
sollte neben Verbesserungen in den Bereichen Information 
und Verifikation insbesondere das Gruppenprinzip sowie die 
regionalen Obergrenzen abschaffen und stattdessen ein Sys- 
tem nationaler Obergrenzen etablieren. 

Der A-KSE-Vertrag wurde 2004 von Russland, Weißruss- 
land, Kasachstan und der Ukraine ratifiziert. Die NATO- 
Staaten jedoch weigerten sich, ihn in Kraft zu setzen. Dies lag 
daran, dass sie ihn als Hebel nutzen wollten, um den Abzug 
russischer Truppen aus Moldawien und Georgien zu errei- 
chen. In Moldawien betraf dies die separatistische Region 
Transnistrien, in der Moskau zum einen eine Friedenstruppe 
unterhält, die sich dort aufgrund des Waffenstillstandsabkom- 
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mens von 1992 zwischen Moldawien, Transnistrien und Russ- 
land befindet, mit dem der damalige Bürgerkrieg beendet 
wurde. Zum anderen gibt es eine Gruppe regulärer russischer 
Streitkräfte, die ein noch aus dem Ersten Weltkrieg und aus 
Sowjetzeiten stammendes Waffenlager schützt und für deren 
Präsenz es keine rechtliche Basis gibt. In Georgien besaß 
Russland damals noch vier Stützpunkte aus Sowjetzeiten, in 
deren Fortexistenz Georgien Anfang der 1990er Jahre einge- 
willigt hatte, als es wegen des Bürgerkrieges in Abchasien un- 
ter Druck stand. Zudem befanden sich in den separatistischen 
Regionen Abchasien und Südossetien ebenfalls russische Frie- 
denstruppen, deren Präsenz auf die Waffenstillstände der frü- 
hen 1990er Jahre zurückgeht. 

Auf dem OSZE-Gipfel von Istanbul hatte sich Moskau auf 
die sogenannten Istanbul Commitments verpflichtet. In ihnen 
erklärte sich Russland bereit, seine Truppen aus Transnistrien 
abzuziehen, wobei umstritten ist, ob das auch die Frie- 
denstruppen meint, und seine Militärpräsenz in Georgien zu 
«reduzieren». Konkret sollten die Militärbasen in Wasiani und 
Gudauta bis Mitte 2001 geschlossen und Verhandlungen über 
die Basen in Batumi und Achalkalaki begonnen werden. Von 
einem Abzug der Friedenstruppen aus Südossetien und Ab- 
chasien war nicht die Rede. 

Allerdings waren diese Istanbul Commitments rechtlich 
nicht an den A-KSE-Vertrag gekoppelt. Aus Protest gegen 
den zweiten Tschetschenienkrieg hatte die NATO auf ihrem 
Außenministertreffen in Florenz im Jahr 2000 ihre Erfüllung 
vielmehr einseitig zur Vorbedingung für seine Ratifizierung 
erklärt. Und daran hielt sie fest, obwohl Russland seine Ver- 
pflichtungen zumindest teilweise erfüllte. 

In Moldawien begann Russland mit dem Abzug, wurde 
aber von den Separatisten in Transnistrien am Abtransport des 
Materials gehindert, das Moskau nicht in deren Hände fallen 
lassen wollte. Das Problem hätte sich durch Einbettung in 
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eine OSZE-Mission lösen lassen, zumal Moldawien 2007 be- 
reit war, den Verbleib der russischen Truppen zu akzeptieren. 
In Georgien schloss Russland bereits 2001 die Basis in Wasi- 
ani. 2007 folgten im Juni Achalkalaki und im November Ba- 
tumi, womit keine russischen Truppen mehr im georgischen 
Kernland standen. Lediglich die in den Istanbul Commit- 
ments erwähnte Basis Gudauta in Abchasien behielt Moskau 
bei, da es sie nach eigenen Angaben für die Friedenstruppen 
nutzen wollte. Georgien wiederum vermutete eine umfassen- 
dere Nutzung und wollte die Gelegenheit ohnehin nutzen, 
um auch die Friedenstruppen loszuwerden. 

Obwohl Moskau einen Teil der Istanbul Commitments er- 
füllt hatte und es für die Nichterfüllung des Restes zumindest 
nachvollziehbare Gründe gab, waren die NATO-Staaten nicht 
zu einem Kompromiss bereit. Und es sei noch einmal er- 
wähnt: Rechtlich gab es keine Basis dafür, die Ratifizierung 
des A-KSE-Vertrages von der vollständigen Erfüllung der Is- 
tanbul Commitments abhängig zu machen. Angesichts des- 
sen, was auf dem Spiel stand, war das eine ebenso unverhält- 
nismäßige wie unkluge Haltung, zumal die Anpassung des 
KSE-Vertrages eine Zusage aus der NATO-Russland-Grund- 
akte war und es auf der Hand liegt, dass diese Anpassung für 
Russlands Sicherheitsinteressen von großer Bedeutung ist. Im 
Ergebnis setzte Russland den KSE-Vertrag aus, wodurch ein 
zentraler Stein aus dem europäischen Rüstungskontrollregime 
herausgebrochen ist. 


Georgien und die Ukraine in die NATO? 


Dass die NATO-Staaten aufgrund der Differenzen über eine 
einzelne Militärbasis in Georgien die Ratifizierung des A- 
KSE-Vertrages verweigerten und es zur Aussetzung des KSE- 
Vertrages kommen ließen, hatte auch damit zu tun, dass Wa- 
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shington damals mit Unterstützung der osteuropäischen 
Neumitglieder unter Hochdruck daran arbeitete, Georgien 
und die Ukraine in die NATO zu holen. Seit den «Farbenre- 
volutionen» in beiden Ländern strebten die Präsidenten Saa- 
kaschwili und Juschtschenko verstärkt nach der Mitglied- 
schaft. Für das Verhältnis zwischen Russland und der NATO 
wurde dies zu einer schweren Belastung. 

Aus der von Misstrauen gegenüber den westlichen Absich- 
ten geprägten Perspektive Moskaus stellten sich diese Pläne 
wie ein weiterer Stein einer geopolitischen Eindämmungsstra- 
tegie dar. Betrachtet man die NATO als ein potentiell feindli- 
ches Militärbündnis, dann hätte die Erweiterung um Georgien 
und die Ukraine für Russland tatsächlich eine gravierende 
Verschlechterung der eigenen strategischen Lage zur Folge. 
Die gemeinsame Grenze zwischen der NATO und Russland 
würde sich um ein Vielfaches verlängern, die NATO-Truppen 
rückten über r000 Kilometer näher an Russland heran, und 
die Verteidigung Weißrusslands würde erschwert, was dort 
ebenfalls den Wunsch nach Beitritt zur NATO befördern 
könnte. Zudem war die russische Rüstungsindustrie eng mit 
der ukrainischen verflochten. 

Noch gravierendere Auswirkungen hätte die Erweiterung 
für das Schwarze Meer gehabt. Die Türkei, Bulgarien und Ru- 
mänıen waren bereits in der NATO. Kämen die Ukraine und 
Georgien vollständig hinzu, also mitsamt der Krim und der 
Region Abchasien, dann würde Russland nur noch über einen 
verhältnismäßig kleinen Küstenstreifen des Schwarzen Meeres 
verfügen und dieses würde praktisch zu einem NATO-Bin- 
nenmeer. Damit aber könnte Russland im Zweifelsfall nicht 
einmal mehr die Meerengen des Bosporus erreichen. Und 
schließlich befand sich die russische Schwarzmeerflotte als 
Erbe aus Zaren- und Sowjetzeiten in Sewastopol auf der Krim, 
und die Regierung Juschtschenkos verweigerte damals die 
Verlängerung der Pachtverträge, die 2017 ausgelaufen wären. 
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Dass ein NATO-Beitritt Georgiens und der Ukraine Russland 
nicht gleichgültig war, kann daher nicht ernsthaft verwun- 
dern. 

Beide Länder stellten für den NATO-Gipfel in Bukarest im 
April 2008 offizielle Beitrittsgesuche. An diesem Gipfel nahm 
erstmals auch Präsident Putin als Gast teil. Ohne die Ukraine 
und Georgien beim Namen zu nennen, warnte er die Staats- 
und Regierungschefs der NATO vor der geplanten Osterwei- 
terung: «Das Entstehen eines mächtigen Militärblocks an un- 
seren Grenzen würde in Russland als direkte Bedrohung der 
Sicherheit unseres Landes betrachtet werden ... Erklärungen, 
dass dies keine Bedrohung für uns ist, sind nicht ausreichend 
... vor allem, weil wir ähnliche Versprechen schon mehrfach 
vor früheren Ausdehnungswellen der NATO gehört haben.» 

Zwar durchkreuzten Deutschland und Frankreich auf die- 
sem Gipfel die amerikanischen Pläne, konkrete Membership 
Action Plans (MAP) für Georgien und die Ukraine zu verab- 
schieden. Doch das ist nicht die ganze Geschichte. In dem 
NATO-Bericht über den Bukarester Gipfel steht wörtlich: 
«Während die Alliierten eine Entscheidung darüber vertagten, 
die Ukraine und Georgien in den Prozess der Membership 
Action Plans (MAP) aufzunehmen, kamen die Alliierten, was 
wichtiger ist, überein, dass die Ukraine und Georgien NATO- 
Mitglieder werden. Die Frage ist jetzt «wann» und nicht mehr 
«ob, und MAPs könnten bereits bei dem NATO-Außenmi- 
nistertreffen im Dezember beschlossen werden.» Und in dem 
veröffentlichten Gipfelkommunique£ hieß es: «Die NATO be- 
grüßt die euro-atlantischen Bestrebungen der Ukraine und 
Georgiens, die dem Bündnis beitreten wollen. Wir sind heute 
übereingekommen, dass diese Länder Mitglieder der NATO 
werden. Der MAP-Status ist für die Ukraine und Georgien 
der nächste Schritt auf ihrem direkten Weg zur Mitgliedschaft. 
Heute machen wir deutlich, dass wir die MAP-Anträge dieser 
Länder unterstützen. Daher werden wir jetzt mit beiden in 
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eine Phase intensiven Engagements auf hoher politischer 
Ebene eintreten, um die noch offenen Fragen in Bezug auf 
ihre MAP-Anträge zu klären.» 

Dementsprechend waren auch Juschtschenko und Saa- 
kaschwili keineswegs enttäuscht vom Verlauf des Gipfels. 
«Dies kann nur als ein Sieg gesehen werden», sagte Juscht- 
schenko damals. «Denn ... zum ersten Mal haben die 26 
NATO-Mitglieder heute das generelle Prinzip formuliert, 
dass die Ukraine und Georgien Teil der NATO werden. Ich 
würde sagen, das übersteigt sogar unsere Erwartungen.» Und 
Saakaschwili frohlockte: «Ich denke, wir sollten sehr glücklich 
sein. ... Wir haben hier die hundertprozentige Garantie, dass 
wir Mitglied werden. Das ist sehr ungewöhnlich.» 

Seitdem stand die NATO-Perspektive für beide Länder im 
Raum, auch wenn es Washington trotz erheblichen Drucks 
nicht gelang, bis zum Dezember 2008 die Widerstände in 
Frankreich und vor allem in Deutschland zu überwinden. Im 
Februar 2010 wurde dann Präsident Juschtschenko abgewählt. 
Sein Nachfolger wurde der unterlegene Kandidat von 2004, 
Viktor Janukowitsch. Er ließ den Blockfreienstatus in der Ver- 
fassung verankern, wodurch die Frage des NATO-Beitritts 
der Ukraine dann bis zum erneuten Machtwechsel 2014 nicht 
mehr akut war. Allerdings betonte die NATO selbst auf jedem 
weiteren Gipfel, dass die Tür offenbleibe. 

Deutliche Kritik übte Präsident Putin auf dem Bukarester 
NATO-Gipfel zudem an der einseitigen völkerrechtlichen 
Anerkennung des Kosovo seitens der USA und vieler ihrer 
Verbündeten. Die Republik Kosovo, seit dem Ende des Bür- 
gerkrieges 1999 unter UN-Verwaltung, obgleich weiterhin of- 
fiziell Teil Serbiens, hatte sich am 17. Februar 2008 gegen den 
expliziten Willen Serbiens für unabhängig erklärt und war un- 
mittelbar danach von den meisten NATO-Staaten anerkannt 
worden. Russland halte diese Entscheidung für «illegal», sagte 
Putin. Sie könne zu «ernsten Konsequenzen» führen. Russ- 
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land habe nicht «hysterisch» reagiert, aber diese Politik bringe 
Russland im «nach-sowjetischen Raum in eine komplizierte 
Lage», da es eine Reihe mit dem Kosovo vergleichbare Situa- 
tionen gebe, so «in Transnistrien, Südossetien, Abchasien, Ka- 
rabach». Russland verhalte sich aber sehr vorsichtig, ohne die 
Situation zu gefährden und ohne militärische Konflikte zu 
provozieren, und bleibe bereit, zusammenzuarbeiten. 

Putin erinnerte daran, dass der ethnische Konflikt zwischen 
den Georgiern und den Abchasen, einer ethnischen Gruppe 
von rund 100000 Menschen, seit über hundert Jahren andau- 
ere und der mit den Osseten ebenfalls seit hundert Jahren. Um 
die Probleme zu lösen, müssten die Georgier nicht der NATO 
beitreten. Sie müssten vielmehr Geduld haben und einen Dia- 
log zwischen den ethnischen Gruppen beginnen. Und Putin 
kündigte an, dass Russland diese «quasi-offiziellen Formatio- 
nen» nicht, wie im Fall Kosovo geschehen, anerkennen werde, 
obwohl sie dies schon seit Jahrzehnten fordern würden. Russ- 
land verhalte sich «sehr verantwortungsvoll und erwarte das 
auch von den Partnern». Abmildernd fügte er hinzu: «Lasst 
uns doch Freunde sein, lasst uns offen zueinander sein.» Bun- 
deskanzlerin Angela Merkel schien von diesen Vorhaltungen 
Putins nicht besonders beeindruckt gewesen zu sein. Nach ih- 
rer Auffassung sei «keine wie immer geartete Aggressivität in 
der Debatte sichtbar [gewesen] ... Die NATO ist gegen nie- 
mand gerichtet, schon gar nicht gegen Russland. Russland ist 
ein Partner.» Vielleicht hätte sie Saakaschwili und Juschts- 
chenko fragen sollen, warum sie eigentlich so eifrig nach der 
Mitgliedschaft strebten. 
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Präsident Medwedew schlägt einen Vertrag über 
gesamteuropäische Sicherheit vor 


Am 7. Mai 2008 übergab Wladimir Putin das Amt des Präsi- 
denten der Russischen Föderation an Dmitri Medwedew und 
wurde selbst Ministerpräsident. Bereits kurz darauf besuchte 
Medwedew Berlin und erläuterte am 5. Juni vor geladenen 
Gästen im Hotel Adlon sehr ausführlich seine Politik. Russ- 
land und Deutschland hätten «Schritt für Schritt gegenseitiges 
Vertrauen aufgebaut» und damit «ein wahrhaft einzigartiges 
Beispiel für Europa gegeben». Was die Erwartungen an die 
russische Politik betreffe, werde Russland «in internationalen 
Angelegenheiten, aber auch innerhalb unseres Landes, in ers- 
ter Linie auf der Hoheit des Rechts bestehen, darauf, dass alle 
Staaten - insbesondere die führenden - sich an das internatio- 
nale Recht halten». 

Medwedew sprach wiederholt von einer «multipolaren 
Welt». Die Probleme Europas würden erst gelöst sein, wenn 
«die Identität Europas, die organische Einheit aller seiner inte- 
gralen Bestandteile einschließlich der Russischen Föderation» 
erreicht sein wird. Russland sei «mit dem Besten, was das ge- 
meinsame Erbe der europäischen Zivilisation ausmacht, voll 
und ganz kompatibel». Ausführlich erläuterte der Präsident 
die russische Wirtschaftspolitik eines freien Marktes, der Öff- 
nung gegenüber dem Ausland und die «gleichberechtigte Zu- 
sammenarbeit von Russland, der EU und Nordamerika». In 
diesem Zusammenhang sprach er sich für einen «einheitlichen 
euro-atlantischen Raum von Vancouver bis Wladiwostok» 
aus. 

Medwedew beklagte, dass es der OSZE, die die «Einheit 
der europäischen Zivilisation» verkörpern sollte, nicht zuge- 
standen werde, «dass sie sich zu einer vollwertigen gesamtre- 
gionalen Struktur entwickelt», sondern eine «Blockpolitik 
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programmiert» sei. Die NATO schaffe es nicht, «ihrer Exis- 
tenz einen neuen Sinn zu verleihen». Ihre Politik «gen Osten» 
könnte unseren Beziehungen «ernstzunehmenden Schaden» 
zufügen. Als positives Beispiel verwies er auf die «Überein- 
stimmung der grundlegenden Sicherheitsinteressen zwischen 
der NATO und Russland» im Fall Afghanistan. 

Dann kam er zum eigentlichen Kern seiner Rede, der zent- 
ralen Botschaft an EU und NATO: Er schlug als nächsten 
Schritt «die Ausarbeitung und [den] Abschluss eines juristisch 
verbindlichen Vertrages über die europäische Sicherheit» vor. 
«Vertragsseiten könnten auch die gegenwärtig im euroatlanti- 
schen Raum agierenden Organisationen sein», sprich EU und 
NATO. Auch ein «regionaler Pakt» nach den Prinzipien der 
UN-Charta sei möglich. Ein «gesamteuropäischer Gipfel» 
könnte den «Start für die Ausarbeitung eines solchen Vertra- 
ges bilden». Daran müssten «absolut alle Staaten Europas» 
teilnehmen und ihre «Block- oder sonstigen Gruppeninteres- 
sen vor der Tür lassen». 

Ein offizielles Echo aus Washington, Brüssel und aus euro- 
päischen Hauptstädten auf diesen ganz offenkundig als Ge- 
genmodell zur weiteren Osterweiterung der NATO gedach- 
ten Vorschlag blieb aus. Vielleicht wurde die Rede nur als 
persönliche Überlegung Medwedews oder als russischer Ver- 
suchsballon gewertet, wofür das gewählte Forum sprach. 
Medwedew galt nicht als außenpolitischer Fachmann. Viele 
sahen in ihm «nur» den «Statthalter» Putins. Vermutlich sah 
auch niemand in der EU und in der NATO eine Dringlichkeit, 
den Vorschlag Medwedews aufzugreifen. Und sicher werden 
ihn einige nur als unerwünschtes Störfeuer gesehen haben, als 
Versuch, den Westen zu spalten, während sich Washington in- 
tensiv bemühte, Deutschland und Frankreich bei der NATO- 
Aufnahme Georgiens und der Ukraine auf Kurs zu bringen. 
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Der Georgienkrieg 


In dieser angespannten Situation kam es zu einem Ereignis, 
das die Beziehungen zwischen Washington und Moskau bis 
zum Ende der Amtszeit George W. Bushs endgültig auf Eis 
legen sollte: dem Georgienkrieg von 2008. Er brachte eine 
weitere Eskalation des gegenseitigen Misstrauens und ver- 
schlechterte das Verhältnis zwischen den USA und Russland 
nachhaltig. 

Während des Zusammenbruchs der UdSSR waren die seit 
langem schwelenden ethnischen Konflikte in den georgischen 
Regionen Südossetien und Abchasien zu bürgerkriegsähnli- 
chen Auseinandersetzungen eskaliert, da Georgien sich den 
Unabhängigkeitsbestrebungen der beiden Provinzen verwei- 
gerte. Nach heftigen Kämpfen war Südossetien seit 1992 fak- 
tisch unabhängig, wenngleich Teile des Landes weiterhin von 
georgischen Truppen kontrolliert wurden. Abchasien er- 
reichte diesen Zustand 1993, nachdem es sich auch mit russi- 
scher Hilfe gegen einen georgischen Angriff behauptet hatte. 
Damals mussten etwa 200000 Georgier aus Abchasien flüch- 
ten, und es kam auf beiden Seiten zu schweren Menschen- 
rechtsverletzungen. Anschließend wurden die Konflikte «ein- 
gefroren», sie blieben ungelöst und schwelten auf niedriger 
Flamme weiter, ohne erneut zu eskalieren. Gleichzeitig er- 
laubten sie Russland, weiterhin Einfluss auf Georgien auszu- 
üben, und stellten ein Hindernis dar für die Pläne, Georgien in 
die NATO aufzunehmen, weswegen Moskau sogar ein Inter- 
esse am Erhalt des Status quo hatte. Erst die Amtsübernahme 
durch Micheil Saakaschwili änderte diese Konstellation. Denn 
er strebte aktiv danach, die beiden Provinzen wieder in den 
georgischen Staatsverband zu integrieren. Seitdem nahmen die 
beiderseitigen Provokationen zu, doch es war am Ende Saa- 
kaschwili, der zuerst zu militärischer Gewalt griff, um den 
Konflikt zu lösen. 
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In der Nacht vom 7. auf den 8. August 2008 begann die ge- 
orgische Armee, die direkt an der Grenzlinie gelegene südos- 
setische Hauptstadt Zchinwali und die dort stationierten, etwa 
500 Mann starken russischen Friedenstruppen zu beschießen, 
wobei 14 russische Soldaten starben, und auf das Gebiet von 
Südossetien vorzudringen. Der georgische Präsident wollte 
Südossetien in einem kurzen Krieg zurückholen. Es gibt un- 
bestätigte Gerüchte, dass er sich von amerikanischen Militär- 
beratern und auch von nicht genannten Mitgliedern der ame- 
rikanischen Administration zu diesem militärischen Vorstoß 
ermutigt gefühlt habe. 

Der georgische Angriff löste eine umfangreiche russische 
Militärintervention aus, die aufgrund der Vermittlung des 
französischen Präsidenten Nicolas Sarkozy nach fünf Tagen 
beendet wurde. Moskau anerkannte noch im gleichen Monat 
die Unabhängigkeit Abchasiens und Südossetiens, doch nur 
vier andere Staaten, Nicaragua, Venezuela, Nauru und Syrien, 
folgten wie erwähnt diesem Schritt. Zudem schloss Russland 
mit den beiden illegitimen Republiken Beistandspakte, die 
eine Verstärkung der russischen Militärpräsenz erlaubten. Da- 
mit sicherte Russland seine Kontrolle im Schwarzen Meer und 
den Zugang nach Zentralasien und zum Kaspischen Meer ab. 
In Armenien, das an Georgien angrenzt, sind heute russische 
Truppen vertraglich bis 2044 stationiert. 

Außenminister Frank-Walter Steinmeier bezeichnete da- 
mals das Vorgehen der georgischen Führung als «unverant- 
wortlich», stellte aber gleichzeitig zu Recht fest, dass Russland 
«überreagiert» habe. Dennoch dürfe Moskau gerade in dieser 
Konfliktsituation nicht isoliert werden. Diese Mahnung 
schloss er mit der Aufforderung, mit der «Scharfmacherei 
Schluss zu machen». Tatsächlich hat die EU Russland nur we- 
nige Monate nach diesem Fünf-Tage-Krieg angeboten, die we- 
gen des Krieges ausgesetzten Verhandlungen über ein Partner- 
schafts- und Kooperationsabkommen wieder aufzunehmen. 
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Auch die Bundesregierung hielt an ihrer Vereinbarung einer 
Modernisierungspartnerschaft fest, die sie erst wenige Monate 
vor dem Krieg in Georgien mit Moskau ausgehandelt hatte. 

Dagegen hatten die osteuropäischen und baltischen Staaten 
entschiedene Gegenmaßnahmen gefordert und die Frage auf- 
geworfen, wer das nächste Opfer sein werde. Als Russland 
2014 die Krim annektierte und in der Ostukraine interve- 
nierte, fühlten sie sich bestätigt: Die schwache Reaktion der 
Atlantischen Allianz auf den russischen Krieg in Georgien 
habe Moskau ermutigt, in der Ukraine militärisch einzugrei- 
fen. Allerdings beruht diese Einschätzung auf der von der 
georgischen Seite verbreiteten Legende, Georgien sei das un- 
schuldige Opfer einer russischen Aggression geworden. Tat- 
sächlich reagierte Russland auf Saakaschwilis Versuch, Süd- 
ossetien gewaltsam in den georgischen Staatsverband zurück 
zu zwingen. Hätte die NATO in den Konflikt eingegriffen, 
hätte sie sich zum Komplizen eines Überfalls gemacht. Hinzu 
kam, dass Russlands Offensive zwar unverhältnismäßig war, 
Moskau aber aufgrund der beim Beschuss Zchinwalis getöte- 
ten russischen Soldaten auch einen nicht ganz von der Hand 
zu weisenden Grund zum Eingreifen hatte. Haften blieben in 
der Öffentlichkeit allerdings die Bilder russischer Panzer, die 
in ein fremdes Land einfallen, was den Eindruck verstärkte, 
Russland sei dabei, seine Einflusszone aggressiv auszudehnen, 
und insbesondere in Washington die Wahrnehmung Russlands 
nachhaltig verdüsterte. 


Obamas strategische Neuausrichtung 


Dort kam im Januar 2009 mit Barack Obama ein neuer Präsi- 
dent ins Amt. Er machte von Anfang an deutlich, dass er au- 
ßenpolitisch andere Prioritäten setzen werde als sein Vorgänger. 
Auf der 45. Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2009 
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erläuterte der amerikanische Vizepräsident Joseph Biden die 
neuen Leitlinien der amerikanischen Außen- und Sicherheits- 
politik. Er kündigte an, dass in den Beziehungen zu Russland 
ein «Neustart» (reset) erfolgen und die amerikanische Außen- 
politik unter Präsident Barack Obama neu ausgerichtet werde. 

Zunächst sah es tatsächlich so aus, als könne eine Wieder- 
belebung der Beziehungen zu Russland gelingen. Dies lag ins- 
besondere daran, dass Obama die Pläne für das Raketenab- 
wehrsystem in Osteuropa erst einmal auf Eis legte, um sie 
grundlegend zu prüfen. In Moskau hoffte man, Obama werde 
auf die Stationierung in Polen und Tschechien verzichten und 
zusammen mit Russland die Bedrohungslage analysieren, um 
anschließend gemeinsam ein neues Raketenabwehrsystem zu 
entwickeln. Doch das erwies sich als Illusion. Obama setzte 
die Pläne der Bush-Ära nicht aus, um auf Russland Rücksicht 
zu nehmen, sondern weil es technische Probleme mit dem 
System gab und die Bedrohungsanalyse in Washington realis- 
tischer wurde. Nicht mehr iranische Interkontinentalraketen, 
die gar nicht existierten, wollte man abfangen, sondern irani- 
sche Mittelstreckenraketen, die Europa erreichen könnten. 
Und wieder erarbeitete die US-Regierung zunächst alleine 
ihre Pläne, um anschließend Russland dazu zu bewegen, diese 
zu akzeptieren. 

Im September 2009 kündigte Präsident Obama öffentlich 
an, auf das von Präsident Bush geplante Abwehrsystem in Po- 
len und Tschechien zu verzichten. Dies wurde damals als gro- 
Res Entgegenkommen gegenüber Russland verstanden und 
entsprechend kommentiert. Doch, wie Außenministerin Hil- 
lary Clinton praktisch zeitgleich erläuterte, stellten die USA 
die Raketenabwehr keineswegs zurück, wie vielfach kolpor- 
tiert wurde: «Wir stellen sie schneller auf, als es die Bush-Re- 
gierung plante. Und wir installieren ein umfassenderes Sys- 
tem.» Tatsächlich zeigte sich schnell, dass nur die Radarstation 
in Tschechien wegfiel, die technisch nicht mehr benötigt 
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wurde. Dagegen plante Obama nach wie vor, Abfangraketen 
in Polen zu stationieren. Nur sollte es ein anderer Typ sein, 
nicht mehr die Ground Based Interceptors gegen Interkon- 
tinentalraketen, sondern die zum Aegis-System gehörenden 
SM-3-Abfangraketen gegen Kurz- und Mittelstreckenraketen. 
Eine anfangs vorgesehene weitere Ausbaustufe, die Obama 
2013 stoppte, sah sogar ein Upgrade vor, das auch gegen Inter- 
kontinentalraketen hätte eingesetzt werden können. Schon im 
Oktober 2009 stimmte Polen der Stationierung zu, im Juli 
2010 wurde ein entsprechender Vertrag unterzeichnet und im 
Mai 2016 mit den Arbeiten an der Basis begonnen. 

Zudem war das nun in Aussicht genommene System um- 
fassender angelegt als noch unter George W. Bush. Mit Rumä- 
nien wurde im Februar 2010 ebenfalls ein Stationierungsver- 
trag geschlossen. Die Basis dort ist seit Ende 2015 in Betrieb. 
Hinzu kommen Aegis-Schiffe mit Abfangraketen im Mittel- 
meer, im Schwarzen Meer, in der Ostsee und in der Arktis so- 
wie eine Radarstation in der Türkei. Inwiefern dieses System 
eine Bedrohung Russlands darstellt, ist umstritten. Problema- 
tisch sind vermutlich weniger die gegenwärtig geplanten Fä- 
higkeiten als vielmehr die zukünftigen Ausbaumöglichkeiten. 
In diese Richtung deutet ein auf Wikileaks veröffentlichter 
Bericht der Warschauer US-Botschaft über die Verhandlungen 
mit Polen vom 20. Oktober 2009. Die polnische Seite fragte 
damals, ob das System auch gegen eine Bedrohung schützen 
könne, die nicht vom Iran ausgehe. Die amerikanische Dele- 
gation verwies daraufhin auf Erweiterungsmöglichkeiten ge- 
gen eine «Bedrohung aus einer unvorhergesehenen Richtung», 
etwa durch ein Upgrade der Raketen, eine Neuausrichtung 
der Radaranlagen oder durch die Ergänzung mit seegestützten 
Systemen. 

Als man in Moskau erkannte, was genau geplant war, ver- 
flüchtigten sich die Hoffnungen, unter Obama werde sich der 
Stil der US-Politik ändern. «Wir haben den USA und der 
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NATO gesagt, es sei nötig, alles von Grund auf neu aufzu- 
bauen ... Aber sie haben uns nur gesagt: Dies sind die Systeme, 
die wir entwickeln werden ... Das ist kein Ansatz, den wir un- 
terstützen können», klagte Außenminister Lawrow im Januar 
2010. Und umgekehrt reagierte die Obama-Administration 
frustriert darauf, dass es ihr ebenso wenig wie ihrer Vorgänge- 
rin gelang, Russland bei der Raketenabwehr «an Bord» zu ho- 
len. In der Folge schwelte der Konflikt um die Raketenabwehr 
beständig weiter und vergiftete die Beziehungen, zumal Mos- 
kau öffentlich wilde Drohungen ausstieß und unter anderem 
einen Präventivschlag auf die Raketenabwehrbasen in Polen 
und Rumänien in Aussicht stellte. 

In seiner Prager Grundsatzrede im April 2009 hatte Obama 
die weltweite Abschaffung aller Nuklearwaffen zum langfris- 
tigen Ziel seiner Politik erklärt. Ein Jahr später, am 8. April 
2010, unterzeichneten er und Medwedew in Prag ein neues 
START-Abkommen, das die weitere Reduzierung der strate- 
gischen Nuklearwaffen auf jeweils 1550 Sprengköpfe vorsah. 
In der zuständigen Abteilung im State Department in Wa- 
shington hieß es dazu, das START-Abkommen sei eine tief- 
hängende Frucht («low hanging fruit»), die man pflücken 
werde, und damit sei es erst einmal mit Russland getan. Von 
diesem Zeitpunkt an hatte die amerikanische Regierung ihr 
Interesse an dem Land weitgehend verloren. Obamas neue 
Priorität in der Außenpolitik war die Entwicklung im asia- 
tisch-pazifischen Raum. Die Beziehungen zu Russland und 
Osteuropa sollten mehr oder weniger den Europäern überlas- 
sen bleiben. 

Diese strategische Neuausrichtung wurde bedauerlicher- 
weise von amerikanischer Seite mit einigen überflüssigen Be- 
merkungen an die Adresse Russlands begleitet. Obamas Fest- 
stellung, Russland sei eine «Regionalmacht», und Bidens 
Aussage, ausgerechnet in Litauen, Russland sei ein «schwa- 
ches Land», waren Tiefschläge in die Magengrube selbstbe- 
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wusster Russen. Überflüssig und ungewöhnlich persönlich 
war die kolportierte Anmerkung Obamas, Putin komme ihm 
wie ein Schüler vor, «der sich in der letzten Schulbank herum- 
lümmelt». Wer die russische Mentalität kennt, konnte ahnen, 
wie die Reaktion in Moskau ausfallen würde. Wie Michael 
McFaul, der Architekt von Obamas «Reset»-Politik und US- 
Botschafter in Moskau von 2012 bis 2014, in seinen Erinne- 
rungen schrieb, habe Russland in Washington als «schwach 
und unwichtig» gegolten. «Wen interessiert das denn», sei, so 
fasste Klaus Wiegrefe in seiner Rezension des Buches im 
«Spiegel» zusammen, die gängige Reaktion gewesen, wenn 
Moskau Wünsche vorbrachte. Im Westen hatte man sich daran 
gewöhnt, dass Russland schwach war, und übersah, dass es 
seit der Jahrtausendwende kontinuierlich an Stärke gewonnen 
hatte. Und was signalisierte man mit Verlautbarungen wie, 
Russland sei zu schwach, um ein gleichberechtigter Partner zu 
sein? Wir nehmen dich und deine Interessen erst dann wieder 
ernst, wenn du stark bist? Hat man da vielleicht Geister geru- 
fen, die man nun nicht mehr los wird? 


Regionale Konflikte weiten sich aus 


Zu all den Konflikten um das Raketenabwehrsystem, den 
A-KSE-Vertrag, den Georgienkrieg, die fortdauernde NATO- 
Osterweiterung und die Anerkennung des Kosovo bzw. von 
Südossetien und Abchasien gesellte sich im Sommer 2011 noch 
ein weiterer hinzu: der Umgang mit dem arabischen Frühling 
und seinen Folgen. In Tunesien, in Ägypten, im Jemen und 
auch in Libyen kam es im Frühjahr 2011 zu Massendemonst- 
rationen, in Libyen auch zum Bürgerkrieg, und schließlich zum 
Sturz der jeweiligen Regierungen. Angesichts einer sich anbah- 
nenden humanitären Katastrophe in der libyschen Stadt Beng- 
hasi, der Hochburg der Rebellen, auf die Gaddafis Truppen 
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vorrückten, beschloss der UN-Sicherheitsrat mit Zustimmung 
Russlands und Chinas eine Flugverbotszone einzurichten. 
Doch Frankreich, Großbritannien und die USA nutzten diese 
Resolution, um als Luftwaffe der Rebellen zu agieren und das 
Regime zu stürzen. Gaddafis grausiges Ende und das Auseinan- 
derfallen Libyens nach dem Sturz des Diktators sollten Putins 
Haltung im syrischen Bürgerkrieg nachhaltig beeinflussen. 

In Syrien war es im März 2011 ebenfalls zu Unruhen ge- 
kommen. Durch seine brutale Reaktion auf die Demonstra- 
tionen löste Präsident Baschar al-Assad den syrischen Bürger- 
krieg aus, der das Land verheeren sollte. Während der Westen 
sich sehr früh, bereits im August 2011, auf den Sturz Assads 
festlegte, hielt Moskau an seinem Verbündeten fest und unter- 
stützte ihn im UN-Sicherheitsrat sowie durch Waffenlieferun- 
gen. Der Westen wollte Assad wegen seines brutalen Vorge- 
hens gegen die eigene Bevölkerung gestürzt wissen und setzte 
auf die syrische Opposition. Moskau dagegen interpretierte 
diese Haltung als Fortsetzung der westlichen, geopolitisch 
motivierten Regimechange-Politik und befürchtete, dass aus 
Syrien nach dem Sturz des Regimes nicht wie vom Westen er- 
hofft eine Demokratie, sondern ein weiterer «failed state» 
werden würde, in dem sich Terrorgruppen wie Al Qaida und 
der IS ungestört ausbreiten könnten. 

Russland und Syrien verbinden langjährige Beziehungen. 
Am ı5. April 1946 hatten die letzten französischen Soldaten 
Damaskus verlassen. Trotz der Besetzung durch britische und 
französische Truppen während des Zweiten Weltkrieges hatte 
Stalin im Jahr 1944 diplomatische Beziehungen mit Damaskus 
aufgenommen. Nur wenige Wochen nach Ablauf des franzö- 
sischen Mandats unterzeichnete die Sowjetunion im Februar 
1946 mit Syrien einen Geheimvertrag. Darin sagte sie Unter- 
stützung im Bereich der Außenpolitik und beim Aufbau der 
syrischen Streitkräfte zu. Infolge der Gründung des gegen die 
Sowjetunion und Ägypten gerichteten Bagdad-Paktes 1955 
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(Großbritannien, Türkei, Irak, Iran, Pakistan), dem sich Sy- 
rien nicht anschließen mochte, vertieften sich die Beziehungen 
zu Moskau. Damaskus vereinbarte einen umfangreichen Waf- 
fenkauf und ein Handelsabkommen mit der UdSSR. Mit der 
Herrschaft der linken Baath-Partei in Syrien verfestigte sich 
die Zusammenarbeit. In den 1970er Jahren ging ein Viertel der 
sowjetischen Militärhilfen an Syrien. Damaskus wurde über 
die Jahre der wichtigste Partner der Sowjetunion im Mittleren 
Osten und einer der wichtigsten Käufer russischer Waffen. 
1980 wurde ein Freundschaftsvertrag geschlossen. Und nicht 
zuletzt unterhielt Russland im syrischen Tartus seit 1971 einen 
Marinestützpunkt, seinen einzigen im Mittelmeer. 

Da sich Präsident Obama angesichts der Erfahrungen in Li- 
byen nicht zu einer entschlossenen Syrien-Politik durchrin- 
gen konnte, zog sich der Konflikt hin, ohne dass eine der bei- 
den Parteien die Oberhand gewann, weder die vom Westen 
sowie Saudi-Arabien, Katar und der Türkei auch mit Waffen 
unterstützten Rebellen noch das Regime, an dessen Seite 
Russland, der Iran und die libanesische Hisbollah sowie schii- 
tische Milizen aus dem Irak standen. 

Erst als Russland sich ab dem 30. September 2015 vor allem 
mit Luftangriffen selbst in Syrien engagierte, um Assads Posi- 
tion zu festigen, wendete sich das Blatt. Dem Regime gelang 
es seitdem, die Oberhand zu gewinnen und große Teile des 
Landes wieder unter seine Kontrolle zu bringen. Moskau be- 
rief sich dabei auf die ausdrückliche Einladung und damit Ge- 
nehmigung der syrischen Regierung. Damit gilt die militäri- 
sche Intervention als völkerrechtskonform. Dabei ging es 
Präsident Putin neben geostrategischen Erwägungen nicht 
zuletzt auch darum, die Terrormiliz Islamischer Staat (IS) aus- 
zuschalten, der sich Islamisten aus Tschetschenien und Dages- 
tan und aus zentralasiatischen Staaten angeschlossen haben. 
Denn diese stellen eine Gefahr für Russland dar, wenn sie zu- 
rückkehren sollten. 
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Im Westen führten die Ereignisse in Syrien zu einer weite- 
ren Verschlechterung des Russland-Bildes, da man Moskau 
mit wachsender Entrüstung vorwarf, ein menschenverachten- 
des Regime zu stützen. Besonders deutlich trat dies etwa beim 
Giftgasangriff auf Ghouta, einen Vorort von Damaskus, im 
August 2013 zutage und später bei der Rückeroberung Ost- 
Aleppos Ende 2016. In Moskau wiederum verstärkte die west- 
liche Syrien-Politik einmal mehr den Verdacht, man sei Opfer 
einer Eindämmungsstrategie, und befeuerte die Kritik an einer 
leichtfertigen westlichen Politik des gewaltsamen Regime- 
change, die zu Chaos und Staatszerfall führe und den Terro- 
rismus befördere. 

In dieser, von Misstrauen und zunehmender Sprachlosig- 
keit gekennzeichneten Situation kehrte Wladimir Putin im 
März 2012 in das Amt des Präsidenten der Russischen Föde- 
ration zurück, begleitet von Massendemonstrationen, die aus 
dem Protest gegen Wahlfälschungen entstanden und die sich 
Putin als Werk des Westens erklärte. Auch wenn Putin den 
Einfluss Washingtons auf die Protestbewegung überschätzte, 
so irrte er sich doch nicht in den Zielen der US-Politik. Wie 
Klaus Wiegrefe im Januar 2019 anhand der Erinnerungen von 
Michael McFaul darlegte, ging es diesem damals tatsächlich 
darum, Putin zu entmachten und seine Rückkehr ins Präsi- 
dentenamt zu verhindern. Obamas Ziel sei es laut McFaul ge- 
wesen, die russische Zivilgesellschaft zu stärken, um «demo- 
kratische Reformen und Menschenrechte» durchzusetzen, 
und zu diesem Zweck habe die US-Administration Funk- 
tionäre der liberalen Opposition geschult und «Millionen- 
beträge» an zivilgesellschaftliche Organisationen gezahlt, die 
sich politisch gegen Putin engagierten. Während eines Treffens 
mit russischen Oppositionellen in Moskau habe Vizepräsident 
Joe Biden gar erklärt, es wäre besser, Putin würde bei den 
kommenden Präsidentschaftswahlen nicht antreten. Schon 
der Beginn von Putins dritter Amtszeit stand daher im Zei- 
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chen der Konfrontation, und es sollte noch schlimmer kom- 
men. Denn im Jahr 2013 kehrte die Ukraine auf die Tagesord- 
nung der Weltpolitik zurück, weil die Verhandlungen um ein 
Assoziierungsabkommen mit der EU in die entscheidende 
Phase traten, während Russland gleichzeitig versuchte, das 
Land zum Beitritt zur Eurasischen Zollunion zu bewegen. 


Die Ukraine als Kristallisationspunkt 
des Ost-West-Konflikts 


Wer die Geschichte Russlands kennt, weiß um die Bedeutung 
der Ukraine. Russland versteht sich als direkte Fortsetzung 
des Großreiches der Kiewer Rus. Sowohl das Zarenreich wie 
die Sowjetunion sahen sich als Repräsentanten eines «gemein- 
samen Staates der Ostslawen». Deshalb war es für den Histo- 
riker Helmut Kohl anlässlich seiner ersten politischen Reise 
1975 in die Sowjetunion noch als Ministerpräsident von 
Rheinland-Pfalz und Parteivorsitzender der CDU fast selbst- 
verständlich, nach seinen Gesprächen in Moskau einen Abste- 
cher nach Kiew zu machen. Es sollte auch eine Geste an die 
große Geschichte Russlands sein. 

In Kiew traf er mit Wladimir Schtscherbizkij zusammen, 
dem damaligen Ersten Sekretär der Kommunistischen Partei 
der Ukraine und Mitglied des Politbüros der KPdSU. Dieser 
war gerade von einer Sitzung des Politbüros aus Moskau zu- 
rückgekehrt. Dazu eine kleine Anekdote: Auf die Frage von 
Helmut Kohl, was sie denn im Politbüro besprochen hätten, 
berichtete Schtscherbizkij, dass sie die Entwicklung eines 
neuen Automobilmodells beschlossen hätten. Das war wahr- 
haftig eine wichtige Entscheidung für die Sowjetunion wie zu- 
gleich ein Ausdruck ihrer Probleme! 

Vor dem Hintergrund der gemeinsamen Geschichte war es 
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schon überraschend gewesen, dass der russische Präsident Jel- 
zin bereit war, im Dezember 1991 gemeinsam mit dem Präsi- 
denten der Ukraine, Leonid Krawtschuk, und dem weißrussi- 
schen Präsidenten die Auflösungsurkunde der UdSSR zu 
unterschreiben und die Ukraine wie Weißrussland in die volle 
Souveränität zu entlassen. Im gleichen Monat fand auf der 
Krim, die erst 1954 per Verwaltungsakt von der russischen auf 
die ukrainische Sowjetrepublik übergegangen war, ein Refe- 
rendum statt, in dem nur 54 Prozent der Bewohner der Unab- 
hängigkeit der Ukraine in den «bestehenden Grenzen» zu- 
stimmten. Als Entgegenkommen wurde die Krim im Jahr 
darauf zur Autonomen Republik Krim innerhalb der Ukraine 
erklärt und bekam eigene Hoheitsrechte im Bereich der Fi- 
nanzen, Verwaltung und Recht zugesprochen. Eine ukraini- 
sche Volkszählung im Jahre 2001 ergab für die Republik Krim 
- ohne Sewastopol: 58,5 Prozent Russen gegenüber 24,4 Pro- 
zent Ükrainern und 12,1 Prozent Krimtataren. In Sewastopol 
betrug das Verhältnis 71,6 Prozent Russen, 22,4 Prozent Uk- 
rainer und 0,7 Prozent Krimtataren. 

Nach der Unabhängigkeitserklärung war die Ukraine welt- 
weit die drittgrößte Nuklearmacht. Auf dem KSZE-Gipfel im 
Dezember 1994 in Budapest unterzeichneten die USA, Russ- 
land und Großbritannien das «Budapester Memorandum». 
Darin verpflichteten sich alle drei Staaten in getrennten Erklä- 
rungen gegenüber der Ukraine, Weißrussland und Kasachs- 
tan, als Gegenleistung für den völligen Verzicht auf Nuklear- 
waffen die Souveränität und die bestehenden Grenzen dieser 
drei Staaten zu achten. Unter Verweis auf die UN-Charta er- 
klärten sie einen gegenseitigen Gewaltverzicht. Das Memo- 
randum wurde von allen teilnehmenden KSZE-Mitgliedsstaa- 
ten unterzeichnet. China und Frankreich gaben noch eigene 
Erklärungen ab. Aus Anlass der von Russland verursachten 
Krimkrise 2014 sollten sich beide Seiten des Bruchs des Buda- 
pester Memorandums bezichtigen. 
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Die Bundesregierung unter Helmut Kohl hat die Ukraine 
noch im Monat ihrer Unabhängigkeitserklärung völkerrecht- 
lich anerkannt und im Monat darauf, im Januar 1992, als erste 
westliche Regierung diplomatische Beziehungen aufgenom- 
men Im Februar 1992 stattete Präsident Krawtschuk seinen 
ersten offiziellen Auslandsbesuch in Bonn ab. Der Bundes- 
kanzler reiste im Juni 1993 zu seinem ersten offiziellen Besuch 
nach Kiew und unterzeichnete mit dem ukrainischen Präsi- 
denten eine «Gemeinsame Erklärung über die Grundlagen der 
Beziehungen zwischen der Ukraine und der Bundesrepublik 
Deutschland». Wie eng diese Beziehungen in den Jahren 1992 
bis 2013 waren, zeigt sich darin, dass in diesem Zeitraum ins- 
gesamt 89 Dokumente mit völkerrechtlichem Charakter unter- 
zeichnet wurden, darunter viele Abkommen über wirtschaft- 
liche und finanzielle Unterstützung und Zusammenarbeit, 
über Kultur, Bildung und Wissenschaft. Die Bundesregierun- 
gen verfolgten in diesen Jahren eine klare Linie: Gute Bezie- 
hungen zu einer unabhängigen und stabilen Ukraine und gute 
Beziehungen zu Moskau schließen sich nicht aus und gehören 
zu den Prioritäten der deutschen Ostpolitik. Die Ukraine 
sollte nicht zu einer Pufferzone zwischen der NATO und 
Russland werden. 

Die Auswirkungen all dieser Bemühungen auf die ukraini- 
sche Innen- wie Außenpolitik sind allerdings mehr als ernüch- 
ternd. Dasselbe gilt für die Anstrengungen der USA, aus deren 
Fördertöpfen von 1991 bis 2013 nach Schätzung der US-Dip- 
lomatin Victoria Nuland etwa fünf Milliarden US-Dollar in 
die Ukraine flossen. Auch nach der «Orangenen Revolution» 
von 2004 änderte sich nicht viel. Als Nachfolger von Leonid 
Kutschma übernahm im Januar 2005 Viktor Juschtschenko 
das Amt des Präsidenten. Seine Partei «Unsere Ukraine» 
formte mit Julia Timoschenko und ihren «Blok Juliji Tymo- 
schenko» ein gemeinsames Regierungsbündnis. Doch die 
folgenden fünf Jahre waren nicht von einer Fülle überfälliger 
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politischer und wirtschaftlicher Reformen geprägt, sondern 
von einem ständigen Machtkampf zwischen dem Präsidenten 
Juschtschenko und der Ministerpräsidentin Timoschenko. Es 
waren am Ende fünf verlorene Jahre. Unbeschreibliche Kor- 
ruption bis zur Spitze, hohe Kriminalität, extremer Reichtum 
von Oligarchen und bittere Armut mit einer Vielzahl von 
Straßenkindern, rechtsextremer Nationalismus, vagabundie- 
rende Milizen und gesetzliche Willkür waren an der Tages- 
ordnung. Mitglieder der russischen Regierung und Gasprom 
beklagten die unzuverlässige Zahlungsbereitschaft der ukrai- 
nischen Partner für die vereinbarten Erdgaslieferungen, die 
mangelhafte Wartung der Durchleitungssysteme und den 
ständigen Diebstahl von Gas. 

Juschtschenko selbst betrieb eine umfassende Ukrainisie- 
rung des Bildungswesens. Trotz der russischsprachigen Re- 
gionen in der Ukraine bekämpfte er kompromisslos die 
russische Sprache und löste gerade in den mehrheitlich rus- 
sischsprechenden Regionen wie der Ostukraine großen Wi- 
derstand aus. Vermutlich legte er mit seiner Politik die Saat für 
den späteren Aufstand. Gleichzeitig trat er für eine Mitglied- 
schaft der Ukraine in der NATO und in der EU ein, obwohl 
er den scharfen Protest Putins kannte und Umfragen eine 
klare Mehrheit in der ukrainischen Bevölkerung gegen einen 
NATO-Beirtritt ergaben. 

Dennoch fanden schon seit 1997 vor der Küste der Ukraine 
von den USA geführte jährliche Marinemanöver «Sea Breeze» 
im Schwarzen Meer statt unter Beteiligung weiterer NATO- 
Staaten wie Rumänien und der Türkei. Marineinfanteristen 
übten in den Regionen Odessa und Mykolajiw Landungsope- 
rationen. Eingesetzt wurden Schiffe, Flugzeuge und Panzer. 
Im Juli 2008 begannen gemeinsame Manöver mit amerikani- 
schen Soldaten und mit Truppen aus Georgien, Armenien und 
Aserbaidschan. 

Seit 2007 führte die ukrainische Regierung Gespräche mit 
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der EU über ein umfassendes Assoziierungs- und Freihan- 
delsabkommen. Im September 2008 fand bereits der zwölfte 
EU-Ukraine-Gipfel statt. Der damalige Vorsitzende des Eu- 
ropäischen Rates, der französische Präsident Nicolas Sarkozy, 
nahm ihn vor dem Hintergrund des Georgienkrieges zum An- 
lass, offiziell die Bereitschaft der EU zu erklären, jetzt die As- 
soziierung der Ukraine anzustreben. Eine Mitgliedschaft in 
der EU, die die Ukraine bereits zur strategischen Priorität er- 
klärt hatte, wurde nicht in Aussicht gestellt. Dafür gab es an- 
gesichts der wirtschaftlichen Schwäche, der finanziellen Prob- 
leme, der demokratischen Defizite und der politischen 
Instabilität der Ukraine gute Gründe. 

Dennoch muss man die Frage stellen, ob eine klare und de- 
finitive Entscheidung der EU, der Ukraine innerhalb einer 
absehbaren Zeitspanne eine Vollmitgliedschaft zuzusagen, 
möglicherweise die spätere Intervention Russlands in der 
Ostukraine und auf der Krim hätte verhindern können. Dies 
hätte allerdings nur dann Aussicht auf Erfolg haben können, 
wenn die EU gleichzeitig den Vorschlag ihres früheren Kom- 
missionspräsidenten Romano Prodi aufgegriffen und Präsi- 
dent Putin konkrete Verhandlungen über eine gesamteuro- 
päische Freihandelszone zwischen Lissabon und Wladiwostok 
angeboten hätte, zumal die Beitrittsverhandlungen Moskaus 
zur Welthandelsorganisation (WTO) erkennbare Fortschritte 
machten. Die EU wusste ja von der offenen Grenze von 
2295 Kilometern Länge zwischen der Ukraine und Russland 
und dem regen Handelsaustausch insbesondere zwischen 
den Industrie- und Rüstungsbetrieben in der Ostukraine und 
Russland. Eine einseitige Assoziierung der Ukraine mit der 
EU musste unmittelbare negative Auswirkungen für Russland 
nach sich ziehen. Eine gesamteuropäische Freihandelszone, 
begleitet von der Einführung der Visafreiheit, wäre dagegen 
ein unmissverständliches Signal an Russland gewesen, dass es 
zu Europa gehört, und hätte eine EU-Mitgliedschaft oder 
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-Assoziierung der Ukraine handelspolitisch abgefedert. Doch 
die EU versäumte es oder sah sich nicht in der Lage, ihre par- 
allel laufenden Gespräche und Verhandlungen mit Russland 
und der Ukraine zusammenzuführen. 

Bei der Präsidentschaftswahl im Jahr 2010 erlitt Juscht- 
schenko mit nur 5,45 Prozent der Stimmen eine dramatische 
Niederlage. Sein Nachfolger wurde der Oppositionsführer 
und Widersacher Viktor Janukowitsch. An der Misere in der 
Ukraine sollte sich dadurch freilich nichts Wesentliches än- 
dern. Die persönliche Bereicherung der Präsidentenfamilie 
setzte sich fort und spiegelte sich in Janukowitschs Luxus- 
landsitz Meschigorja wider. Die Korruption erfasste alle Be- 
reiche des öffentlichen Lebens, vom Justizsystem angefangen 
bis zu Polizisten, Professoren, Lehrern, Ärzten, Managern 
und Beamten. Die lokalen Verteilgesellschaften zweigten 
subventioniertes Erdgas ab und verkauften es zu einem weit 
höheren Marktpreis mit stattlichem Gewinn an Industriebe- 
triebe weiter. Drei Viertel dieser regionalen Verteilgesellschaf- 
ten gehören dem Oligarchen Dmytro Firtasch. Im Ranking 
von Transparency International nahm die Ukraine den Platz 
144 von 177 Staaten ein. Der seit der Selbständigkeit des 
Landes bestehende Reformstillstand setzte sich unter Janu- 
kowitsch weiter fort. Der Durchschnittsukrainer war um 
ca. 20 Prozent ärmer als zur Zeit des Zusammenbruchs der 
UdSSR. Aufgrund der katastrophalen Politik der Privatisie- 
rung hatten Oligarchen den größten Teil des Staatsvermögens 
aufgesogen. Gleichzeitig mussten monatlich 700 Millionen 
US-Dollar für Gasimporte an Russland bezahlt werden. 2014 
sollte der ukrainische staatliche Gaskonzern Naftogaz ein un- 
glaubliches Loch von sechs Prozent der Wirtschaftsleistung in 
den Staatshaushalt reißen. 

Nach seiner Wahl pendelte Präsident Janukowitsch zwi- 
schen den Verhandlungen mit der EU über ein Assoziierungs- 
abkommen und der Wiederannäherung an Russland mit dem 
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Angebot Moskaus eines Beitritts zur Eurasischen Zollunion 
sowie eines Pakets in Höhe von umgerechnet ı5 Milliarden 
US-Dollar. Nach Aussage von Präsident Putin wiederholte 
sich mit jedem der ukrainischen Präsidenten das gleiche Ri- 
tual. Es ging ständig um die Preise, die die Ukraine für die 
russischen Erdgaslieferungen zahlen sollte. Da die Rechnun- 
gen in der Regel nicht fristgemäß beglichen wurden, folg- 
ten Verhandlungen über die Rückzahlungsmodalitäten der 
angefallenen Schulden. Hinzu kamen regelmäßige Verhand- 
lungen über die Nutzungsdauer des von der russischen Kriegs- 
marine benötigten Schwarzmeerhafens Sewastopol auf der 
Halbinsel Krim und über die Pachtgebühren. Im Grunde 
seien alle Präsidenten der Ukraine «Gauner» gewesen, klagte 
Putin einmal. 

Als Janukowitsch sich schließlich, um den Bankrott der Uk- 
raine abzuwenden, für das russischen Geld entschied und die 
für November 2013 geplante Unterzeichnung des Assoziie- 
rungsabkommens mit der EU absagte, kam es erneut zu Mas- 
sendemonstrationen auf dem Maidan in Kiew und zudem zur 
Unabhängigkeitserklärung der zehn westlich von Kiew gelege- 
nen Oblaste als «Westukraine». Anfang Dezember demonst- 
rierten Hunderttausende auf dem Maidan und forderten Neu- 
wahlen. 

Im Januar und Februar 2014 schlugen die friedlichen Pro- 
teste mehr und mehr in Gewalt um. Schüsse fielen. Es gab die 
ersten Toten. Am 21. Februar fand sich Präsident Janukowitsch 
unter Vermittlung des deutschen Außenministers Frank-Wal- 
ter Steinmeier, des französischen Außenministers Laurent 
Fabius und des polnischen Außenministers Radostaw Sikorski 
zu einem Kompromiss bereit. Als Vertreter der Russischen 
Föderation hatte Wladimir Lukin an den Verhandlungen teil- 
genommen. Vereinbart wurden u.a. die Rückkehr zu einer 
parlamentarischen Verfassung und vorgezogene Parlaments- 
wahlen in zehn Monaten. Doch die Demonstranten auf dem 
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Maidan forderten den sofortigen Rücktritt des Präsidenten. 
Dieser floh in der Nacht in die Ostukraine und mit russischer 
Hilfe nach Russland. Am 22. Februar erklärte ihn die ukraini- 
sche Rada für abgesetzt, ohne die formalen Vorgaben der Ver- 
fassung für einen solchen Schritt vollständig einzuhalten. Und 
obwohl das Abkommen vom Vortag unter ihrer Vermittlung 
zustande gekommen war, ließen die Vertreter des Westens Ja- 
nukowitsch sofort fallen. Am 26. Februar nahm die neue, 
westlich orientierte Regierung ihre Arbeit auf, die von Weg- 
gefährten Juschtschenkos und Timoschenkos gebildet wurde. 
An ihrer Spitze stand Arsenij Jazenjuk, der über gute Bezie- 
hungen zu Washington verfügte und unter Juschtschenko ein 
vehementer Verfechter des NATO-Beitritts der Ukraine ge- 
wesen war. 

Im Westen blickte man voller Hoffnung auf den Maidan 
und erwartete, dass sich die Ukraine nun endlich in Richtung 
Demokratie und Rechtsstaat entwickelte. In Moskau dagegen 
nahm man einen weiteren, westlich inszenierten Regime- 
change wahr und fürchtete, die Ukraine würde nun rasch in 
die NATO streben - eine Sorge, die sich unter dem neuen Prä- 
sidenten Petro Poroschenko schnell bestätigen sollte. 

Unmittelbar nach dem Umsturz in Kiew lebten auf der 
Krim wieder separatistische Bestrebungen auf. Russische 
Streitkräfte ohne Hoheitsabzeichen besetzten das Regional- 
parlament. In nichtöffentlicher Sitzung wurde ein Minister- 
präsident gewählt sowie ein Referendum über die Abspaltung 
der Krim von der Ukraine und den Anschluss an Russland 
beschlossen. 83 Prozent der Bevölkerung beteiligten sich an 
diesem. 97 Prozent stimmten für den Anschluss an Russland. 
Aufgrund der Anwesenheit russischer Kräfte beim Beschluss 
des Referendums wäre es aber selbst dann illegal, wenn bei 
seiner Abhaltung alles mit rechten Dingen zugegangen sein 
sollte. Am 21. März 2014 wurde die Krim per Gesetz in die 
Russische Föderation aufgenommen - ein Schritt, den die in- 
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ternationale Gemeinschaft nicht anerkannte. Völkerrechtlich 
handelt es sich daher klar um eine Annexion. 

Schnell dehnte sich der Konflikt auch auf die Ostukraine 
aus und führte zu Abspaltungstendenzen in weiteren süd- und 
ostukrainischen Gebieten. Hierbei waren bereits früh russi- 
sche Agenten tätig und heizten die Protestbewegung bewusst 
an. Diese hatte aber durchaus auch Wurzeln in der ostukraini- 
schen Bevölkerung und war kein reines Produkt russischer 
Provokateure. Um die Separatisten in den neugebildeten 
«Volksrepubliken» Donezk und Lugansk militärisch zu un- 
terstützen, intervenierte Russland zudem verdeckt in der 
Ostukraine mit eigenen Soldaten, die ebenfalls ohne Hoheits- 
zeichen operierten. Bis heute sind in dem Konflikt über zehn- 
tausend Menschen ums Leben gekommen, Hunderttausende 
sind geflohen. 

Russlands verdeckte militärische Intervention in der Ostu- 
kraine und die Annexion der Krim sind ein schwerwiegender 
Bruch der europäischen Friedensordnung von 1990. Das darf 
man nicht verharmlosen. Es ist auch nicht zu entschuldigen. 
So sehr Moskau sich durch die Ereignisse in der Ukraine her- 
ausgefordert gefühlt haben mag: Der Einsatz militärischer 
Mittel hätte tabu sein müssen. Durch ihn ist der Konflikt zwi- 
schen Russland und dem Westen auf eine ganz neue Ebene ge- 
hoben worden. 

Doch stellt sich nichtsdestotrotz die Frage, welche Schluss- 
folgerungen aus dem russischen Verhalten zu ziehen sind und 
wie der Westen auf Moskaus Provokation reagieren soll. Hel- 
fen nur Härte und Aufrüstung? Muss Russland sich durch 
Nachgeben das Vertrauen des Westens erst wieder erarbeiten? 
Oder sollte der Westen ebenfalls Angebote machen? Nicht 
unwichtig ist für die Beantwortung dieser Fragen natürlich, 
mit welchem Ziel man an die Sache herangeht. Doch wenn es 
darum geht, den Frieden zu bewahren, aus der Konfrontation 
wieder herauszufinden und sich die Perspektive einer partner- 
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schaftlichen Kooperation zu erhalten, dann ist es wichtig zu 
wissen, wie es zu der aktuellen Situation kommen konnte. 

In Washington und den osteuropäischen NATO-Staaten 
sowie in einem wachsenden Teil der deutschen Öffentlichkeit 
geht man davon aus, dass die westliche Politik mit der russi- 
schen Aggression nichts zu tun hat. Sie wird vielmehr erklärt 
mit einer Mischung aus innen- und außenpolitischen Motiven 
Russlands. Zum einen gehe es darum, das Versagen des Puti- 
nismus im Inneren zu bemänteln und den repressiven Charak- 
ter des Regimes durch Schaffung eines äußeren Feindes zu 
kompensieren. Zum anderen habe Putin von Anfang an da- 
nach gestrebt, den russischen Einfluss im postsowjetischen 
Raum wiederherzustellen. Dieses expansive Streben nach 
Machterweiterung habe sich in der Ukraine jetzt bloß offen 
und in seiner ganzen Brutalität gezeigt. Wäre dies so, müsste 
man Putin in der Tat entschlossen entgegentreten, bevor er 
sich weitere Länder vornimmt. Alles andere wäre eine Neu- 
auflage der Appeasement-Politik, wie sie schon in den 1930er 
Jahren scheiterte. 

Die hier erzählte Geschichte des Weges in die Konfron- 
tation weist jedoch in eine andere Richtung. Sie zeigt eine 
Spirale des gegenseitigen Misstrauens, wobei Moskau immer 
wieder auch Signale seiner grundsätzlichen Kooperationsbe- 
reitschaft aussandte und der Westen es insbesondere in der 
Schlüsselzeit 2007/08 an Kompromissbereitschaft fehlen ließ. 
In dieser Interpretation geht es Russland in erster Linie um 
Sicherheit und darum, weiterhin ein eigenständiges Macht- 
zentrum zu bleiben. Es agiert aggressiv, nicht weil es seinen 
Einfluss ausdehnen will, sondern weil es einen weiteren Ein- 
flussverlust vermeiden möchte und weil es den Sicherheitsver- 
sprechen des Westens zunehmend nicht mehr traut. Stimmt 
diese Sichtweise, dann führt die gegenwärtig von Washington 
und den osteuropäischen NATO-Staaten favorisierte Kon- 
frontationspolitik nur zu einer immer weiteren Verschlechte- 
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rung der Beziehungen und gefährdet letztlich den Frieden. 
Dagegen würde Moskau auf eine Neuauflage der Entspan- 
nungspolitik des Kalten Krieges, auf die Kombination von 
Stärke und ausgestreckter Hand, positiv reagieren. Es gibt nur 
wenige Fragen, die für die Zukunft Europas wichtiger sind als 
diese. 
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Von der großartigen Idee einer gesamteuropäischen Friedens- 
ordnung von Vancouver bis Wladiwostok, basierend auf De- 
mokratie, Menschenrechten und liberaler Marktwirtschaft, 
wie sie so eindrucksvoll in der Pariser Charta für ein neues 
Europa verankert ist, sind wir heute meilenweit entfernt. Auf- 
rüstung, konventionell wie atomar, regionale wie lokale mili- 
tärısche Konflikte auf fast allen Kontinenten, Autokratie und 
Rechtspopulismus statt Demokratie, Nationalismus statt 
Multilateralismus, wirtschaftliche Abschottung statt Freihan- 
del sind mehr und mehr die bestimmenden Elemente im Zu- 
sammenleben der Völker. Und das vollzieht sich vor dem 
Hintergrund gemeinsamer Bedrohungen, denen sich kein 
Kontinent, kein Land entziehen kann: Klimawandel, Ver- 
schmutzung der Weltmeere, Terrorismus, Pandemien, Cyber- 
war, Flüchtlingsströme, die Militarisierung des Weltraums. 
Diese weltweiten Gefährdungen erfordern globale und regio- 
nale Verständigung und Zusammenarbeit. 

Doch in den USA amtiert ein unberechenbarer Präsident, 
der fast alle multilateralen Organisationen, sei es die EU, die 
WTO oder die UN, internationale Verträge wie NAFTA und 
das Weltklimaabkommen sowie Bündnisse wie die NATO 
nicht nur kritisch beurteilt, sondern häufig genug ablehnt; 
ein Präsident, der Bündnispartner wie die britische Premier- 
ministerin öffentlich beleidigt, um sie nach einer Begegnung 
zu lobpreisen; der auf der Pressekonferenz zum Gipfeltref- 
fen von Helsinki am 16. Juli 2018 Putin nicht widerspricht, 
als dieser eine Einmischung in den amerikanischen Präsident- 
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schaftswahlkampf 2016 bestreitet, und damit öffentlich seine 
eigenen Geheimdienste desavouiert; der nur wenige Tage zu- 
vor Deutschland im Vorfeld eines NATO-Gipfels als «Gefan- 
genen Russlands» bezeichnet und ihm vorgehalten hatte, von 
Russland «total kontrolliert» zu werden, nach seinem Ge- 
spräch mit Angela Merkel aber sogleich die «sehr, sehr guten 
Beziehungen zur Kanzlerin» lobpries, zu der er ein «großarti- 
ges Verhältnis» habe. 

Ein amerikanischer Weg in den Isolationismus nach dem 
Motto «America first» oder «Make America great again» wäre 
für Europa und die Welt keine neue Erfahrung - allerdings 
eine, die sehr bitter sein kann, wie der amerikanische Rückzug 
aus Europa nach dem Ersten Weltkrieg zeigte. Der Zweite 
Weltkrieg zwang die USA, als Kriegspartei zurückzukehren. 
Der Preis waren über 400000 tote amerikanische Soldaten. 

Aber auch die Europäer selbst schließen sich nicht enger 
zusammen. Das Gegenteil geschieht. Die Europäische Union 
erodiert. Die britische Premierministerin träumt ernsthaft da- 
von, dass ein «Global Britain» weltweit wieder eine eigenständige 
und führende Rolle spielen könne. Rechtspopulistische Par- 
teien und Kritiker der EU gewinnen europaweit an Einfluss. 

Die Chancen für eine Vertiefung der europäischen Zusam- 
menarbeit und Integration werden dagegen nur sehr zögerlich 
wahrgenommen. Das gilt gerade auch für Deutschland. Ge- 
genwärtig wird über den Vorschlag einer «Interventionsinitia- 
tive» zur Koordinierung der europäischen Verteidigungsan- 
strengungen verhandelt. Zu hoffen ist, dass man sich dabei an 
eine Mahnung erinnert, die Konrad Adenauer schon im Juli 
1953 in einem Brief an den damaligen amerikanischen Außen- 
minister John Forster Dulles ausgesprochen hat: «Eine euro- 
päische Verteidigungsgemeinschaft soll die Sicherheitsbedürf- 
nisse aller europäischen Völker einschließlich des russischen 
Volkes berücksichtigen.» Doch das Prinzip der Einstimmig- 
keit in der EU blockiert vor allem Initiativen gegenüber Russ- 
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land. Der Partnerschaftsvertrag dümpelt vor sich hin. Dasselbe 
gilt für den Vorschlag einer gesamteuropäischen Freihandels- 
zone von Wladiwostok bis Lissabon. Die Strategien für deren 
Implementierung liegen verhandlungsbereit auf dem Tisch. 
Russland wäre dafür. 


Eskalation statt Entspannung 


Stattdessen dreht sich die Eskalationsspirale. Es finden kleine 
und große Manöver auf beiden Seiten statt. Kampfflugzeuge 
kontrollieren wieder die Grenzen. NATO-Schiffe und russi- 
sche Zerstörer kreuzen in der Ostsee und im Schwarzen Meer. 
Russland stellt Raketensysteme in Kaliningrad auf. Selbst rus- 
sische Politiker warnen vor unbeabsichtigten Zusammenstö- 
ßen, die schnell außer Kontrolle geraten könnten. Das Thema 
Abrüstung und Rüstungskontrolle findet sich gleichwohl in 
keiner der Erklärungen und Reden des NATO-Generalsekre- 
tärs. Aufrüstung bestimmt auf allen Seiten, in Ost wie West, 
die internationale Sicherheitsagenda. Und der NATO-Russ- 
land-Rat, der ein «Mechanismus für Konsultation, Koordi- 
nation und, im größtmöglichen Umfang ... für gemeinsame 
Entscheidungen und gemeinsames Handeln in Bezug auf Si- 
cherheitsfragen von beiderseitigem Interesse» sein sollte, steht 
auf einem Abstellgleis. 

Vereinbart war, dass der Ständige Gemeinsame Rat zweimal 
jährlich auf der Ebene der Außenminister und der Verteidi- 
gungsminister sowie monatlich auf der Ebene der Botschafter 
bzw. Ständigen Vertreter beim Nordatlantikrat tagen soll und, 
wenn «angebracht, auch auf der Ebene der Staats- und Regie- 
rungschefs». Umso überraschender und unverständlicher ist 
es, dass der Ständige Gemeinsame Rat nicht nur wegen des 
Georgienkrieges von August 2008 bis März 2009 suspendiert 
war, sondern auch anlässlich der Ukrainekrise zwischen Juni 
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2014 und April 2016 komplett auf Eis gelegt wurde. Seit 2016 
gab es insgesamt sieben Treffen, ausschließlich auf der Ebene 
der Botschafter, die weisungsabhängig sind und weder eigene 
Entscheidungen treffen noch eigene Vorschläge einbringen 
können. Die Frage, wieso dieses Gremium gerade in einer 
Krisensituation nicht genutzt wird, stellt sich umso mehr, als 
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg ständig seine Wich- 
tigkeit betont. Warum gab und gibt es in dieser schwierigen 
Situation keine Sitzungen auf Ministerebene oder auf der 
Ebene der Staats- und Regierungschefs? Gleichzeitig erklärt 
die NATO, sie bleibe «offen für einen regelmäßigen, fokus- 
sierten und sinnvollen Dialog». Schön gesagt, aber getan? 

Mit Recht beklagte zudem der frühere Generalsekretär der 
NATO, Javier Solana, auf der Münchner Sicherheitskonferenz 
im Februar 2018, «wie leichtfertig heute alle Seiten wieder 
über neue Nuklearsysteme sprechen» würden. Als Präsident 
Donald Trump vollmundig ankündigte, den Militärhaushalt 
der USA auf 726 Milliarden US-Dollar aufzustocken, die 
Nuklearsysteme zu modernisieren und neue zu entwickeln, 
blieb die Antwort Putins nicht aus. In seiner Rede zur Lage 
der Nation am 1. März 2018 bezeichnete er die neue Nuklear- 
doktrin Washingtons als «besorgniserregend» und stellte un- 
ter Bezug darauf seinerseits Neuentwicklungen verschiedener 
nuklearer Systeme vor, die mit herkömmlichen Mitteln nicht 
abzufangen seien und jeden Punkt der Erde erreichen könn- 
ten. Wörtlich sagte er: «Es geht um neue strategische Raketen- 
systeme Russlands, die wir entwickelt haben als Reaktion auf 
den einseitigen Ausstieg der USA aus dem Vertrag über Rake- 
tenabwehr und die De-facto-Stationierung solcher Systeme 
auf dem Gebiet der USA und außerhalb der US-Grenzen.» 

Die USA wollen neue, kleinere Nuklearsysteme mit gerin- 
gerer Sprengkraft entwickeln und sie damit wie in Hiroshima 
1945 einsetzbar machen. Allein dieser Abwurf kostete in Ja- 
pan etwa 100000 Menschen das Leben. Russland dagegen will 
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superschnelle Raketen entwickeln, die Abwehrsysteme über- 
winden können. Der Ankündigung folgten bereits Taten: Am 
10. Dezember 2018 testete Russland seine seegestützte hyper- 
sonische Rakete Tsirkon mit achtfacher Schallgeschwindigkeit 
(Mach 8). Sie soll 2022 einsatzbereit sein. Das alles könnte sich 
zu einem neuen globalen Horrorszenario entwickeln. 

Auf der gemeinsamen Pressekonferenz mit Bundeskanzle- 
rin Angela Merkel am ı5. Juni 2018 in Berlin berichtete 
NATO-Generalsekretär Stoltenberg, dass die Verteidigungs- 
ausgaben der USA in Europa zuletzt um 40 Prozent gestiegen 
seien. Washington verlege Ausrüstung nach Europa und sta- 
tioniere zusätzliche Truppen insbesondere in Polen und im 
Baltikum. «Wir haben die nachdrücklichste Stärkung unserer 
gemeinsamen Verteidigung seit dem Kalten Krieg aufgelegt.» 
NATO-Truppen stehen wieder an der russischen Grenze, weil 
die Allianz auf ihrem Warschauer Gipfel 2016 beschlossen hat, 
je etwa 1000 Mann in die drei baltischen Staaten und nach Po- 
len zu verlegen. Auch 450 Bundeswehr-Soldaten befinden sich 
daher seit August 2017 im Rahmen eines NATO-Kampfver- 
bandes in Litauen, gerade einmal hundert Kilometer von der 
russischen Grenze entfernt. Die NATO will auf diese Weise 
den drei baltischen Staaten wie Polen ihre Unterstützung ge- 
gen eine mögliche Bedrohung durch Russland zusichern. Im 
Kreml wurde daraufhin in einem persönlichen Gespräch ge- 
sagt, Russland werde keinen Selbstmord begehen. Sie wüss- 
ten, dass es ein Angriff auf die NATO wäre. 

Deutsche Soldaten wieder nahe der russischen Grenze - das 
sollte uns doch nicht unberührt lassen. Haben wir einmal dar- 
über nachgedacht, welche Gefühle das bei den russischen 
Menschen auslösen könnte? Es leben noch genug Russen, die 
den Zweiten Weltkrieg und den deutschen Überfall erlebt ha- 
ben. 27 Millionen Russen hat der Krieg das Leben gekostet. 
Allein bei der deutschen Blockade des heutigen St. Petersburg 
sind eine Million Einwohner zu Tode gekommen. 
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Als Bundeskanzler Helmut Kohl im Juli 1990 mit Präsident 
Gorbatschow in der Stadt Mineralnyje Wody («Mineralwas- 
ser») zu Fuß über einen großen Platz zur gemeinsamen Pres- 
sekonferenz ging, kam ihm unangekündigt eine kleine Gruppe 
russischer Veteranen entgegen, in ihren alten Uniformen, mit 
Orden behangen, vom Alter und Entbehrung gezeichnete Ge- 
sichter. Sie hatten im Zweiten Weltkrieg im Kaukasus gegen 
deutsche Soldaten gekämpft. Sie bauten sich vor Helmut Kohl 
auf und ihr Wortführer sagte: «Deutsche und Russen müssen 
Freunde sein.» Anfang der vierziger Jahre haben sie noch ge- 
geneinander gekämpft. Und heute stehen sich ihre Soldaten 
wieder an der Grenze gegenüber. 

Wir waren in Europa und weltweit schon einmal weiter. Ist 
es wirklich unvermeidbar, auf diese Weise mit vollem Risiko 
weiterzuspielen? Denn die nächsten Konflikte zeichnen sich 
bereits ab. Es ist offensichtlich, dass Russland versucht, Weiß- 
russland in die Russische Föderation zu integrieren. Im De- 
zember 2018 traf Präsident Putin zweimal mit dem weiß- 
russischen Präsidenten Alexander Lukaschenko zusammen, 
während der russische Ministerpräsident Dmitri Medwedew 
fast gleichzeitig in Minsk weilte und Journalisten gegenüber 
erklärte, dass Russland «bereit sei, in der Bildung einer Union 
weiter voranzugehen». So könne Russland den weißrussi- 
schen Zoll, die Zentralbank und das Gerichtswesen überneh- 
men. Eine Integration Weißrusslands in die Russische Födera- 
tion hätte zudem einen für Putin willkommenen Nebeneffekt: 
Sie böte ihm die Möglichkeit, auf dem Boden einer neuen Ver- 
fassung der erste Präsident dieser Union zu werden und auf 
diese Weise die jetzt bestehende Amtszeitbegrenzung zu um- 
gehen. Gegenwärtig gestattet die russische Verfassung nur 
zwei Amtsperioden à sechs Jahren nacheinander, weshalb Pu- 
tin 2024 aus dem Amt ausscheiden müsste. Sollte sich Präsi- 
dent Lukaschenko verweigern, was er wiederholt angedeutet 
hat, verfügt Russland über erhebliche wirtschaftliche und fi- 
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nanzielle Druckmittel. Doch wie würde die weißrussische Be- 
völkerung darauf reagieren? Passiv, resignierend oder gäbe es 
in Minsk Proteste wie auf dem Maidan in Kiew? Würde Mos- 
kau eingreifen, könnte dies endgültig einen neuen Kalten 
Krieg auslösen. 

Die Liste der Kritik an Russland ist lang, und sie ist keines- 
wegs unberechtigt. Russland fordere, so die NATO, die euro- 
atlantische Sicherheit heraus durch «hybride Aktionen, ein- 
schließlich der versuchten Einflussnahme auf Wahlprozesse», 
und führe «weit verbreitete Desinformationskampagnen und 
bösartige Cyber-Aktivitäten» durch. Belastet wird das Ver- 
hältnıs neben allen bereits genannten Faktoren auch durch 
den Einsatz des Nervengiftes Nowitschok bei dem Attentat in 
England. Der generelle Vorwurf der NATO lautet, Russland 
habe «die Stabilität und Sicherheit verringert, die Unvorher- 
sehbarkeit erhöht und das Sicherheitsumfeld verändert». 
Doch was folgt daraus? Welche Strategie ist die erfolgverspre- 
chendste, um aus der gegenwärtigen Situation wieder heraus- 
zukommen? Welche Schritte sind am ehesten geeignet, Stabili- 
tät und Sicherheit wiederherzustellen? 


Die riskante Strategie der NATO 


Auch wenn insbesondere Deutschland sich immer wieder be- 
müht, den Gesprächsfaden zu Moskau nicht abreißen zu las- 
sen und die Heißsporne im Zaum zu halten, so verstärkt sich 
doch der Eindruck, dass die Atlantische Allianz ihr Interesse 
an einer engen Zusammenarbeit und Einbindung Russlands 
mehr und mehr verliert. Man setzt darauf, Moskau durch 
Aufrüstung und Geschlossenheit abzuschrecken, und macht 
Schritte der Entspannung davon abhängig, dass Russland ein- 
lenkt und sich das Vertrauen des Westens durch Nachgeben 
langsam wieder verdient. Da die NATO davon ausgeht, selbst 














212 Was tun? 


keine Verantwortung für die Eskalation zu tragen, sondern ei- 
ner einseitigen Aggression Russlands gegenüberzustehen, 
werden auch keine Angebote unterbreitet, die Moskau wieder 
zur Kooperation zurückführen könnten. 

Im Streit um den INF-Vertrag etwa bedeutet diese Hal- 
tung, dass die USA mit Rückendeckung der NATO Russland 
ein Ultimatum gestellt haben, binnen 60 Tagen die beanstan- 
deten Raketen zu vernichten. Andernfalls werde Washington 
seinen Rückzug aus dem Vertrag einleiten. Und aus NATO- 
Kreisen war zu hören, man werde, falls das nicht geschehe, da- 
rüber nachdenken, die Raketenabwehr in Europa auszubauen 
oder ebenfalls mit Mittelstreckenraketen «nachzurüsten», was 
die Konfrontation noch mehr verschärfen und die weltweite 
Aufrüstung weiter beschleunigen würde. Von irgendwelchen 
Gegenleistungen war dagegen nicht die Rede, so als gäbe es 
die seit langem geäußserte russische Kritik nicht, das Raketen- 
abwehrsystem stelle ebenfalls eine Verletzung des INF-Ver- 
trages dar, da es auch nuklear bestückte Marschflugkörper ab- 
schießen könne, und bewaffnete US-Drohnen seien zwar 
keine Mittelstreckenraketen, hätten aber deren Fähigkeiten. 

Vergleicht man dieses Vorgehen mit dem NATO-Doppel- 
beschluss, aus dem der INF-Vertrag hervorging, wird klar, 
was anders ist. Damals wurde die entschlossene westliche 
Antwort auf eine russische Provokation mit einem fairen An- 
gebot kombiniert: der doppelten Nulllösung, einem gegensei- 
tigen Verzicht auf nukleare Mittelstreckenraketen. Heute wird 
erwartet, dass Russland einseitig nachgibt und auf den Pfad 
einschwenkt, den der Westen vorgibt. Würde man die Lehren 
des Kalten Krieges beherzigen, müsste man dagegen auch die 
russischen Kritikpunkte angehen. In diese Richtung ließe sich 
etwa ein Gastbeitrag von Bundesaußenminister Heiko Maas 
im Nachrichtenmagazin «Der Spiegel» vom November 2018 
interpretieren, in dem er für eine Neubelebung der Abrüs- 
tungs- und Rüstungskontrollpolitik warb. Er schlug dort ein 
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«umfassendes Transparenzregime für Raketen und Marsch- 
flugkörper» sowie «ein internationales Regelwerk» vor, «das 
zum Beispiel auch Marschflugkörper einbezieht», und for- 
derte generell Regelungen für «neuartige Waffenarten». Doch 
während Zeitungspapier geduldig ist, schlagen sich solche Ini- 
tiativen in der offiziellen Politik der NATO nicht nieder. Man 
verfolgt eine Politik der Stärke, doch die ausgestreckte Hand, 
mit der diese in der Entspannungspolitik des Kalten Krieges 
verbunden war, sucht man gegenwärtig jenseits von rhetori- 
schen Bekenntnissen vergeblich. 

Welches Signal sendet man damit? Dass man die russischen 
Beschwerden nicht ernst nımmt und sie für vorgeschoben 
hält. Dass der «Schüler, der sich in der letzten Schulbank her- 
umlümmelt», zur Ordnung gerufen werden muss. Doch wie 
soll es auf dieser Basis einen Ausgleich geben? Kennedys Stra- 
tegie des Friedens beruhte darauf, die Interessen des Gegen- 
übers zunächst einmal zur Kenntnis zu nehmen, ganz egal, 
was man von ihnen hält. Glaubt man ernsthaft, Russland 
werde einfach ohne Gegenleistung klein beigeben? Und wie 
will man, wenn es das nicht tut, eine immer weitere Verschär- 
fung der Konfrontation vermeiden? 

Die NATO verfolgt gegenwärtig eine unflexible, starre 
Strategie, die einseitig darauf setzt, dass der Gegner nachgibt, 
wenn man nur geschlossen hart bleibt und keinen Zweifel an 
der eigenen Bereitschaft zur weiteren Eskalation lässt. Doch 
bei Lichte betrachtet ist das eine sehr gefährliche Vorgehens- 
weise. Denn was passiert, wenn Russland nicht nachgibt? 
Sollte man Moskau nicht den Weg über die Brücke etwas er- 
leichtern? Wäre es jetzt nicht an der Zeit, wie Alexej Gromyko, 
Direktor des russischen Europa-Instituts in Moskau, im 
November 2018 zu Recht forderte, die wechselseitigen An- 
schuldigungen in professioneller Weise und nicht über eine 
«Megaphon-Diplomatie» zu behandeln? Stattdessen sollten 
Militärexperten beider Seiten gemeinsam alle entstandenen 
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Probleme diskutieren. Präsident Putin hat Donald Trump laut 
Gromyko bereits im Juli 2018 in Helsinki entsprechende Vor- 
schläge unterbreitet. Sie schlossen die Streitfragen INF und 
START III ein. Und in seinem Neujahrschreiben an den ame- 
rikanischen Präsidenten hat Putin Ende 2018 seine Offenheit 
für Gespräche über eine «weitreichende Agenda» bekräftigt. 


Russlands Rolle in der Welt 


Vermutlich hat man sich in der NATO immer noch nicht da- 
ran gewöhnt, dass Russland nicht mehr der «schwache Staat» 
der 1990er Jahre ist. Mit den von Putin angekündigten neuen 
offensiven Nuklearwaffen, den defensiven Raketenabwehr- 
systemen und seinem modernisierten Militär fühlt sich 
Russland sicher, unangreifbar und auf Augenhöhe mit den 
USA. Russland hat seine Rolle als unabhängige Weltmacht un- 
ter der Präsidentschaft Putins systematisch ausgebaut und 
wird auch zukünftig alles versuchen, sie in der multipolaren 
Welt des 21. Jahrhunderts zu behaupten. Der Sitz im UN-Si- 
cherheitsrat garantiert Russlands Einfluss in der internationa- 
len Politik. Aber es steht auch keineswegs allein da. 

China wird von Moskau als «strategischer Partner» geprie- 
sen, und das umso mehr, als die Differenzen zwischen den 
USA und Russland, zwischen der EU und Russland sowie 
zwischen den USA und China ständig zunehmen. Die Bezie- 
hungen zu China seien, so Putin, noch nie so gut und freund- 
schaftlich gewesen. Im UN-Sicherheitsrat kooperieren beide 
Mächte in vielen internationalen Konflikten und blockieren 
immer wieder wichtige Vorhaben und Initiativen Washingtons 
und seiner Partner. China wird in Moskau allerdings dennoch 
mit einem gewissen Argwohn gesehen. Pekings strategisches 
Ziel, Führungsmacht eines «asiatisch-pazifischen Machtzent- 
rums» unter Einschluss der ASEAN-Gruppe zu sein, berührt 
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auch russische Ambitionen in der asiatisch-pazifischen Re- 
gion und beim Aufbau einer Furasischen Wirtschaftsunion. 
Mit seiner Initiative der «Neuen Seidenstraße» (One Belt, 
One Road; OBOR) baut Peking seinen Einfluss in Eurasien 
auch auf Kosten Moskaus aus. Zudem ist China inzwischen 
eine starke und innovative Wirtschaftsmacht, während Russ- 
land ökonomisch noch zu sehr von seinem Rohstoffsektor ab- 
hängig ist. Es ist also eher die Konfrontation mit dem Westen, 
die Russland nach China blicken lässt. 

Neben China gilt Indien Putin als strategischer Partner, als 
Pol in einer Welt, die sich neu zu ordnen beginnt und in 
der es nach ihm neben Russland eine führende Rolle spielen 
soll. Deshalb unterstützt Moskau auch den Anspruch In- 
diens, Mitglied des UN-Sicherheitsrates zu werden. Indien 
zählt traditionell zu den größten Waffenimporteuren aus Russ- 
land. 

Wie China hat Russland unter Präsident Putin zudem be- 
gonnen, seinen Einfluss in Afrika auszubauen. Es knüpft da- 
bei an die ehemaligen sowjetischen Netzwerke an. Die Sowjet- 
union hatte in Afrika viele Unabhängigkeitsbewegungen 
militärisch unterstützt und tausende Berater entsandt. Auch 
heute stehen für Moskau nicht die wirtschaftlichen Interessen 
im Vordergrund. Vielmehr geht es zumeist um militärische 
Kooperationen, um die Ausbildung lokaler Truppen und um 
Waffenlieferungen. Jüngstes Beispiel ist das Militäirabkommen 
mit der Zentralafrikanischen Republik, obwohl deren Trup- 
pen bereits von der EU trainiert werden. Militärische Ko- 
operationen bestehen mit Kamerun, mit der Demokratischen 
Republik Kongo, Burkina Faso, Uganda und Angola. Wirt- 
schaftliche Projekte betreibt Russland im Sudan, in Simbabwe 
und Guinea. So manches hochrangige Regierungsmitglied die- 
ser Staaten hat noch in der UdSSR studiert. 

Auch mit lateinamerikanischen Staaten hat Russland seine 
Beziehungen in den vergangenen Jahren intensiviert, insbe- 
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sondere mit Kuba, Venezuela, Nicaragua, Argentinien und 
Brasilien. Präsident Putin unterzeichnete auf seiner Latein- 
amerikareise im Juli 2014 zahlreiche Vereinbarungen im Be- 
reich der Energiekooperation und über die Lieferung von 
Waffen und Rüstungsgütern. 

Hinzu kommt der Versuch, eine internationale Vereinigung 
wirtschaftlich stark wachsender Schwellenländer, die soge- 
nannten BRICS-Staaten, als globalen und einflussreichen 
Spieler zu entwickeln. Die beteiligten Staaten: Brasilien, Russ- 
land, Indien, China und Südafrika, deren Anfangsbuchstaben 
den Namen der Vereinigung bilden, zeichneten sich in der 
Gründungsphase durch ein hohes jährliches Wirtschafts- 
wachstum aus. 2009 fand in Jekaterinburg in Russland das 
erste Gipfeltreffen statt, und seitdem trifft man sich jährlich. 
Die BRICS-Staaten umfassen zusammen 42 Prozent der Welt- 
bevölkerung und tragen ca. 22 Prozent zur globalen Wirt- 
schaftsleistung bei. 2015 gründete die Staatengruppe in der 
russischen Stadt Ufa eine gemeinsame «Entwicklungsbank» 
(New Development Bank) und einen eigenen, gemeinsamen 
«Währungsfonds». Wegen spekulativer Überhitzungen, der 
hohen Verschuldung einzelner Mitgliedsstaaten sowie des 
zwischenzeitlichen Verfalls der Rohstoffpreise und innenpoli- 
tischer Turbulenzen in den einzelnen Ländern ist das Ergebnis 
der Zusammenarbeit aufgrund des niedrigen Investitionskapi- 
tals bisher bescheiden geblieben. Doch sie zeigt das Bestreben 
Moskaus und Chinas, eigene Partnerschaften und Institutio- 
nen ohne die USA und ohne Europa zu schaffen. Putin um- 
warb seinen chinesischen Kollegen Xi Jinping mit den Wor- 
ten: «Wenn Russland und China ihre Kräfte bündeln, können 
sie alle Probleme überstehen.» 

In dieselbe Richtung weist auch die Schanghai-Organisa- 
tion. Gegründet 2001, gehören ihr neben China und Russland 
auch Indien, Pakistan, Kasachstan, Kirgistan, Tadschikistan 
und Usbekistan an. 2005 hatten die USA einen Beobachtersta- 
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tus beantragt, der jedoch abgelehnt wurde. Der Iran hat da- 
gegen einen Beobachterstatus erhalten und inzwischen die 
Mitgliedschaft beantragt. Präsident Xi hat dem Iran seine Un- 
terstützung zugesagt. Als Regionalorganisation geht es ihr 
vorrangig um die Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen Zent- 
ralasiens wie Terrorismus, Separatismus und Extremismus, 
um den Kampf gegen den Drogenhandel und gegen das orga- 
nisierte Verbrechen, aber auch um die wirtschaftliche, wissen- 
schaftliche und kulturelle Zusammenarbeit. Inzwischen wur- 
den von den Mitgliedsstaaten auch eine Reihe gemeinsamer 
militärischer Manöver durchgeführt, so ın Kasachstan, China 
und Russland. Die Schanghai-Organisation verteidigt das Vor- 
gehen Chinas in Tibet und in der Provinz Xinjiang genauso 
wie Russlands Tschetschenien-Politik oder die autoritäre In- 
nenpolitik der zentralasiatischen Staaten. In diesem Zusam- 
menhang wirft sie den USA vor, oppositionelle NGOs und 
«Farbenrevolutionen» zu finanzieren, um einen Regime- 
change zu erreichen. Tatsächlich dürfte ein wichtiges Ziel 
Russlands und Chinas bei der Gründung der Schanghai-Or- 
ganisation darin gelegen haben, zu verhindern, dass sich die 
USA im Gefolge des Afghanistankrieges dauerhaft in Zen- 
tralasien militärisch etablieren. Andererseits wollen viele Mit- 
gliedsstaaten auch gute Beziehungen zu den USA und zur EU 
unterhalten, als Gegengewicht zur Abhängigkeit von Russ- 
land und China. Ein Tor zu sein zu Asien mit seiner christli- 
chen, orthodoxen und islamischen Mischkultur entspricht aber 
auch generell einer langen geschichtlichen Tradition Russ- 
lands. In diesem Zusammenhang zitieren ihre Anhänger gerne 
Fjodor M. Dostojewski: «In Europa waren wir Asiaten, wäh- 
rend wir in Asien auch Europäer sind.» 

Infolge der Fehler amerikanischer Politik ist Russlands 
Einfluss im Nahen und Mittleren Osten in den letzten Jahren 
stark gestiegen. Über Syriens Zukunft kann nicht mehr ohne 
Moskau entschieden werden. Präsident Putin wird alles versu- 
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chen, die Verhandlungsrunden in der Kasachischen Haupt- 
stadt Astana zum Erfolg zu führen, den Krieg in Syrien zu 
beenden und Assad in seinem Amt zu stabilisieren. Für ihn 
wäre das ein großer diplomatischer Erfolg nach innen wie 
nach außen: Frieden zu schaffen, wenn auch einen kalten Frie- 
den, ohne Regimewechsel und ohne territoriale Verschiebun- 
gen. Doch Russland zieht auch ganz konkrete Vorteile aus 
seinem Eingreifen. Laut Vizepremier Dmitri Rogosin konnten 
große Waffengeschäfte mit Syrien getätigt und russische Waf- 
fensysteme im Einsatz getestet werden. 

Im April 2018 sagte Putin bei seinem Treffen mit dem tür- 
kischen Präsidenten Erdoğan zu, die bereits im Dezember 
2017 vereinbarte Lieferung des russischen Raketenabwehrsys- 
tems S-400 zu beschleunigen und löste scharfe Kritik der USA 
und Israels aus. Gleichzeitig feierten beide Präsidenten den 
Startschuss für den Bau eines russischen Atomkraftwerkes in 
der Türkei. Außerdem kann Russland jetzt seine Marinebasis 
in der syrischen Hafenstadt Tartus endgültig zu einem voll- 
wertigen Stützpunkt ausbauen. Zukünftig werden sich dort 
elf, auch atomar bestückte Schiffe aufhalten können. Die neue 
Vereinbarung mit einer Vertragsdauer von 49 Jahren ermög- 
licht es Russland, seine Präsenz im Mittelmeer entscheidend 
zu verstärken. Für Putin ist das ein weiterer Schritt zu der von 
ihm angestrebten neuen globalen Rolle für Russland, mit der 
er zugleich deutlich machen will, dass es sich mit den USA auf 
Augenhöhe bewegt. 

Auch die russischen Beziehungen mit dem Iran, mit dem 
Moskau in Syrien kooperiert, haben sich in den letzten Jahren 
vertieft. Gleichzeitig zeigt sich im Falle Irans ebenso wie in 
Syrien sehr deutlich, dass der Westen Russland in zahlreichen 
weltpolitischen Konflikten als Partner braucht, wenn er diese 
lösen will. Die drohende nukleare Aufrüstung des Iran bot 
Moskau eine willkommene Gelegenheit, seine internationale 
Verantwortung und Kooperationsbereitschaft unter Beweis 
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zu stellen. Gespräche im Kreml machten schon sehr früh 
deutlich, dass Russland kein Interesse hatte, an seiner Süd- 
flanke mit einer weiteren Nuklearmacht neben Pakistan und 
Indien konfrontiert zu werden. Dennoch vereinbarte Moskau 
mit Teheran im November 2014 ein Paket über die Errichtung 
von bis zu acht Kernkraftwerkeinheiten, für die es auch den 
Brennstoff zur Verfügung stellen sollte. Den genutzten Brenn- 
stoff will Russland jedoch wieder zurücknehmen, um ihn im 
eigenen Land endzulagern. Gleichzeitig setzte Russland seine 
Rüstungskooperation mit dem Iran fort und vertiefte auch die 
politische, wirtschaftliche und kulturelle Zusammenarbeit. So 
verknüpft die russische Führung internationale Verantwor- 
tung geschickt mit wirtschaftlichen Interessen. 

Auch aufgrund russischer Vermittlung kam es im Juli 2015 
nach 13 Jahren Atomstreit zu einer Einigung. Das Abkom- 
men, das der Iran und die fünf ständigen Mitglieder im UN- 
Sicherheitsrat, Russland, Großbritannien, Frankreich, China 
und die USA, sowie Deutschland unterzeichnet haben, gilt bis 
heute als strategischer Durchbruch. Gleichzeitig regte sich 
von Anfang an Kritik, weil es auf zehn bis 15 Jahre begrenzt 
ist und seine Wirksamkeit von manchen Experten vor allem 
im amerikanischen Kongress angezweifelt wird. Präsident 
Trump hatte schon im Wahlkampf das Verhandlungsergebnis 
als «schrecklichen und einseitigen Deal» bezeichnet, den er 
dementsprechend im Mai 2018 aufkündigte. Auf dem Treffen 
der Schanghai-Gruppe im Juni 2018 kritisierte Präsident Putin 
in Anwesenheit des iranischen Präsidenten Hassan Rohani 
diese Entscheidung. Sie wirke sich für die ganze Region «de- 
stabilisierend» aus. Rohani bedankte sich auf seine Art. Er 
lobte die gegenseitigen Beziehungen, die sich «sehr positiv» 
entwickeln würden, und äußerte den Wunsch, den gegenseiti- 
gen Austausch und die Zusammenarbeit zu verstärken. Wie 
sehr sich inzwischen die Beziehungen qualitativ verbessert ha- 
ben, war bereits im August 2016 deutlich geworden, als der 
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Iran seinen Luftstützpunkt Nojeh in der Provinz Hamedan 
kurzfristig für den Einsatz russischer Kampfflugzeuge in Sy- 
rien zur Verfügung gestellt hatte. 

Während Russland in den letzten Jahren global an Gewicht 
und an Partnern gewonnen hat, war die Wirkung der westli- 
chen Sanktionen bisher begrenzt. In manchen Sektoren haben 
sie Russland sogar wirtschaftlich unabhängiger und damit 
stärker gemacht. Viel entscheidender für die Entwicklung der 
russischen Wirtschaft war aber zuletzt der Ölpreis. Und Russ- 
land vom internationalen Energiemarkt auszuschließen, wie 
das im Falle des Iran praktiziert wurde, dürfte angesichts der 
zumindest mittelfristig hohen Abhängigkeit Europas von rus- 
sischen Gaslieferungen schwierig werden. So kann der Westen 
Russland bei einer verschärften Konfrontation zwar wirt- 
schaftlich Schaden zufügen, in die Knie zwingen wird er es auf 
diesem Wege aber nicht. 

Es ist daher wenig wahrscheinlich, dass Russland sich vom 
Westen unter Druck setzen lassen wird. Für die gegenwärtige 
Strategie der NATO verheißt das nichts Gutes. Wer sich selbst 
als so stark und unabhängig einschätzt, wie die russische 
Führung dies tut, muss in den aktuellen Konfliktfällen keine 
voreiligen Kompromisse und nachteiligen Lösungen akzep- 


tieren. 


Die Zukunft der Ukraine 


Das gilt insbesondere auch für die Ukraine. Die Halbinsel 
Krim ist für Präsident Putin von geostrategischer Bedeutung. 
Der Stützpunkt der russischen Marine in Sewastopol sichert 
Russland die Kontrolle des Schwarzen Meeres und den See- 
weg zum Mittelmeer. Manche Beobachter wollen nicht aus- 
schließen, dass die erheblichen Entwicklungskosten, die Mos- 
kau für die Krim aufbringen müsste, ein Anlass sein könnten, 
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sie für eine Zusage der Ukraine, den Marinehafen dauerhaft 
nutzen zu können, wieder an sie zurückzugeben Gesprächs- 
partner in Moskau sprechen von vielen Milliarden, die Russ- 
land für die Krim aufbringen müsse. Der frühere russische 
Finanzminister Alexej Kudrin bezifferte die direkten und in- 
direkten Kosten ihrer Angliederung auf 150 bis 200 Milliarden 
US-Dollar. Doch müsste dazu wohl gleichzeitig die ukraini- 
sche NATO-Perspektive offiziell zurückgenommen werden. 
Eine militärische Rückgewinnung jedenfalls bleibt eine Illu- 
sion und könnte eine unübersehbare Krise in ganz Europa 
auslösen. Wer wollte dazu bereit sein? 

In der Ostukraine finden nach wie vor Kämpfe zwischen 
dem ukrainischen Militär und prorussischen Separatisten statt. 
Auch rechtsradikale Milizen haben ihre Hand im Spiel. Der in 
Minsk vereinbarte Waffenstillstand wird ständig gebrochen. 
Die OSZE-Beobachtergruppe, die ihn überwachen soll, mel- 
det Nacht für Nacht mal mehr, mal weniger Detonationen 
und Schüsse von schweren und leichten Waffen. Nach einem 
Bericht der OSZE-Beobachtungsmission hat es allein im Mai 
2018 rund 28000 Waffenstillstandsverletzungen gegeben. 

Vereinbarungsgemäß sollten die schweren Waffen längst 
abgezogen sein. Fast regelmäßig kommen in der Ostukraine 
Zivilisten wie Milizionäre zu Tode. Männer mit «militär-ähn- 
lichem Outfit» wechseln regelmäßig zu Fuß über die russisch- 
ukrainische Grenze. Lange LKW-Kolonnen aus Russland 
fahren bei Tag und Nacht mit unbekannter Ladung in die 
Ostukraine. Doch auch hier wird und kann es keine militäri- 
sche Lösung geben. 

Trotz des Minsk-II-Abkommens, das in einer Nachtsit- 
zung im Februar 2015 zwischen der Bundeskanzlerin, dem 
französischen Präsidenten Hollande, Präsident Putin und dem 
ukrainischen Präsidenten Poroschenko ausgehandelt wurde, 
zeichnet sich noch keine diplomatische Lösung ab. Das Ab- 
kommen war neben Vertretern der Ukraine, Russlands und 
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der OSZE selbst von den Separatisten unterschrieben worden. 
Im Rahmen der Verhandlungen hatten alle vier Staats- und 
Regierungschefs «ihre uneingeschränkte Achtung der Souve- 
ränität und der territorialen Unversehrtheit der Ukraine» be- 
kräftigt und gemeinsam festgestellt, «dass es zu einer aus- 
schließlich friedlichen Lösung keine Alternative gibt». 

Manche Beobachter behaupten, dass in Wirklichkeit weder 
die Ukraine noch Russland ein Interesse hätten, die Ostukra- 
ine endgültig zu übernehmen. Für beide wäre das sogar die 
«größte Strafe». Die wirtschaftliche und finanzielle Belastung 
wäre zu groß. Zu dramatisch seien in der Ostukraine die Zer- 
störungen an den Gebäuden und an der Infrastruktur. Die 
wichtigsten Betriebe und Minen seien zerstört oder abmon- 
tiert. Hunderttausende Einwohner sind entweder nach Russ- 
land oder in die Westukraine geflüchtet. Kiew hätte weder das 
Geld noch die staatlichen Einrichtungen, die Separatistenge- 
biete wieder zu integrieren. 

Präsident Putin hat jetzt vorgeschlagen, zur Überwachung 
des Waffenstillstandes Blauhelm-Truppen der Vereinten Na- 
tionen im ostukrainischen Konfliktgebiet einzusetzen, aller- 
dings nur entlang der Kontaktlinie. Das könnte sinnvoll sein, 
doch sollten unter ihnen laut Putin auch russische Soldaten 
zum Einsatz kommen. Nach ukrainischer Auffassung dage- 
gen sollte nicht nur die Einhaltung des Waffenstillstandes 
überwacht werden, sondern die ganze Ostukraine einschließ- 
lich der beiden Separatistengebiete. Doch das lehnt wiederum 
Russland ab. 

Bis zur Stunde bewegt sich daher nichts. Keine Seite ist be- 
reit, den ersten Schritt zu tun. Moskau konzentriert sich auf 
die im Minsker Abkommen enthaltene Vereinbarung, dass die 
Regierung in Kiew den abtrünnigen Territorien im Donbas ei- 
nen Sonderstatus in der ukrainischen Verfassung verleiht und 
ein Sondergesetz über Wahlen in diesen Gebieten beschließt. 
Die ukrainische Seite fordert die Durchsetzung der Waffen- 
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ruhe, den Abzug schwerer Waffen und den Austausch von 
Gefangenen. Und Russland setzt seine hybride Kriegführung 
fort. Russische Soldaten bilden eine stete Drohkulisse an der 
ukrainischen Grenze und sind zugleich Schild und Versorger 
ihrer Kräfte in der Ostukraine. Die Okkupation der Krim und 
der Konflikt in der Ostukraine sind für Russland nicht zuletzt 
der Hebel, eine ukrainische NATO-Mitgliedschaft und damit 
eine mögliche Präsenz von NATO-Truppen entlang seiner 
2295 Kilometer langen gemeinsamen Grenze mit der Ukraine 
zu blockieren. 

Um eine weitere Eskalation des Konfliktes zu verhindern, 
sollte die EU nach der Assoziierung der Ukraine verstärkt da- 
rauf drängen, dass diese ihre demokratischen und vor allem 
rechtsstaatlichen Reformen beschleunigt fortsetzt, der immer 
noch erschreckend hohen Korruption ein Ende setzt, die 
marktwirtschaftlichen Reformen fortführt und die Privatisie- 
rung der Staatsbetriebe durchsetzt. Überfällig wäre die Auflö- 
sung der rechtsradikalen Verbände und Milizen. Ein ukraini- 
scher Zweisprachen-Staat, der Russisch als gleichberechtigte 
Zweitsprache zulassen würde, könnte auch zum Modell für 
Russland werden. Der Weg zu einem demokratischen Rechts- 
staat ist weit, und das ukrainische Reformtempo hat spürbar 
nachgelassen. 

Der ehemalige polnische Finanzminister und Vater der pol- 
nischen Reformen, der «Schocktherapie» von 1989/90, Leszek 
Balcerowicz, hatte die Leitung einer hochrangigen Berater- 
gruppe für Reformen in der Ukraine übernommen und bereits 
2016 der Öffentlichkeit ein umfassendes Reformpaket vor- 
gelegt. Darin sind nach seiner Meinung alle wichtigen und 
notwendigen Themen abgedeckt: die Dezentralisierung des 
Staates, der Kampf gegen die Korruption, der Umbau des Jus- 
tizsystems, die Reform der Staatsfinanzen, Privatisierungen, 
die Demonopolisierung und Deregulierung der Wirtschaft. 
Nach Ansicht von Balcerowicz sollten diese Reformen im Pa- 
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ket verabschiedet werden. Und er fügte hinzu: «Sie schmerzen 
nur einzelne Interessengruppen, namentlich die Oligarchen 
im Land.» Doch zu ihnen gehört bekanntlich auch Präsident 
Poroschenko. Nach eigenen Angaben - so die «FAZ» vom 
5. November 2016 - besitzt er «104 Unternehmen in der Uk- 
raine, in Russland, Spanien, Polen, China und Zypern, auf den 
britischen Jungferninseln und in den Niederlanden. Sein Pa- 
last in einem Kiewer Luxusvorort hat 113 1,7 m?.» 

Ein ehemaliger finnischer Präsident erinnerte auf der 
Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2015 an die ge- 
schichtliche Erfahrung der Finnen, als er sagte: «Wenn die 
Menschen an Demokratie glauben, können sie Stalins Trup- 
pen schlagen.» Die finnischen Truppen hatten im Winterkrieg 
1939/40 den von Stalin befohlenen Angriff der Sowjetarmee 
erfolgreich zurückgeschlagen. Bezogen auf die Ukraine 
könnte man sagen: Als die Ukrainer auf dem Maidan an Eu- 
ropa glaubten, konnten sie Janukowitsch schlagen. Wenn die 
demokratischen und marktwirtschaftlichen Reformen endlich 
erfolgreich durchgesetzt würden, könnten sie auch die Separa- 
tisten schlagen. Militärisch kann die Ukrainekrise nicht gelöst 
werden. Daran werden auch die gemeinsamen ukrainisch- 
amerikanischen Manöver nichts ändern. Sie sind eher geeig- 
net, die Gesamtsituation zu verschärfen. Das sogenannte Nor- 
mandie-Famat, also Verhandlungen zwischen Deutschland, 
Frankreich, Russland und der Ukraine, bleibt vorläufig das 
einzige Instrument, um Fortschritte in der Ukrainekrise zu er- 
reichen. 


Die neue Entspannungspolitik 
Wenn die NATO ihre gegenwärtige Politik fortsetzt, wird der 


Konflikt immer weiter eskalieren. Russland fühlt sich stark 
und wird auch einem weiter erhöhten Druck nicht weichen. 
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Man kann nur hoffen, dass es keiner neuen Kubakrise bedarf, 
bis ein Umdenken stattfindet und wieder das Streben nach 
Entspannung und Rüstungskontrolle in den Vordergrund 
rückt. Was in Europa fehlt, was im ganzen Westen fehlt, sind 
Politiker, die die vereinbarten Ziele, wie die Pariser Charta 
von 1990, ständig in Erinnerung halten, sie den Bürgern erklä- 
ren und für sie werben. 

Bundeskanzler Helmut Kohl und der französische Präsi- 
dent Frangois Mitterrand waren Wanderprediger in Sachen 
Europa. Helmut Kohl wie übrigens auch Franz Josef Strauß 
wollten die Vereinigten Staaten von Europa, Mitterrand wollte 
eine europäische Konföderation. Sie entwickelten in zahllosen 
persönlichen Begegnungen auch ihrer Außenminister Hans- 
Dietrich Genscher und Roland Dumas eine gemeinsame Stra- 
tegie, die Europa über den gemeinsamen Binnenmarkt, über 
das Schengen-Abkommen, über eine Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion mit der gemeinsamen Währung und über eine Po- 
litische Union zu ihrem Ziel führen sollte. Der Weg ist lang 
und schwierig, aber jeder weiß es. Heute heißen die Ziele: 
«Wir brauchen mehr Europa» bzw. «Aufbruch nach Europa». 
Jeder stelle sich darunter vor, was er wolle. 

Helmut Kohl gab auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges 
in den achtziger Jahren das Ziel vor: «Frieden schaffen mit 
weniger Waffen». Einen Weg dazu vereinbarte er mit US-Prä- 
sident Reagan im November 1984. Und wie bereits beschrie- 
ben, konnten unter den Präsidenten Reagan und George Bush 
sen. und mit Hilfe der NATO mit der UdSSR und Russland 
die weitreichendsten Abrüstungskontrollvereinbarungen ge- 
troffen werden. Heute rüstet ein US-Präsident Trump hem- 
mungslos auf, die NATO folgt und, welche Überraschung, 
Russland und China rüsten ebenfalls auf. Alle hatten über 
Jahre von der «Sicherheitspartnerschaft» mit Russland ge- 
sprochen, angefangen von der NATO über die EU bis zur 
Bundesregierung, die dann noch die «Modernisierungspart- 
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nerschaft» und die «Innovationspartnerschaft» hinzufügte. 
Man wartete schon gespannt darauf, welche «Partnerschaf- 
ten» von der Bundesregierung zukünftig noch entdeckt wür- 
den. Doch am Ende blieben sichtbare Ergebnisse aus, weil die 
konkreten Schritte zur Umsetzung fehlten. 

Als die Mauer fiel, hatte Bundeskanzler Helmut Kohl den 
Mut, das Ziel der deutschen Einheit anzukündigen. In seiner 
Zehn-Punkte-Rede vom November 1989 erklärte er die Stra- 
tegie, wie er das Ziel erreichen wollte. Jeder Bürger und jeder 
Verhandlungspartner kannte sie. Überzeugend führen kann 
nur der, der den Bürgern klare Ziele vorgibt, Perspektiven auf- 
zeigt und sich ihrer selbst sicher ist. Führen kann nur der, der 
entsprechende Strategien entwickelt sowie Wege und Instru- 
mente vorweist, wie er diese Ziele erreichen will. Führen kann 
nur der, der bereit ist, dafür die Menschen zu mobilisieren, um 
die notwendige Akzeptanz und den demokratischen Konsens 
der Mehrheit der Bürger zu gewinnen, die zur Durchsetzung 
der Ziele unabdingbar sind. Führen kann nur der, der durch 
moralische Integrität und Kompetenz persönliche Autorität 
gewinnt und auch beansprucht. 

Die Atlantische Allianz ist für Europa von strategischer Be- 
deutung, weil sie die USA vertraglich an Europa bindet. Sie 
war während des Kalten Krieges über Jahrzehnte der Garant 
für Frieden, Freiheit und Menschenrechte in Europa und am 
Ende auch ein wichtiger Motor für Entspannung und Abrüs- 
tung mit der Sowjetunion und den Warschauer-Pakt-Staaten. 
Diese Aufgabe muss sie unter den veränderten Voraussetzun- 
gen weiterführen. Im Grunde braucht es dafür keine neuen 
Vereinbarungen mehr zwischen Russland und der NATO, 
denn die Grundakte sagt alles über eine mögliche Partner- 
schaft aus, was nötig ist. Stattdessen muss daran gearbeitet 
werden, den bereits bestehenden Rahmen wieder mit Leben 
zu füllen. 

Damit ist nicht gesagt, dass die NATO und ihre Mitglieds- 
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staaten die russischen Provokationen und die Aggression in 
der Ukraine ohne Antwort lassen sollen. Doch es gilt, die 
Lehren des Kalten Krieges zu beherzigen: Stärke und Ent- 
spannung schließen sich nicht aus, sie können sich vielmehr 
gegenseitig befördern. Wir brauchen wieder eine Politik, die 
die Bereitschaft zur Konfrontation mit der ausgestreckten 
Hand verbindet, mit konkreten Angeboten, die den Weg zur 
Deeskalation weisen, zu Abrüstung und Rüstungskontrolle, 
zu Entspannung und Partnerschaft. Und wenn das erfolgreich 
sein soll, dann müssen die NATO-Staaten wieder anfangen, 
die russischen Interessen ernst zu nehmen und Kompromisse 
einzugehen. Dies betrifft etwa den A-KSE-Vertrag, das Rake- 
tenabwehrsystem und die NATO-Perspektive für die Ukraine 
und Georgien. Es braucht wieder eine Gipfeldiplomatie, wie 
in der Endphase des Kalten Krieges, wo alle gegenseitigen Be- 
schwerden auf den Tisch kommen und nach gemeinsamen Lö- 
sungen gesucht wird — sei es im Rahmen des NATO-Russ- 
land-Rates oder der OSZE. Es braucht eine Neubelebung der 
Charta von Paris. Werden solche Initiativen offiziell und mit 
Nachdruck verfolgt, dann muss sich auch Russland bewegen. 


Brücken bauen 


Nichts hat den Weg in die Konfrontation so beschleunigt, wie 
das wachsende gegenseitige Misstrauen zwischen Russland 
und dem Westen. Gegenwärtig vermuten beide Seiten bei ih- 
rem Gegenüber meist die schlimmstmöglichen Absichten und 
Motive. Die entscheidende Währung, um die gegenwärtige 
Krise zu überwinden, ist daher Vertrauen - insbesondere zwi- 
schen den handelnden Politikern. Es kann jedoch in der aktu- 
ellen Situation nur Schritt für Schritt aufgebaut werden. Das 
setzt auch jeweils einen gewissen Vertrauensvorschuss voraus; 
das heißt nichts anderes, als dass man selbst bereit sein muss, 
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sich einem gewissen Risiko auszusetzen, dass das entgegenge- 
brachte Vertrauen missbraucht oder nicht mit dem gleichen 
Vertrauen beantwortet wird. Wenn ich Vertrauen gewinnen 
will, darf ich dem Partner aber keine Bedingungen stellen oder 
Sanktionen ankündigen. Es geht dabei nicht um blindes Ver- 
trauen. Das Risiko, das jemand eingeht, muss kalkulierbar und 
tragbar sei. Auch 1989/90 musste Zug um Zug Vertrauen auf- 
gebaut und nach der Maßgabe gehandelt werden: Hilfst Du 
mir, dann helfe ich Dir. Am Ende müssen beide Seiten Gewin- 
ner sein. Ansonsten ist Otto von Bismarck zuzustimmen, der 
einmal gesagt hat: «Ein ehrlicher Feind ist besser als ein fal- 
scher Freund.» 

Kein anderer Staat hat so gute Voraussetzungen wie die 
Bundesrepublik Deutschland, um die Beziehungen mit Russ- 
land zu entwickeln und nach und nach wieder zu verbessern. 
Gemeinsam mit Frankreich sollte Deutschland dabei im west- 
lichen Bündnis eine Führungsrolle übernehmen und den ge- 
genläufigen Tendenzen in Washington und den osteuropäi- 
schen Mitgliedsstaaten weiterhin offensiv entgegentreten. 

Am 18. August 2018 haben sich Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und Präsident Wladimir Putin zu einem persönlichen 
Gespräch im Gästehaus der Bundesregierung auf Schloss Me- 
seberg in der Nähe von Berlin getroffen. Nach Mitteilung des 
Bundespresseamtes war es innerhalb der letzten fünf Jahre die 
15. Begegnung sowohl bilateraler Art als auch im multilatera- 
len Rahmen wie zuletzt auf dem G-20-Gipfel. Im gleichen 
Zeitraum hätten beide 54-mal miteinander telefoniert, meis- 
tens nur zu zweit oder im sogenannten Normandie-Format 
gemeinsam mit dem französischen und ukrainischen Präsi- 
denten, wenn es um die Minsker Vereinbarung ging. 

Es war auch die Bundeskanzlerin, die im Februar 2015 die 
Initiative ergriffen und ihren französischen Partner, Präsident 
Francois Hollande, gewissermaßen an die Hand genommen 
hatte, um mit ihm nach Moskau zu Präsident Putin zu reisen 
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und dann gemeinsam in der weißrussischen Hauptstadt Minsk 
unter Einbeziehung des ukrainischen Präsidenten Petro Poro- 
schenko das Minsker Abkommen zu verhandeln. Es sollte ein 
Verhandlungsmarathon von 17 Stunden Dauer werden, unter- 
brochen nur von Vier-Augen-Gesprächen. Das ist vermutlich 
ein Verhandlungsrekord. 

Viele werden sich noch an die eindrucksvollen Fernsehbil- 
der vom 18. Mai 2018 erinnern, als Präsident Putin die Bun- 
deskanzlerin in seiner Sommerresidenz in Sotschi mit einem 
prächtigen Strauß weißer Rosen begrüßte. In der gemeinsa- 
men Pressekonferenz nach Abschluss der Gespräche betonte 
die Bundeskanzlerin, dass «gute Beziehungen zu Moskau im 
strategischem Interesse Deutschlands» seien. Sie halte «das 
Miteinander-Reden für absolut wichtig». Bei allen Differen- 
zen gebe es «auch Themen, bei denen sind wir durchaus einer 
Meinung». 

Auch Präsident Putin sprach sich für einen «engen Dialog 
mit Deutschland» aus. Und er fügte hinzu, dass es «verschie- 
dene Einschätzungen der einen oder anderen Situation auf der 
Welt» gebe, aber die Probleme könnten nicht gelöst werden, 
«wenn man keinen Dialog miteinander führt». Was die Mins- 
ker Vereinbarung betreffe, sei sie «alternativlos», erklärte Pu- 
tin, und nach Aussage von Angela Merkel bleibt das Minsker 
Abkommen bis zur Stunde die «einzige Grundlage, auf der 
wir arbeiten können». 

Die Häufigkeit und Ausführlichkeit der Gespräche und Be- 
gegnungen sind ein Hinweis darauf, dass beide den jeweils 
anderen als wichtigen und handlungsfähigen Partner anerken- 
nen und schätzen. Präsident Putin hat sich einmal in einem 
kleinen Kreis sehr positiv über die Bundeskanzlerin geäußert. 
Sie spreche Themen klar und sachlich an. Sie höre im Gegen- 
satz zu anderen Gesprächspartnern zu und greife Argumente 
nicht nur auf, sondern kommuniziere auch öffentlich sachge- 
recht. Im Umgang mit Partnern zeige sich ihre christliche Er- 
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Angela Merkel - Garant für politische Stabilität und Dialogfähigkeit 
mit West und Ost 


ziehung. Für ihn sei sie in Europa der wichtigste Gesprächs- 
partner. 

Für Präsident Putin ist die Bundeskanzlerin in der Sache 
eine sicherlich harte und unbequeme, aber eine vertrauens- 
würdige und zuverlässige Partnerin. Den wenigen Hinweisen 
nach, die in Erfahrung zu bringen sind, sieht die Bundeskanz- 
lerin ihren russischen Partner kritischer, vor allem was seine 
Wahrhaftigkeit und Verlässlichkeit betrifft. Aufgrund ihres 
ersten Lebensabschnitts in der DDR müsste Präsident Putin 
für sie jedoch verständlicher und berechenbarer sein als für 
andere westliche Politiker. 

Neben Frankreich kann Polen eine Schlüsselrolle für das 
Verhältnis zwischen dem Westen und Russland spielen — im 
positiven wie im negativen Sinne. Warschau kann einen Pro- 
zess der Annäherung und Zusammenarbeit mit Russland för- 














Was tun? 231 


dern, aber auch ernsthaft gefährden. Deshalb war es fast ein 
genialer Schritt, dass sich im August 1991 die Außenminister 
Deutschlands, Frankreichs und Polens in Weimar trafen, um 
das «Weimarer Dreieck» ins Leben zu rufen, ein informelles 
Gesprächsformat mit dem Ziel, «konkrete gemeinsame Im- 
pulse für die Außen- und Europapolitik [zu] geben». 

Seit 1998 trafen sich in unregelmäßigen Abständen auch die 
Staats- und Regierungschefs. Bei ihrem fünften Treffen im 
Mai 2005 in Nancy sprachen sie unter anderem über die Be- 
ziehungen der EU zu Russland und der Ukraine. Im Jahr 
darauf stellte der damalige polnische Staatspräsident Lech Ka- 
czynski das Weimarer Dreieck in Frage. Als Beratungsgre- 
mium könne es keine konkreten Ergebnisse beschließen. 2011 
fand in Warschau das letzte Treffen der Staats- und Regie- 
rungschefs statt. Erst im Mai 2013 kündigten der französische 
Präsident Frangois Hollande und sein polnischer Kollege Bro- 
nislaw Komorowski mit Zustimmung der Bundeskanzlerin 
die Wiederbelebung des Weimarer Dreiecks an. Es war und 
blieb ein inoffizieller Beratungskreis, aber es bot etwa die 
Chance für die Außenminister, ihren russischen oder ukraini- 
schen Kollegen in die Suche nach Lösungen einzubeziehen. 
Doch das vorerst letzte Treffen sollte im April 2014 in Berlin 
und in Weimar stattfinden. Im Februar hatten die drei Außen- 
minister noch auf dem Höhepunkt der Maidan-Proteste die 
Chance genutzt, in Kiew mit dem ukrainischen Staatspräsi- 
denten sowie mit Führern der Opposition Gespräche zu füh- 
ren. 

Außenminister Heiko Maas hat sich bei seinem Antrittsbe- 
such in Warschau im März 2018 für enge Beziehungen mit Po- 
len ausgesprochen und für die Wiederbelebung des Weimarer 
Dreiecks geworben. Der polnische Außenminister Jacek Cza- 
putowicz unterstützt den Vorschlag. Doch vor dem Hinter- 
grund der unterschiedlichen Positionen in der EU-Politik zö- 
gert Frankreich noch. Die Interessenunterschiede sind sehr 
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groß. Mit Sicherheit gilt das heute auch für die Beziehungen 
zu Russland. 

Zeitweise hatte es ermutigende Anzeichen gegeben, dass 
sich die russisch-polnischen Beziehungen unter Präsident Pu- 
tin in eine positive Richtung entwickeln könnten. Im Vorfeld 
der Gedenkfeiern zum deutschen Überfall auf Polen, die am 
1. September 2009 auf der Westerplatte bei Danzig stattfan- 
den, hatte Putin in einem Gastbeitrag für die polnische Zei- 
tung «Gazeta Wyborcza» den Hitler-Stalin-Pakt als «unmora- 
lisch» verurteilt. Er könne «mit Fug und Recht» verurteilt 
werden. Am Ende seien Polen und Russen Waffenbrüder im 
Kampf gegen einen gemeinsamen Feind gewesen. 

Am 7. April 2010 trafen sich Putin und der polnische Mi- 
nisterpräsident Donald Tusk anlässlich des 70. Jahrestages des 
Massakers von Katyn zu einer gemeinsamen Gedenkveran- 
staltung, die Putin im Februar des Jahres angeregt hatte. Das 
alles waren Schritte in die richtige Richtung, auch wenn Putins 
Reden in Polen zwiespältige Gefühle ausgelöst haben. Die Ka- 
tastrophe trat ein, als die polnische Maschine mit dem Präsi- 
denten Lech Kaczynski und seiner Delegation Tage später 
beim Anflug auf die russische Stadt Smolensk abstürzte. Sein 
Zwillingsbruder Jaroslaw Kaczynski macht bis heute Russ- 
land für den Absturz verantwortlich. Als Chef der national- 
konservativen PiS-Partei (Partei Recht und Gerechtigkeit) di- 
rigiert er den amtierenden polnischen Präsidenten sowie die 
Regierung, beschneidet die Unabhängigkeit der Medien und 
der Justiz und verfolgt nicht nur einen EU-kritischen Kurs, 
sondern auch eine kompromisslos ablehnende Politik gegen- 
über Russland. Doch im Herbst 2019 finden in Polen Parla- 
mentswahlen statt und im Jahr darauf Präsidentschaftswahlen. 
Sollten sich die politischen Mehrheiten ändern, wäre auch eine 
andere Außenpolitik Polens wieder möglich. 

Deutschland, Frankreich und Polen könnten gemeinsam 
ein entscheidender Motor für die Entwicklung konstruktiver 
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Beziehungen zu Russland sein. Die schrecklichen Ereignisse 
des Zweiten Weltkrieges und die bitteren Erfahrungen wäh- 
rend des Kalten Krieges sollten für alle Anlass genug sein, 
Wege des Dialogs, der Verständigung und der Zusammenar- 
beit nicht nur untereinander, sondern auch mit Russland zu 
erarbeiten und zu praktizieren. Die gemeinsamen Ziele sind 
mit der Charta von Paris von 1990 längst definiert und von 
allen unterschrieben worden. Eine gesamteuropäische Sicher- 
heitsordnung und eine gesamteuropäische Freihandelszone 
müssen im Interesse aller sein, auch Polens. Die fast 100 Milli- 
onen Toten in beiden Weltkriegen sollten für alle Mahnung 
genug sein, endlich tätig zu werden und aufeinander zuzuge- 
hen, statt neuen Hass zu säen. 

In Russland wächst seit 1990 eine neue Generation auf. Sie 
hat keine Sowjetunion, keinen Kommunismus und keinen 
Kalten Krieg erlebt. Sie will eine friedliche und materiell gesi- 
cherte Zukunft - wie alle Menschen in Europa. Wir sollten 
zusammenarbeiten, die bereits errichteten Brücken weiter 
pflegen, neue Brücken bauen. Es gibt viele Möglichkeiten, an- 
gefangen beim Jugend- und Studentenaustausch sowie ge- 
meinsamen Projekten in Wissenschaft und Kultur, erleichtert 
durch Visafreiheit, über Städtepartnerschaften und wirtschaft- 
liche Kooperationen bis zur Zusammenarbeit etwa bei der 
Entsorgung von Atomabfall, wie gegenwärtig mit den USA 
praktiziert oder bei der Internationalen Weltraumstation ISS. 
Wie die Bundeskanzlerin einmal im Bundestag sagte: «Brü- 
cken sind schnell zerstört, aber es dauert lange, sie wiederauf- 
zubauen.» Fangen wir wieder an. 
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Zum Buch 


Als außenpolitischer Berater Helmut Kohls und langjähriger Vor- 
sitzender der Münchner Sicherheitskonferenz überblickt Horst 
Teltschik die internationale Politik der letzten Jahrzehnte wie 
nur wenige andere. In seinem Buch zeigt er, wie die Chancen von 
1989/90 auf eine stabile internationale Friedensordnung unter Ein- 
schluss Russlands auch durch die NATO verspielt wurden, und 
erinnert an die Lehren des Kalten Krieges: Wir brauchen dringend 
eine Neuauflage der Entspannungspolitik, wenn wir nicht Gefahr 
laufen wollen, vom Kalten Frieden in einen heißen Konflikt zu 
schlittern. Denn die NATO und Russland befinden sich in einer 
Eskalationsspirale, die nicht selten an Sandkastenspiele trotziger 
Kinder erinnert: Truppen werden an die Grenze verlegt, die Mil- 
itärs führen Manöver durch, die jeweils klar gegen den anderen ger- 
ichtet sind, es wird aufgerüstet, und von gegenseitigem Vertrauen 
ist nichts mehr zu spüren. Wie konnte es so weit kommen? Horst 
Teltschik erinnert daran, welche ungeahnten Chancen sich 1989/90 
ergaben, eine dauerhafte Friedensordnung zu schaffen, und erklärt, 
warum nichts daraus wurde. Dabei zeigt sich, dass die NATO mehr 
Grund zur Selbstkritik hätte, als viele meinen, und die russischen 
Handlungen nicht nur, aber auch Reaktionen auf das Verhalten des 
Westens sind. Man sollte Russlands Aggression der letzten Jahre 
weder gutheifßen noch verteidigen, doch die gegenwärtige Konfron- 
tationspolitik der NATO müsste dringend durch Kompromissbere- 
itschaft und Verhandlungsangebote ergänzt werden. An diese Lehre 
des Kalten Krieges und seiner Überwindung zu erinnern, ist das 
große Verdienst des neuen Buches von Horst Teltschik. 
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